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Vorwort. 


Die nicht ſelten vorkommenden Ehrenkränkun⸗ 
gen machen eine nähere Berückſichtigung derſelben 
in ſtrafrechtlicher Beziehung nicht unintereſſant. 
Wie bei allen durch Strafgeſetze verpönten Hand: 
lungen ſtoßen auch hier folgende Hauptfragen 
auf: Welche unerlaubten Handlungen gehören 
unter dieſe Claſſe von Rechtsverletzungen — mit 
welchen Strafen ſind ſie verpönt — welche Behör⸗ 
den find zur Unterſuchung und Beſtrafung derſel⸗ 
ben competent — und wie haben fie dabei vorzu⸗ 
gehen. 

Das Strafgeſetz vom 3. September 1803, 
welches die Vergehen von ſeinen Gegenſtänden 
ausgeſchieden hat, enthält rückſichtlich dieſer Fra⸗ 
gen im VII. Abſatze der Einleitung die Weiſung: 
daß die Behandlung und Beſtrafung anderer 
Uebertretungen, (welche nemlich nach dem Straf— 


In - 
geſetze nicht als Verbrechen oder als ſchwere Po— 
lizei-Uebertretungen zu behandeln find und wozu 
auch die in Frage ſtehenden Ehrenkränkungen ge— 
hören,) den dazu beſtimmten Behörden 
nach den darüber vorhandenen Vorſchrif— 
ten vorbehalten bleibt. 

Dieſe bloße Berufung auf die zu verſchiedenen 
Zeiten und aus verſchiedenen Anläſſen erſchienenen 
Anordnungen machen beſonders für den Practi— 
ker einerſeits eine vollſtändige Zuſammenſtellung 
ſämmtlicher dahin gehörigen Vorſchriften ſehr 
wünſchenswerth; fo wie andererſeits bei dem Um—⸗ 
ſtande, daß außer den durch ſpecielle Beſtimmun⸗ 
gen als Polizei-Vergehen normirten unerlaubten 
Handlungen es noch andere gibt, die in Gemäß— 
heit der beſtehenden Geſetze nach der Analogie des 
Strafgeſetzes als ſolche zu behandeln und zu be— 
ſtrafen ſind, eine nähere Beleuchtung derſelben 
nicht unwillkommen ſeyn dürfte. Die Löſung die— 
ſer Aufgabe iſt der Zweck vorliegender Arbeit. In 
erſterer Beziehung war ich bemüht durch ſorgfäl— 
tiges Durchgehen der ſeit den älteſten Zeiten bis 
zum Ende des Jahres 1837 erſchienenen Verord— 


V 
nungen und durch die mir geſtattete Benützung 
ämtlicher Quellen einen möglichſt vollſtändigen 
Complex aller hieher gehörigen noch gültigen An 
ordnungen zu Stande zu bringen; — in letzterer 
Hinſicht verſuchte ich durch Aufſtellung der aus 
den öſterreichiſchen Strafrechts -Principien zu 
deducirenden Erforderniſſe eines Polizei-Verge— 
hens und Anwendung derſelben auf die betreffen— 
den Paragraphe des zweiten Theiles des Straf— 
geſetzbuches jene Handlungen zu bezeichnen, die 
nach der Analogie desſelben als Ehrenkränkungen 
anzuſehen ſind. 

Der zweite Abſchnitt iſt allgemeiner gehalten 
und handelt von dem Verfahren bei Polizei-Ver— 
gehen, von denen im zweiten Theile des Strafge— 
ſetzbuches analoge ſchwere Polizei-Uebertretungen 
vorkommen, da rückſichtlich der Ehrenkränkungen 
außer wenigen Ausnahmen nichts Beſonderes an— 
geordnet iſt. 

Wenn ich jene hauptſächlich das Verfahren 
betreffenden Vorſchriften des zweiten Theils des 
Strafgeſetzbuches oder die dazu nachträglich er— 
floſſenen Erläuterungen, rückſichtlich welcher bei 


VI 

ihrer Anwendung auf Polizei-Vergehen keine Mo- 
dificationen eintreten, entweder mit Stillſchwei⸗ 
gen überging oder bloß darauf hindeutete: ſo lag 
der Grund hiervon theils in dem Beſtreben nach 
möglichſt zuläſſiger Kürze, theils in der Ueberzeu⸗ 
gung, daß den Leſern dieſer Abhandlung die voll— 
ſtändigen dießfälligen Erläuterungen des Herrn 
Regierungsrathes Dr. Joſeph Kudler ohnehin 
nicht fremd ſind. 


Wien, im Jänner 1838. 


Der Verfaſſer. 


Seite 
Einleitung. 1 & . | $ 8 I i g 1 


Allgemeine Betrachtungen über die Ehre und die Ver⸗ 
letzungen derſelben. 


J. Von der Ehre. . g f a 
II. Von den Verletzungen der Ehre. - ß | . 4 10 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Ehrenkränkungen und Beſtrafung derſelben. 
Erſtes Hauptſtück. 
Von den Ehrenkränkungen überhaupt. 


N 


Ehrenverletzungen, die als bloße Polizei-Vergehen anzuſehen 


mw. S5. 1-5 „ . a | 
Erforderniſſe eines Polizei - Biegthend ss. 6 — 9 b ae. 
Benennung der minderen Ehrenverletzungen. $. 10 . N 
Abſonderung der Polizei-Vergehen von anderen Übertretun⸗ 

gen. $. 11 0 } N 2 i N 4 8 38 


Allgemeine Verbindlichkeit der Anordnungen in Anſehung der 
Polizei-Vergehen. §. 12 F 5 5 } ? 40 


r 


VIII | / 


Verbindlichkeit der Ausländer. §. 13 5 

Exequirung der Erkenntniſſe ausländiſcher Behörden über 
öſterreichiſche Unterthanen. §. 14 

Vergehen der Kinder. §. 15. - . 

In wie fern böſe Abſicht oder . zur Sicking eines 
Vergehens nothwendig iſt. §. 16 

Von dem Verſuche bei Polizei-Vergehen. $. 17 


Zweites Hauptſtück. 
Von den Strafen der Ehrenkränkungen überhaupt. 


Strafen der Polizei-Vergehen im Allgemeinen. §S§. 13 — 2 
Strafen der Ehrenkränkungen insbeſondere. $. 23 
Wirkung der ausgeſtandenen Strafe. §. 24 


Drittes Hauptſtück. 


Von den Ehrenkränkungen und ihrer Beſtrafung 
insbeſondere. 


Ehrenkränkungen, welche ſich aus der Analogie des zweiten 
Theiles des St. G. B. ergeben. $$. 25 — 38 

Ehrenkränkungen, welche nach beſonderen Geſetzen als ſolche 
anzuſehen find. So. 39 u. 40 8 Ä b . 


Viertes Hauptſtück. 


Von Erlöſchung der Ehrenkränkungen und ihrer 
Strafen. > 


Erlöſchungsarten der Ehrenkränkungen und ihrer Strafen. 
§. 41 . 0 

Erlöſchung durch den Tod des Übertreters oder des Beleldigten. 
9. 42 

Erlöſchung durch Verjährung 55 43 u. 44 


Seite 
41 


43 
45 


46 
47 


50 
60 
62 


66 


113 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren bei Ehrenkränkungen. 


Einleitung 
Erſtes Hauptſtück. 


Von der Gerichtsbarkeit in Anſehung der Ehren⸗ 
kränkungen. 


Wem dieſe Gerichtsbarkeit gebührt. $$. 45 u. 46 

Ausnahmen vom gemeinen Gerichtsſtande nach der Eigenſchaft 
der Perſon. So. 47 — 52 

Wirkſamkeit der herrſchaftlichen Wiethſchaftzämter 2b ha 
Grundgerichte hinſichtlich der Polizei > Vergehen. $. 53 

Vom Zuſammentreffen eines Polizei-Vergehens mit andern 
ſtrafbaren Handlungen. §. 54 E . 2 

Einfluß der Eigenſchaft des F e auf den Gerichtsstand. 
$. 55 8 8 

Beſetzung der Behörde über Polizei: gleichen. Sa 


Zweites Hauptſtück. 


Von Erforſchung der Ehrenkränkungen und Erbe: 
bung des Thatbeſtandes. 


Erforſchung der Ehrenkränkungen. §. 57 . 
Bemerkungen rückſichtlich der Erhebung des ER 
$. 58 


Drittes Hauptſtück. 


Von Unterſuchung des Beſchuldigten, dem Verhöre 
und den Beweiſen. 


Von den rückſichtlich mehrerer Inquiſiten zu beobachtenden Vor— 
ſchriften. $$. 59 u. 60 


137 


139 


144 


154 


156 


159 
161 


169 


X 


Siete 

Von den Mitteln den Beſchuldigten vor die unterſuchende Be— 
hörde zu bringen. $. 61. . N Br} 

Vorſchriften rückſichtlich der Einleitung und Abführung einer 
Unterſuchung über Ehrenkränkungen $$. 62 — 66 . 59017 
Von den Beweiſen. $$. 67 u. 68. 5 5 A 8 184 

Viertes Hauptſtück. 
Von der Erkenntnißſchöpfung. 

Wann ein Erkenntniß zu ſchöpfen iſt. $$. 69 8 8 188 


Beſtimmung des Erſatzes oder der Entſchädigung So. 70 — 73 — 
Ausfertigung des Erkenntniſſes. $. 74 . 5 f 5 . 197 
Reviſion des Erkenntniſſes. $. 75. 5 2 — 
Obliegenheit der Polizei-Ober-Direction cückſchtlich 2 ein⸗ 
geſendeten Erkenntniſſe der Bezirks-Directionen. §. 76. 198 
Befugniß der Landesſtelle hinſichtlich der ihr vorgelegten Er— 
kenntniſſe über Polizei-Vergehen §S. 77 . R 201 
Bekanntmachung des Erkenntniſſes an den Beſchuldigten. 1 78 — 


Fünftes Hauptſtück. 


Von dem Recurſe, Nachſuchen um Begnadigung und 
andern Rechtsmitteln. 


A. Von dem Recurſe. 


Wann ein Recurs Statt findet und wohin er zu gehen hat. 


9 . A R 8 
Perſonen, welche zur ng 95 er berg ſind. 

S. 890 . R a 206 
Zeitraum, binnen welchen 97 Recurs a werden 

muß. $$. 81 u. 82. A : . 3 2 . . 208 
Unſtatthafte Recurſe. $. 83 . 4 8 R 213 


Mittheilung der Beweggründe und des Erkenntniſſes 52 84 ne 
Einbringung des Recurſes §. 88 — 0 £ l . i. 


XI 


Seite 
Vorgang der erſten Inſtanzen rückſichtlich der Recurſe. $. 86 . 215 


Entſcheidung der höheren Behörde über den Reeurs S. 87 . — 
Wirkungen des Recurſes S. 88 u 216 
Recurſe in Dienſtbothenangelegenheiten. $. 89 . ; ‚vs 


B. Vom Nachſuchen um Begnadigung. 


Zur Gnadenwerbung berechtigte Perſonen und dazu bewilligte 


Friſten. §. 90. . . 218 
Berechtigung der Behörden in Ansehung der > Undbenzefuthe 
S. 911 5 5 . . . . 3 . 520 


C. Von andern Rechtsmitteln. 


a) Wiederaufnahme der Unterſuchung. §. 92. 2 ; ee 
b) Rechtsmittel gegen das Verſchulden des Richters. 9.93 . 221 


Sechſtes Hauptſtück. 


Von Kundmachung und Vollſtreckung des Erfennt: 
niſſes. 


Kundmachung des Erkenntniſſes $. 94. > 2 s 2 


Vollſtreckung des Erkenntniſſes $$. 95 und 96 8 8 . 226 
Vorſorge für den Nahrungsſtand der Sträflinge $. 97 . a 
Verwendung der Strafgelder. $. 98  . N N : . 230 
Verfahren mit den Abgeftraften. $. 99 . 2 b ee 


Siebentes Hauptſtück. 


Von den Koſten der Gerichtsbarkeit über Polizei⸗ 
Vergehen. 


Allgemeine Regel über die Gerichtskoſten $. 100 — : 233 
Vergütung der Dienftleiftungen und Auslagen antetge 
cher Perſonen. $. 101 ‘ : N a 8 236 


XII 


Seite 
Verpflichtung zur Leiſtung dieſer Gebühren. $. 102 ; S 
Verpflegung der Arreſtanten $. 103 5 : ; 7200 


Beſchränkungen des Rechtes auf Koſtenerſatz. §. 104 . 242 


Achtes Hauptſtück. 


Von der Leitung der Gerichtsbarkeit über Polizei⸗ 
Vergehen und der allgemeinen Anfficht darüber. 


Aufſicht der oberen Behörden. §. 15 „Aisch 
Regiſtratur und Nachſuchungs-Protocoll. $. 106 5 . — 


Einleitung. 


Die Ehre iſt unſtreitig eines der wichtigſten Güter des 
Menſchen, man mag ſelben in ſeiner bloßen Wechſelwirkung 
mit Andern, oder als Glied eines Staates gegenüber ſeinen 
Mitbürgern betrachten. Auf ihren Schutz macht er als Staats 
bürger um ſo mehr Anſpruch, da die gute Meinung, welche 
Andere von ihm haben, als Grundbedingung ſeines Erwer— 
bes und Fortkommens in der bürgerlichen Geſellſchaft an— 
zuſehen iſt. Anderſeits muß aber auch dem Staate ſehr viel 
daran gelegen ſeyn, die Ehre ſeiner Bürger zu ſchützen, 
und ihr Ehrgefühl ſtets rege zu erhalten, da er ſich derſel— 
ben oft als Mittel zur Erreichung ſeiner wichtigſten Zwecke 
mit vielem Vortheile bedienen kann ). 

Die vaterländiſche Geſetzgebung war auch ſeit jeher be— 
müht, in dieſer Beziehung durch die mannigfaltigſten Ver⸗ 
ordnungen weiſe Fürſorge zu treffen. Dazu wirkte fie durch 
Verbreitung des Unterrichts, durch Beförderung der religiös— 
moraliſchen Bildung; ſie ſuchte dadurch die Triebfedern zu 
einem geſetzmäßigen Verhalten anzuregen und den Willen zur 
Beobachtung der Geſetze geneigt zu machen. Sie nahm aber 


) Montesquieu de P'esprit des lois, Liv. 3. Chap. VII. Du 
Principe de la Monarchie. 
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auch, da die angegebenen Mittel nicht hinreichen, zu den 
Strafgeſetzen ihre Zuflucht, und ſuchte durch den pſycholo⸗ 
giſchen Zwang zu ergänzen, was dem Willen an Stärke ge⸗ 
bricht; ſie drohte auf derlei Verletzungen Strafen an, die 
größer ſind, als das unangenehme Gefühl zu ſeyn pflegt, 
eine ſolche Handlung nicht unternehmen zu können. Bei der 
großen Verſchiedenheit dieſer möglichen Verletzungen hat ſie 
jedoch in ihren Vorſchriften eine bedeutende Abſtufung ange— 
bracht. Nach unſeren Strafgeſetzen werden die dießfälligen 
Übertretungen theils als Verbrechen, theils als ſchwere 
Polizei- Übertretungen, theils als bloße Polizei— 
Vergehen behandelt und abgeſtraft. 

Zu den Verbrechen wird nach dem Paragraphe 188 
des erſten Theils des Strafgeſetzbuches die Verläumdung, zu 
den ſchweren Polizei-Übertretungen werden die im 
zwölften Hauptſtücke des zweiten Theils des St. G. B. vor⸗ 
kommenden ſogenannten Ehrenbeleidigungen, zu den Poli⸗ 
zei-Vergehen endlich alle übrigen minderwichtigen Ehren 
kränkungen gerechnet. Die ausgezeichneten Commentare des 
nunmehrigen Herrn Hofrathes Dr. S. Jenull zum erſten, 
ſo wie des Herrn Regierungsrathes Dr. J. Kudler zum 
zweiten Theile des Strafgeſetzbuches machen dießfalls jede 
weitere Arbeit überflüſſig. 

Anders verhält es ſich mit den minder wichtigen 
Ehrenkränkungen. Die mannigfaltigen dießfälligen Ver— 
ordnungen, welche ſich beſonders in den letztern Jahren häuf— 
ten, erſchienen meines Wiſſens weder in einem ſyſtematiſchen 
Compendium geſammelt, noch ſind auch die, beſonders das 
Verfahren betreffenden, nachträglich erfolgten Declaratorien, 
ſo erwünſchte Aufſchlüſſe ſie auch enthalten mögen, alle durch 
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den Druck bekannt geworden. Dieſer wahrſcheinlich wegen fei- 
ner ſcheinbaren Geringfügigkeit auf dem literariſchen Felde ſo 
ſehr vernachläſſigte Zweig des polizeilichen Wirkens veran— 
laßte mich, die dießfälligen Verordnungen zu ſammeln und 
ſyſtematiſch zu bearbeiten. So wahr es auch ſeyn mag, daß 
derlei Vergehen, als Verletzungen mindern Belanges, die 
Aufmerkſamkeit der Geſetzgebung und der verhandelnden Be— 
hörde in keinem ſo hohen Grade erheiſchen, als dieſes bei 
ſtrafbareren Handlungen der Fall iſt: jo bleibt es im Gegen- 
theile eben ſo wahr, daß es einerſeits dem Staate nicht gleich— 
giltig feyn kann, wenn die Triebfeder der anfangs minder 
gefährlichen Übertreter, entweder wegen Mangels zweckmäßi⸗ 
ger Geſetze oder wegen Unterlaſſung ihrer genauen Executi— 
rung von Seite der Behörden, an Intenſität zunehmen, 
und ſodann Übertretungen gefährlicherer Art zu beſorgen 
ſtehen, da man die Quelle nicht an ihrem Urſprunge ver— 
ſtopfte; und daß andererſeits einem Jeden ſehr viel daran ge— 
legen iſt, nicht aus irgend einem Grunde, wenn gleich mit 
einer geringen Strafe, unſchuldig belegt zu werden. Sehr 
wünſchenswerth wäre ein, alle Polizeivergehen ſyſtematiſch 
behandelndes Werk, und meine Abſicht wäre erreicht, wenn 
ich durch dieſen Verſuch bei Ehrenkränkungen einem gewand- 
ten Practiker dazu Anlaß gegeben hätte. 

Bei der Darſtellung dieſes Gegenſtandes hielt ich es für 
das Beſte, nach der im zweiten Theile des St. G. B. be— 
folgten Ordnung vorzugehen; demnach ſoll im erſten Ab— 
ſchnitte von den Ehrenkränkungen, ihrer Beſtrafung nebſt 
der Erlöſchung von beiden, im zweiten hingegen von dem 
dabei vorgeſchriebenen geſetzlichen Verfahren die Rede ſeyn. 

1 * 


4 


Bevor ich jedoch auf die dießfaͤlligen Anordnungen der 
öſterreichiſchen Strafgeſetze übergehe, dürfte es zweckmäßig 
erſcheinen, zuerſt das zu ſchützende Gut ſelbſt und die mög— 
lichen Verletzungen desſelben vom rationellen Standpunkte 
in Kürze etwas ins Auge zu faſſen. 


Allgemeine Betrachtungen 
über 


die Ehre und die Verletzungen derſelben. 


I. 
Von der Ehre. 


Im Allgemeinen iſt die Ehre ein Gut, w elches in der 
Meinung Anderer von unſern vorzüglichen Ei— 
genſchaften beſteht. Der ſolche Eigenſchaften beſitzt, ver⸗ 
möge welcher er eine ehrende Anerkennung Anderer verdient, 
iſt ehrwürdig, achtungs würdig; jene, welche dieſe 
vortrefflichen Eigenſchaften eines Andern wirklich anerkennen, 
erweiſen ihm Ehre. Ihre Handlung pflegt man Ehrung, 
Verehrung, Ehrerbiethung zu nennen. 

Nach der Verſchiedenheit der achtungswerthen 
Eigenſchaften einer Perſon, fo wie nach der mannig- 
faltigen Auß erung der Meinungen Anderer über 
dieſelben, läßt ſich eine mehrfache Ehre unterſcheiden. In 
erfterer Beziehung ſpricht man mit Rückſicht auf die Weſenheit 
des Menſchen, da er aus Körper und Geiſt beſteht, und in 
beiden Beziehungen, ſomit materielle und immaterielle vor⸗ 
zügliche Eigenſchaften beſitzen kann, über welche ſich die Mei⸗ 
nung Anderer ausſpricht, von einer mat eriellen und einer 
immateriellen Ehre. Mit weiterer Berückſichtigung dieſer 
Eigenſchaften, da fie theils angeborne, dem Men, en als 
ſolchen zukömmliche, theils erworbene, nemlich das Reſultat 
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feiner Freithaͤtigkeit ſeyn können, läßt ſich eine angeborne 
und eine erworbene Ehre, oder Achtungswürdigkeit (nem⸗ 
lich mit Bezug auf das achtbare Subject) unterſcheiden; und 
man verſteht demnach unter der angebornen Ehre die gute 
Meinung Anderer von ſolchen Vorzügen eines Individuums, 
die ſelben ſchon von Geburt aus, ohne ſein Zuthun, eigen 
ſind; unter der erworbenen hingegen, die Anerkennung 
ſolcher Vorzüge, welche Jemand ſich durch ſein freithätiges 
Streben zugeeignet hat. Sowohl die materielle als immate- 
rielle Ehre kann demnach entweder eine angeborne oder eine 
erworbene ſeyn. ö 

Sieht man auf die Meinung Anderer von den 
guten Eigenſchaften einer gewiſſen Perſon, ſo 
kann fie ſich entweder in wirklichen Außerungen, alſo in poſi⸗ 
tiven Ehrenbezeigungen oder nur negativ, d. h. dadurch aus⸗ 
ſprechen, daß Andere bloß ſolche Handlungen unterlaſſen, 
welche das Vorhandenſeyn der entgegengeſetzten ſchlechten Ei— 
genſchaft vorausſetzen würden; ſomit zerfällt jede der oben 
angeführten Unterabtheilungen in eine poſitive oder ne- 
gative. 

Mit Rückſicht auf dieſe verſchiedenen Eintheilungen dürfte 
ſich Folgendes bemerken laſſen. Hinſichtlich der immateriel— 
len angebornen Ehre unterliegt es keinem Zweifel, daß 
jeder Menſch, als ein mit Vernunft und Freiheit begabtes 
Weſen, darauf einen Anſpruch habe, und daß ſie, weil die 
Urſache, nemlich die durch dieſe Anlagen in den Menſchen ge— 
legte Möglichkeit, ſeinen höheren Zweck zu erkennen und zu 
verfolgen, bei Allen dieſelbe iſt, nothwendig bei Allen auch 
ganz gleich ſeyn müſſe. Anders verhält es ſich jedoch mit der 
materiellen angebornen Ehre. Dieſe gründet ſich auf 
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Vorzüge, die ohne unſer Zuthun, durch Zufall, beſondere 
Verhältniſſe oder Ereigniſſe ꝛc. bei Allen verſchieden ſind, ſie 
iſt daher nothwendiger Weiſe, wie ihre Grundlage, bei Allen 
verſchieden. 

Der im Genuſſe der vollen immateriellen angebornen Ach— 
tungswürdigkeit ſteht, von dem ſagt man, er ſei unbeſchol— 
ten, habe einen guten Nahmen. Ein ſolcher iſt zwar deß halb 
nicht berechtigt zu verlangen, daß Andere durch äußere poſitive 
Thätigkeit ſeinen Werth anerkennen, ihm poſitive Ehre erwei— 
fen, da es überhaupt außer Vertragsverhältniſſen auf poſitive 
Handlungen kein Recht gibt; jedoch hat er vollen Anſpruch auf 
negative Ehre, vermöge welcher er zu fordern berechtiget iſt, 
daß ihm keine Verletzung eines Rechts oder Moralgeſetzes 
beigemeſſen werde, da eine ſolche Anſchuldigung eine wider— 
rechtliche Handlung in ſich ſchließt, folglich nicht ſchon in dem 
angebornen oder urſprünglichen Charakter des Menſchen be— 
griffen ſeyn kann. Hinſichtlich der materiellen angebornen Ach— 
tungswürdigkeit gilt dasſelbe; es iſt auch nur Jedermann be— 
rechtigt von Andern zu verlangen, daß fie das unterlaſſen, 
wodurch er fälſchlich einer materiellen Unvollkommenheit be— 
ſchuldigt würde. ˖ ö 

In Betreff der angebornen Ehre könnte es auffallen, 
wie überhaupt- von ihr die Rede ſeyn kann, da Ehre eines 
Individuums deſſen Achtungswürdigkeit vorausſetzt, dieſe 
aber erſt nach einem zweckmäßigen Gebrauche ſeiner Anlagen 
und Fähigkeiten, nicht aber zu einer Zeit vorhanden ſeyn könne, 
wo ſich der Menſch ſeiner ſelbſt und der in ihm ſchlummernden 
Vermögen noch nicht einmahl bewußt geworden iſt. Darauf 
läßt ſich antworten, daß hier keineswegs von einer Ehre die 
Rede iſt, die aus einem höhern Grade des Verdienſtes her— 
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vorgeht, alfo nicht von einer, gewiſſe Perſonen vor andern, 
anszeichnenden Ehre, ſondern daß dabei der Menſch mehr ge— 
genüber den außer ihm und ſeines Gleichen vorhandenen Sin— 
neskörpern betrachtet wird, in welcher Beziehung es keinem 
Zweifel unterliegt, daß er ſich in materieller und immaterieller 
Hinſicht auszeichnend von ihnen unterſcheidet. Wenn man nun 
von einer angebornen Ehre ſpricht, ſo kann dieſes nur den 
Sinn haben: der Menſch hat das Recht von andern zu for 
dern, ſich ihn als ein mit der gewöhnlichen Menſchennatur 
begabtes Weſen vorzuſtellen und dem gemäß zu handeln, was 
oben Unbeſcholtenheit genannt wurde. 

Rückſichtlich der materiellen und immateriellen angebor— 
nen Ehre kommt noch zu bemerken, daß, da in Betreff der 
letzteren der Gegenſtand bei allen gleich iſt, bei der erſteren 
aber viele Verſchiedenheiten Statt haben können, dieſes von 
wichtigem Einfluſſe auf die Handlungsweiſe Anderer uns ge— 
genüber ſeyn müſſe. Während rückſichtlich der immateriellen 
angebornen Ehre jede abſichtliche, mit der Unbeſcholtenheit 
einer gewiſſen Perſon unverträgliche Handlung Anderer eine 
Rechtsverletzung iſt und als ſolche auch Jedermann erſcheinen 
muß, kann bei der materiellen angebornen Ehre nur dann 
von einer ſolchen die Rede ſeyn, wenn dem dawider Han— 
delnden das angegriffen ſeyn ſollende Gut des Andern als ſol— 
ches bekannt war, was jedoch nicht, wie oben, zu vermuthen 
iſt, ſondern von dem beleidigt zu ſeyn Behauptenden erſt er— 
wieſen werden müßte. 

Was weiters die immaterielle, erworbene Ehre 
betrifft, ſo dürfte eigentlich dieſe vorzugsweiſe mit dem Nah— 
men Ehre, ſomit in einem engeren Sinne, bezeichnet wer— 
den. Wenn nemlich in dem Menſchen die höhern Anlagen, 
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Vernunft und Freiheit, als Vermögen, feinen höhern Zweck 
zu erkennen und darnach zu ſtreben, durch die Erziehung zum 
wirklichen Selbſtbewußtſeyn, zum Gewiſſen, und zum be— 
ſtimmten Willen, zum Wollen, geworden; demnach dieſe 
Möglichkeitsgründe in Kräfte, in Gründe der Wirklichkeit, 
übergegangen ſind: da tritt der Punkt ein, wo jeder nach 
dem Grade der Entwicklung ſeiner höhern Erkenntnißfähigkeit 
ſich ſein Ziel feſtſetzen, mittelſt der intellectuellen Thätigkeit 
zur Erreichung desſelben die geeigneten Mittel wählen, und 
mit feiner Freithätigkeit im größern oder geringern Grade an— 
ſtreben, alſo ſeiner Individualität einen beſtimmten Charakter 
aufdrücken kann. Die höhere oder niedere Stufe der Vollkom— 
menheit, die ein jeder erreicht, und deren ſo viele Grade 
denkbar ſind, als es Individualitäten gibt; dieſe Vorzüge, 
ſage ich, die der Menſch durch Freithätigkeit ſich aneignete, 
ſind es eigentlich, die ihn vor den Mitmenſchen auszeichnen, 
ihm ihre beſondere Achtung erwerben, und in der bürgerlichen 
Geſellſchaft eine gewiſſe Stellung verſchaffen, die es wün— 
ſchenswerth macht, mit ihm in Gemeinſchaft zu treten. Dieſe 
bürgerliche Ehre gibt jedoch wie die angeborne auch nur 
ein Recht auf negative Anerkennung von Seite Anderer, und 
zwar aus dem bereits oben erwähnten Grunde; Jeder muß alſo 
alles unterlaſſen, was der höhern Achtungswürdigkeit einer 
ſolchen Perſon zuwider iſt. 

Wiewohl es nicht zu verkennen iſt, daß die bürgerliche 
Ehre durch die materiellen theils angebornen theils erworbenen 
Vorzüge einen großen Vorſchub ferhalten kann, was in den 
Augen der großen Menge faſt immer der Fall iſt: ſo iſt doch 
der ſecundäre Werth der letzteren mehr als in die Augen fal— 
lend. Zufällige Ereigniſſe, mannigfaltige Verhältniſſe, die 
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Willkühr Anderer räumen dem Einen oft von Geburt, dem 
Andern oft im Laufe ſeines Lebens, Erſterem alſo ganz, Letz⸗ 
terem wenigſtens häufig ohne ſein Zuthun ſolche materielle 
Vorzüge ein, die jedoch gegenüber der immateriellen erwor— 
benen Achtungswürdigkeit wie ein Fund zum Verdienſt, wie 
Mittel zum Zwecke ſich verhalten. Daraus folgt jedoch nicht, 
daß dieſe mit minderer Sorgfalt zu ſchützen ſeyen, indem ge— 
rade dieſe oft im höchſten Werthe ſtehen, in Zeiten der Aus— 
artung alleinige Anerkennung finden und überhaupt als noth⸗ 
wendige Mittel erſcheinen, unſere höheren Zwecke zu ver— 
folgen. | j 

Die oben rückſichtlich der materiellen angebornen Vor⸗ 
züge angeführte Bemerkung, daß die Kenntniß ihrer Exi— 
ſtenz bei Andern nicht vermuthet werden könne, gilt um ſo 
mehr auch bei allen erworbenen Vorzügen, da dieſe in der 
Zeit durch den freien Willen oder durch Zufall häufigen Ver— 
änderungen unterliegen. 

Dieß iſt nun das zu ſchützende Gut mit ſeinen möglichen 
Erſcheinungsarten. 


II. 
Von den Verletzungen der Ehre. 


In Betreff der Verletzungen der Ehre iſt zu bemer— 
ken, daß dieſe außerhalb gewiſſer geſellſchaftlicher Einrichtun— 
gen oder Vertragsverhältniſſe nicht in Unterlaſſungs- fondern 
bloß in pofitiven Handlungen beſtehen können. Es ſtellt ſich 
demnach jene poſitive Handlung als eine Ehrenverletzung dar, 
wodurch den materiellen oder immateriellen, angebornen oder 
erworbenen Vorzügen einer gewiſſen Perſon wiſſentlich entge— 


| . 


| gengewirkt wird; oder mit andern Worten, derjenige begeht 
eine Ehrenverletzung, der einem Andern ohne hinreichenden 
Grund eine Verletzung eines Rechts- oder Moralgeſetzes bei- 
mißt, deſſen höherer immateriellen Achtungswürdigkeit durch 
pofitive Verachtung oder Herabſetzung zuwiderhandelt, oder 
ihm aus böſer Abſicht materielle angeborne oder erworbene 
Unvollkommenheiten andichtet. 

Im Staate jedoch, wo die Bürger theils gegenüber 
dem Staate ſelbſt, theils unter einander in den mannigfal- 
tigſten Vertragsverhältniſſen ſtehen und es alſo zu gewiſſen 
Zeiten oder in gewiſſen Verhältniſſen Pflicht ſeyn kann, po⸗ 
ſitiv ſeine Achtung zu erkennen zu geben, erſcheint in dieſen 
Fällen jede Unterlaſſung einer Ehrenbezeigung als eine um fo 
größere Ehrenverletzung, je weiter die Verbindlichkeit dazu 
vor der freiwilligen ehrenden Anerkennung, der Höflichkeit, 
entfernt iſt. Da ſich eine poſitive Ehrenverletzung entweder in 

bloßen Worten, oder in andern Handlungen ausſprechen kann, 
fo laſſen ſich mit Rückſicht auf die Art der Verlegung Ver— 
bal und Real⸗Ehrenkränkungen unterſcheiden. 

Ferner ſpricht man mit Rückſicht auf die beleidigte Per⸗ 
fon von mittelbaren und unmittelbaren Injurien, 
und verſteht unter letzteren jene, welche Jemanden geradezu 
ſelbſt widerfahren, unter erſteren hingegen ſolche, welche 
einer mit dem Beleidigten in einem gewiſſen Verhältniſſe, 
z. B. der Schutzverpflichtung ſtehenden Perſon zugefügt wer— 
den. Sämmtliche Injurien find entweder leichte, ihrer be— 
ſondern Natur wegen minder kränkende, oder ſch were, 
wo das Gegentheil der Fall iſt. 

Daß übrigens die Ehrenverletzungen nach der Wichtig— 
keit des angegriffenen Rechts, nach dem Grade der Kränkung, 
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die fie erzeugen, nach den Verhältniſſen, in welchen der Be— 
leidiger zum Beleidigten ſteht, ſo wie nach der größern oder 
geringern Gefahr, womit ſie Jemanden bedrohen, rückſichtlich 
ihrer Strafbarkeit ſehr viele Stufen zulaſſen, iſt um fo be- 
greiflicher, je divergirender nach Verſchiedenheit des Alters, 
Geſchlechts, Standes, der Nation, des Grades der Bildung 
u. d. gl. die Meinungen über Ehre, Vorzüge und Verletzun— 
gen derſelben ſind und es bei der Ehre gerade die Meinungen 
Anderer ſind, um die es ſich handelt. 

Ohne mich hier weiter in eine Auseinanderſetzung der 
Mittel einzulaſſen, welche der Staat anwenden ſoll, um einer⸗ 
ſeits jede Ehrenkränkung nach Kräften zu hindern, anderſeits 
aber den wirklich Beleidigten wieder Genugthuung zu ver— 
ſchaffen, noch in eine Unterſuchung der Strafen einzuge— 
hen, die am zweckmäßigſten bei den verſchiedenen Arten und 
Graden der Ehrenkränkungen angewendet werden dürften, 
gehe ich um ſo mehr auf den mir zur Bearbeitung vor— 
genommenen Theil der dießfälligen öſterreichiſchen Geſetzge— 
bung über, als eine derlei politiſch-philoſophiſche Unterſu— 
chung nicht in meinem Plane lag, anderſeits dieſelbe, ſoll 
ſie vollſtändig ſeyn, den Gegenſtand eines umfaſſenden Wer— 
kes bildet, indem dabei nicht nur die verſchiedenen Arten 
und mannigfaltigen Verhältniſſe der Staaten, die Art der 
Wirkſamkeit der oberſten Gewalt, die Sitten, Cultur, und 
der Charakter der Einwohner in gehörige Würdigung ge— 
bracht und die Vernunftſchlüſſe mit dem Reſultate der Er— 
fahrung aus verſchiedenen Zeiten zuſammengehalten; ſondern 
insbeſondere eine ins Detail gehende Berückſichtigung der 
Vorzüge, ihrer Verletzungen, der möglichen, zweckmäßigen 
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und gerechten Strafen vorgenommen werden müßte, ein Stoff, 
würdig von einer geübtern Feder bearbeitet zu werden ). 
Nur kann ich hier in Betreff der Rechts beſtandig— 
keit der Strafen über Ehrenverletzungen nach dem Ver— 
nunftrechte, eine Behauptung neuerer Zeit nicht mit Still— 
ſchweigen übergehen, daß es nemlich bei den ſogenannten 
Ehrenverletzungen ganz an einer ſtrafbaren Handlung gebre— 
che, indem Jeder das Recht habe, ſich frei zu äußern, und 
es ferner nicht von ihm abhänge, ob ein Dritter feine Mei- 
nung hören und beherzigen wolle oder nicht, daß alſo dem 
zu Folge auch von Strafen gar keine Rede ſeyn kann. Ab- 
geſehen davon, daß die Ehre Anderer nicht bloß mit Wor- 
ten, ſondern auf mannigfaltige andere Weiſe angegriffen 
werden kann, auf welche obiges Raiſonnement keine An⸗ 
wendung findet, iſt es doch keinem Zweifel unterworfen, daß 
jede ungegründete boshafte Außerung über die Ehre eines 
Andern, geſchehe ſie auch nur vor dem Betheiligten allein, 
ohne Gegenwart Anderer, ſchon eben deßhalb eine Rechts— 
verletzung ſey, weil nach der Vorausſetzung der Verletzte ein 
achtbares Individuum iſt und als ſolches berechtigt erſcheint, 
von Jedem zu verlangen, ihn wenigſtens ohne Grund keiner 
Geſetzesverletzung zu beſchuldigen. Das hier vorausgeſetzte 
Recht auf Unbeſcholtenheit, welches die Vertheidiger der obi— 
gen Anſicht in Abrede ſtellen, ſcheint um ſo mehr begründet, 
als damit bloß geſagt iſt, der Menſch habe ein Recht als 
Menſch von Andern angeſehen zu werden ). Wir dürfen 


) Ich ſchickte dieſe kurzen Bemerkungen nur deßhalb voraus, weil 
ſie mir zur Beurtheilung der Größe einer Ehrenverletzung nicht 
ganz überflüſſig ſchienen. 

) Daß jeder Gegenſtand, ſey er lebend oder leblos, organiſch 


14 


zwar Niemanden nöthigen, ſeine Meinung über uns auszu⸗ 
ſprechen, thut er es aber freiwillig, ſo muß es auf eine Art 
geſchehen, die unſerem Rechte auf Unbeſcholtenheit nicht zu 
nahe tritt. Die Verletzung desſelben beginnt eigentlich ſchon 
mit der boshaften Meinung von den Eigenſchaften einer ges 
wiſſen Perſon, bevor fie ausgeſprochen wird; durch die Auße⸗ 
rung erhält ſie jedoch erſt Exiſtenz für den Juriſten. Da dem 
Rechte auf Unbeſcholtenheit nothwendig die Rechtspflicht eines 
jeden Andern correſpondiren muß, ſelbes nicht zu verletzen, 
ſo kommt es rückſichtlich der Frage, ob in einem beſtimmten 
Falle eine wirkliche Kränkung desſelben vorhanden ſey, gar 
nicht auf den Umſtand an, ob außer den Betheiligten noch 
dritte Perſonen zugegen waren; letzterer wird nur als erſchwe— 
rend angeſehen, kann jedoch durch ein poſitives Geſetz als 
ein Erforderniß einer Ehrenbeleidigung von beſtimmter Straf⸗ 
barkeit allerdings als nothwendig vorgeſchrieben ſeyn. 

Die weitere Bekämpfung der obigen Einwürfe iſt mehr 
Sache der Schule und hier von minderen Belang, da in unſe— 
rer poſitiven Strafgeſetzgebung ein Recht auf Ehre durch die 
auf deren Verletzung geſetzten Strafen außer Zweifel ges 
ſtellt iſt. 


oder unorganiſch, als das angeſehen werden ſoll, was er ei— 
gentlich iſt, liegt ſo ſehr in der Natur der Sache, daß bei einer 
mit der Weſenheit irgend eines ſelbſt lebloſen Gegenſtandes 
nicht harmonirenden Einwirkung auf denſelben wir nicht nur 
unſern Zweck nicht erreichen, ſondern für dieſen Mißbrauch oft 
noch empfindlich beſtraft werden. 


— ———— ſſ— 


Erſter Abſchnitt. 


Von 


den Ehrenkränkungen 


und 


Beſtrafung derſelben. 


Erſtes Hauptſtück. 


Von den Ehrenkränkungen überhaupt. 


— 


Ehrenverletzungen, die als bloße Polizei-Ver⸗ 
gehen anzuſehen ſind. 


I. 


Bei dem Beginne dieſes Hauptſtückes drängt ſich zuerſt die 
Frage auf: welche Arten von Ehrenverletzungen 
nach öſterreichiſchen Strafgeſetzen unter die Po⸗ 
lizei-Vergehen zu rechnen find. Doch hier fehlt es 
an einer Anordnung, woraus die Beantwortung dieſer Frage 
unmittelbar geſchöpft werden könnte. Aus dem nunmehr gel⸗ 
tenden Strafgeſetzbuche kann man ſich auch nicht genügend 
Raths erholen, da dasſelbe die Vergehen von ſeinen Ge⸗ 
genſtänden ausgeſchieden hat. Nur ſo viel geht aus den Ein⸗ 
gangsworten des erſten Abſatzes der Einleitung hervor, daß 
jede mindere Ehrenverletzung, in ſo fern ſie durch ein Ge— 
ſetz als ſolche erklärt iſt, einer Verantwortlichkeit unter- 
werfe, indem es dort heißt: Jede geſetz w idrige 
Handlung unterwirft einer Verantwortlichkeit— 
und die am Ende dieſes Abſatzes enthaltene Unterſcheidung 
dieſer andern Übertretungen von den Verbrechen und 
ſchweren Polizei-Übertretungen, als ſolchen geſetzwidrigen 
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Handlungen, welche der Sicherheit im gemeinen Weſen zu— 
nächſt, und in einem höheren Grade nachtheilig ſind und 
daher die Geſetzgebung zur größern Strenge auffordern, deu— 
tet auf das Beſtehen ſolcher beſonderer Anordnungen hin, 
wodurch geſetzwidrige Handlungen minderen Belangs mit 
Strafen verpönt ſind. Dieſes wird insbeſondere durch den 
VII. Abſatz der Einleitung außer Zweifel geſetzt, welcher, 
nachdem die Begriffsbeſtimmung eines Verbrechens und einer 
ſchweren Polizei-Übertretung bereits in den frühern Ab— 
ſätzen enthalten iſt, rückſichtlich der andern Übertretungen die 
allgemeine Weiſung enthält: daß ihre Behandlung und 
Beſtrafung den dazu beſtimmten Behörden nach 
den darüber vorhandenen Vorſchriften vorbe— 
halten bleibe. 8 

Wenn es gleich nicht zu verkennen iſt, daß bei dem Zu— 
ſtande der geſetzlichen Anordnungen im Felde der Polizei— 
Vergehen im Jahre 1803 manches zu wünſchen übrig blieb: 
ſo beſtanden doch ſchon durch eine geraume Zeit früher viele 
polizeiliche Anordnungen hinſichtlich derjenigen Rechtsver— 
letzungen, welche die zur Begründung eines politiſchen Ver- 
brechens erforderliche Gefährlichkeit nicht erreichten, und deren 
albertreter von den politiſchen Obrigkeiten als folchen, und 
wo Polizei-Directionen ſich befanden, auch von dieſen zu be— 
handeln und zu beſtrafen waren. Es iſt kein Zweifel, daß 
demnach dieſe, in ſo fern ſie ſich nicht als im neuen Straf— 
geſetzbuche enthaltene ſtrafbarere Handlungen darſtellen, im 
VII. Abſatze der Einleitung auch mitbegriffen waren, wenn 
gleich dort auf Übertretungen anderer, die verſchiedenen öffent— 
lichen Zwecke betreffenden Geſetze, als der Polizei-Zoll— 


N 
Finanz⸗Geſetze x. beſonders Bedacht genommen 
wurde ). 

Das Strafgeſetz weiſet uns alſo hinſichtlich aller Poli⸗ 
zei⸗Vergehen, mithin auch rückſichtlich unſerer Frage, auf 
die darüber vorhandenen beſonderen Vorſchriften an. 


. 2. 
Fortſetzung. 


Zur gründlichen Beantwortung der im vorangehenden 
Paragraphe aufgeſtellten Frage iſt es daher nothwendig, die 
früheren, vor dem Jahre 1803 meiſtens aus beſonderen An⸗ 
läſſen und zu verſchiedenen Perioden erſchienenen, dießfälligen 
Geſetze in Erwägung zu ziehen. Von dieſen verdienen folgende 
eine beſondere Berückſichtigung. 

Gegen einen Geſellen, der vor ſeinem weiter Wan— 
dern den Anforderungen ſeines Meiſters, welche dieſer nach 
dem Geſetze als ſolcher zu machen berechtigt iſt, nicht Genüge 
leiſtet, ſondern hierüber zu ſchimpfen und aufzutreiben ſich 
unterſtünde, beſtimmen die Handwerks-Generalien vom 


9 Rückſichtlich des VII. Abſchnittes der Einleikung zum Strafge⸗ 
ſetze wurde durch die Allerhöchſte Entſchließung vom 24. Novem⸗ 
ber (eröffnet durch das Hofkanzleidecret vom 7. December 1820, 
Z. 36,279) für das Lombardiſch-Venetianiſche Königreich ins— 

—beſondere beſtimmt: daß alle Übertretungen der precetti politic 
welche nicht ſchon durch das Strafgeſetzbuch oder durch ſpätere 
beſondere Verordnungen ausdrücklich für ſchwere Polizei-Über⸗ 
tretungen erklärt oder dem Strafrichter zur Beurtheilung zuge— 
wieſen wurden, nach Maß des VII. Abſatzes der Einleitung 
von der betreffenden politiſchen oder Polizei-Behörde zu be⸗ 
ſtrafen ſeyen, und daß ſich hierbei nur nach der Analogie des 
Hofdeerets vom 2. Auguſt 1815 (Nr. 1164 Juftiz= Geſetzſamm— 
lung) zu benehmen ſey. 
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19. April 1732 $. 2, daß er als ein Frevler unverzüglich 
zur Haft gebracht und ſein Schimpfen und Schmähen, jedoch 
bei ſich zeigender Beſſerung, mit Vorbehalt ſeiner Ehre, zu 
widerrufen und an dem Orte, wo es geſchehen, es wiſſend 
zu machen, angehalten, und nach Befinden mit Gefängniß, 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe belegt werde ). 

Mittelſt der Verordnung vom 26. Junius 1754 wurden 
zur Handhabung der Polizei-Generalien und Abſtellung der Ge— 
brechen ſowohl in der innern Stadt Wien als auf den geſamm— 
ten Vorſtadtgründen Polizei-Commiſſarien errichtet, 
und durch die bald darauf erfolgte Verordnung vom 21. De— 
cember 1754 hinſichtlich der zwiſchen dem Militär- und 
Politicum, und im Gegentheile, vorfallenden 
Schimpf⸗ und Injurienhändel die Weiſung ertheilt, 
daß ſelbe zur Verſchaffung ernſtlicher und ſchleuniger Genug— 
thuung des beleidigten Theiles allein bei den ohnehin in mili- 
taribus mixtis angeordneten und ex Militari und Politico zu⸗ 
ſammengeſetzten Judiciis delegatis in den Ländern, und zwar 
unter dem militäriſchen Beiſitze nebſt Beiziehung zweier poli— 
tiſcher Räthe angebracht, unterſucht und ſofort zur Allerhöch- 
ſten Entſcheidung der gutächtliche Bericht darüber erſtattet 
werden ſoll. 

Durch das Allerhöchſte Patent vom 2. März 1776 
wurde die Stadt Wien in vier, und die Vorſtädte in acht Po— 
lizei-Bezirke eingetheilt und überall ein Regierungsbeamter 


) In wie fern durch das Strafgeſetz dießfalls Abänderungen ge— 
ſchahen, und was insbeſondere rückſichtlich der Strafen durch 
ſpätere Verordnungen beſtimmt wurde, wird ſich in der Folge 
von ſelbſt ergeben. 

) Krop. Gef. M. Thereſia 8. Band. S. 625. 
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als Bezirksaufſeher angeſtellt, welche Allerhöchſte Anordnung 
im Jahre 1791 erweitert und modificirt wurde. Insbeſondere 
ſollen, nach der Verordnung vom 2. März 1776, Kinder, 
die auf der Gaſſe müßig herum und betteln gehen, oder an— 
dere Unanſtändigkeiten treiben, verhaftet werden und 
nach der Regierungsverordnung vom 1. Auguſt 1781 iſt 
muthwilliges Schreien und Händeklatſchen auf 
der Gaſſe bei angemeſſener Strafe verbothen; jedoch ſollen 
Kinder wegen Vergehen in Schulen nicht mißhan⸗ 
delt werden ). 


$. 3. 
Fortſetzung. 

Die allgemeine Gerichts-Ordnung vom 1. Mai 1781 
beſtimmt im $. 15. als Ausnahme von der allgemeinen Re— 
gel: »daß nemlich insgemein ſchriftlich zu verfahren jey<, 
jene Rechtshändel, die aus einer bloß mit Wor⸗ 
ten zugefügten Unbilde entſtehen ). 

Daraus, beſonders aber aus der Anordnung des 
§. 252. derſelben Gerichtsordnung, daß wider einen 
Spruch, wodurch wechfelfeitige Beſchimpfun⸗ 
gen aufgehoben worden ſind, keine Appella⸗ 
tion Statt finde, geht deutlich hervor, daß Injurien⸗ 


) Verordnung vom 10. September 1782, Allerhöchſte Entſchlie— 
ßung vom 12. Mai 1785. (Krop. Geſ. Joſ. B. 10. S. 586). 

2) Bei Militärperſonen wurde dießfalls gerade das Gegentheil an— 
geordnet, dort iſt in der Regel mündlich, und bei Unbilden 
ſchriftlich zu verfahren, wahrſcheinlich um den rückſichtlich der 
Ehre beſonders empfindlichen Militär-Perſonen durch gleichzei— 
tige Vorforderung zur Behörde keinen Anlaß zu weitern Unbil- 

den zu geben. 
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Streitigkeiten als bürgerliche Rechtsangelegenheiten vor den 
Civil⸗Behörden ſelbſt auch dann zu verhandeln waren, wenn 
es ſich auch nicht gerade um Entſchädigung handelte, indem 
der letzte Paragraph vorausſetzt, daß von der Civilbehörde 
über die Beſchimpfung ſelbſt erkannt worden iſt, und dieſes 
als ganz in ihrer Wirkſamkeit gelegen betrachtet wird. 

Im Einflange damit ſtehen die Vorſchriften des 28. und 
29. Capitels der a. G. O. von dem proviſoriſchen Ar- 
reſte und Verbothe auf fahrende Güter, worin 
der Civilrichter ermächtiget iſt, zu ermeſſen, wann Sicher— 
heit zu leiſten ſey, um dem Beklagten wegen des Schimpfes 
und Schadens Genugthuung zu verſchaffen, und wann dieſe 
ſelbſt und in welchem Betrage ſie dem Beklagten für den er— 
littenen Schimpf und Schaden zu leiſten ſey, was alſo eine 
Beurtheilung des Schimpfes vorausſetzt. 

Bei Injurien und ehrenrührigen Behauptun— 
gen der Advocaten in ihren Schriften iſt der Gi- 
vilrichter berechtigt ), ſolche gerichtsordnungswidrig ver— 
faßte Schriften von Amtswegen zu verwerfen, oder derlei 
Advocaten im Disciplinarwege zu Recht zu weiſen, und bei 
wiederholten Anzüglichkeiten dem Obergerichte zur Entlaſſung 
anzuzeigen. 

Nach der Verordnung vom 28. October 1784 °) ſol— 
len ſich die Paſtoren der Akatholiken beſcheiden und 
friedfertig betragen und alle harten Ausdrücke gegen die ka— 
tholifche Religion oder Kirche meiden; deßgleichen ſollen ſich 


) Hofdeerete vom 6. October 1783, 24. November 1785 lit. e 
und 31. December 1788. 


) Krop. Geſ. Joſ. B. 6. S. 593. 
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katholiſche Pfarrer in ihren Predigten und Chriſten— 
lehren gegen Afatholifen alles Schimpfes und jeder Bezei— 
gung einer Abneigung enthalten ). 

Um die Polizei-Wache im Anſehen zu erhalten, be— 
ſtimmte das Hofdecret vom 3. Julius 1788 ), daß klei— 
nere Vergehen gegen dieſelben, ſo wie alle minderen Polizei— 
Verbrechen, an Vermöglicheren mit Geld, an Unvermögenden 
mit angemeſſenem nach Umſtänden auch mit Faſten verſchärf— 
tem Arreſte beſtraft werden ſollen, und mit dem n. ö. Regie— 
rungsdecrete vom 31. Auguſt 1792 °) wurde aus Anlaß eines 
Erzeſſes mehrerer Herbergsgeſellen mit einem Militär-Polizei— 
Wachgemeinen insbeſondere verordnet: daß den Geſellen 


ſaͤmmtlicher Innungen die Bezeigung der ſchuldigen Achtung 


gegen die Wache von Vorſtehern und Herbergsvätern einge⸗ 
ſchärft werde. 


$. 4. 
Fortſetzung. 


In der bereits oben berührten Verordnung der n. ö. 
Landesregierung vom 1. November 1791 ), hinſichtlich 
der Einführung der neuen Polizei-Verfaſſung in Wien, heißt 
es folgendermaßen: Die Bezirksdirectoren ſind in 
Anſehung der Civilgegenſtände keine Behör— 
de, aber kleine Vorfälle, die zu Klagen und 


) Hofentſchließung vom 17. November 1784. mn er Joſ. 
B. 6. S. 592). 


) Krop. Geſ. Joſ. B. 15. S. 688. 
3) Krop. Gef. Franz B. 1. S. 407 und 408. 
) Krop. Gef. Leopold 4. B. S. 471. 
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Entſcheidungen gelangen, folde alſo, welche 
auf der Stelle abgethan werden können, z. B. 
Schmähhändel, geringere Schlägereien ohne 
Verwundung, auch andere Angelegenheiten zwi— 
ſchen Parteien, in ſofern bei denſelben von Ab— 
und Zuerkennen eines Eigenthumes oder Rech— 
tes die Frage nicht einſchlägt, ſollen von dem Be— 
zirksdirector geſchlichtet werden,“ und weiter uns 
ten heißt es: »Selbſt Calfo) bei Streitigkeiten, worin 
der Bezirksdirector nach feinem Amte in der 
Hauptſache eintritt, welche aber irgend auf 
eine Art einen Erſatz nach ſich ziehen, z. B. Ver⸗ 
bal⸗ oder Realinjurienhändel, oder, wo ſes ſonſt 
auf ein ſogenanntes Intereſt ankommt, ſind die 
Parteien in Anſehung dieſes Erſatzes an ihre 
ordentliche Behörde zu verweiſen.“ 

Nach dieſer erneuerten Polizei-Ordnung für Wien ſind 
alſo Schmähhändel, Real- und Verbal-Injurien, 
in ſo fern es ſich dabei nicht um Entſchädigung handelt, der 
Polizei zur Behandlung zugewieſen. Dadurch erlitten zwar die 
dießfälligen Anordnungen der Gerichtsordnung in Betreff der 
Hauptſtadt eine Anderung, ohne daß dieſes auch hinſichtlich 
der im zweiten Theile des Joſephiniſchen Strafgeſetzes vom 
13. Jänner 1787 in den SS. 49 und 53. in Bezug auf 
Ehre enthaltenen politiſchen Verbrechen der Fall geweſen 
wäre, deren Behandlung, ſo wie überhaupt die aller politi— 
ſchen Verbrecher nach dem bald darauf erfolgten Hofdecrete 
vom 27. April 1787 als ein Geſchäft der politiſchen Behör— 
den, nemlich jener Obrigkeiten erklärt wurde, denen die Auf— 


wa 
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ſicht auf Zucht, Ordnung und Sicherheit in jeder Provinz 
nach den verſchiedenen Landesverfaſſungen eingeräumt iſt ). 
Um dießfällige Colliſionen zwiſchen den Polizei- den po— 
litiſchen und Gerichts-Behörden zu vermeiden, wurde durch eine 
Allerhöchſte Entſchließung ) als Directiv-Regel feſtgeſetzt, daß 


der Polizei außer den Correctionsſtrafen und den außerordent— 


lichen Fällen, wo der öffentliche Rubeſtand eine ſchnelle und 
abſchreckende Strafe augenblicklich nöthig macht, nur in jenen 
Raufhändeln, bei denen keine in dem Strafgeſetze zum Ver— 
brechen gerechnete Gewaltthätigkeit unterlaufen iſt, wie auch 
in jenen geſetzwidrigen Handlungen, die weder durch eigene 
politiſche Verordnungen einer politiſchen oder einer Gerichts— 
Behörde zugewieſen ſind, die Unterſuchung und Beſtrafung 


) Ahnliche Vorſchriften, wie die Polizei-Ordnung für Wien 
vom Jahre 1791, ergingen auch für einzelne Provinzen und 
Provinzialhauptſtädte. So die Polizei-Ordnung für Steyer⸗ 
mark, Kärnthen und Krain vom 31. Mai 1786. (Krop. 
Gef. Joſ. 10. B. S. 262 — 270); für Brünn, vom 
12. Junius 1786; (Krop. Geſ. Joſ. 10. B. S. 272); für 
Prag, vom 30. April 1787; (ebendaſ. 13. B. S. 346); für die 
Municipalftädte und Märkte in Böhmen, vom 23. 
November 1792 (Krop. Gef. Franz 1. B. S. 556), welche mit 
der Polizei-Ordnung für die Magiſtrate der Städte und 
Märkte, dann für die Ortsgerichtsbarkeiten des 
Landes Kärnthen vom 15. Mai 1793 gleichlautend iſt; die 
Polizei⸗Ordnung für Trieſt, vom 31. Junius 1792, (Krop. 
Geſ. Franz 1. B. S. 271); für Klagenfurt, vom 15. Mai 
1793, (daſelbſt 2. B. S. 363); für Innsbruck, vom 30. Ja⸗ 
nuar 1795, (daſelbſt 5. B. S. 113); für die Mag iſtrate der 
Municipalſtädte und Märkte des Landes Tyrol 
vom 3. Februar 1795. (daſelbſt 5. B. S. 145). 

) Bekannt gemacht durch das Decret der oberſten Juſtizſtelle 
an ſämmtliche Appellationsgerichte vom 11. Julius und das 
Directorial-Hofdeeret vom 21. Julius 1796. 
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damals gebühre, wenn der Thäter auf der That ergriffen 
worden, oder derſelbe geſtändig iſt, und das Geſetz darüber 
ſchon die Strafe beſtimmt hat. 

Durch die Verordnung der n. 5. Landesregierung vom 
21. Mai 1795 ) wurden endlich die politiſchen Unterbehörden 
hinſichtlich der Parteien, die ſich bei Commiſſio— 
nen ungeſtüm betragen, für befugt erklärt, ſelbe durch 
die Polizeiwache in Arreſt führen zu laſſen. 


6.5, 
Fortſetung. 


Auf dieſe in den §§. 2, 3 und 4, enthaltenen An⸗ 
ordnungen hat alſo das Strafgeſetz in ſeinem VII. Abſatze 
der Einleitung hingedeutet, und ſie, in ſo ferne durch das 
Strafgeſetz ſelbſt keine Abänderung geſchah, neuerlich beftäti- 
get. Aus der Berückſichtigung dieſer bisher angeführten die 
Ehrenverletzungen betreffenden Verordnungen geht hervor, 
daß ſie, ohne über die Natur dieſer Vergehen näheren Auf— 
ſchluß zu geben, derlei ſtrafbare Handlungen bloß beſchrei— 
bungsweiſe zum Theile erklären und ſich überhaupt mehr mit N 
den Behörden befaſſen, welche ſelbe zu behandeln haben, ohne 
den dießfälligen Vorgang gehörig zu normiren. 

Eben fo hat das allgem. bürgerl. Geſetzbuch vom 1. Ju⸗ 
nius 1811 in ſeinem dreißigſten Hauptſtücke, wo von dem Rech⸗ 
te des Schadenerſatzes und der Genugthuung die Rede iſt, 
in den $$. 1339 und 1340, die körperlichen Verletzungen, die 
widerrechtlichen Kränkungen der Freiheit und die Ehren be— 
leidigungen, wenn ſie ſich nicht als Verbrechen oder 


) Barth. Hand. und Gewb. Geſ. 3. B. S. 130. 
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ſchwere Polizei-Übertretungen, ſondern als Vergehungen dar— 
ſtellen, den politiſchen Obrigkeiten zur Unterſuchung und Be— 
ſtrafung zugewieſen, ohne dießfalls nähere Beſtimmungen an— 
zugeben. Nur ſo viel iſt klar, daß jene Ehrenbeleidigungen, 
welche als Vergehen den politiſchen Obrigkeiten zugewieſen 
ſind, nicht die Merkmahle eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizei⸗Übertretung an ſich tragen dürfen. Daraus folgt 
jedoch nicht, daß eine ſcheinbare Übertretung, welche die 
Erforderniſſe zu einer größeren Strafbarkeit nicht an ſich 
trägt, oder wenn dieß zwar der Fall, ſomit der Thatbeſtand 
erwieſen iſt, jedoch der Beweis der Schuld an dieſer ſtrafba— 
reren Handlung gegen den Beinzichtigten nicht hergeſtellt wer— 
den kann, ſich nothwendig als ein Vergehen darſtellen müſſe, 
und die Anhänger der gegentheiligen ziemlich verbreiteten An— 
ſicht, welche zum Belege ihrer Behauptung ſich auf den Ein— 
gang des erſten Abſatzes der Einleitung zum Strafgeſetzbuche 
berufen, nach welchem jede geſetzwidrige Handlung einer Ver— 
antwortlichkeit unterwirft, ſcheinen weder den Ausdruck »ge— 
ſetzwidrige Handlung“ als eine, einem beſtimmten 
poſitiven Geſetze zuwiderlaufende Handlung, gehörig berück— 
ſichtiget, noch den eigentlichen Umfang des Wortes -Wer— 
antwortlichkeit“ genau erwogen zu haben. Offenbar laſſen 
ſich auch bei den mit Übertretungen des 2. Th. des St. G. B. 
analogen Vergehen die geſetzlichen Merkmale herausſuchen, 
die vorhanden ſeyn müſſen, ſoll eine Handlung als bürgerlich 
ſtrafbar, wenn auch nur im mindeſten Grade, erſcheinen, und 
ſonach die Gränzen beſtimmen, bis zu welchen eine Handlung 
durch bürgerliche Strafen nicht verpönt iſt, mag ſie gleich 
vor dem inneren Gerichtshofe einer Verantwortlichkeit unter— 
werfen. 
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Zur Aufſtellung der Erforderniſſe eines Poltzei-Verge— 
hens überhaupt iſt es am zweckdienlichſten, die Natur der Ber- 
gehen nach öſterreichiſchen Strafrechtsprincipien im Allgemei⸗ 
nen früher ins Auge zu faſſen. 


Erforderniſſe eines Polizei: Vergehens. 
$. 6. 


Nach dem §. 8 des I. Theiles des St. G. B. 
kann Niemand über Gedanken oder innerliches Vorhaben, 
wenn nichts Geſetzwidriges unternommen oder eine Vorſchrift 
unterlaſſen worden iſt, zur Rede geſtellt werden. Dasſelbe 
folgt auch aus dem III., IV. und V. Abſatze der Einleitung 
zum Strafgeſetze. Demnach iſt zu jedem Vergehen ein be— 
ſtimmtes äußeres einem Strafgeſetze zuwider 
laufendes Verhalten erforderlich. 

Was die Abſicht des Handelnden betrifft, ſo muß auf 
die Natur der Vergehen, die ſich nach der Analogie der ſchwe— 
ren Polizei-Übertretungen unterſcheiden laſſen, Rückſicht genom⸗ 
men werden. Da bei den eigentlichen ſchweren Polizei— 
Übertretungen, ſolchen nemlich, bei welchen ohne böſer Ab— 
ſicht Geſetzen und Vorkehrungen, wodurch den Verbrechen 
vorgebeugt, oder Anordnungen und Anſtalten, durch die ein 
großer Nachtheil abgewendet werden ſoll, durch eine Unter— 
nehmung oder Unterlaſſung entgegen gehandelt wird, ſchon 
bloße Fahrläſſigkeit genügt; ſo unterliegt es wohl keinem Zwei— 
fel, daß bei den dieſen analogen Vergehen dasſelbe der Fall 
ſey, und daß hier, ſoll nicht eine andere ſtrafbare Handlung 
entſtehen, um ſo weniger von einer böſen Abſicht, wo nem— 
lich Jemand durch ſein willkührliches Verhalten das geſetzwi— 
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drige Übel bezielet, die Rede ſeyn kann, da die analogen ſchwe— 
ren Polizei- Übertretungen, wenn dieſe hinzukommt, dadurch 
in Verbrechen übergehen. 

Da nach dem Geſetze bei den eigentlichen ſchweren Poli— 
zei-Übertretungen bloße Fahrläſſigkeit vorhanden ſeyn \ 
darf, nemlich ein ſolches willkührliches Verhalten einer Per— \ 
fon, wo das Bedenken und Beſchließen des dadurch zu bes 
gründenden geſetzwidrigen Übels ausgeſchloſſen iſt, es der— ö 
ſelben jedoch möglich iſt, einzuſehen, daß durch das Wollen ö 
des gedachten Verhaltens auf eine mittelbare Weiſe etwas 
im Geſetze Gebothenes oder Verbothenes unterlaſſen oder un— 
ternommen wird, was man auch Nachläſſigkeit, Unbeſonnen— 
heit, Unvorſichtigkeit, Leichtſinn zu nennen pflegt, in der 
Fahrläſſigkeit aber nicht ſo wie im bürgerlichen Geſetze weiter 
unterſchieden wird: ſo geht daraus hervor, daß es bei dieſer 
Gattung ſchwerer Polizei-Übertretungen hinſichtlich der Ab— 
ſicht des Thäters keinen Gradunterſchied gebe ), daß demnach 
dadurch kein analoges Polizei- Vergehen begründet werden 
könne. Übrigens muß wenigſtens Culpa vorhanden ſeyn, ſoll 
irgend eine ſtrafbare Handlung beſtehen, und das erfolgte 
Übel nicht als ein bloß zufälliges anzuſehen ſeyn. 

Bei den uneigentlichen ſchweren Polizei-Übertretun— 
gen muß die Abſicht des Handelnden eigens auf dasjenige ge— 


*) Daß die Culpa desjenigen, welcher etwas unternimmt oder un— 
terläßt, wovon er weiß, daß dadurch ein geſetzwidriges Übel 
herbeigeführt werden könne, ohne jedoch zu glauben, daß es 
geſchehen werde, dem Dolus viel näher ſtehe, als die desjeni— 
gen, der ſein in der Willkühr gegründetes Verhalten will ohne 
das Bewußtſeyn dadurch ein geſetzwidriges Übel bewirken zu 
können, läßt ſich wohl kaum verkennen. 
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richtet ſeyn, was die Sicherheit im gemeinen Weſen verletzet, 
indem dieſe eigentlich zu den Verbrechen gerechnet werden ſol— 
len, von der Geſetzgebung jedoch wegen der durch die Beſchaf— 
fenheit des Gegenſtandes der Übertretung, der Perſon des 
Thäters oder der unterlaufenden Umſtände begründeten min- 
deren Strafbarkeit ſo wie aus andern guten Urſachen in den 
zweiten Theil aufgenommen wurden. 

Was die analogen Polizei- Vergehen betrifft, fo iſt bei 
denſelben nicht nur böſer Vorſatz zuläſſig, weil hinſichtlich der 
eben erwähnten Momente, wovon der Grad der Strafbarkeit 
einer Übertretung abhängt, einer Handlung Eigenſchaften feh⸗ 
len können, die nach dem Geſetze zur Begründung einer un— 
eigentlichen ſchweren Polizei-Übertretung erforderlich find, 
ohne daß dadurch die Weſenheit dieſer Handlung, als einer 
abſichtlichen Rechtsverletzung, geändert worden wäre: viel— 
mehr muß man behaupten, daß bei dieſer Art Vergehen der 
böſe Vorſatz ſtets vorhanden ſeyn müſſe, daß ſie demnach durch 
bloße Fahrläſſigkeit gar nicht begangen werden können. Denn 
fol Jemand wegen einer Rechtsverletzung auch nur der minder 
ſten Verantwortung unterzogen werden können, jo muß ange- 
nommen werden, daß alle zur Begründung der ſtrafbareren 
Handlung derſelben Art nothwendigen Erforderniſſe über— 
haupt, wenn gleich in einem minderen Grade der Intenſität, 
(vorausgeſetzt, daß ein gewiſſes Erforderniß eine Gradation 
zuläßt), vorhanden ſeyn müſſen; es kann ja nicht irgend etwas 
in einem minderen Grade, alſo doch, da ſeyn, wenn es der 
Weſenheit nach ſelbſt nicht einmal befteht ). 


) Hätte z. B. das Geſetz nicht alle Diebſtähle, denen die Erfor— 
derniſſe zu einem Verbrechen mangeln, als ſchwere Polizei— 
Übertretungen erklärt, (. 210. II. Th. St. G. B. Die ſub— 
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Daraus folgt weiters, daß auch bet den uneigentlichen 


ſchweren Polizei-Übertretungen rückſichtlich der Abſicht des 
Thäters keine Gradation zuläſſig iſt, daß alſo auch dadurch 
keine analogen Polizei-Vergehen begründet werden können ). 


Daß die jenen ſchweren Polizei-Übertretungen, welche 


ſich bald als eigentliche, bald als uneigentliche darſtellen kön— 
nen, analogen Polizei-Vergehen ebenfalls nach Umſtänden 
entweder von böſer Abſicht oder bloßer Culpa begleitet ſeyn 
können, folgt aus dem Geſagten. 


jective Beſchaffenheit des Thäters, oder beſondere Verhältniſſe 
desſelben machen jedoch Ausnahmen von diefer Regel. S. die 
$$. 28, 32, 213 und 269 des II. Th. des St. G. B.), fo würde 
es doch keinem Vernünftigen einfallen, Jenen für einen Dieb, 
wenn gleich im mindeſten Grade der Strafbarkeit, anzuſehen, 
der fremdes bewegliches Gut aus eines Anderen Beſitz ohne 
deſſen Einwilligung in der culpoſen Meinung, es ſey fein 
eigenes, oder um demſelben dadurch bloß größere Sorgfalt für 
die Verwahrung der ihm gehörigen oder ſeiner Obhut anver— 
trauten Gegenſtände einzuflößen, entzieht, ihm es jedoch im 
letztern Falle nach einiger Zeit, im erſtern, wann. ihm das 
eigentliche Verhältniß bekannt geworden iſt, wieder zurück— 
ſtellet. f 
Wenn nach unſeren Geſetzen die ſtrafbaren Handlungen der 
Kindheit vom angehenden eilften bis zum vollendeten vierzehnten 
Jahre, in ſo fern ſie an ſich nur ſchwere Polizei— Übertretungen 
ſind, der häuslichen Züchtigung, in Ermanglung dieſer aber, 
oder nach dabei ſich zeigenden beſonderen Umſtänden, der Ahn— 
dung und Vorkehrung der politiſchen Obrigkeiten überlaſſen ſind: 
ſo liegt der Grund hiervon in dem Mangel der Zurechnungsfä— 
higkeit überhaupt, nicht aber darin, daß man bei ihnen eine 
bloße Fahrlöſſigkeit annimmt, weil ſonſt die an ſich eigentlichen 
ſchweren Polizei-Übertretungen der Unmündigen auch als ſolche 
beſtraft werden müßten. 


$. 7. 


Fortſetzung. 


Was die Handlung ſelbſt betrifft, ſo darf ſie, ſoll 
dadurch nur ein Polizei-Vergehen begründet werden, im All— 
gemeinen nicht ſo beſchaffen ſeyn, daß ſie ſich zur Beſtrafung 
als Verbrechen oder ſchwere Polizei-Ubertretung eignet. Die- 
ſes iſt aber dann der Fall und zwar: 

a) nach der Beſchaffenheit des Gegenſtandes, 
wenn ein minder wichtiges Recht und auf eine minder be— 
trächtliche Weiſe, als es bei ſchweren Polizei- Übertretungen 
vorausgeſetzt wird, verletzt worden iſt; z. B. wenn Jemand 
einer unerlaubten Handlung fälſchlich beſchuldigt wird, welche, 
wenn ſie auch wahr befunden würde, auf ſein Fortkommen, 
ſeinen Geſchäftsbetrieb oder ſeine Erwerbung keinen ſchädli— 
chen Einfluß haben kann; 

b) nach der Beſchaffenheit der Perſon, wenn 
ſie ſich als minder gefährlich darſtellt, wie dieß z. B. hinſicht— 
lich der von Unmündigen vor vollendetem zehnten Jahre verüb— 
ten ſtrafbaren Handlungen insgemein und jener zwiſchen dem 
begonnenen eilften und vollendeten vierzehnten Jahre begange— 
nen Übertretungen, welche ſchon an ſich nur ſchwere Polizei— 
Übertretungen ſind, der Fall iſt; 

c) nach der Beſchaffenheit der unterlaufenden 
Umſtände, wenn ſich die Handlung nach dieſen als min— 
der ſtrafbar darſtellt; z. B. wenn die Beſchimpfung oder Be— 
handlung mit Schlägen nach dem §. 241 des II. Th. des 
St. G. B. weder auf der Straße, noch an einem öffentlichen 
Orte geſchah. 
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Hier muß bemerkt werden, daß bei den meiften uneigent— 
lichen ſchweren Polizei-Übertretungen wegen des dabei nothwen— 
digen böſen Vorſatzes ſchon jede auch die geringſte derlei 
Handlung als ſchwere Polizei ⸗ Übertretung beftraft wird, wie 
z. B. bei Diebſtählen, Betrügereien ꝛc., daß es demnach bei 
dieſen rückſichtlich der Frage, wann ein bloßes Vergehen vor— 
handen ſey, auf die minder gefährliche Beſchaffeuheit der 
Handlung gar nicht ankommen kann). 

Eben ſo iſt bei Unterlaſſungshandlungen, wenn 
ſolche als ſchwere Polizei - Übertretungen erklärt find, in Be⸗ 
zug auf die Unterlaſſung ſelbſt kein niederer Grad der Straf— 
barkeit zuläſſig, indem nach Ablauf des beſtimmten Momen⸗ 
tes, in welchem die Handlung ſchon hätte unternommen wor⸗ 
den ſeyn ſollen, die ſchwere Polizei- Übertretung ſchon be⸗ 
gangen iſt. 

Verlangt das Geſetz zum Daſeyn einer ſchweren Poli— 
zei= Übertretung einen beſtimmten Erfolg, tritt jedoch dieſer 
in einem minderen Grade ein, als es zur Begründung der 
ſchweren Polizei-Übertretungen nothwendig iſt, ſo kann da— 
durch ein minder ſtrafbares Vergehen begründet werden, un— 
geachtet die Handlungsweiſe eine ſolche war, daß dadurch der 
zur Begründung der ſchweren Polizei-Übertretung nothwen⸗ 
dige Erfolg hätte veranlaßt worden ſeyn können. 

5. 
Fortſetzung. 

Hat eine Handlung die bisher erwähnten Erforderniſſe, 

fo darf fie demungeachtet noch nicht als Polizei-Vergehen an⸗ 


) Wohl aber kann die fubjective Beſchaffenheit des Thäters dar— 
auf Einfluß haben. S. die 2. Note bei dem vorhergehenden Pa— 
ragraphe. 
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geſehen und beftrafet werden, wiewohl fie ſich objectiv und 
ſubjectiv als ſolches darzuſtellen ſcheint. Soll dieſes der Fall 
ſeyn, ſo ſcheint mir ein poſitives Geſetz erforderlich, durch 
welches ſie als ein Vergehen erklärt und mit einer Strafe ver— 
pönt worden iſt. Bei den Verbrechen und ſchweren Polizei— 
Übertretungen iſt dieſes durch den VI. Abſatz der Einleitung 
außer Zweifel geſtellt; daſelbſt heißt es nähmlich: daß nur 
dasjenige als ein Verbrechen und eben ſo als eine ſchwere 
Polizei-Übertretung behandelt und beftraft werden kann, was 
in dem Strafgeſetze ausdrücklich für ein Verbrechen oder 
für eine ſchwere Polizei-Übertretung erklärt wird. Wenn gleich 
dieſe geſetzliche Nominal-Erklärung ſich ihrem Wortlaute nach 
auf Polizei-Vergehen nicht anwenden läßt, da ſie nirgends 
ſyſtematiſch geſammelt erſcheinen und als ein abgeſchloſſenes 
Ganze dieſe Beſtimmung an ihrer Spitze haben; ſo folgt dar— 
aus nicht, daß in Ermanglung einer ſolchen Vorſchrift bei 
Polizei-Vergehen der politiſche Beamte in der Schöpfung 
ſeiner Erkenntniſſe nach Willkühr verfahren dürfe. Eben ſo 
wenig geht dieſes aus der Bemerkung hervor: daß in mehre— 
ren Verordnungen vom Ermeſſen des Beamten ausdrücklich die 
Rede iſt; indem eben dadurch die Vergleichung der vorſchrifts— 
widrigen Handlung mit den beſtehenden Geſetzen zur Pflicht 
gemacht wird. Der Abgang einer ſolchen geſetzlichen Nominal— 
Erklärung hat nur die Folge, daß die Frage, ob eine gewiſſe 
Handlung als ein Polizei-Vergehen angeſehen und beſtraft 
werden könne, in Ermanglung einer directen poſitiven Vor— 
ſchrift bisweilen aus der Analogie anderer ähnlichen als ſtraf— 
bar erklärten Unternehmungen oder Unterlaſſungen beantwor— 
tet werden kann. 

Demnach erhält obiger Grundſatz in Anwendung auf 
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Polizei-Vergehen den Sinn: als Polizei-Vergehen 
kann nur das behandelt und beſtraft werden, 
was ſich nach den beſtehenden Geſetzen als ſol— 
ches darſtellet. Das Geſetz kann aber die ſtrafbare Hand— 
lung unmittelbar bezeichnen und mit Strafe ſanctioniren, 
wie es in mehreren hinſichtlich einzelner Polizei-Vergehen er— 
laſſenen ſpeciellen Verordnungen der Fall iſt, oder mittel— 
bar, indem es auf die Analogie verweiſt, wie dieſes in dem 
Hofdecrete vom 30. Sept. 1806 und in den Regierungs-Ver⸗ 
ordnungen vom 11. Junius 1812 und 19. November 1828 
geſchah, nach welchen jene mindern geſetzwidrigen Handlun— 
gen, welche nicht alle Criterien enthalten, wodurch ſie nach 
dem II. Thl. des St. G. B. die Beſchaffenheit und Strafbar— 
keit einer ſchweren Polizei-Übertretung erreichen, nach der 
Analogie des zweiten Theiles des Strafgeſetzes und zwar nach 
Vorſchrift des ihnen analogen Paragraphes als Polizei-Ver— 
gehen zu behandeln und zu beſtrafen ſind. 

Übrigens ſind die Verfügungen, welche eine Polizei-Be⸗ 
hörde in Folge des ihr, zur Erreichung ihres Zweckes, einge— 
räumten Rechtes, in Fällen, wo poſitive Geſetze mangeln, 
auf eine mit den beſtehenden Verordnungen harmonirende 
Weiſe ihren Zweck zu verfolgen, in dieſer Abſicht getroffen 
hat, wenn ſie gleich in dem beſtimmten Orte, für welchen 
fie erlaſſen wurden, als von der dazu berechtigten Behörde 
ausgehend, verbindliche Kraft haben, und ihre Außeracht— 
lafjung die darauf verhängte Ahndung nach ſich zieht, als dis— 
poſitive Vorſchriften einer adminiſtrativen Behörde, nicht aber 
als Normen über Polizei-Vergehen in dem Sinne anzuſehen, 
in welchem die oberſte geſetzgebende Gewalt derlei Anordnun— 
gen zur allgemeinen Darnachachtung erlaſſen hat. Bei dieſen 
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disciplinariſchen Vorſchriften der unterſten erecutiven Behör— 
den liegt es in der Natur der Sache, daß ihr Feld nicht der— 
maßen als begränzt angeſehen werden kann, wie es bei den als 
allgemein verbindlich erklärten Geſetzen über Polizei— rn 
hen der Fall ift. 
S. 9. 
Fortſetzung. 

Daß den Polizei-Behörden wirklich das Recht zuſtehe, 
ihren Zweck auf eine entſprechende Weiſe dann nach ihrem 
Ermeſſen zu verfolgen, wenn ſpecielle poſitive Geſetze man— 
geln, geht aus den Polizei-Ordnungen für Wien vom 2. März 
1776 und 1. November 1791, ſo wie aus dem Hofdecrete vom 
21. Julius 1796 hervor. Insbeſondere drückt ſich die Polizei⸗ 
Ordnung vom 1. November 1791 über die Beſtimmung der 
Polizei folgendermaßen aus: »Der Hauptgegenſtand der 
Polizei, und wovon alle einzelnen nur Zweige ſind, iſt: 
die beſtändige Aufmerkſamkeit, damit in den Bezirken Geſetze 
und Anordnungen auf das Genaueſte beobachtet, Ruhe, Ord— 
nung, Sicherheit und öffentliche Anſtändigkeit gehandhabt, 
und ſo ſehr es möglich iſt, alles verhindert wer— 
de, was ſowohl dem Allgemeinen als Privat 
wohl nachtheilig ſeyn könnte;“ und aus dem Hofde— 
crete vom 21. Julius 1796 geht hervor, daß der Polizei-Be— 
hörde außer den Correctionsſtrafen überhaupt, worun— 
ter die Strafen wegen polizeilicher Gebrechen allerdings ge— 
zählt werden dürften, unter beſtimmten Umſtänden auch die 
Unterſuchung und Beſtrafung jener den Geſetzen des Staates 
zuwider laufenden Handlungen gebühre, welche durch eigene 
Verordnungen weder einer politiſchen, noch einer Gerichts— 
Behörde übertragen worden ſind. 
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Das dießfällige Verfügungsrecht der Polizei-Ober-Direc⸗ 
tion in Wien zur Abſtellung von Polizei-Gebrechen, wenn 
ſpecielle Geſetze mangeln, hat die n. ö. Landesregierung mit 
h. Decrete vom 11. Julius 1833, 3. 35,690 insbeſondere 
rückſichtlich der Handhabung von eigentlich polizeilichen Sicher— 
heitsmaßregeln und Beſtrafung der dießfälligen Übertretungen 
auf eine umfaſſende Weiſe ausdrücklich beſtätigt, 
indem in dieſer, obſchon aus Anlaß eines beſonderen Falles 
erfloſſenen hohen Entſcheidung der allgemeine Grundſatz aus— 
geſprochen und entwickelt wird, daß es der Polizei— 
Ober⸗Direction überlaſſen ſey, den Verfügungen, 
wozu ſie vermög ihrer Stellung und ihres Wir— 
kungskreiſes berufen erſcheine, durch die ihr zu 
Gebothe ſtehenden Mittel Wirkſamkeit und Fol— 
ge zu verſchaffen, und die Außerachtlaſſung mit 
den entſprechenden Strafen zu ahnden; weil 
das Strafrecht gegen Nichtbefolger ſolcher Ver— 
fügungen der Polizei-Ober-Direction ohnehin 
zunächſt gebühre, und ihr auch vorbehalten blei— 
be, die betreffenden Strafen von Fall zu Fall zu 
beſtimmen, wie es bei ſo mancher Übertretung 
polizeilicher Verfügungen geſchehe, wo keine ei— 
genen Strafgradationen vorgeſchrieben ſind.“ 

§. 10. 
Benennung der minderen Ehrenverletzungen. 


Was die Bezeichnung der minderen Ehrenverletzungen an— 
belangt, ſo iſt ſie in unſern Geſetzen nicht immer dieſelbe; 
gewöhnlich werden derlei Vergehen mindere Ehrenbe— 


) Pol. Ober-Direct.⸗Circul. vom 28. Julius 1833, Z. 6929. 
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leidigungen, Ehrenbeleidigungen als Vergehen, 
Ehrenkränkungen genannt. Übrigens iſt auch der Aus— 
druck: »Ehrenbeleidigungen“ nicht überall, wo er vorkommt, 
in demſelben Sinne genommen. In den Paragraphen 1330 
und 1339 des allg. bürgl. G. B. find darunter alle Ehrenver— 
letzungen begriffen, ſie mögen ſich als Verbrechen, als ſchwere 
Polizei- Übertretungen oder als Polizei-Vergehen darſtellen ; 
nach dem Strafgeſetze ſind darunter bloß die daſelbſt im zwölf— 
ten Hauptſtücke des zweiten Theiles vorkommenden ſchweren 
Polizei-Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre zu ver— 
ſtehen, nachdem die verbrecheriſchen Handlungen dieſer Art 
Verläumdungen genannt werden. Statt der oben erwähnten 
mannigfaltigen mehr beſchreibungsweiſen Bezeichnungen dürfte 
der Ausdruck »Ehrenkränkungen“ anzuwenden ſeyn, da 
er kurz, bezeichnend, und nicht ganz ohne geſetzliche Grundlage 
iſt, indem er nicht nur ſeit geraumer Zeit in der ämtlichen Ge— 
ſchäftsſprache der meiſten Stellen faſt ausſchließend angewen— 
det wird, ſondern in Folge deſſen bereits in mehreren Verord— 
nungen zur Bezeichnung der Ehrenverletzungen als Polizei- 
Vergehen vorkömmt ). Aus dieſen Gründen will ich mich auch 
zur Bezeichnung der minderen Ehrenverletzungen als Polizei— 
Vergehen ſtets dieſes Ausdruckes bedienen. 


1. 
Abſonderung der Polizei-Vergehen von andern 
übertretungen. 
Da das Strafgeſetzbuch bei der Claſſification der ſtraf— 
baren Handlungen auf den Grad ihrer Gefährlichkeiten Rückſicht 


) S. z. B. das Polizei-Ober-Directions-Circulare an ſämmtliche 
Bezirks-Directionen vom W. September 1835 3. 8116. 
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nahm, fo mußte bei Polizei Vergehen die Rückſicht auf ihre 
Geringfügigkeit für ihre Ausſchließung von dem Umfange 
desſelben entſcheidend ſeyn, wenn gleich der weitere Grund 
zur Ausſcheidung der andern im VII. Abſatze der Einleitung 
des St. G. B. erwähnten Übertretungen, weil nemlich die 
betreffenden Vorſchriften im Allgemeinen mannigfaltigen Ver- 
änderungen unterliegen, indem ihr Werth vorzugsweiſe von 
ihrer durch häufig veränderliche Umſtände bedingten Brauch— 
barkeit zur Erreichung anderer Zwecke abhängt, auf die Poli— 
zei⸗Vergehen, von denen die Paragraphe 1339 und 1340 des 
allg. bürgk G. B. ſprechen, keine Anwendung findet. 

Daß die Verletzungen der eigentlich polizeilichen Maßre- 
geln nicht alle ſpeciell normirt und mit beſtimmten Strafen be> 
droht ſeyn können, liegt wohl am Tage, da dieſe Maßregeln 
ſelbſt oft nur im Allgemeinen ausgeſprochen ſind, und wegen 
der häufig veränderten Lage der Dinge, wegen gewiſſen Ver— 
hältniſſen, neuen Erfindungen u. dgl. viele Modificirungen 
zulaſſen. Hier iſt es Aufgabe der Polizei, den ihr vorgeſetzten 
Zweck nach ihrem Ermeſſen auf eine mit den beſtehenden Ge— 
ſetzen harmonirende Weiſe zu verfolgen ). 


) So ſchmeichelhaft auch das dadurch in die Behörde geſetzte Ver— 
trauen ſeyn mag, fo iſt es doch zur Vermeidung ſelbſt des Schei- 
nes irgend einer Willkührlichkeit nur wünſchenswerth, durch 
geſetzliche Zuſammenſtellung der allgemeinen Strafnormen rück— 
ſichtlich der Polizei-Vergehen dem Beamten eine ausreichende, 
unfehlbare Richtſchnur an die Hand zu geben, ſo wie anderer— 
ſeits der Umſtand, daß die übrigen nicht aus der Analogie des 
II. Theiles des St. G. B. fließenden, ſondern durch ſpecielle 
Verordnungen als Polizei-Vergehen erklärten ſtrafbaren Hand— 
lungen zweierlei Unterſuchungsbehörden zugewieſen ſind, dieſe 
Unterſcheidung jedoch nicht nach einem beſtimmten Grundſatze, 
ſondern ſpeciell nur für einzelne Fälle und bei vielen ohne ſicht— 
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Dieſe Umſtände brachten auch die Anordnung ins Leben, 
daß in Städten, wo Polizei-Directionen find, dieſe die Ahn⸗ 
dung geringerer Vergehen nach der Analogie des II. Thl. 
des St. G. B. vorzunehmen haben, wenn gleich hier nicht ſo, 
wie es bei Verbrechen und ſchweren Polizei-Übertretungen 
der Fall iſt, der Nahme der ſtrafbaren Handlung, die Ver— 
ſchiedenheit der Strafe in Qualität und Quantität, oder das 
veränderte Verfahren eine ſolche Abſonderung in einem ſo 
hohen Grade nothwendig macht. 


5. 12. 


Allgemeine Verbindlichkeit der Anordnungen in 
Anſehung der Polizei⸗Vergehen. 


Die in dem §. 1 des II. Thl. des St. G. B. enthal⸗ 
tene Beſtimmung, daß ſich bei ſchweren Polizei— 
Übertretungen Niemand mit der Unwiſſenheit 
entſchuldigen könne, hat bei Polizei- Vergehen nicht 
minder zu gelten, da bei einigen das Unerlaubte der Hand- 


lichen Grund gemacht worden iſt, ferner daß bei dem Mangel einer 
geſetzlichen Compilation ihre vollſtändige Kenntniß bei ihrer Zer— 
ſtreuung in allen Theilen der Geſetzgebungszweige und ausge— 
dehnten Zeitperioden ſehr erſchwert iſt, ſo wie der weitere Um— 
ſtand, daß das Verfahren dabei für mehrere Fälle im Allgemei— 
nen, für viele gar nicht und für einzelne in den betreffenden An— 
ordnungen ſpeciell und oft abweichend von der allgemeinen 
Norm vorgezeichnet iſt, dann daß die Strafen meiſtens quali— 
tativ und quantitativ unbeſtimmt und die Strafſanction oft in 
zweideutigen zu Mißgriffen veranlaſſenden Ausdrücken verfaßt 
find, eine baldige Neviſion und ſyſtematiſche Bearbeitung dieſes 
Theiles der Strafgeſetzgebung zur Erzielung eines gleichförmig 
geordneten Verfahrens dringend nothwendig macht. 
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lung oder Unterlaſſung an ſich ſchon erkennbar iſt, andererſeits 
auch hier die allgemeine Verpflichtung eines jeden zeitweiligen 
oder immerwährenden Bürgers, ſich mit den beſtehenden Ge— 
ſetzen bekannt zu machen, angenommen werden muß, da im 
Gegentheile die meiſten dießfälligen Anordnungen einer un— 
ausweichlichen Umgehung bloßgeſtellt wären. | 

Eben fo verlieren nach der Analogie des $. 7. II. Thl. 
des St. G. B. die über Vergehen erlaſſenen Geſetze dadurch, 
daß nach Orts- oder perſönlichen Umſtänden manche Gegen— 
ſtände derſelben irgendwo nicht vorhanden ſind, nichts von 
ihrer Allgemeinheit, ſondern die Anwendung derſelben tritt 
ein, ſobald die Veränderung der Umſtände dazu geeignet macht. 
Dieß verſteht ſich jedoch nur von den allgemeinen, durch die 
berechtigten Behörden erlaſſenen Normen, kann daher auf 
jene bloß localen Anordnungen, zu deren Erlaſſung die unterſte 
dießfällige Behörde berechtigt worden ſeyn mag, ſo wie auf 
jene Vorſchriften, die, wenn gleich von den Oberbehörden, jedoch 
ausdrücklich nur für einen beſtimmten Ort gegeben wurden, 
keine Anwendung finden. 


$. 13. 
Verbindlichkeit der Ausländer. 


Daß Ausländer, welche ſich in den Ländern, für 
welche die dießfälligen Anordnungen erlaſſen worden ſind, 
aufhalten, ebenfalls Polizei-Vergehen ſchuldig werden können, 
geht aus der Analogie des §. 2. des St. G. B. II. Thls., ſo 
wie aus dem Territorial-Rechte des Landesfürſten hervor ). 


) S. das natürliche öffentliche Recht des Dr. Franz Ritter 


42 


Hat ſich ein Ausländer in einem fremden 
Staate eines Polizei-Vergehens im Sinne der öſterreichi— 
ſchen Geſetzgebung ſchuldig gemacht, ſich in das öſterreichiſche 
Gebieth geflüchtet und wird er von der ausländiſchen Behörde 
reclamirt, ſo tritt die analoge Anwendung des Hofkanzlei— 
decretes vom 20. Februar 1812, Z. 2221 ') ein, vermöge wel— 
chen die Hofdecrete vom 4. December 1808, und 12. Februar 
1809, geflüchtete ausländiſche Verbrecher betreffend, auf der— 
lei Flüchtlinge wegen einer ſchweren Polizei-Übertretung keine 
Anwendung haben, ſondern ein ſolcher Ausländer nach ſeinem 
Übertritte in das öſterreichiſche Gebieth lediglich als Einwan— 
derer zu betrachten und nach den beſtehenden Polizei-Vorſchrif— 
ten zu behandeln iſt. Demnach wird eine Reclamirung einer 
ausländiſchen Behörde wegen eines Polizei-Vergehens um 
ſo weniger einen weitern Vorgang gegen den Beſchuldigten 
zur Folge haben, als dieß nach dem eben erwähnten Hofde— 
crete nicht einmahl bei einer ſchweren Polizei-Ubertretung 
der Fall iſt. 

Wenn ein Unterthan dieſer Länder ſich im Aus⸗ 
lande einer unerlaubten Handlung ſchuldig macht, welche in 
Oſterreich als ein Verbrechen oder eine ſchwere Polizei-Über— 
tretung angeſehen wird, ſo iſt er in Folge des §. 30. des J. Thl. 
des St. G. B. und der Allerh. Entſchl. vom 12. April 1828) 


von Egger, nunmehrigen Regierungsrathes und jubilirten 
Profeſſors ꝛc. Wien und Trieſt 1809. 1. B. S. 121. 

1) Krop. Gef. Franz. B. 31. S. 122; N. H. Regierungs-Verord— 
nungen vom 7. und 20. Februar 1833. 3. 2202 u. 10,771. 

2) Hofkanzlei-Decret vom 24. April. 3. 9063. (Krop. Gef, Franz. 
B. 54. S. 127.) N. H. Negierungs-Decret vom 6. Mai 1828, 
Z. 24,627). 
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bei feiner Betretung im Inlande ohne Rückſicht auf die Geſetze 
des Landes, wo das Verbrechen oder die ſchwere Polizei-Über— 
tretung begangen wurde, nach öſterreichiſchen Strafgeſetzen zu 
behandeln, wenn er, wie es in letztgenannter Allerhöchſten 
Entſchließung rückſichtlich der ſchweren Polizei» Übertretungen 
ausdrücklich vorkommt, deßhalb dort nicht beſtraft oder die 
ſchwere Polizei- Übertretung ihm nicht nachgeſehen wurde. 
Dieſe Anordnungen finden auch bei den einfachen Polizei-Ver— 
gehen ihre Anwendung, da es in der mehr erwähnten Allerh. 
Entſchließung im Allgemeinen heißt: »daß der §. 30. des I. Thl. 
des St. G. B. in Zukunft auch auf die im Auslande von ei— 
nem Inländer begangenen Polizei- Übertretungen bei 
feiner Betretung im Inlande auszudehnen fei,« und daſelbſt 
zwiſchen den Polizei-Übertretungen nicht weiter unterſchieden 
worden iſt. 


§. 14. 


Exequirung der Erkenntniſſe ausländiſcher Behör⸗ 
den über öſterreichiſche Unterthanen. 


Iſt gegen einen Inländer wegen einer im Auslande 
begangenen Polizei-Übertretung daſelbſt bereits das Erkennt— 
niß geſchöpft und in Rechtskraft erwachſen, jedoch an demſel— 
ben aus was immer für einer Urſache von der ausländiſchen 
Behörde nicht vollzogen worden, ſo hat die inländiſche Behör— 
de, wenn ſte von der fremden um Vollziehung ihres Erkennt— 
niſſes angegangen wird, nach der Allerh. Entſchließung vom 
12. April 1828 dieſem Anſuchen keine Folge zu geben, indem 
ſich aus der Ausdehnung des $. 30. des I. Thl. des St. G. B. 
auf Polizei- Übertretungen der Grundſatz ergibt: daß ein 
ſolcher Übertreter ſodann ohne Rückſicht auf die 
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Strafbemeſſung in jenem Lande, wo er die ſtraf— 
bare Handlung begangen hat, nur nach öſterrei— 
chiſchen Geſetzen zu behandeln iſt. 

Dasſelbe enthält auch das Hofkanzlei-Decret vom 8. Ju⸗ 
lius 1835, Z. 17,077, welches in einem ſpeciellen Falle an 
die N. O. Landesregierung erlaſſen wurde, wornach Erkennt— 
niſſe ausländiſcher Behörden in Sſterreich gegen Inländer 
nicht vollzogen werden ſollen. Zugleich iſt darin die Weiſung 
enthalten, daß ſich um die Mittheilung der Akten an die aus- 
ländiſche Behörde zu wenden und dann von der nach Aus⸗ 
weis der Akten dazu berufenen Behörde der Gegenſtand in Ver— 
handlung zu nehmen und das Erkenutniß zu fällen ſey. 

In dieſem Sinne erklärte auch die N. O. Landesregie⸗ 
rung mit Decret vom 9. November 1836, 3. 63,089 über eine 
gemachte Anfrage, wie ſich rückſichtlich des von einer auslän— 
diſchen Regierung geſtellten Anſuchens um Vollziehung einer 
über einen Inländer daſelbſt nach erhobenem Thatbeſtande und 
hergeſtelltem Beweiſe bereits rechtskräftig verhängten, jedoch 
aus beſondern Billigkeitsrückſichten, (um nähmlich dem Be— 
ſchuldigten durch Abhaltung von ſeiner Reiſe mit dem bereits 
beſtellten Eilwagen nicht ein größeres Übel zuzufügen), noch 
nicht erequirten Strafe zu benehmen ſey, daß den Anſuchen aus⸗ 
ländiſcher Behörden um Exequirung der dort gegen Inländer 
verhängten Strafen unter keinerlei Umſtänden willfahrt wer— 
den dürfe, ſondern daß ſolche Anſuchen lediglich als Anzeigen 
angeſehen, und als Grundlage zur Einleitung einer Un— 
terſuchung wider einen Inländer, in ſo fern er im Auslande 
eine ſtraffällige Handlung begangen hat, dienen können, und 
daß ſodann dieſe Unterſuchung einzig und allein nach den öfter: 
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reichiſchen Geſetzen abgeführt und was Rechtens iſt, geſprochen 
werden müſſe. 


§. 15. 
Vergehen der Kinder. 


Da alle ſtrafbaren Handlungen der Kindheit bis zu dem 
vollendeten zehnten Jahre bloß der häuslichen Züchtigung über— 
laſſen ſind, ſo iſt dieſes natürlich auch bei den an und für ſich 
nur als Vergehen ſtrafbaren Handlungen der Fall. Übrigens 
ſteht es den Altern, Vormündern, Erziehern u. dgl. eben ſo 
wie bei den vom angehenden eilften bis zu dem vollendeten 
vierzehnten Jahre begangenen ſtrafbaren Handlungen, die an 
ſich nur ſchwere Polizei-Übertretungen und nach dem $. 32 
des II. Thl. des St. G. B. ebenfalls der häuslichen Züchti⸗ 
gung überlaſſen ſind, frei, an die politiſche Obrigkeit, und 
wo Polizei⸗Behörden find, an dieſe ſich zu wenden und ihre 
Zurechtweiſung dort zu veranlaſſen. Dasſelbe haben jedoch 
dieſe Behörden unmittelbar zu verfügen, ſobald entweder die 
häusliche Züchtigung mangelt, oder beſondere Umſtände das 
Einſchreiten der politiſchen Behörde erfordern, z. B. wenn 
ein Kind wegen eines ſeltenen Grades der Ausartung frühzei— 
tig Verbrechen beſorgen läßt, und dießfalls keine entſprechende 
häusliche Zurechtweiſung Statt findet, oder wiederholte Rück— 
fälle die Unzulänglichkeit derſelben darthun. Die politiſche 
Obrigkeit hat in einem ſolchen Falle die an ſich ſchweren Po— 
lizei⸗Ubertretungen derſelben vom begonnenen eilften bis zum 
vollendeten vierzehnten Jahre nicht nach der Analogie der inner— 
halb dieſer Zeit verübten Verbrechen, die nur als ſchwere Poli— 
zei⸗Übertretungen beſtraft werden, als Polizei-Vergehen zu be— 
ſtrafen; das Geſetz ſchreibt dieſes nirgends vor; vielmehr 
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ſpricht der §. 32 des II. Thl. des St. G. B. von einer -A hn⸗ 
dung und Vorkehrung⸗ und gibt dadurch nicht undeut— 
lich zu verſtehen, daß gegen ſolche Kinder oder Unmündige zur 
Vertretung der häuslichen Züchtigung auf eine der Ausübung 
der häuslichen Zuchtgewalt ähnliche Art vorzugehen ſey. Es 
iſt demnach bei derlei ſtrafbaren Handlungen der Kinder oder 
Unmündigen keineswegs auf die für die Behandlung eines 
Polizei-Vergehens vorgeſchriebene Weiſe vorzugehen, ſon— 
dern es genügt, wenn über die glaubwürdige Anzeige derjeni— 
gen, welchen der zu Strafende unterſteht, oder über eigene 
Wahrnehmung dieſe ſelbſt im Geſchäftsprotocolle nebſt der Art 
der Behandlung vorgemerkt und jene angemeſſene Strafe ver— 
hängt wird, welche die geeignetſte erſcheint, die Beſſerung zu 
erzielen. Daß hierbei die Anordnung des §. 30 des II. Thl. des 
St. G. B. in Betreff der zu berückſichtigenden Umſtände mit 
Vortheil benützet werden kann, braucht wohl kaum einer Er⸗ 
wähnung ). 
816. 


In wie fern böſe Abſicht oder Schaden zur Begrün⸗ 
dung eines Vergehens nothwendig iſt. 


Die im $. 5 des II. Thl. des St. G. B. enthaltene allge- 
mein abgefaßte Regel, daß ſchon die gegen ein Verboth voll— 
brachte Handlung oder gegen ein Geboth geſchehene Unterlaſ— 


) Die Zuweiſung von derlei ſtrafbaren Handlungen an die politiſche 
Obrigkeit und insbeſondere an die Polizei liegt um ſo mehr in 
ihrer Beſtimmung, da überhaupt Verhinderung von Uebertretun— 
gen ihr zur Aufgabe gemacht wurde, und dieſer Zweck beſonders 
durch frühzeitige Erſtickung der ſchlechten Triebfedern bei Indivi— 
duen, wo ſie noch in minderer Intenſität vorhanden ſind, mit 
größerer Gewißheit erreicht werden kann. 
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fung an ſich eine ſchwere Polizei-Übertretung ſey, obgleich 
weder eine böſe Abſicht dabei mit unterlaufen, noch Schaden 
oder Nachtheil daraus erfolget iſt, erleidet, ſo wie bei ſchweren 
Polizei- Übertretungen), in ihrer Anwendung auf die Ver— 
gehen manche Modificirungen, die ſich jedoch größtentheils 
aus dem in den $$. 6, 7 und 8 Geſagten ergeben. 


e 
Von dem Verſuche bei Polizei: Vergehen. 

Rückſichtlich des Verſuches eines Polizei» Vergehens gel— 
ten ganz die dießfälligen Beſtimmungen des II. Thl. des St. 
G. B. Derſelbe iſt demnach, wenn er nicht durch den Willen 
des Handelnden, ſondern bloß durch Dazwiſchenkunft zufälli⸗ 
ger Umſtände unterblieb, nach der Analogie des §. 6 ebenfalls 
ſtrafbar und darf nach der Analogie der Regierungs-Verord— 
nung vom 27. Junius 1806, Z. 19,452, nicht unter dem Mi⸗ 
nimum der auf die wirkliche Vollbringung des Vergehens ge— 
ſetzten Strafe geahndet werden. Da bei allen jenen Polizei— 
Vergehen, von welchen analoge ſchwere Polizei-Übertretungen 
im II. Thl. des St. G. B. vorkommen, das Minimum der 
Strafe nicht beſtimmt iſt, indem durch das Hofdecret vom 
30. Sept. 1806 für ſolche Fälle bloß die Gränze der Strafaus— 
meſſung nach oben angegeben wurde, welche nicht überſchrit— 


) Siehe die nähere Auseinanderſetzung des $. 5. II. Thl. St. 
G. B. in dem Commentare des Herrn Regierungsrathes Joſeph 
Kudler (IV. Auflage, Wien 1836). Da die Polizei-Vergehen 
in vielen Fällen nichts Beſonderes biethen, ſo verweiſe ich ein 
für alle Mahl auf die dießfälligen Erläuterungen meines hoch- 
verehrten Lehrers in dem eben erwähnten Werke für alle 
Fälle, wo ich mich zur Ausfüllung der vorkommenden Lücken in 
bloße Wiederholungen hätte einlaſſen müſſen. 
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ten werden darf; fo bekommt die oben erwähnte Regierungs— 
Verordnung rückſichtlich dieſer den Sinn: es ſey der Verſuch 
bei derlei Vergehen wenigſtens mit einer ſolchen Strafe zu be— 
legen, welche in dem beſtimmten Falle als die kleinſte nach 
Beſchaffenheit der Umſtände hätte verhänget werden müſſen, 
wenn das Vergehen wirklich ausgeführt worden wäre. 

Daß übrigens nur bei ſolchen Vergehen ein Verſuch vor⸗ 
kommen kann, bei welchen böſe Abſicht zuläſſig iſt, wo alſo 
das Übel, welches aus der Handlung folgt, bedacht und be— 
ſchloſſen wurde, und nicht auch bei jenen, wo bloßer Leichtſinn, 
ein Bedenken ohne Beſchließen, oder Unbeſonnenheit, wo das 
Übel weder bedacht noch beſchloſſen wurde, erforderlich iſt, geht 
aus der Natur des Verſuches ſelbſt hervor, indem dieſer den 
gefaßten Beſchluß zur Ausführung einer unerlaubten Hand⸗ 
lung vorausſetzt. 

Ferner iſt bei Unterlaſſungshandlungen, da ſie in einem 
beſtimmten Momente entweder Pflicht waren oder nicht, mit 
Ausnahme des Falls, wo nach der geſetzlichen Begriffsbeſtim— 
mung für das vollendete Vergehen nicht die bloße Unterlaf- 
ſung, ſondern erſt ein gewiſſer Erfolg derſelben erklärt iſt, 
indem der Handelnde von dieſem Ziele, ſo weit deſſen Errei— 
chung wirklich von ſeinem bloßen Unterlaſſen abhängt, durch 
dieſes bloß abſichtliche Unterlaſſen nach Umſtänden mehr oder 
weniger entfernt ſeyn kann, eben ſo wenig ein Verſuch möglich, 
als bei ſolchen Vergehen, wo das Geſetz die Strafbarkeit eines 
Individuums an einen gewiſſen Erfolg ſeiner Handlung bindet, 
wenn dieſer nicht eingetreten iſt, oder bei jenen, wo ſchon der 
Verſuch in Verbindung mit einer gewiſſen Thathandlung ohne 
weitere Erforderniſſe als das Vergehen ſelbſt erklärt iſt. 
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Übrigens muß } ſoll ein Verſuch ſtraflos bleiben, der 
Grund von der Unterlaſſung der wirklichen Vollbringung eines 
Vergehens in dem Vorſatze des Thäters, dasſelbe gänzlich 


aufzugeben, liegen, und es muß aus den Umſtänden erhellen, 


daß die Vollbringung weder wegen Unvermögenheit, noch 
wegen Dazwiſchenkunft eines fremden Hinderniſſes, noch aus 
Zufall unterblieben ſey. 


Zweites Hauptſtück. 


Von den Strafen der Ehrenkränkungen 
überhaupt. 


Strafen der Polizei-Vergehen im Allgemeinen. 
§. 18. 


Was die Strafen bei den Polizei-Vergehen ) im Allge— 
meinen betrifft, ſo gibt es manche Übertretungen, bei welchen 
die Geſetze die Beſtrafung, ſowohl der Art als Größe nach, 
dem Ermeſſen der Behörde überlaſſen, was auch dann 
der Fall iſt, wenn in einer Anordnung bloß das Verboth einer 
Handlung ausgeſprochen und dabei der Strafe gar nicht ge— 
dacht wird, da ein Strafgeſetz ohne unmittelbar oder wenig— 
ſtens mittelbar verhängte Sanktion nach öſterreichiſchen Straf— 
rechtsprincipien nicht wohl anzunehmen iſt. In dieſen Fällen 
hat die politiſche Obrigkeit, nach Umſtänden die Polizei-Be— 
hörde, in Anbetracht, daß der Hauptzweck von derlei Strafen 
insbeſondere auf Beſſerung gerichtet iſt, zu deſſen Erreichung 


) Da rückſichtlich der Beſtrafung der Ehrenkränkungen außer weni— 
gen ſpeziellen Vorſchriften die im Allgemeinen über die Beſtra— 
fung der Polizei-Vergehen erlaſſenen Anordnungen in Anwen— 
dung kommen, ſo iſt hier, wie dieß im vorhergehenden Haupt— 
ſtücke der Fall war, von den dießfälligen Normen bei Polizei— 
Vergehen überhaupt die Rede, und zwar um ſo mehr, als ſich 
ihre Anwendung auf Ehrenkränkungen, als eine Art der Verge— 
hen, daraus unmittelbar ergibt. 


10 
x 
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jene Strafmittel anzuwenden, welche mit Rückſicht auf die 
Individualität des Thäters und auf die unterlaufenen Um— 
ſtände als die tauglichſten dazu erſcheinen und mit den auf 
analoge Übertretungen geſetzten Strafen im Einklange ſtehen. 
Andere Geſetze drohen zwar ſolche Strafübel an, welche 
auch im zweiten Theile des Strafgeſetzes vorkommen, ohne 
daß jedoch die Größe der Beſtrafung ausgemeſſen worden 
wäre, wie dieſes im Strafgeſetzbuche der Fall iſt. Insbeſon— 
dere findet man bei mehreren in früherer Zeit erlaſſenen An— 
ordnungen ſolche Strafübel angedroht, welche größer ſind, 
als jene, die im II. Thl. des St. G. B. vom Jahre 1803 nur 
gegen die ſtrafwürdigſten Handlungen derſelben Art verhängt 
worden ſind. Dieſes Mißverhältniß in der Strafbeſtimmung 
ſuchte das Hofdecret vom 30. September 1806 zu beſeitigen, 
indem es verordnete, daß die politiſchen Behörden, bis über 
das Verhältniß der Strafen nach den Stufen der Übertretung 
etwas näheres beſtimmt wird, bei Übertretungen, welchen 
jene gefährlichen Eigenfchaften fehlen, um nach dem II. Thl. 
des St. G. B. behandelt zu werden, jene Strafe als die größte 
anzunehmen haben, welche die geringſte wäre, wenn dieſe 
Handlung in der Eigenſchaft einer ſchweren Polizei-Übertre— 
tung zu beſtrafen ſeyn würde. Damit iſt aber nicht geſagt: es 
dürfe etwa ſo, wie es im 15. Abſatze des Kundmachungs-Pa⸗ 
tentes zum Strafgeſetzbuche beſtimmt iſt, daß die höchſte Dauer 
einer politifchen Strafe den unterſten Grad der geſetzlichen 
Criminalſtrafe nicht überſchreiten ſoll, auf eine analoge Weiſe 
die höchſte Strafe eines Polizei-Vergehens den unterſten 
Grad der geſetzlichen Strafe für eine ſchwere Polizei-Übertre— 
tung nicht überſchreiten. Es kann ſich demnach allerdings 
treffen, daß ein Polizei-Vergehen, welches mit beſonders 
4 * 
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erſchwerenden Umſtänden begleitet ift, ſtrenger beftraft wer- 
den muß, als eine ſchwere Polizei» Übertretung anderer 
Art. Dieſes geht ſowohl aus den klaren Worten des erwähnten 
Hofdecrets: „jene Strafe iſt als die größte anzunehmen, welche 
die geringſte wäre, wenn dieſe Handlung in der Ei— 
genſchaft einer ſchweren Polizei-Übertretung 
zu beſtrafen ſeyn würde,“ hervor, theils liegt es bei 
dem gegenwärtigen Stande der Geſetze in der Natur der Sache, 
indem bei der gegentheiligen Auslegung z. B. angenommen 
werden müßte, daß ein dem $. 236 des II. Thl. analoges 
Vergehen, ungeachtet es mit vielen Erſchwerungsumſtänden 
begleitet iſt, nur mit 24ſtündigem Arreſte, als der geringſten 
dießfälligen Strafe bei ſchweren Polizei-Übertretungen, beſtraft 
werden könnte, da doch die analoge ſchwere Polizei-Uebertre— 
tung mit Arreſte von einem bis zu drei Monathen verpönt iſt, 
ungeachtet nach Strafrechtsgrundſätzen kein fo großer Unter- 
ſchied in der Strafbarkeit vorhanden iſt. 


§. 19. 5 
Fortſetzung. 


Aus dem Geſagten ergibt ſich alſo, daß kein Polizei-Ver⸗ 
gehen, wovon im zweiten Theile des St. G. B. eine ana⸗ 
loge ſchwere Polizei-Übertretung ſich vorfindet, ſtrenger be— 
ſtraft werden darf, als dieſe ſchwere Polizei-Übertretung 
in dem mindeſten Grade der Strafbarkeit. 

Bei andern Geſetzübertretungen jedoch, bei denn dieſes 
nicht der Fall iſt, hat das früher angeführte Hofdecret vom 
30. September 1806 keine Veränderung in den Strafen vor— 
genommen, wenn dieſe gleich nach einem ganz anderen Maß— 
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ſtabe bemeſſen find, als es im Strafgeſetze geſchah. Bei die 


ſen, ſo wie bei mehreren andern Polizei-Vergehen, die keine 
analogen ſchweren Polizei-UÜbertretungen haben und ſelbſt erſt 
vor kurzer Zeit normirt wurden, überſteigt die Strafe häufig 
den unterſten Grad der geſetzlichen Strafen für ſchwere Poli— 
zei= Übertretungen. Ich erinnere nur an die Allerh. Entſchlie— 
ßung vom 5. Mai 1827, nach welcher das Abhalten eines 
Hausballes zur unerlaubten Zeit ſelbſt mit 100 fl. C. M. und 
die Nichtbeobachtung des kirchlichen Faſtengebothes an Wir— 
then mit 50 fl. C. M., mit Arreſt von 25 Tagen und ſogar 
mit Gewerbsverluſt, (einer der härteſten Strafen bei ſchwe— 
ren Polizei- Übertretungen) beſtraft werden kann. 

Was das Strafausmaß bei jenen Vergehen anbelangt, 
von welchen analoge ſchwere Polizei-Übertretungen eriftiren, 
wo jedoch bei den letztern die Strafe nicht nach Endpunkten 
beſtimmt, ſondern geradezu, wie z. B. im §. 242 II. Thl., 
mit einwöchentlichem Arreſte verhängt iſt, wo demnach dieſe 
Strafe als die größte und kleinſte zugleich anzuſehen kömmt; 
ſo läßt ſich nach dem mehr erwähnten Hofdecrete annehmen, 
daß auch das analoge Vergehen in dem höchſten Grade ſeiner 
Strafbarkeit mit derſelben Strafe belegt werden kann, wie— 
wohl dieſes mit den Strafrechtsprincipien nicht zu harmoni— 
ren ſcheint. Was jedoch das Minimum der Strafe bei den 
Vergehen anbelangt, ſo hat hier, wie in anderen Fällen, 
wo dasſelbe nicht beſtimmt iſt, die Vorſchrift des §. 14 des 
II. Thls., nach welcher die kürzeſte Dauer des Arreſtes 24 
Stunden beträgt, keine Anwendung zu finden, da es Fälle 
gibt, wo die kleinſte Strafe der ſchweren Polizei- Übertretung 
nur Arreſt von 24 Stunden iſt, und nicht angenommen wer— 
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den kann, daß das minder ſtrafbare analoge Polizei-Verge— 
hen mit derſelben Strafe belegt werde ). 


§. 20. 
Fortſetzung⸗ 


Nach der n. ö. Regierungs-Verordnung vom 17. April 
1813 °) find die Strafgelder bei ſchweren Polizei-Über⸗ 
tretungen an den Armenfond abzuführen. In Übereinſtimmung 
mit dieſer Vorſchrift und dem §. 9. des II. Thl. des St. G. B. 
erließ die Polizei-Ober- Direction in Wien an ſämmtliche Be⸗ 
zirks-Directionen mittelſt Circulare vom 30. Sept. 1823 die 
Weiſung, daß die Strafbeträge, welche wegen Polizei-Ver— 
gehungen und Übertretung politiſcher Verordnungen eingeho— 
ben werden, nicht mehr dem unteren Dienſtperſonale, nämlich 
der Bezirks-Wachmannſchaft, dem Amtsdiener oder den Poli— 
zeiſoldaten zuzuwenden, ſondern an die Polizei-Ober⸗Direction 
einzuſenden find, um fie ihrer geſetzlichen Beſtimmung zufüh- 
ren zu können. 

Was die Währung anbelangt, in welcher Strafgelder 
zu entrichten ſind, ſo erklärte das n. ö. Regierungs-Circulare 
vom 17. Julius 1835, womit das ihm zu Grunde liegende 
Hofdecret vom 8. Julius 1835, Z. 17,734 bekannt gemacht 
wurde, daß vom 1. Auguſt 1835 an, die in dem I. und II. Thl. 
des St. G. B. vorkommenden Geldbeträge auch für die Pro— 
vinzen, in welchen Papiergeld im Umlaufe iſt, auf den vol 


) S. die Abhandlung des Dr. u. Prof. Hieronymus v. Scari, 
„Über die Dauer der Arreſtſtrafe bei ſchweren Polizei-Übertre— 
tungen,“ in der Zeitfch. für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ꝛc., Jahrg. 
1832 II. B. S. 224. 


) Krop. Gef. Franz B. 33. S. 155. 
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len in dem Geſetze ausgedrückten Betrag in 
Con v. Münze feſtgeſetzt find. 

Hinſichtlich der Polizei-Vergehen wurde dießfalls keine 
beſondere Anordnung erlaſſen; jedoch ſcheint man nicht zu 
verſtoßen, wenn bei jenen Vergehen, welche vermöge der Re— 
gierungs-Verordnungen vom 11. Junius 1812 und 19. No⸗ 
vember 1828 nach der Analogie des entſprechenden Paragr. 
des II. Thls. des St. G. B. zu behandeln und zu ſtrafen ſind, die 
Geldſtrafe mit Berückſichtigung der Vorſchrift des oben er— 
wähnten Hofdecrets vom 30. Septemb. 1806 in Conv. Münze 
ausgemeſſen wird, da dieſes nach dem Hofdecrete vom 
11. Julius 1835 auch bei den ſchweren Polizei-Übertretun⸗ 
gen der Fall iſt ). 

Daß dieſes jedoch bei Vergehen, von welchen keine ana— 
logen ſchweren Polizei-Übertretungen vorkommen, nicht zu 
geſchehen habe, geht ſchon daraus hervor, weil das an ſich 
ſchon oft beſtehende Mißverhältniß in der Strafbemeſſung durch 
Umänderung der angegebenen Währung in Conv. Münze nach 
dem vollen im Geſetze ausgedrückten Betrage nur noch ver— 
größert würde ). 


) S. Kurze Darſtellung der Vermögensſtrafen bei Polizei-Ver— 
gehen. Vom Hrn. Melchior Ratzenhofer, Polizei-Beam— 
ten, in der Zeitſch. für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ꝛc. Jahrg. 
1836 II. B. S. 184. 

2) Dieſes ergibt ſich auch aus dem Regierungs-Deerete vom 
22. November 1835 Z. 53,530, wodurch die Polizei-Ober— 
Direction angewieſen wurde, ſich zu äußern, in wie ferne da, 
wo arbiträre Strafen auf Polizei-Vergehen geſetzt ſind, dann 
da, wo die Strafe der Ziffer nach beſtimmt iſt, und nach wel— 
chem Verhältniſſe etwa ſolche Geldſtrafen auf Conv. Münze 
umzuſetzen wären. 
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5.21 
Fortſetzung. 


Daß die in den §§. 15, 16 und 23 des II. Theils des 
St. G. B. fo wie in den Hofdecreten vom 4, Februar 1803), 
19. Julius 1811) und 24. April 1812) in Betreff der 
körperlichen Züchtigung, ihrer Größe und Art der 
Vollziehung, ſo wie rückſichtlich des Alters, des Geſchlechtes, 
der Geſundheitszuſtände erlaſſenen Verordnungen bei Polizei⸗ 
Vergehen ihre volle Anwendung finden, unterliegt keinem 
Zweifel, da fie ſämmtlich ſchon bei ſchweren Polizei-Übertre— 
tungen anzuwenden find und nur fchonende Rückſichten im 
Auge haben 9. 

Die Hofdecrete vom 19. September 1818 3. 18,7845) 
und 22. März 1821, Z. 7,501, nach welchen auch Bauern⸗ 
und Kleinhäuslersſöhne fo wie die im S. 15 des 
II. Thl. des St. G. B. angeführten Perſonen der körperlichen 
Züchtigung unterliegen, haben aus gleichem Grunde bei Verge— 
hen, jedoch mit Ausnahme des Lombardiſch-Venetianiſchen 
Königreiches, wo nach dem Hofdecrete vom 14. März 1816 
überhaupt gar keine körperliche Züchtigung zuläſſig iſt, um ſo 
mehr ihre Anwendung, als bei dieſem Vorgange dritte Per— 


) Krop. Gef. Franz B. 17. S. 58. 

) Borſchitzki Hdb. S. 458. 

) Krop. Gef. Franz B. 31. S. 332. 

) S. die wichtigen Bemerkungen des Hofrathes Franz E. v. 
Zeiller über die Strafe der körperlichen Züchtigung in der 
Zeitſchr. für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ze. Jahrg. 1825 B. 1. 
S. 172. 

) Regierungs-Verordnung vom 2. October 1818. 
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ſonen, z. B. Arbeitsgeber am wenigſten ins Mitleid gezogen 
werden ). i 

Übrigens gelten bei Polizei-Vergehen der §. 23 des 
II. Thl. rückſichtlich der Strafabänderung und das darüber er— 
floſſene Hofkanzlei-Decret vom 4. Decemb. 1807, 3. 23,836 
in ihrem vollen Umfange, da ſie ebenfalls nur in der Billig— 
keit gegründet ſind. Es darf demnach auch die niedrigſte im 
Geſetze angedrohte Strafe, wenn ſie in beſonderen Verhält— 
niſſen zu drückend iſt, und alſo weit härter, als gewöhnlich 
bei andern Individuen empfunden würde, zur Herſtellung 
einer billigen Gleichheit in der Wirkung der Strafe abgeän— 
dert und mit einem andern, der Art nach für dieſes Indivi- 
duum nicht mehr als für andere empfindlichen Übel vertauſcht 
werden. Damit ſcheint jedoch nicht geſagt, daß, wie das n. ö. 
Regierungs⸗Decret vom 25. April 1811, 3. 14,286 über die 
Anfrage der Polizei-Ober- Direction, wie ſich bei kleineren 
Geldſtrafen, die oft mittelloſe Leute betreffen, zu benehmen 
ſey, mit Berufung auf das Hof-Decret vom 4. Decemb. 1807 
beſtimmte, es dem Richter unbenommen ſey, in Fällen der 
§§. 23 und 24 des II. Thl. des St. G. B. die Strafe auch 
unter dem niedrigſten im Geſetze beſtimmten Grade zu 
bemeſſen; indem das Hofkanzlei-Decret vom 4. Decemb. 1807 
ausdrücklich beſtimmt: daß dadurch der §. 26. II. Thl. des St. 
G. B., nach welchem bei Gegenſtänden, worüber im Straf— 
geſetze verfügt wird, die Beſtrafung nur nach dieſem Geſetze 


1) Rückſichtlich des §. 15 des St. G. B. II. Thls. ſiehe die Abs 
handlung des Dr. und Prof. Michael Stöger iu der Zeitſch. 
für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ꝛe. Jahrg. 1833 L B. S. 136. 

2) n. ö. Regierungs-Verordnung vom 26. December 1807, 3. 40,597 
und 13. Februar 1821, Z. 6563. 
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ausgemeſſen, in keinem Falle aber auf eine größere als die höchſte, 
oder auf eine kleinere, als die niedrigſte für jede 
Übertretung darin beſtimmte Strafe erkannt 
werden darf, nicht abgeändert worden ſey, ſondern damit 
im vollſten Einklange ſtehe ). 

Da, wie bereits erwähnt wurde, im lombardiſch-ve⸗ 
netianiſchen Königreiche nach dem Hofdecrete vom 14. März 
1816 körperliche Züchtigung gar nicht zuläſſig iſt, fo iſt dieß— 
falls ſtets die Vorſchrift des §. 23 II. Thls. des St. G. B. 


) Der hieher gehörige Punkt des Hofkanzlei-Deeretes vom 4. De: 
cember 1807 lautet wörtlich alſo: „Der $. 26 iſt mit dieſer 
Auslegung,“ daß nemlich die ſchonende Rückſicht auf die indivi— 
duellen Verhältniſſe nach §. 23 II. Thls. auch bei den höchſten 
und niedrigſten Strafgraden eintreten dürfe, „im vollkommenſten 
Einklange; er ſagt nicht, daß in den zwei äußerſten Fällen, 
der höchſten und niedrigſten Strafe der Art nachnie eine 
andere, ſondern nur, daß der Größe nach, nie eine grö— 
ßere, als die höchſte, oder eine kleinere, als die niederſte, im 
Geſetze beſtimmte Strafe verhängt werden dürfe. Die im Ge— 
ſetze bei einzelnen Uebertretungen beſtimmten zwei Strafextre— 
me ſind daher nur ein unabweichliches Richtmaß für 
die Größe der Strafe;“ alſo die Größe der angedrohten 
Strafe darf nie über das Maximum und nie unter das Mini— 
mum ausgemeſſen werden, „ohne den Richter in der Art der— 
ſelben ſchlechterdings zu binden, welche er daher in den in dem 
F. 23 beſtimmten Fällen auch abändern kann,“ nemlich dafür 
eine andere Strafart beſtimmen, jedoch nicht die angedrohte 
unter das Minimum ausmeſſen; „doch aber immer ſo zu bemeſ— 
fen hat, daß die Größe der anders modifieirten Strafe nicht 
über das Maximum und nicht unter das Minimum, das im 
Geſetze beſtimmt iſt, ausfällt.“ — Siehe die Abhandlung des 
Herrn Regierungsrathes Dr. Joſeph Kudler. „über die 
Beſtimmung der Größe der Strafe in Urtheilen, welche über 
begangene ſchwere Polizei-Uebertretungen geſchöpft werden.“ 
In der Zeitfch. für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ꝛc. Jahrg. 1827 
S. 291). 
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zu befolgen; jedoch darf bei Polizei-Vergehen der Arreft im 
Falle einer Strafumänderung, und nach dem Geſagten, auch 
wenn er unmittelbar verhängt wird, ſelbſt unter 24 Stun⸗ 
den ausgemeſſen werden, da dieſe Arreſtſtrafe nach dem §. 14 des 
II. Thl. des St. G. B. ſo wie nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 
4. December 1807 nur als die kleinſte bei ſchweren Polizei— 
Übertretungen angeſehen werden kann. 


$. 22. 
Fortſetzung. 


Tritt der Fall ein, daß nach dem §. 24 des II. Theils 
des St. G. B. der Arreſt in eine Geldſtrafe umzuändern iſt, 
was jedoch nach den n. ö. Regierungs-Verordnungen vom 25. 
Julius 1806 und 3. Septemb. 1812, Z. 24,010 nie ohne wich⸗ 
tige Urſachen zu geſchehen hat, iſt insbeſondere zu bemerken, 
daß bei dem dießfälligen Antrage auf Strafumänderung durch 
die Landesſtelle, wohin in Übereinſtimmung mit dem . 402 
des II. Thl. des St. G. B. nach dem 5. Abſatze des n. ö. 
Regierungs-Decretes vom 11. Junius 1812 auch bei Polizei⸗ 
Vergehen das Erkenntniß vor der Kundmachung mit ſämmt⸗ 
lichen Acten vorzulegen iſt, oder wenn über das auf Arreſt 
geſchöpfte Erkenntniß um Strafumänderung im Recurs- oder 
Gnadenwege gebeten wird, die Vorſchrift des Hofkanzlei— 
Decretes vom 20. October 1818 genau befolgt werde, nach 
welchem dieſe Umänderung keine Milderung der Strafe iſt, 
weßhalb denn das Ausmaß der Geldſtrafe ſtets im Verhält- 
niſfe zum Vermögen des Unterſuchten zu geſchehen 
hat, indem im Gegentheile, wenn bloß auf die aus mehreren 
Vorſchriften des Strafgeſetzes ſich ergebende Strafſubſtitu— 
tions⸗Analogie Nückſicht genommen wird, die ſurrogirte Geld— 
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ftrafe für den zu Beſtrafenden oft als gar kein Übel erſcheinen 
würde. Dieß wäre z. B. der Fall, wenn ein vermöglicher 
Mann, gegen den wegen eines Polizei-Vergehens auf drei 
Tage Arreſt erkannt iſt, nach der Analogie des §. 173 des 
II. Thl. des St. G. B., wo eine Geldſtrafe von 5 bis 100 Gul⸗ 
den einem Arreſte von 3 Tagen bis einem Monat gleich ges 
ſetzt iſt, ohne weitere Berückſichtigung ſeiner Vermögensver⸗ 
hältniſſe mit einer Geldſtrafe von 5 Gulden belegt würde. 
Das Geſagte geht auch ſchon aus der Regierungs- Ver— 
ordnung vom 7. Septemb. 1810 hervor, vermöge welcher bei 
Geldſtrafen ſtets die Vermögensverhältniſſe des zu Verurthei— 
lenden zu beachten und darnach der Strafgrad zu beſtimmen iſt. 
Übrigens iſt bereits erwähnt worden, daß es den Polizei-Be⸗ 
hörden überlaſſen iſt, die Außerachtlaſſung der durch ſpecielle 
Verhältniſſe nothwendig gewordenen von ihnen erlaſſenen 
Verfügungen mit entſprechenden Strafen zu ahnden; was 
insbeſondere durch das n. ö. Regierungs-Decret vom 11. Julius 
1833 ') an die Polizei-Ober⸗Direction in Wien außer Zweifel 
geſetzt wurde. 


§. 23. 


Strafen der Ehrenkränkungen insbeſondere. 


Rückſichtlich der Beſtrafung der Ehrenkränkungen gilt im 
Allgemeinen das von den Strafen der Polizei-Vergehen über— 
haupt bisher Angeführte; nur iſt zu bemerken, daß ſelbe nicht 
immer von Amtswegen gegen den Schuldigen vorgenommen 
wird, ſondern daß es in gewiſſen Fällen von den Beleidigten 
abhängt, die dießfällige Beſtrafung des Beleidigers zu ver— 


) Siehe dasſelbe bei dem $. 9 dieſes Verſuches. 
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langen. Das Regierungs-Decret vom 11. Junius 1812 verord- 
net in dieſer Beziehung es ſich angelegen ſeyn zu laſſen, die 
Beleidigung durch Vergleich, Verweis oder Abbitte abzuthun. 
Es verſteht ſich jedoch, daß von Abbitte, Widerruf oder Eh— 
renerklärung nur dann die Rede ſeyn kann, wenn es der Ge— 
rechtigkeit, Billigkeit und Politik angemeſſen iſt, der Belei— 
diger ſich dieſer Genugthuung freiwillig unterzieht und der 
Beleidigte erklärt, ſich damit zufrieden zu ſtellen, oder es als 
genügend von der Obrigkeit erkannt wird ). Ein Zwang zu 
ſolchen Außerungen iſt meiſtens ohne Wirkung, vermehrt oft 
das Übel nur, indem dadurch die gegenſeitige Erbitterung 
wächſt, und iſt immer ein unzweckmäßiges Mittel. Nur in 
dem Falle, als ſcheinbare Anzeigungen eines Verbrechens 
gegen Jemanden eine Erforſchung veranlaſſen, bei dieſer aber 
ſich nicht beſtätiget haben, wird dem Beſchuldigten nach dem 
§. 279 des I. Thls. des St. G. B. auf ſein Verlangen zu 
feiner Beruhigung und Rechtfertigung hierüber ein Amtszeug- 
niß ausgefertigt; wird er jedoch wirklich in Unterſuchung ge— 
zogen, und zeigt er ſich als ſchuldlos, ſo vertritt deſſen Stelle 
das Schuldloſigkeits-Erkenntniß, das ihm nach der Vorſchrift 
des §. 448 St. G. B. I. Thls. in die Hände gegeben werden 
muß. Des Widerrufes wird bloß in dem S. 240 des II. Thls. 
St. G. B. erwähnt, wenn nämlich ein Vorgeſetzter bei der 
ihm durch ſein Amt angebothenen Gelegenheit gegen ſeinen 
Untergebenen fälſchliche Beſchuldigungen anbringt, wodurch 
dieſer in ſeinem weitern Fortkommen gehindert wird, oder 


) S. die Abhandlung des Dr. Franz Edlen v. Zeiller über 
den Werth der Ehrenerklärung, des Widerrufs und der Ab— 
bitte, in der Zeitſch. für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit de. Jahrg. 
1827 S. 237. 
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fonft in der beſſern Meinung von feiner Pflichtmäßigkeit 
verliert. 

Übrigens hat der Beleidigte wegen der gekränkten Ehre 
kein Recht auf einen Geldbetrag, etwa ſo wie es bei einem 
erlittenen Schmerzen der Fall iſt, da dieſes den Anſchein 
hätte, als wäre die Ehre um Geld feil, andererſeits das 
durch die Ehrenbeleidigung erzeugte innere Leiden ſich auch 
durch Geld nicht vergelten läßt. 


§. 24. 
Wirkung der ausgeſtandenen Strafe. 


Die wegen eines Polizei-Vergehens verhängte und be— 
reits überſtandene Strafe hat, mit Ausnahme des Umſtandes, 
daß die frühere Abſtrafung wegen eines Vergehens im Wie— 
derholungsfalle als erſchwerend angeſehen wird, keine wei— 
tere Wirkung, fo wie dieſes nach dem §. 27 des II. Thls. des 
St. G. B. bei ſchweren Polizei- Übertretungen der Fall iſt. 
Eben ſo darf Niemanden, der wegen eines Polizei-Vergehens 
abgeſtraft wurde, ſo lange er ſich rechtſchaffen beträgt, über 
die ausgeftandene Strafe in der Abſicht, ihn zu ſchmähen, ein 
Vorwurf gemacht werden; denn wenn gleich der dawider 
Handelnde nicht als ſchwerer Polizei-Übertreter nach dem 
§. 242 II. Thls. des St. G. B. beſtraft werden zu können 
ſcheint, ſo macht er ſich doch dadurch eines dem §. 242 ana⸗ 
logen Polizei-Vergehens ſchuldig ). 

Rückſichtlich der Frage, welchen Einfluß Polizei-Ver— 
gehen der dienenden Beamten oder Penſioniſten 


) Siehe den F. 36 dieſes Verſuches. 
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auf das Fortbeftehen ihres Amtes oder ihrer 
Penſion ausüben, beſtehen keine beſondern Vorſchrif— 
ten, wie dieſes bei Verbrechen und ſchweren Polizei-Über— 
tretungen der Fall iſt ), vermöge welcher nach rechtskräftig 
gewordenem Erkenntniſſe die politiſche Behörde der betreffen— 
den Stelle zum weitern Vorgange die Anzeige zu erſtatten ver— 
pflichtet wäre. 

Daraus folgt jedoch nicht, daß wegen eines Polizei-Ver⸗ 
gehens die Verhandlung wegen Entlaſſung ſolcher Beamten, 
die dadurch das in ſie geſetzte Vertrauen verwirkt haben, nie— 
mals eingeleitet werden könne. Ohne Zweifel iſt es die Pflicht 
der Behörde, unter welcher der betreffende Beamte dient, der 
bereits unterm 30. Decemb. 1806 aufgeſtellten und durch die 
Hofkanzlei⸗Verordnung vom 31. Auguſt 1817 wiederholt Fund» 
gemachten Norm, nach welcher ein öffentlicher Beamter, auch 
ohne einer Untreue, oder eines vorſetzlichen Mißbrauches der 
Amtsgewalt beſchuldigt oder überwieſen zu ſeyn, ſchon bei einem 
hohen Grad e von Vernachläſſigung ſeiner 
Pflichten und Obliegenheiten des Dienſtes und des 
Rechtes auf eine Penſtion verluſtig werden kann, zu entjpre= 


chen, und in vorkommenden Fällen die weitere geſetzliche Ver— 


handlung einzuleiten ). Ohnehin gelangt die betreffende Be- 


*) Allerhöchſte Entſchließung vom 18. Februar, Hof-Decret vom 
26. November 1815. 

2) Insbeſondere wurde durch das Hofdecret vom 11. Februar 1811 
die Allerhöchſte Anordnung bekannt gemacht, daß, da kein Vor— 
geſetzter oder Richter das Recht hat, einen Sträfling zu beſchim— 
pfen, und hierdurch ſelbſt das Anſehen des Amtes leidet, allen 
Staatsbeamten ein ſolcher Mißbrauch ihres Anſehens auf das 
ſtrengſte zu unterſagen ſey. 
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hörde in die Kenntniß ſolcher Vergehen, die ſich auf das Amt 
unmittelbar beziehen, da ſie entweder bei der Ausübung der- 
ſelbeu ſelbſt vorfallen, oder von der gekränkten Partei dieß- 
falls bei der vorgeſetzten Stelle um Abhilfe gebeten wird. 

Die durch die Hofkanzlei-Decrete vom 31. Jänner 1822, 
Z. 2441, 24. Sept. 1822, Z. 26,324 und 8. März 1824, Z. 7,120, 
erlaſſenen Vorſchriften, vermöge welcher Invalid en— 
Beneficien durch jene geſetzwidrigen Handlungen verloren 
gehen, durch welche die Tapferkeits-Medaille, und 
die mit derſelben verbundene Zulage verwirkt wird, 
was bei jenen ſtrafbaren Handlungen der Fall iſt, welche eine 
Criminal-Behandlung zur Folge haben, wurden durch die 
Allerh. Entſchließung vom 20. Julius 1835) dahin abge— 
ändert, daß der Verluſt der Civil-Ehren- und Tapferkeits⸗ 
Medaille und des Invaliden-Beneficiums nur mit der Abur— 
theilung zum ſchweren Kerker verbunden ſey, und daß bei der 
Verurtheilung zum einfachen Kerker nur deren Ablegung und 
Einziehung während der Strafzeit einzutreten habe. Da bei 
Polizei-Vergehen bloß Arreſt verhängt werden darf, die eben 
erwähnte Allerh. Entſchließung aber nur vom einfachen und 
ſchweren Kerker ſpricht, fo hat fie bei den wegen Polizei-Ver— 
gehen verhängten Strafen keine Anwendung. 


Nach Vorausſchickung dieſer Bemerkungen über Polizei— 
Vergehen und ihre Beſtrafung überhaupt gehe ich zur Beant— 
wortung der Frage, welche minderen Ehrenverletzungen nach 


) Hofkanzlei-Deeret vom 7., 3. 26,638, n. 6. Regierungs Verord— 
nung vom 19. October 1835. 
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. 


der Analogie des II. Thls. des Strafgeſetzes als Ehrenkrän— 
kungen anzuſehen und zu beſtrafen ſind, auf die nähere Prü— 
fung der Ehrenbeleidigungen des II. Thls. ſelbſt über, wor: 
auf die nach dem Erſcheinen des St. G. B. in Bezug auf 
Ehrenkränkungen erlaſſenen und nicht bei Gelegenheit der 
Berückſichtigung des zwölften Hauptſtückes II. Thls. des St. 
G. B. angeführten Declaratorien folgen ſollen. 


Drittes Hauptſtück. 


Von den Ehrenkränkungen und ihrer Beſtrafung 
insbeſondere. * 


Ehrenkränkungen, welche ſich aus der Analogie des 
zweiten Theiles des St. G. B. ergeben. 


S. 25. 


Der $. 234 des II. Thls. des St. G. B., welcher den erſten 
Fall der Ehrenbeleidigungen enthält, lautet folgendermaßen: 

„Schwere Polizei-Übertretungen gegen die 
Sicherheit der Ehre, werden Ehrenbeleidigun— 
gen genannt. Die Fälle der Ehrenbeleidigungen 
ſind: 

a) Wann jemandes guter Nahme durch un⸗ 
gegründete Beſchuldigung eines Verbrechens 
angegriffen wird, die Beſchuldigung jedoch 
nicht ſo weit gegangen iſt, um die nach dem §. 188 
des J. Thls. zum Verbrechen der Verläumdung 
erforderlichen Eigenſchaften zu erreichen. Iſt dem 
Beſchuldigten dadurch keine nachtheilige Folge 
zugezogen worden; ſo iſt die Beſtrafung des Be— 
leidigers im Verhältniſſe des Schuld gegebenen 
Verbrechens, Arreſt von einem bis zu drei Mona— 
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then. Hat der Beſchuldigte Nachtheil gelitten; 
ſo iſt der Beleidiger mit ſtrengem Arreſte von 
einem bis zu drei Monathen zu beftrafen.« 

Hier kommt alſo die Frage zu erörtern, ob wohl die Be— 
ſchuldigung eines Verbrechens ſich auch als ein bloßes Polizei— 
Vergehen darſtellen könne ). 

Sieht man zuerſt auf die Abſicht, welche dieſer Para— 
graph zur Begründung der ſchweren Polizei-Übertretung erfor⸗ 
dert, ſo muß dieſe entweder dahin gerichtet ſeyn, dem Beſchul— 
digten überhaupt an feiner Ehre zu ſchaden '), oder die Hand⸗ 
lung kann auch in einem bloßen Leichtſinne, wo der aus der 
Übertretung entſpringende Schade, nemlich der nachtheilige 
Einfluß auf die Ehre des Andern, zwar bedacht, jedoch nicht 
gehörig gewürdiget und viel weniger beſchloſſen wurde, oder 
in einer Unbeſonnenheit, Unbedachtſamkeit ) ihren Grund 


) Daß überhaupt alles das als eine Ehrenkränkung angeſehen 
und beſtraft werden kann, was ſich nach der Analogie des 
II. Thls. des St. G. B. als ſolche darſtellt, wenn es auch durch 
kein ſpecielles poſitives Geſetz ausdrücklich als ein Vergehen er— 
klärt worden iſt, ergibt ſich aus dem $. 1339 des allg. bürgl. 
G. B. in Verbindung mit der Regierungsverordnung vom 
11. Junius 1812. (Siehe den $. 8. dieſer Abhandlung.) 

) Die böfe Abſicht darf jedoch nicht dahin gehen, gegen den Be— 
ſchuldigten eine obrigkeitliche Nachforſchung oder Unterſuchung 
zu begründen; denn wäre dieſes der Fall, ſo iſt die Handlung 
nach dem §. 188 des I. Thls. des St. G. B. zu beurtheilen. 
Siehe den Beitrag zur Erläuterung des §. 234 des II. Thls. 
des St. G. B. vom Hr. Dr. Carl Schindler in der Zeitſch. 
für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit und politiſche Geſetzkunde. Jänner⸗ 
heft 1837. S. 22. 1 

3) Daß Leichtſinn, Unbeſonnenheit, Unbedachtſamkeit zur Begrün— 
dung der ſchweren Polizei- Übertretung nach dem §. 234 
II. Thls. genügen, folgt theils aus der Wichtigkeit und der Art 
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haben, wo die Folgen der Handlung, das Übel, welches das 
Geſetz durch die Vorſchrift dieſes §. zu verhindern ſuchte, gar 
nicht bedacht wurden. Rückſichtlich der Abſicht des Handelnden 
iſt demnach kein Vergehen gedenkbar, indem es dießfalls, 
außer der böſen Abſicht und der Culpa, je nachdem ſich die 
ſchwere Polizei - Übertretung des §. 234 als uneigentliche 
oder eigentliche darſtellet, keine weitere Gradation gibt. Denn 
befindet ſich der Beleidiger hinſichtlich der Grundloſigkeit ſeiner 
Beſchuldigung in einem Entſchuldigung verdienenden Irr- 
thume, ſo kann von einer ſtrafbaren Handlung überhaupt gar 
keine Rede ſeyn, wie dieſes auch die Erläuterung der Hof 
commiſſion in Juſtizgeſetzſachen vom 8. October 1807 enthält, 
nach welcher der Thäter außer aller Verantwortung 
bleibt, falls nicht wenigſtens Culpa vorhanden iſt. 

In Bezug auf die Handlung, welche nach dem $. 234 
erforderlich iſt, »daß Jemandes guter Nahme durch 
ungegründete Beſchuldigung eines Verbrechens 
angegriffen wird, ift auch kein minderer Grad der Straf- 
barkeit gedenkbar; denn fehlt der gute Nahme, alſo die 
Unbeſcholtenheit rückſichtlich der zur Laſt gelegten Übelthat, 


der Verletzung des zu ſchützenden Rechtes überhaupt, theils 
geht es aus dem Hofdecrete vom 30. Decemb. 1807 hervor, wo 
es rückſichtlich der ungegründeten Beſchuldigung wegen einer 
ordnungswidrigen Amtshandlung gegen einzelne Beamten heißt: 
„Endlich folgt aus dem Umſtande, daß die Criminalbehörde auf 
kein Verbrechen der Verläumdung erkennen kann, nicht, daß 
die Gerichtsbehörde in ſchweren Polizei- Übertretungen aus 
denſelben Urſachen auch keine Ehrenbeleidigung gelten laſſen 
könne, da der Mangel an böſem Vorſatze den Fall zwar 
zu keinem wirklichen Verbrechen qualificiren kann, dagegen aber 
alle Merkmahle der ſchweren Polizei- Übertretung nach dem 
$. 234 dabei eintreffen können.“ 
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fo kann weder von dieſem Paragraphe, noch überhaupt von 

einer ſtrafbaren Handlung die Rede ſeyn, da es an dem zu 

verletzenden Gegenſtande gebricht. Was die Beſchuldi— 

gung ſelbſt anbelangt, ſo werden entweder gegen eine Per⸗ 

ſon ſolche Umſtände angegeben, die einen Zuſammenhang 

zwiſchen ihr und dem Verbrechen darſtellen, oder nicht; im 

erſten Falle kann der §. 234 vorhanden ſeyn, im letztern iſt 

gar keine ſtrafbare Handlung begangen worden. Daß der Aus⸗ 

druck Beſchuldigung in dem $. 234 ſchon in der weiteſten 

Bedeutung genommen wurde, folgt theils aus dem daſelbſt 

enthaltenen Nachſatze, daß die Beſchuldigung nicht ſo weit 

gegangen ſeyn darf, um die nach dem §. 188 des erſten Thls. 
zum Verbrechen der Verläumdung erforderlichen Eigenſchaf— 

ten zu erreichen, theils auch daraus, daß ſelbſt im $. 188 des 
I. Thls des St. G. B., der ſich hauptſächlich durch die boshafte 

Beſchuldigung vom §. 234 II. Thl. unterſcheidet, das Wort. 
Beſchuldigung, als Gegenſatz von der Angabe, nicht in der 

engſten Bedeutung genommen wurde. Iſt die Beſchuldigung 

gegründet, ſo iſt, nach dem oben bei dem Erforderniſſe des 

guten Nahmens Geſagten, von einer Strafbarkeit keine Rede; 

lautet die ungegründete Beſchuldigung auf kein Verbre— 

chen, ſondern auf eine andere ſtrafbare Handlung, ſo iſt der 

Fall dieſes Paragraphes nicht vorhanden und die Beurthei— 

lung, ob eine Übertretung begangen wurde, hat nach den fol— 

genden Paragraphen zu geſchehen. 

Was die Perſon des Thäters anbelangt, ſo tritt bei 
den Unmündigen, welche ſich einer Handlung ſchuldig machen, 
die an ſich als eine ſchwere Polizei-Ubertretung nach dem 
§. 234 anzuſehen iſt, ein minderer Grad der Strafbarkeit 
ein; ſelbe ſind in ſolchen Fällen entweder bloß häuslich oder 
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bei dem Eintritte der im $. 15 dieſer Abhandlung angeführten 
Umſtände polizeilich abzuſtrafen. Dieſes tritt jedoch nicht bloß 
bei dem §. 234, ſondern bei allen an ſich ſchweren Polizei— 
Übertretungen ein, wenn ſie von Unmündigen begangen wer⸗ 
den; es iſt alſo hier nichts Beſonderes und wegen der Allge— 
meinheit dieſes Grundſatzes übergehe ich ihn auch in den fol— 
genden Paragraphen mit Stillſchweigen. 

In Betreff der unterlaufenden Umſtände, welche 
bisweilen eine mindere Strafbarkeit begründen, ſcheint der 
Fall einer nähern Berückſichtigung würdig, wenn die Beſchul— 
digung bloß dem Beſchuldigten aklein, ohne Gegen- 
wart dritter Perſonen gemacht wird. Wenn gleich dieſe Hand— 
lung, ungeachtet fie mit allen übrigen Erforderniſſen des $. 234 
verſehen iſt, nicht als eine ſchwere Polizei-Übertretung nach 
dieſem Paragraphe angeſehen und beftraft werden kann, weil 
die Vorſchriften des II. Thl. des St. G. B. durchaus beabſich— 
tigen, den guten Nahmen der Staatsbürger vor öffentlichen 
Angriffen zu ſchützen, im obigen Falle jedoch, wie z. B. wenn 
die Beſchuldigung in einem Briefe an den Beſchuldigten vor— 
gebracht wird, der gute Ruf nicht leidet, ſo erſcheint doch eine 
ſolche Handlung nicht als gänzlich ſtraflos. Schon nach dem 
natürlichen Strafrechte iſt eine ſolche Handlung als Verletzung 
des Rechtes auf Unbeſcholtenheit, welches uns gegen Jeder— 
mann zuſteht ), anzuſehen und zu ahnden; dieſes Recht iſt 

) Auf das Recht der Unbeſcholtenheit deutet auch der $. 16 des 

allg. bürgl. G. B. hin, und im $. 29 I. des Galiziſchen G. 

B. iſt bei der Aufzählung mehrerer angebornen Rechte des 

Rechtes, ſeinen guten Leumund zu behaupten, aus⸗ 

drücklich gedacht. Siehe auch die am Eingange dieſer Abhand— 


lung vorausgeſchickten allgemeinen Betrachtungen über die 
Ehre und die Verletzungen derſelben. 
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in Oſterreich durch die auf die Verletzung desſelben geſetzten 
Strafen anerkannt, ſomit erſcheint auch jede Kränkung desfel- 
ben ahndungs würdig, und es iſt demnach eine ſolche Hand— 
lung als ein dem $. 234 analoges Polizei-Vergehen und zwar 
nach dem im fünften Puncte des Regierungs-Decretes vom 
11. Juny 1812, Z. 16,256 in Hinſicht der bei Polizei-Ver⸗ 
gehen zu verhängenden Strafe ausgeſprochenen Grundſatze: 
daß die Strafe eines Polizei-Vergehens jene nie überſteigen 
darf, welche die geringſte wäre, wenn dieſe Handlung als 
ſchwere Polizei-Übertretung hätte beſtraft werden müſſen, mit 
einer Arreſtſtrafe bis höchſtens einem Monathe zu belegen. 


0 §. 26. 
* Fortſetzung. 

Rückſichtlich der an Beamten oder Wachen verüb— 
ten Beleidigungen iſt zu unterſcheiden, ob dieſe Perſonen in 
Vollziehung ihres öffentlichen Amtes, oder in Verrichtung 
ihres Dienſtes begriffen waren oder nicht. In erſterer Hinſicht 
erklärt der $. 72 des II. Thl. des St. G. B. jede ſowohl wört— 
liche als thätige Beleidigung einer Civil- oder Militärwache, 
oder eines obrigkeitlichen Beamten ') zur Aufrechthaltung ihres 
ſo nothwendigen Anſehens als eine ſchwere Polizei-⸗Übertre⸗ 
tung. Hier iſt jedoch vorausgeſetzt, daß dieſe Perſonen dem 
Beleidiger als ſolche bekannt waren; befand ſich demnach die— 
ſer in einem Entſchuldigung verdienenden Irrthume, war die 
Wache oder der Beamte als ſolche nicht vorſchriftmäßig ſigna⸗ 


) Daß der S. 72 auch'auf obrigkeitliche Beamten auszudehnen fen, 
ergibt ſich aus dem §. 73 II. Thls. ſowie aus dem Hofkanzlei— 
Decrete vom 11. April 1822, Z. 9042 (n. 6. Regierungs- Ber: 
ordnung von 22. April 1822, 3. 18,625). 
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liſtrt und daher in dieſer Eigenſchaft nicht erkennbar, fo tre⸗ 
ten die allgemeinen Vorſchriften rückſichtlich der Ehrenbeleidi- 
gungen ein. Iſt der Beamte oder die Wache als ſolche erfenn- 
bar, ſo kommt es rückſichtlich unſerer Frage weiter gar nicht 
darauf an, ob bei dem Beleidiger der animus injuriandi oder 
bloße Culpa vorhanden war, indem jede derlei Beleidigung 
nach dem $. 72 als eine ſchwere Polizei-Übertretung beſtraft 
werden muß. Iſt jedoch nicht einmal Culpa vorhanden, ſo kann 
von einer ſtrafbaren Handlung gar nicht die Rede ſeyn. Eben 
ſo macht es aus demſelben Grunde keinen Unterſchied, ob die 
Beleidigung vor dem Beleidigten allein oder noch vor andern 
Perſonen geſchah ). Macht ſich Jemand einer Beleidigung 
dieſer Perſonen ſchuldig, war jedoch der Beamte nicht in Voll— 
ziehung ſeines öffentlichen Amtes und das zum Wachdienſte 
beſtimmte Individuum nicht in Verrichtung ſeines Dienſtes 
begriffen, ſo iſt darauf zu ſehen, ob die beleidigende Anſchul⸗ 


) Mit der Anordnung des $. 72, daß jede ſowohl wörtliche 
als thätige Beleidigung einer Wache oder eines Be 
amten als eine ſchwere Polizei- Übertretung zu beſtrafen iſt, 
ſcheint die Praxis nicht im Einklange zu ſtehen, nach welcher 
jene Handlungen, die nicht ſo weit gingen, die erwähnten In— 
dividuen an ihrer Perſon oder Ehre zu beleidigen, insbeſon— 
dere, wenn ihnen der Nebenbegriff einer verächtlichen Behand— 
lung mangelt, wie z. B. bloße Anzüglichkeiten, vorlaute Be— 
merkungen u. dgl. als mindere Unzukömmlichkeiten einer cor— 
rectionellen Zurechtweiſung unterzogen werden, wiewohl fie 
auf dem guten Grunde beruht, daß zur Hintanhaltung von 
derlei Handlungen in Übereinſtimmung mit der größern 
Strenge, welche der §. 72 zur Aufrechthaltung des Anſehens 
ſolcher Perſonen enthält, mit mehr Schärfe vorzugehen ſey, 
als dieſes in andern Fällen nothwendig iſt, wo die Sache 
allenfalls durch einen Verweis abgethan wird. 
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digung oder Schmähung gegen die Amtshandlung des 
Beamten oder die Dienſtverrichtung der Wache 
gerichtet war, oder ob ſie dieſelben als Privatperſonen 
ohne Beziehung auf ihre öffentliche Bedien— 
ſtung betraf. Im letztern Falle kommen die Anordnungen des 
XII. Hauptſtückes II. Thl. in Anwendung und es tritt hierbei 
nichts Beſonderes ein, als daß, falls dem Beleidiger insbe— 
ſondere der Charakter des Beamten bekannt war, dieſer Um— 
ſtand nach dem §. 239 des II. Thl. bei der Strafbemeſſung zu 
berückſichtigen iſt. Erlaubt ſich hingegen eine Partei gegen 
die Amtshandlung eines Beamten beleidigende Anſchuldigun— 
gen und Schmähungen, oder ſind ſie gegen eine ganze Behör— 
de gerichtet, ſo iſt nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 30. De— 
cember 1807 und der ſpäteren Erläuterung desſelben durch 
das Hofkanzlei-Decret vom 21. Jänner 1808) vorerſt zu ſehen, 
ob die Beſchuldigung gegründet iſt oder nicht. Dieſe Beurthei— 
lung ſteht jedoch nur der vorgeſetzten Behörde zu, da ſowohl 
einzelne Beamte als ganze Behörden nur vor dieſer ihre Amts—⸗ 
handlungen zu verantworten haben. Wird die Beſchuldigung 
als gegründet erklärt, ſo iſt von keiner Ehrenkränkung mehr 
die Rede; nur kann ſich die Partei wegen des vielleicht unge— 
ſetzlichen Vorganges zur Durchſetzung ihrer Rechte einer Zu— 
rechtweiſung ausſetzen ). Iſt hingegen die Grundloſigkeit ei— 
ner ſolchen Beſchuldigung entweder ſchon für ſich auffallend, 
alſo ohne vorhergegangene nähere Unterſuchung der compe— 


) N. ö. Regierungs-Verordnung vom 25. Junius 1808, Z. 4,348. 

) Daß auch wegen Amtshandlungen der politiſchen Beamten 
keine Civil-Klage Statt finde, wurde ſchon durch das Hofde— 
eret vom 14. März 1806 allgemein ausgeſprochen. 
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tenten vorgeſetzten Behörde, oder iſt fie von der letzteren be⸗ 
reits vollkommen anerkannt und entſchieden, die Ehrenbelei⸗ 
digung jedoch von geringerer Art und zu keiner ſchweren Po⸗ 
lizei-Übertretung geeignet: fo bleibt es der höheren Behörde 
vorbehalten, nach Umſtänden allenfalls auch gleich ſelbſt die 
arbiträre Strafe zu verhängen, oder die Frage: ob und in 
wie fern gegen den Beſchuldigten ſtrafrechtlich vorzugehen ſey, 
der ordentlichen Strafbehörde zu überlaſſen. 

Insbeſondere hat bei Behelligungen, als Wieder- 
holungen grundloſer Beſchwerden in einer ſchon abgethanen 
Sache, da ſie nicht immer mit wirklichen Ehrenbeleidigungen 
verwebt ſind, und nur in dem letzten Falle ſchwere Polizei⸗ 
Übertretungen werden, das eben erwähnte Verfahren einzu⸗ 
treten. Übrigens gelten rückſichtlich der Vergehen ganz die in 
den oben erwähnten Hofdecreten in Betreff der Verbrechen 
und ſchweren Polizei- Übertretungen erlaſſenen Vorſchriften. 

In Bezug auf jene Beleidigungen, die einem Wache⸗ 
Individuum zur Zeit, als es nicht in der Ausübung ſei⸗ 
nes Dienſtes begriffen war, rückſichtlich desſelben zugefügt 
wurden, beſtehen keine beſonderen Anordnungen; es dürften 
jedoch im Allgemeinen auch auf dieſe die obigen Hofverordnun⸗ 
gen ihre analoge Anwendung finden. 

Geht bei der Schmähung oder dem Tadel einer r Obrig⸗ 
keit die Abſicht dahin, die Untergebenen gegen ſie 
aufzubringen, fo tritt der $. 71 des II. Thl. des St. G. B. 
ein, wenn gleich die Beleidigung noch nicht ſo weit gegangen 
iſt, daß alle in den §§. 234, 235 und 236 zur ſchweren Po— 
lizei-Übertretung der Ehrenbeleidigung überhaupt aufgeſtell— 
ten Erforderniſſe vorhanden ſind. Iſt in einem ſolchen Falle 
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die Beſchwerde gegründet, ſo tritt zwar die Anwendung des 
§. 71 nicht ein, jedoch iſt derjenige, welcher ſie veranlaßte, 
wegen des ungeſetzmäßigen Vorganges zurecht zu weiſen, oder 
wenn er ſich dabei einer Ehrenkränkung der Obrigkeit ſchuldig 
gemacht hat, im politiſchen Wege auf eine entſprechende Weiſe 
zu beſtrafen. Überhaupt iſt zur Verhinderung ſolcher Vergehen 
und Behelligungen ſchon durch die Verordnung vom 23. Octo 
ber 1756) und durch das Patent vom 7. April 17815) be— 
ſtimmt, Winkelſchreiber hintanzuhalten und bei Betre- 
tung zu beſtrafen. Aus dieſem Grunde müſſen auch Anſuchen 
der Armen und Beſchwerden der Unterthanen gegen ihre Herr— 
ſchaft nach dem Patente vom 1. Septemb. 1781, dem Hof— 
decrete vom 9. Septemb. 1784) und der Verordnung vom 
6. Novemb. 1784 9) ſtets mündlich vorgebracht werden. 
Nach der Verordnung des Galiziſchen Guberniums vom 29. 
Novemb. 1805, Z. 47,691 ſind alle dortigen Kreisämter für 
den Fall, wenn ſich Militär-Individuen mit Winkelſchrei⸗ 
berei befaſſen ſollten, angewieſen, ſolche namentlich dem 
Landesgubernium anzuzeigen, damit deren Beſtrafung durch 
die Militär-Oberbehörde bewirkt werden könne. Das Küften- 
ländiſche Gubernium hat mittelſt Verordnung vom 6. Novemb. 
1819 ) in Übereinſtimmung mit dem Unterthanspatente vom 
1. Septemb. 1781 und den ſpätern dießfalls erfloſſenen Ver⸗ 
ordnungen beſtimmt, daß mindere Vergehen der Winkelſchrei⸗ 


1) Krop. Gef. Mar. Thereſ. B. 3 S. 344. 
) Ebendf. Joſ. 1. B. S. 17. 

3) Ebendſ. Joſ. 6. B. S. 6. 

) Ebendf.. Joſ. 6. B. S. 228. 

5) Ebendſ. Franz 42. B. S. 595. 
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ber, welche zu einer ſchweren Polizei-Übertretung nach dem 
§. 71 des II. Thls. des St. G. B. nicht erwachſen find, nach 
Erachten der politiſchen Behörden mit angemeſſenen correctio— 
nellen Beſtrafungen belegt werden ſollen. Eben ſo verordnen 
die Polizei- Hofſtelle-Weiſung an die Polizei-Ober-Direction 
in Wien, in Erledigung des Commiſſions-Protocolles vom 
23. Junius 1821 und das Decret der n. ö. Landesregierung 
vom 16. Jänner 1824, Z. 1423, auf Winkelſchreiber ein be- 
ſonderes Augenmerk zu richten, und die Entdeckten mit aller 
Strenge zu behandeln. Im Allgemeinen iſt dieſes die Pflicht 
der politiſchen Obrigkeiten, in Städten jedoch, wo ſich Poli— 
zei-Directionen befinden, wurden dieſe durch das Hofkanzlei— 
Decret vom 2. März 1830, Z. 4568 in einzelnen Fällen der 
Winkelſchreibereien, wenn dieſe nicht den Charakter einer 
ſchweren Polizei-Übertretung haben, für competent erklärt, 
gegen den Schuldigen einzuſchreiten. Iſt der Verfaſſer einer 
geſetzwidrigen Beſchwerdeſchrift nicht bekannt, ſo wird nach 
dem Hofdecrete vom 21. Decemb. 1803) der Kläger als ſol— 
cher angeſehen und iſt dafür verantwortlich. 


. 
Fortſetzung. 

Wenn ſich ein öffentlicher Beamter oder Diener in ſei— 
nen Amts- oder Dienſtverrichtungen wörtliche 
Beleidigungen erlaubt, ſo ſind dieſe zwar nicht als 
ſchwere Polizei-Übertretungen gegen die Pflichten eines öffent— 
lichen Amtes nach dem §. 86 des II. Thls. des St. G. B. zu 
beſtrafen, jedoch ſind ſolche von der vorgeſetzten Behörde ge— 


) Krop. Gef. Franz. 17. B. S. 860. 
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ziemend zu ahnden, da einerſeits das Anſehen des Amtes ſelbſt 
dadurch leidet, andererſeits ſelbe leicht eine gefährliche Auf— 
reizung der Gemüther zur Folge haben und ſo Veranlaſſung 
zu andern Übertretungen, ja ſelbſt zu Verbrechen geben könn— 
ten. Der §. 358 des I. und 342 des II. Thls. des St. G. B. 
weiſet den Richter an, das Verhör mit Anſtändigkeit und Ge— 
laſſenheit aufzunehmen und ſchimpfliche Benennungen oder 
Ausdrücke gegen den Verhörten durchaus zu vermeiden, und 
aus Veranlaſſung, daß ein Staatsbeamter im Laufe einer 
Geſchäftsverhandlung gegen ſtraffällig befundene Unterthanen 
ſich Schimpfworte erlaubte, erfloß die Allerh. Entſchließung ), 
daß, da kein Vorgeſetzter oder Richter das Recht hat, einen 
Sträfling zu beſchimpfen, und hierdurch ſelbſt das Anſehen 
des Amtes leidet, allen Staatsbeamten ein ſolcher Mißbrauch 
ihres Anſehens auf das ſtrengſte zu unterſagen ſey. 

So wie im Falle des §. 86 des II. Thls. des St. G. B. 
die böſe Abſicht, die Amtsgewalt zur Beſchädigung eines Anz 
dern zu mißbrauchen, nicht vorhanden ſeyn darf, da dieſe 
ſchwere Polizei⸗Übertretung ſonſt in das Verbrechen des Miß⸗ 
brauches der Amtsgewalt übergehen würde, fo muß ander: 
ſeits die Handlungsweiſe des Beamten oder Dieners wenig— 
ſtens in einem Verſchulden, einer Unbeſonnenheit ihren Grund 
haben, da er für einen unverſchuldeten Irrthum nicht verant⸗ 
wortlich ſeyn kann ). 


) Bekanntgegeben durch das Hofdeeret vom 11. Februar 1811. 

2) Die Vorkehrungen, welche z. B. ein Beamter über eine ge— 
machte Anzeige wegen irgend einer ſtrafbaren Handlung trifft, 
hat allerdings er ſelbſt zu verantworten, da es ſeine Pflicht iſt, 
die von der Partei angegebenen Verdachtsgründe nach dem Ge— 
ſetze zu würdigen und demgemäß vorzugehen. 
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Iſt der öffentliche Beamte zwar berechtigt gegen eine 
gewiſſe Perſon mit einer beſtimmten Strafe vorzugehen, hat 
er jedoch entweder eine andere Strafart, oder zwar die vor— 
geſchriebene, aber in einem höheren Maße, als es die Ge— 
ſetze geſtatten, angewendet, fo it dieſer geſetzwidrige Vorgang, 
nach den dießfalls beſtehenden Vorſchriften zu ahnden. So 
iſt nach dem Hofdecrete vom 3. Septbr. 1812 der geſetzwidri— 
ge Vorgang der herrſchaftlichen Beamten gegen ihre Unter— 
thanen nach der unterm 16. Febr. 1793 erlaſſenen Vorſchrift 
zu beſtrafen, und im Falle, als die unteren Richter die Ge— 
richtsbarkeit nicht nach der Vorſchrift des Geſetzes verwalten, 
haben die Obergerichte uach der Vorſchrift der SS. 549 des J. 
und 457 des II. Thls. des St. G. B. die geeignete Vorkeh⸗ 
rung oder Beſtrafung eintreten zu laſſen. 

Iſt Jemand zwar ein Vorgeſetzter eines Andern, kann 
er jedoch nach den beſtehenden Geſetzen nicht als ein öffentli— 
cher Beamter angeſehen werden, (in welch' letzterer Beziehung 
die bei ſchweren Polizei-UÜbertretungen erlaſſenen dießfälligen 
Anordnungen bei Polizei-Vergehen ihre volle Anwendung 
finden), oder iſt der öffentliche Beamte oder Diener nicht in 
feinen Amts- oder Dienſtverrichtungen begriffen geweſen, ſo 
werden die von ſolchen Perſonen verübten Beleidigungen 
nach dem Hauptſtücke über er überhaupt 
beurtheilt. 


§. 28. 
Fortſetzun g. 


Wird Jemand keines Verbrechens auf eine ungegründete 
Weiſe beſchuldiget, ſondern lautet die fälſchliche Beſchuldi— 
gung auf eine andere ftrafbare Handlung, fo gehört dieſelbe 
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nach der h. Erläuterung vom 21. Jänner 1805, wenn fie 
unter die ſchweren Polizei-Übertretungen ausdrücklich einge- 
reiht iſt, unter dieſe, außer dem ſind derlei Fälle als bloße 
wörtliche Ehrenhändel nach den bisher beſtehenden Geſetzen 
zu beurtheilen. Welche fälſchlichen Beſchuldigungen als ſchwere 
Polizei- Übertretungen anzuſehen ſind, beſtimmen die §§. 235 
und 236 des II. Thls. Der $. 235 lautet: 

»b) Wer gegen jemanden eine mit erdichteten 
wahrſcheinlichen Umſtänden begleitete Beſchul⸗ 
digung einer ſchweren Polizei-Übertretung aus⸗ 
gebracht hat. Die Strafe iſt, nach Verhältniß 
der Beſchuldigung, Arreſt von drei Tagen bis 
zu einem Monathe, wenn für den Beſchuldigten 
kein Nachtheil erfolget. Iſt das Letztere geſche— 
hen, fo ſoll der Beleidiger, mit durch engere Ver⸗ 
ſchließung und Faſten verſchärftem Arreſte von 
einem bis drei Monathen beſtrafet werden.“ 

Rückſichtlich dieſes Paragraphes gelten im Allgemeinen 
die bei dem vorausgehenden $. 234 angeführten Bemerkun⸗ 
gen; demnach iſt auch hier ein dem oben angeführten analo— 
ges Vergehen möglich, nemlich dann, wenn die mit erdichte— 
ten wahrſcheinlichen Umſtänden begleitete Beſchuldigung nur 
auf eine dem Gekränkten allein bekannt gewordene Art und 
Weiſe, wodurch ſein guter Nahme nicht gelitten hat und nicht 
leiden konnte, geſchehen iſt. Ein anderes dieſem Paragraphe 
analoges Vergehen ſcheint dann vorhanden zu ſeyn, wenn die 
fälſchliche Beſchuldigung einer ſchweren Polizei-Übertretung 
nicht mit erdichteten wahrſcheinlichen Umſtänden begleitet war, 
indem dieſes ein weſentliches Erforderniß der ſchweren Poli— 
zeiꝙ⸗Übertretung dieſes Paragraphes iſt, ohne daß deſſen Ab- 
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gang eine gänzliche Straflofigfeit begründet, da er bloß auf 
eine minder boshafte Triebfeder zu ſchließen berechtigt. 

Iſt die ſchwere Polizei-UÜbertretung, derer Jemand bei 
Gericht oder vor andern Perſonen beſchuldigt wird, erdichtet 
und in Folge deſſen auch die zur Erhöhung der Wahrſchein— 
lichkeit angeführten Umſtände falſch, fo findet der $. 235 feine 
Anwendung. Iſt hingegen der Thatbeſtand einer ſchweren 
Polizei-Übertretung wirklich vorhanden, wurde z. B. Jemand 
wirklich durch eine Schmähſchrift dem öffentlichen Spotte aus⸗ 
geſetzt, äußert er jedoch zur Begründung der gegen eine ges 
wiſſe Perſon angebrachten Beſchuldigung ſolche Verdachts⸗ 
gründe, welche er aus guten Gründen für wahr zu halten 
berechtigt war, und auch wirklich für wahr hielt, ſo findet 
gegen ihn, ungeachtet ſeine Angabe ſelbſt die gefängliche An— 
haltung des Beſchuldigten zur Folge hatte, und derſelbe im 
Verlaufe der Unterſuchung als unſchuldig erſcheint, kein ftraf- 
rechtliches Verfahren Statt, da, wie bereits erwähnt, es die 
Pflicht des Richters iſt, auf die Angaben der Parteien die 
geſetzlichen Folgen einzuleiten, wornach alſo nur ger dafür ver⸗ 
antwortlich erſcheint ), anderſeits es bei der gegentheiligen 
Annahme ſelbſt um die rechtlichſten e eine ſehr mißliche 
Sache wäre. 

Wird Jemand durch eine anonyme Anzeige einer ſchwe⸗ 
ren Polizei-Übertretung fälſchlich beſchuldigt, jedoch der Ver— 
faſſer derſelben in der Folge als ſolcher erkannt, ſo tritt der 


) Daraus ergibt ſich zugleich, wie irrig in Fällen, wo der Rich— 
ter von Amtswegen vorzugehen hat, die ſo häuſige Außerung 
der Parteien ſey: „Ich habe Dieſen oder Jenen einſperren 
laſſen.“ f N 


„ 
ö 
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Fall dieſes Paragraphes ein, ungeachtet gegen den Beſchul— 
digten nach dem §. 297 des II. Thl. des St. G. B. nicht vor⸗ 
gegangen werden konnte, da es nach dem $. 235 nicht noth— 
wendig iſt, daß über die fälſchlich gemachte Beſchuldigung 
eine Unterſuchung wirklich vorgenommen worden wäre. 

Die Strafe der dieſem Paragraphe analogen Vergehen 
iſt Arreſt bis zu drei Tagen; dieſer kann jedoch, wenn für den 
Beſchuldigten ein Nachtheil erfolget iſt, ſelbſt bis auf einen 
Monat ausgemeſſen werden, da dieſes in dem erwähnten 
Falle die kleinſte Strafe der ſchweren Polizei-UÜbertretung iſt ). 

$. 29. 
Fortſetzung. 

Der S. 236 II. Thls. des St. G. B. lautet: 

„o. Wann auch ſonſt jemand einer Handlung 
fälſchlich beſchuldiget wird, welche, dafern ſie 
währ befunden würde, die bürgerliche Achtung 


des Beſchuldigten vermindern, und daher auf 


ſein Fortkommen, ſeinen Geſchäftsbetrieb oder 
ſeine Erwerbung, einen ſchädlichen Einfluß 
haben kann. Die Beſtrafung iſt abermahl mit Rück⸗ 
ſicht auf den wirklich nachtheiligen Erfolg, Arreſt 
von einem bis zu drei Monaten, der nach Um⸗ 
ftänden auch zu verſchärfen iſt.« 

Iſt die Handlung, welcher Jemand fälſchlich beſchuldigt 
wird, nicht von der Art, daß ſie, dafern ſie wahr befunden 
würde, die im Paragraphe angegebenen Folgen haben kann; 
iſt jedoch die an ſich unerlaubte Handlung dem Beſchuldigten 


9 Siehe den $. 18 diefer Abhandlung. 
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im geringeren Grade nachtheilig, wird nemlich dadurch bloß 
ſein beſſeres Ehrgefühl verletzet und er allenfalls unangeneh— 
men Nachreden, muthwilligen, ſpöttiſchen Gerüchten unter dem 
Publikum bloßgeſtellt, ſo ſcheint ein dieſem Paragraphe analo— 
ges Vergehen vorhanden zu ſeyn '). Dasſelbe iſt auch mit Rück— 
ſicht auf die Art der Beſchuldigung dann der Fall, wenn 
dieſe dem Beſchuldigten allein ohne Gegenwart dritter 
Perſonen gemacht wird. Übrigens muß in dieſem, ſo wie in 
dem vorausgehenden Paragraphe die Handlung, derer Jemand 
beſchuldigt wird, ſtets objective falſch ſeyn, denn wäre fie 
wahr, ſo iſt ſelbſt dann von einer ſtrafbaren Handlung keine 
Rede, wenn der Beſchuldiger ſich rückſichtlich der objectiven 
Wahrheit der Handlung in einem Irrthume befand und die 
Beſchuldigung boshafter Weiſe vorbrachte, da es an der noͤ— 
thigen Unbeſcholtenheit gebricht. 

Was die Abſicht des handelnden Subjectes betrifft, fo 
ſcheint rückſichtlich derſelben kein Polizei-Vergehen zuläſſig. 
Dem Beſchuldiger kann nemlich die objective Falſchheit der 
Handlung entweder bekannt geweſen ſeyn oder nicht. Im er= 
ſteren Falle war alſo die Beſchuldigung ſubjectiv fälſchlich 
und er macht ſich der ſchweren Polizei- Übertretung dieſes Pa— 
ragraphes ſchuldig; im letzteren hingegen, wenn der Be— 
leidiger behauptet, er habe die angeſchuldete Handlung für 


) Es läßt ſich jedoch hier nicht behaupten, daß die fälſchliche Be— 
ſchuldigung eines Polizei-Vergehens auf eine dem H. 188 des 
I. und 235 des II. Thls. des St. G. B. analoge Weiſe immer 
als ein Polizei-Vergehen angeſehen und beſtraft werden 
müſſe; da die als Polizei-Vergehen ſtrafbaren Handlungen nicht 
felten von der Art find, daß ſie die im L. 236 erforderlichen Fol— 
gen haben können, wornach alſo ihre fälſchliche Beſchuldigung 
den Thatbeſtand einer ſchweren Polizei-Übertretung begründet. 
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wahr gehalten, liegt ihm ob, in der Unterſuchung darzuthun, 
daß das Gegentheil nicht der Fall ſeyn konnte. Überhaupt muß 
gegen Denjenigen, der einen Andern einer objectiv falſchen 
Handlung beſchuldiget, angenommen werden, er habe es 
wiſſentlich, alſo in böſer Abſicht gethan, da man einen 
Irrthum nicht als Regel annehmen kann, und bei der gegenthei— 
ligen Anſicht das Geſetz einer unausweichlichen Umgehung 
bloßgeſtellt wäre. Stellt nun der Beleidiger den Beweis her, 
ſo iſt ſeine Handlung ſtraflos, es kann ihm dieſer factiſche 
Irrthum auch als kein Vergehen zugerechnet werden; im ent— 
gegengeſetzten Falle muß die Beſchuldigung aus dem oben 
angeführten Grunde als ſubjectiv falſch angenommen und er 
einer ſchweren Polizei⸗Ubertretung ſchuldig erkannt werden. 
Ein hieher gehöriges Vergehen kann auch in den 
Schriften der Advocaten vorkommen. Nach dem Hof- 
decrete vom 14. Septbr. 1804) haben ſich dieſelben in ihren 
Proceßſchriften bei Strafe einer geziemenden Schreibart zu 
bedienen. Kommen demungeachtet Injurien und ehrenrührige 
Behauptungen in Satzſchriften vor, ſo ſind ſie, vorausgeſetzt, 
daß dieſe Angriffe die Natur der in dem §. 236 bezeichneten 
Ehrenbeleidigungen an ſich tragen, in Gemäßheit der n. ö. 
Regierungs⸗Verordnung vom 8. Mai 1806, Z. 11,779 ) auf 
Anſuchen des Beleidigten abgeſondert von den Juſtiz-Gegen— 
ſtänden als ſchwere Polizei- Übertretungen nach dieſem Para- 
graphe zu beſtrafen. Erreicht jedoch die unerlaubte Handlung 
feinen fo hohen Grad der Strafbarkeit, fo iſt ſie, wenn an— 
ders die Erforderniſſe eines Vergehens überhaupt vorhanden 


) Krop. Gef. Franz. 19. B. S. 348. 
) Kanka's Handbuch S. 735. 
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ſind, als ein dieſem Paragraphe analoges Vergehen zu be— 
ſtrafen. 

Rückſichtlich der nicht ſelten vorkommenden beleidigen 
den Ausfälle, welche ſich Parteien und Schriftenverfaſ— 
ſer in ihren Schriften, aus vermeinter Kränkung oder einer 
Nichtkenntniß und falſchen Anſicht geleitet, gegen Behörden 
erlauben, wurde der Polizei-Ober-Direction aus Anlaß 
eines vorgekommenen Falles mittelſt Decrets der n. ö. Lanz 
desregierung vom 18. Mai 1836, Z. 27,250 die Verordnung 
der k. k. Hofkanzlei vom 9. November 1832, Z. 25,509 zur 
Richtſchnur des Benehmens in derlei vorkommenden Fällen 
nachträglich bekannt gemacht, welche dahin lautet: daß ſelbe 
nach dem Geiſte der geſetzlichen Beſtimmungen über die Zu— 
rechnung der Ehrenbeleidigungen als ſchwere Polizei-Übertre— 
tungen nicht darunter gerechnet werden können, ſondern in 
anderweitigen Wegen gebührend zu ahnden find '). 


Die Strafe der dieſem Paragraphe analogen Vergehen 
iſt Arreſt bis zu einem Monate. 


§. 30. 
Fortſetzung. 

§. 237 II. Thls. St. G. B. Wann jem and durch 
Schmähſchriften oder durch bildliche Schilderung, 
von was immer für einer Gattung, es ſey na⸗ 
mentlich, oder durch auf ihn beſtimmt und einzeln 
anwendbare Kennzeichen dem öffentlichen Spotte 
ausgeſetzt wird. Die Strafe iſt Arreſt von einem 
bis zu drei Monaten.“ 


) Polizei-Ober-Directions-Cireulare vom 13. Junius 1836, 
3. 6768 
9 5408. 
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Der Paragraph verlangt als ein Erforderniß zur ſchwe⸗ 
ren Polizei-Ubertretung, daß jemand durch Schmähſchrif— 
ten ꝛc. dem öffentlichen Spotte ausgeſetzt werde; war 
nun dieſes nicht der Fall, ſondern wurde die Schmähſchrift 
oder bildliche Schilderung bloß dem Beleidigten allein 
bekannt, oder konnte dieſes nach Art ihrer Bekanntgebung 
nur bei Einem oder dem Andern der Fall ſeyn, wie z. B. wenn 
eine bezügliche bildliche Schilderung vom Beleidiger bloß in ſei⸗ 
ner Wohnung, wozu nicht Jedermann Zutritt hat, aufgehängt 
wird; ſo iſt ein dieſem Paragraphe analoges Vergehen vor— 
handen. 2 
Die Abficht des Handelnden, wie bereits in den allge⸗ 
meinen Bemerkungen angeführt wurde ), läßt keine ſolche 
Gradation zu, daß dadurch ein bloßes Vergehen begründet 
würde. Jeder, wenn er anders zurechnungsfähig iſt, muß 
bei der Unternehmung einer ſolchen Handlung das Unerlaubte 
derſelben ſogleich einſehen, und das Übel, welches das Ge— 
ſetz zu verhindern ſucht, als eine nothwendige oder doch leicht 
mögliche Folge derſelben ſich vorſtellen. Es tritt alſo rückſicht⸗ 
lich der Abſicht jedesmal die ſchwere Polizei⸗Übertretung die 
ſes Paragraphes ein, und nur ein vom Beſchuldigten zu er⸗ 
weiſender Zufall kann dieſem im Wege ſtehen; dann iſt jedoch 
die Handlung ganz ſtraflos, wie z. B. wenn ein Maler in eine 
Carricatur zufällig die Züge einer ihm ganz unbekannten Per⸗ 
fon aufgenommen hat '). 


2) Siehe den $. 6. dieſer Abhandlung. 

2) Der hieher gehörige $. 53. des II. Thls. des Joſeph. Strafge— 
ſetzes vom 13. Jänner 1787 lautet: „Wer a uch ohne böſe Ab⸗ 
ſicht Jemanden in Schmähſchriften und Schandbildern in einer 
Art ſchildert, die dem Angegriffenen wegen fälſchlicher Anſchuldi⸗ 
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Was die Bezeichnung der Perſon ſelbſt betrifft, die 
dem öffentlichen Spotte ausgeſetzt werden ſoll, fo findet dieß— 
falls auch kein minderer Grad der Strafbarkeit Statt; entwe⸗ 
der iſt wiſſentlich dadurch eine zur Verſpottung führende Be- 
ziehung auf eine gewiſſe Perſon hergeſtellt oder nicht. Im er— 
ſten Falle iſt die ſchwere Polizei-Übertretung des §. 237 vor— 
handen; im letzten hingegen, wenn der Angegriffene nicht 
unverkennbar und die Beziehung auf ihn nicht nothwendig ſon— 
dern nur möglich iſt, kann nur von einer Satyre oder Carri— 
catur und nicht von einer ſtrafbaren Handlung die Rede ſeyn. 

Da der Paragraph erfordert, daß durch die Schmäh— 
ſchrift oder bildliche Schilderung Jemand dem öffentlichen 
Spotte ausgeſetzt werde, mithin vorausſetzt, daß die zur 
Laſt gelegte Unvollkommenheit oder das Gebrechen von der 
Art ſey, daß ſie öffentlichen Spott zulaſſen; es jedoch leichtere 
Gebrechen gibt, bei denen dieſes nicht der Fall iſt, wo man 
jedoch Urſache haben kann zu wünſchen, daß ſie nicht bekannt 
werden; ſo ſcheint auch in dieſem Falle, ungeachtet der Ein— 
gangsworte dieſes Paragraphes: »Wann jemand durch 
Schmähſchriften oder durch bildliche Schilderung, von was 
immer für einer Gattung z. ein dieſem Paragraphe 
analoges Vergehen möglich. 5 

Damit die Preſſe weder zu urſprünglichen Angriffen 
auf die Ehre, noch zur weitern Verbreitung der ſchmählichen 
Schilderungen u. dgl. mißbraucht werde, dürfen ſolche Schrif— 


gung geſetzwidriger Handlungen den Argwohn verdienter Ver— 
achtung zuziehen könnte, macht ſich eines politiſchen Verbrechens 
ſchuldig, es mag nun dem Geſchmähten dadurch Schaden oder 
Verluſt eines erwarteten Vortheiles zugezogen oder ſeine häus— 
liche Ruhe geſtört worden ſeyn, oder nicht.« 
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ten nach dem Hofdecrete vom 11. Junius 1781, 16. October 
1783), 2. September 1791), und der allgemeinen Cenſur— 
Ordnung vom 22. Februar 1795 °) nicht zum Drucke zuge— 
laſſen werden. Eben ſo ſind nach der Verordnung vom 11. 
Junius 1781) nur jene Kritiken zu paſſiren, welche keine 
Schmähung enthalten. Überhaupt ſind nach dem Hofdecrete 
vom 1. Sept. 1790 5) alle jene Schriften, die öffentliche lan— 
desfürſtliche Geſetze und Anordnungen critiſiren und tadeln, 
und nach dem Hofdecrete vom 21. Jänner 1797 9) alle jene, 
die auf Perſönlichkeiten hinauslaufen und eine Perſon mit ſol— 
chen Beziehungen angreifen, daß ſie ſogleich kennbar werden 
muß, nie zum Drucke zuzulaſſen und nach Umſtänden ſtets 
dem Verbothe zu unterziehen. 

Rückſichtlich der Strafbarkeit der bei Gelegenheit 
einer Cenſurübertretung vorkommenden Ehrenbeleidigungen 
beſtimmt der §. 9. der allgemeinen Cenſur-Vorſchriften vom 
22. Februar 1795, daß derjenige, welcher ſolche Schriften 
in Geheim druckt oder nachdruckt, die nach dem Strafgeſetze 
in die Kathegorie der Verbrechen gehören, ſich derjenigen 
Strafe theilhaft mache, welche in den Geſetzen auf die Ver— 
faſſung dergleichen Schriften beſtimmt find. Da dieſer Para- 
graph durch die neueren Vorſchriften für die Leitung des Cen— 
ſurweſens und für das Benehmen der Cenſoren vom 10. Sep— 


) Krop. Geſ. Joſeph. 1. B. S. 531 und 532. 
2) Ebendſ. Leop. 4. B. ©. 337. 

) Ebendſ. Franz 5. B. S. 182—194. 

) Ebendſ. Joſ. 6. B. S. 375. 

5) Ebendf. Leop. 3. B. S. 37. 

6) Ebendſ. Franz. 9. B. S. 90. 
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tember 1810 ) weder abgeändert noch aufgehoben wurde, 
ſo iſt er nach dem §. 22 derſelben noch in Wirkſamkeit; jedoch 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß nur dann die im Strafgeſetze 
auf die Verfaſſung der daſelbſt verbothenen Schriften ange— 
drohten Strafen verhängt werden dürfen, wenn auch alle 
übrigen daſelbſt vorgeſchriebenen Erforderniſſe vorhanden ſind. 
Daß unter dem Ausdrucke, Verbrechen“ überhaupt nach 
dem Strafgeſetze zu behandelnde Geſetzesüber— 
tretungen zu verſtehen ſind, geht aus der damals üblich 
geweſenen geſetzlichen Bezeichnung der ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen hervor, wo auch ſchwere Polizei -Übertretungen und bloße 
Vergehen politiſche Verbrechen genannt wurden; theils ergibt 
ſich dieſe Auslegung aus dem §. 238 des II. Thls. des St. 
G. B., nach welchem jeder, der ſich zum Geſchäfte macht, die 
Beſchuldigung oder ſchmähliche Schilderung weiter zu verbrei— 
ten und zu derſelben mehrerer Offentlichkeit beizutragen, die 
Strafe des erſten Urhebers verwirkt. Demnach ſind Ehrenbe— 
leidigungen oder Ehrenkränkungen, die gelegenheitlich einer 
Cenſur-UÜbertretung vorkommen, ganz nach den beſtehenden 
Strafgeſetzen entweder von derſelben Behörde zu behandeln, 
welche die Cenſur-Übertretung zu unterſuchen hat, oder nach 
Umſtänden an die competente Behörde zu weiſen ). 


) Kanka's Handb. 1. B. S. 183 — 189. 

) Dasſelbe ergibt ſich jedoch, ohne Rückſicht auf den $. 9 der allg. 
Cenſur-Vorſchriften vom Jahre 1795, aus dem beſtehenden Straf— 
geſetze von ſelbſt. Hier iſt noch zu merken, daß Vorgehen gegen 
die Cenſur-Vorſchriften in Betreff der Stoffe und Fabri— 
kate mit bildlichen Darſtellungen durch die h. Eröffnung der 
k. k. oberſten Polizei- und Cenſur-Hofſtelle vom 25. Decem- 
ber 1821 und das Regierungs-Deeret vom 30. Junius 1831 
der Polizei-Ober-Direction zur arbiträren Behandlung zuge— 
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Als ein Mittel zur Verhinderung von Ehrenkränkungen 
bei Cenſur- Übertretungen iſt auch die Anordnung des $. 69 
II. Thls. des St. G. B. anzuſehen, nach welcher das under 
fugte Halten einer Winkelbuchdruckerei oder 
einer Handpreſſe mit einem Schriftſatze als eine 
ſchwere Polizei-Übertretung zu beſtrafen iſt. Überhaupt hat 
die Polizei, wiederholten hohen Weiſungen zu Folge, dieſem 
Gegenſtande eine beſondere Wachſamkeit zu widmen ), und 
die zum Drucke befugten Perſonen ffud verpflichtet, ihre Preſ— 
fen in leicht zugänglichen Orten aufzuftellen und dort drucken 
zu laſſen ). 

Die Strafe der dieſem Paragraphe analogen Vergehen 
iſt Arreſt bis zu einem Monate. 

8. 31, 
Fortſetzung. 

$. 238. »Die Strafe ſämmtlicherbisher gedach— 

ter Ehrenbeleidigungen verwirkt nicht nur der 


erſte Urheber, ſondern auch jeder, der die Be— 
ſchuldigung, oder ſchmähliche Schilderung wei— 


wieſen ſind, da ſich nur dieſe in der geeignetſten Lage befindet, 
die häufig unter ganz unbedenklichen Formen vorkommenden 
bedenklichen Embleme und ſymboliſchen Darſtellungen wahr— 
zunehmen, und überhaupt die bei der fraglichen Amtshandlung 
vorzüglich in der Reſidenz in umſichtige Erwägung zu nehmen— 
den höheren polizeilichen und politiſchen Rückſichten gebührend 
zu beachten. 

) Hofkanzlei-Decret v. 12. October 1792 (Krop. Gef. Franz 1 B. 
S. 444) und 9. Februar 1793 (Kank. Handb. S. 110). 

) Allerh. Entſchließung vom 30. Mai 1795, Circular der n. öſterr. 
Landesregierung vom 3. Junius 1795 (Barthenh. H. und Gewb— 
Gef. 5. B. S. 271 — 272). 
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ter zu verbreiten, und zu derſelben mehrerer 
Offentlichkeit beizutragen, ſich zum Geſchäfte 
macht. ⸗ a 
Die Anordnung dieſes Paragraphes ſcheint auch bei den 
bisher angeführten Ehrenkränkungen mit Ausnahme derjeni⸗ 
gen, welche bloß dem Gekränkten allein bekannt geworden 
ſind, ihre analoge Anwendung zu finden, wornach alſo der— 
jenige ſich eines Polizei-Vergehens ſchuldig macht, der eine 
Beſchuldigung oder Beſchimpfung, die bei dem erſten Urheber 
nur in der Eigenſchaft eines Polizei-Vergehens zugerechnet 
werden konnte, weiter zu verbreiten und zu derſelben meh— 
rerer Offentlichkeit beizutragen, ſich zum Geſchäfte macht; es 
wird jedoch vorausgeſetzet, daß man bei der Verbreitung der 
Beſchuldigung oder ſchmählichen Schilderung die Ehrenkrän— 
kung zu erkennen im Stande geweſen ſeyn müſſe. Hier ent— 
ſteht jedoch die Frage, ob nicht ein dieſem Paragraphe ana— 
loges Vergehen auch dann möglich iſt, wenn ſich die Hand— 
lung des erſten Urhebers als eine ſchwere Polizei-UÜbertretung 
darſtellet. Dieſes ſcheint für den Fall zugegeben werden zu 
müſſen, wenn dem Verbreiter jene Eigenſchaften, welche die 
Beſchuldigung oder ſchmähliche Schilderung zur größeren Straf— 
würdigkeit eignen, nicht bekannt geworden ſind, er alſo in 
der ganzen urſprünglichen Handlung ein bloßes Vergehen er— 
kannte, und auch nur zu erkennen im Stande war, alſo ſich 
im factiſchen Irrthume befand, da man, wie bekannt, den 
Irrthum im Geſetze, »ich habe dieſes oder jenes nicht für eine 
ſchwere Polizei-UÜbertretung gehalten,“ nicht als Entſchuldi— 
gung vorſchützen kann. Hier verſteht es ſich übrigens von 
ſelbſt, daß derjenige, welcher einen factiſchen Irrthum zu 
ſeinen Gunſten anführt, in der Unterſuchung auch darzuthun 
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hat, daß er in der ſtrafbaren Anſchuldigung oder Schmaͤhung 
aus den zu erweiſenden Umſtänden keine ſchwere Polizei-Über⸗ 
tretung zu erkennen im Stande war. Das hier Geſagte ſcheint 
auch für den Fall zu gelten, als die urſprüngliche ſtrafbare 
Handlung ſelbſt ein Verbrechen war, der Verbreiter jedoch darin 
bloß ein Vergehen erkennen konnte. Der Grund für beide 
Fälle ift der: weil nur eine ſolche Anſchuldigung oder ſchmäh— 
liche Schilderung weiter verbreitet wird, die, wenn ſie der 
erſte Urheber dermaßen vorgebracht hätte, auch bei ihm nur 
als Vergehen zu ſtrafen geweſen wäre. Daraus folgt zugleich, 
daß bei der Beurtheilung der Strafbarkeit desjenigen, wel— 
cher die Beſchuldigung oder ſchmähliche Schilderung nicht vom 
erſten Urheber, ſondern von einer dritten Perſon, die ſich da— 
durch einer einfachen oder ſchweren Polizei-Übertretung ſchul— 
dig machte, erfahren hat, und ſie weiter zu verbreiten und 
zu derſelben mehrerer Offentlichkeit beizutragen ſich zum Ge— 
ſchäfte machte, ſtets auf die Beſchaffenheit jener Umſtände 
Rückſicht genommen werden muß, unter welchen ihm von die— 
ſer dritten Perſon die ſtrafbare Handlung bekannt wurde. 

Wenn ein Dritter, der die Beſchuldigung oder ſchmäh— 
liche Schilderung erfährt, ſelbe nicht anderen Perſonen 
außer dem Beleidigten mittheilt, ſondern dieſem 
ſelbſt, um ihn deſto mehr zu kränken, vorhält, ſo 
muß dieſe Handlung als eine urſprüngliche angeſehen und bei 
dem Umſtande, da ihr das zur Weſenheit der Ehrenbeleidi— 
gungen als ſchweren Polizei-Übertretungen nach dieſem fo 
wie nach den früheren Paragraphen erforderliche Merkmahl 
der Offentlichkeit fehlt, als Ehrenkränkung und zwar nicht 
nach dieſem ſondern nach dem entſprechenden analogen Para- 
graphe beſtraft werden. 
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Übrigens ſcheint der Umſtand, daß die weitere Verbrei— 
tung ohne Wiſſen an ſolche Perſonen gemacht 
wurde, welche bereits in der Kenntniß der fälſch— 
lichen Anſchuldigung ꝛc. waren, dieſer Handlung an 
ihrer Strafbarkeit nichts zu benehmen, da einerſeits alles ge— 
ſchah, was der Paragraph zur Begründung der ſchweren 
Polizei- Übertretung vorſchreibt, anderſeits das Geſetz keinen 
beſtimmten Erfolg fordert. 

Haben mehrere gemeinſchaftlich ſich einer Ehrenkränkung 
gegen eine beſtimmte Perſon ſchuldig gemacht, ſind ſie alſo 
Mitſchuldige des erſten Vergehens und macht es ſich einer 
oder der andere aus ihnen zum Geſchäfte, die falſche 
Beſchuldigung und Schilderung weiter zu verbreiten, oder zu 
derſelben mehrerer Offentlichkeit beizutragen, ſo iſt dieſe wei— 
tere Handlung, ſo wie, wenn der alleinige Thäter dieſelbe 
vollführt, nur als erſchwerender Umſtand der erſten Krän— 
kung anzuſehen. 

Was die Art der weiteren Verbreitung an dritte Perſo— 
nen anbelangt, ſo iſt weder rückſichtlich der Zahl der Perſonen, 
denen es mitgetheilt wurde, noch rückſichtlich der Zahl der 
gemachten Mittheilungen ſelbſt eine ſolche Gradation zuläſſig, 
die ein bloßes Vergehen begründen könnte, da das Geſetz keine 
beſtimmte Anzahl Perſonen fordert und demnach auch bei einer 
an eine einzige Perſon geſchehenen Mittheilung ſchon die 
ſchwere Polizei-Übertretung vorhanden ſeyn kann, und der 
Ausdruck ſich zum Geſchäfte macht,“ welcher beim er— 
ſten Momente eine Anzahl mehrerer in derſelben Abſicht unter— 
nommenen gleichförmigen Handlungen zu bedeuten ſcheint, 
wie ſich aus mehreren Paragraphen des II. Thl. des St. G. B., 
in denen er vorkommt, leicht entnehmen läßt, mit »unter- 
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nimmt,“ gleichbedeutend iſt, wornach alſo ſchon eine einzige 
ſolche Handlung zur Begründung einer ſchweren Polizei-Über⸗ 
tretung nach dieſem Paragraphe hinreicht. 

Iſt das Mittheilungsmittel, welches Jemand zur 
weiteren Verbreitung einer gemachten fälſchlichen Beſchuldi— 
gung wählt, zwar an ſich geeignet, die gewünſchte Wirkung 
hervorzubringen, war dieſes jedoch in einem beſtimmten Falle 
aus einer dem Verbreiter unbekannt geweſenen Urſache nicht 
der Fall, weil z. B. die Perſonen, an welche er die Mitthei— 
lung machen wollte, ſeine Sprache nicht verſtanden oder nicht 
leſen konnten, ſo iſt weder eine ſchwere Polizei⸗Übertretung noch 
ein Vergehen vorhanden, ja ſelbſt nicht einmal ein Verſuch 
des einen oder des andern, da dieſe Handlung als keine zur 
wirklichen Ausübung führende angeſehen werden kann. 

Die Strafe der dieſem Paragraphe analogen Vergehen 
iſt jene, welche auf das urſprüngliche Vergehen, wegen 
deſſen Verbreitung Jemand in Unterſuchung gezogen wurde, 
geſetzt iſt. 


S. 32. 
Fortiegung 


Die im nachfolgenden Paragraphe des Strafgeſetbuches 
angeführten erſchwerenden Umſtände, wenn nemlich zwiſchen 
dem Beleidiger und dem Angegriffenen das Verhältniß der 
Ehrerbiethung, oder auch naher Verwandtſchaft eintritt, ha— 
ben bei den Ehrenbeleidigungen zur Folge, daß die oben an— 
gedrohte Arreſtſtrafe von einem bis zu drei Monaten in ftrenz 
gen Arreſt von gleicher Dauer übergeht. Treten dieſelben bei 
Ehrenkränkungen ein, ſo muß bei Ermanglung anderer Vor— 
ſchriften, in Verfolgung des mittelſt Hofdecrets vom 30. Sept. 
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1806 rückſichtlich der Beſtrafung der Polizei-Vergehen aufge 
ſtellten Grundſatzes, angenommen werden, daß in ſolchen 
Fällen nach Umſtänden auch bis auf einen Monat ſtrengen 
Arreſtes erkannt werden darf ). Was das jedesmalige Mini⸗ 
mum der Strafe betrifft, wovon bisher bei den einzelnen Paz 
ragraphen keine Erwähnung geſchah, ſo iſt dasſelbe nirgends 
geſetzlich beſtimmt; nach dem bereits früher Geſagten dürfte 
es jedoch im Geiſte unſerer Geſetzgebung gelegen ſeyn, bei 
Vergehen minderer Strafbarkeit auch Arreſtſtrafe unter 24 
Stunden zu verhängen. 


5.32, 
Fortſetzung. 


Der $. 240 des St. G. B. II. Thl. lautet: 

„Dagegen erſchweret auch das Verhältniß 
eines Vorgeſetzten gegen ſeinen Untergebenen 
dieſe Übertretung: und ein Vorgeſetzter, der bei 
der ihm durch ſein Amt angebothenen Gelegen— 
heit gegen ſeinen Untergebenen fälſchliche Be— 
ſchuldigungen anbringt, wodurch dieſer in fer 
nem weiteren Fortkommen gehindert wird, oder 
ſonſt in der beſſeren Meinung von ſeiner Pflicht⸗ 
mäßigkeit verliert, ſoll zum Widerrufe ver 


) Nicht unintereſſant in legislativer Hinſicht iſt die dießfällige An— 
ordnung des preußiſchen Landrechtes, welches bei Aus— 
meſſung der Injurien-Strafen im Allgemeinen zwiſchen Per— 
ſonen gleichen und verſchiedenen Standes, und im erſten 
Falle zwiſchen den verſchiedenen Ständen ſelbſt, im letztern 
hingegen zwiſchen Perſonen höheren Standes gegen Ge— 
ringere und denen niedern Standes gegen Höhere un— 
terſcheidet. 


“ 
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pflichtet, die Art feiner weitern Beſtrafung 
aber ſeinem unmittelbaren Oberhaupte vorbe— 
halten feyn.« 

Der Eingangs erwähnte erſchwerende Umſtand findet 
auch bei Ehrenkränkungen ſeine analoge Anwendung. Sind 
die fälſchlichen Beſchuldigungen, die ein Vorgeſetzter bei der 
ihm durch ſein Amt angebothenen Gelegenheit gegen ſeinen 
Untergebenen anbringt, nicht von der Art, daß dadurch dieſer 
in ſeinem weiteren Fortkommen gehindert wird oder ſonſt in 
der beſſern Meinung von ſeiner Pflichtmäßigkeit verliert, ſon— 
dern ſind ſie ihm bloß im mindern Grade nachtheilig, oder 
treten die Folgen dieſer Handlung nicht wirklich ein, können 
fie jedoch eintreten, fo iſt ein dieſem Paxagraphe analoges Ver⸗ 
gehen vorhanden, und ein ſolcher Vorgeſetzter ſoll von der 
politiſchen Behörde zum Widerrufe verpflichtet, die Art ſeiner 
weiteren Beſtrafung aber ſeinem ammihefbaren Dberhaupte 
vorbehalten ſeyn. N 

Bei dieſer Übertretung darf niemals der böfe Vorſatz vor- 
handen ſeyn, durch die innehabende Amtsgewalt dem Unter- 
gebenen einen Schaden zuzufügen, da ein ſolcher Mißbrauch 
der Amtsgewalt nach dem §. 85 des I. Theiles als ein Ver 
brechen zu beſtrafen wäre. Aus dem über die Abſicht im Allge— 
meinen Geſagten ergibt ſich, daß auch bei den Vergehen nach 
dieſem Paragraphe nur Culpa vorhanden ſeyn darf. 

Hat ein Vorgeſetzter nicht bei einer durch ſein Amt ihm 
angebothenen Gelegenheit gegen ſeinen Untergebenen fälſchliche 
Beſchuldigungen angebracht, fo tritt auch die in dieſem Para- 
graphe angeordnete Strafetrennung nicht ein, und die Hand— 
lung iſt nach den früheren Paragraphen zu beurtheilen, wobei 
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das Verhältniß als Vorgeſetzter zum Untergebenen als erſchwe— 
rend anzuſehen iſt. N 


Be 
Fortſetzung. 


Der folgende §. 241 des Strafgeſetzes ſpricht von Be— 
ſchimpfungen und Mißhandlungen auf der Straße und an öf⸗ 
fentlichen Orten. Er lautet: 

„Wer jemanden auf der Straße, oder an 
einem öffentlichen Orte mit Schimpfnamen be— 
legt, mit Schlägen behandelt, oder laut, und 
um gehört zu werden, damit bedrohet, ſoll, wenn 
der Mißhandelte es verlangt, nach Verhältniß 
und der Behandlung, mit einfachen oder ſtren⸗ 
gem Arreſte von drei Tagen bis zu einem Mo⸗ 
nate beſtrafet; ſtets aber auf ſtrengere Strafe 
erkannt werden, wenn die Beleidigung an einem 
Orte vor ſich gegangen iſt, der beſondere An— 
ſtändigkeit vorſchreibt, oder wenn das Betra— 
gen abſichtliche Geringſchätzung gegen eine 
Claſſe an Tag legt.“ 

Nach dieſem Paragraphe iſt der Umſtand, daß die Be— 
ſchimpfung oder Mißhandlung auf der Straße oder an 
einem öffentlichen Orte vor ſich gegangen iſt, weſent— 
lich erforderlich, ſoll die Handlung als ſchwere Polizei-Über⸗ 
tretung zu beſtrafen ſeyn; tritt alſo dieſer Umſtand nicht ein, 
fiel z. B. die Beleidigung in dem Hofraume eines Hauſes vor, 
das jedoch kein Durchhaus ſeyn darf, und iſt ferner dieſer Ort 
nicht als ein öffentlicher anzuſehen, oder wenn dieſes zwar 
überhaupt der Fall iſt, jedoch an demſelben Feine. Menſchen 
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vorhanden find, die es hören oder ſehen konnten, fo iſt eine 
ſolche geſetzwidrige Handlung als ein dem $. 241 analoges 
Vergehen zu behandeln ). 

Die ſchwere Polizei-Übertretung dieſes Paragraphes ge— 
hört zu den uneigentlichen; die Abſicht des Handeln— 
den muß dahin gerichtet ſeyn, was die Sicherheit im gemeinen 
Weſen verletzt; ſie kann demnach durch bloßes Verſehen nicht 
begründet werden. Jedoch kann man ſich durch bloßes Vor— 
ſchützen einer Unbeſonnenheit von dem Verdachte nicht rei— 
nigen, daß man dolos gehandelt habe. Bei jedem zurechnungs— 
fähigen Menſchen, der eine ſolche im $. 241 verbothene Hand— 
lung unternimmt, muß nemlich angenommen werden, er habe 
dieſelbe auch gewollt, d. h. freiwillig dasjenige unternommen, 
was das Geſetz als ſchwere Polizei-Übertretung beſtraft wiſſen 
will; darin beſteht ja eben der böſe Vorſatz und dieſer wird 
ſo lange als beſtehend angenommen, als der Deponent nicht 
zu beweiſen im Stande iſt, daß ſeiner Handlung ein bloßes 
Verſehen, ein unverſchuldeter Irrthum zu Grunde lag. In 
dieſem Falle war jedoch ſeine Handlungsweiſe nicht in ſeiner 
Abſicht begründet und kann demnach auch als kein Vergehen 
beſtraft werden, wie z. B. wenn Jemand durch eine unvor— 
ſichtige ſchnelle Wendung ſeines Körpers einem Andern, den 
er nicht ſo nahe an ſich vermuthete und auch nicht vermuthen 


) Dieſes Vergehen dürfte überhaupt als dasjenige angeſehen wer— 
den, welches am häufigſten begangen wird; da der gegen einen, 
Andern Aufgebrachte, beſonders wenn die Beleidigung mehr 
das Reſultat einer kaltblütigen Überlegung als des Momentes 
der Aufwallung iſt, ſelbe auf eine ſolche Art zu vollbringen 
ſucht', wo er ſelbſt als minder ſtrafbar erſcheint, oder vielleicht 
gar nicht beſtraft wird, was wegen des in ſolchen Fällen häufig 
mangelnden Beweiſes nicht ſelten geſchieht. 
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konnte, ſelbſt eine körperliche Verletzung beigebracht hätte ). 
In Betreff der Abſicht des Handelnden iſt alſo kein dieſem Pa— 
ragraphe analoges Vergehen zuläſſig. 

Wenn Altern ihre Kinder, Erzieher ihre Zöglinge, Lehr— 
herrn ihre Jungen u. dgl. in Verfolgung der ihrem beſonderen 
Verhältniſſe entſprechenden Pflichten an öffentlichen Orten 
correctionell zurecht weiſen, ſo ſind dieſe Handlungen, ſo lange 
ſie ſich als Ausflüſſe der häuslichen Zuchtgewalt darſtellen, 
gänzlich ſtraflos ). Übrigens hat man bei der Behauptung, 
daß die in den SS. 165 und 269 des II. Thl. des St. G. B. 
genannten Perſonen, wenn ſie ſich einer Handlung ſchuldig 
machen, welche der $. 241 an ſich als eine ſchwere Polizei— 
Übertretung erklärt, ebenfalls als ſchwere Polizei-Übertreter 
nach dieſem Paragraphe zu behandeln ſind, theils die klaren 
Worte desſelben für ſich, theils folgt dieſes auch aus den 
$$. 165 und 269 des II. Thl., indem nach denſelben nur bei 
jenen Handlungen der Altern an ihren Kindern u. dgl., 
welche als unmittelbarer Ausfluß der häuslichen 
Zuchtgewalt anzuſehen ſind und nur ſo lange, 
als ſie bloß in dem Inneren der Familien ver⸗ 
ſchloſſen bleiben, zur Begründung einer ſchweren Polizei⸗ 
Übertretung beſondere Erforderniſſe vorgeſchrieben ſind ). 


) Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß ein ſolcher nach bürger li— 
chen Geſetzen nicht zum Schadenerſatze verhalten werden kann. 

) Daß die häusliche Zuchtgewalt nicht auf den inneren Raum der 
Wohnung zu beſchränken iſt, dürfte wohl keinem Zweifel un— 
terliegen, da man im Gegentheile annehmen müßte, daß z. B. 
ſolchen Altern, die mit ihren Kindern kein beſtimmtes Obdach 
haben, gar keine Zuchtgewalt zuſtehe. 

) Siehe dagegen die Abhandlung des Hrn. Polizei-Commiſſärs 
Joſeph Nilius. „Beitrag zur Auslegung des $. 241 des 
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Was die Art der Beſchimpfung ſelbſt betrifft, ſo 
ſcheinen jene unter den Erforderniſſen dieſes Paragraphes vor— 
gebrachten ehrenkränkenden Äußerungen und Anzüglichkeiten, 
welche nicht als Schimpfnamen angeſehen werden können, 
wegen der minder gefährlichen Beſchaffenheit der Handlung 
als bloße Vergehen nach dieſem Paragraphe behandelt werden 
zu müſſen. Übrigens folgt aus dem Wortlaute des Para⸗ 
graphes, daß auch dann ein bloßes Vergehen vorhanden ſey, 
wenn die thätliche Beleidigung nicht in Schlägen beſtand, vor— 
ausgeſetzt jedoch, daß nicht die Anordnung eines anderen Pa— 
ragraphs des Strafgeſetzes eintritt. 

Daß die gegen einen am Orte der Beſchimpfung ſelbſt 
nicht Anweſenden vor ſich gegangene Verletzung ſeiner Ehre 
als Ehrenkränkung anzuſehen und zu beſtrafen iſt, wenn die— 
ſes bei ſeiner Gegenwart der Fall geweſen wäre, ergibt ſich 
aus der Analogie des n. ö. Regierungs-Decretes vom 1. Au⸗ 
guſt 1825, Z. 38,844, worin die Belehrung ertheilt wurde, 
daß die Beſchimpfung eines Abweſenden an einem öffentlichen 
Orte allerdings nach dem §. 241 zu beſtrafen ſey, da mehrere 
in dieſem Sinne gefällte Urtheile ſelbſt zur Kenntniß der poli— 
tiſchen Hofſtelle gelangt ſind, ohne daß dießfalls eine refor— 
matoriſche Entſcheidung erfolgt wäre. 

Als ein dieſem Paragraphe analoges Vergehen wurde 
mit Hofkammer⸗Verordnung vom 6. Junius 1811 auch das 
ungeſchliffene Betragen der Poſtillione gegen 
Reiſende erklärt, und insbeſondere erwähnt, daß dabei in 


St. G. B. II. Thl.«“ im Juni-Hefte 1834 S. 387 in der Zeitſch. 
für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ꝛc. 
7 * 
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Anbetracht ihrer Verhältniſſe auf die Vorſchrift des §. 15 
des II. Thl. Rückſicht zu nehmen ſey. 

Die Strafe der dieſem Paragraphe analogen Vergehen iſt 
Arreſt bis zu drei Tagen, wobei der Ort der Beleidigung, 
wenn er beſondere Anſtändigkeit vorſchreibt, und das Betra— 
gen, wenn es abſichtliche Geringſchätzung an den Tag legt, 
als erſchwerende Umſtände zu betrachten ſind. 


. 
Fortſetzun g. 

Der $. 241 beſtimmt, daß die daſelbſt ausgemeſſene 
Strafe nur dann verhängt werden ſoll, wenn der Miß— 
handelte es verlangt. Dieſem gemäß hängt alſo auch bei 
den hieher gehörigen Vergehen der Anfang und die Fortfüh— 
rung der Unterſuchung, ſo wie die Vollziehung der Strafe 
gegen die im §. 22 des II. Thl. des St. G. B. aufgeſtellte 
Regel, daß im Allgemeinen die Beſtrafung einer Übertretung 
durch Abkommen mit dem Beſchuldigten nicht aufgehoben wer— 
den könne, ausnahmsweiſe von dem Verlangen des Beleidig— 
ten ab. Dieſe Anordnung des Geſetzes iſt auch ganz in der 
katur der Sache gegründet. Bei der großen Verſchiedenheit 
der Meinungen rückſichtlich der Ehre könnte es leicht geſchehen, 
daß die Behörde wegen einer vermeintlichen Beleidigung vor— 
gehen zu müſſen glaubte, ohne daß der Betheiligte ſich für be— 
leidiget hält). In dieſer Beziehung beſtimmte auch das Hof— 


) Von der anderen Seite mußte ſelbſt durch poſitive Geſetze dahin 
gewirkt werden, Vorurtheile hinſichtlich der Ehre zu beheben. 
Ich erinnere in dieſer Beziehung nur an das Patent für die 
k. k. Erbländer vom 12. Junius 1752, wegen Nichterſcheinen 
bei Duellen und Ausforderungen; an die Hofentſchließung vom 
21. Auguſt 1762, (Verordnung vom 28. November 1762) we— 
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decret vom 28. Jänner 1808, ) daß bei den Mißhandlungen 
und Ehrenbeleidigungen nach $. 241, die nicht ex causa pu- 


blica, ſondern nur auf Verlangen des Beleidigten beſtraft wer— 


den, was auch dann der Fall iſt, wenn die Beleidigung vor 
den Augen mehrerer geſchah, da der §. 241 keinen Unterſchied 
in der Art oder Gattung der zugefügten Beleidigung macht, 
der §. 22, der ein Übereinkommen der Parteien über die 
Strafe unterſagt, keine Anwendung finde. Das im Jahre 1811 
erſchienene allg. bürgl. Geſetzbuch erklärt in Übereinftimmung 
mit dem Geſagten im $. 1384 Vergleiche über Geſetzüber— 
tretungen nur in Hinſicht auf die Privat-Genugthuung für 
gültig und beſtimmt, daß die geſetzmäßige Unterſuchung und 
Beſtrafung dadurch bloß dann abgewendet werden könne, wenn 
die Übertretungen von der Art ſind, daß die Behörde nur auf 
Verlangen der Parteien ihr Amt zu handeln angewieſen 
iſt. Dieſes iſt bei Mißhandlungen, wovon der $. 241 ſpricht, der 
Fall, ohne daß es rückſichtlich des Vergleiches nach dem Hof— 
kanzlei⸗Decrete vom 3. Februar 1820 ) einen Unterſchied macht, 


ob die Übertretung bereits vor Gericht 4 worden iſt, 
oder nicht. 


gen Zucht- und Arbeitshäuſern; an das Reſeript vom 20. Febr. 
1762, die Verordnungen vom 5. October 1763 und 30. Junius 
1781, rückſichtlich der Kinder von Kerkermeiſtern, Frohn- und 
Gerichtsdienern; an die Verordnung vom 25. Jänner 1781 
wegen Hülfeleiſtung einer verunglückten Perſon; an das Hof— 
deeret vom 24. Julius 1783, wegen des Mackels der unehlichen 
Geburt, und an andere, wodurch man den Irrwahn rückſicht— 
lich der Ehrloſigkeit ſolcher Perſonen zu heben ſuchte. 

) Kanka's Handb. 1. B. S. 94, n. ö. Regierung Verordnung 
vom 29. ee 1808 Z. 4301. 

) Kanka's Handb. S. 94. 
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Dieſes Verzichtleiſtungsrecht konnte der Beleidigte nach 
dem Hofkanzlei-Decrete vom 2. Mai 1823 Z. 12,098) ſowohl 
vor als nach erkannter Strafe geltend machen, mithin ſo 
lange, als das Urtheil nicht vollſtreckt war. Durch das Hof— 
kanzlei-Decret vom 10. Jänner 1833 Z. 1715), welches auf 
die Allh. Entſchließung vom 31. December 1832 über den 
Zweifel erfloſſen iſt, ob und wann in dem Falle, wenn der 
nach dem $. 241 des II. Thl. des St. G. B. beleidigte Theil 
von der Klage abſteht, ſowohl das begonnene Verfahren als 
auch die Wirkung des ſchon gefällten Urtheils aufhöre, wurde 
beſtimmt: der §. 241 des II. Thl. des St. G. B. iſt genau 
nach deſſen Wortlaute zu verſtehen, wornach ein Widerruf 
des von den Mißhandelten geſtellten Verlangens nicht mehr von 
Wirkung zu ſeyn hat. Endlich erfolgte rückſichtlich dieſer Frage 
die Allh. Entſchließung vom 15. Junius 1835), welche nun— 
mehr als alleinige Norm zu befolgen iſt, des Inhalts, daß, 
wenn der Mißhandelte im Falle des §. 241 des II. Thl. des 
St. G. B. ſein Geſuch um Strafe noch vor der Kundma— 
chung des Urtheils widerruft, es von jeder weiteren Un⸗ 
terſuchung ſowohl, als auch von jeder Wirkung des etwa 
bereits gefällten Urtheils abzukommen habe, daß hingegen 
nach der Kundmachung des wenn auch noch nicht rechtskräfti— 
gen Urtheiles der Widerruf nur als Grund der Milderung 
der Strafe bei der höheren Behörde angeſehen werden könne. 
Dieſe hohe Beſtimmung findet in Ermanglung anderer Vor— 


) N. 6. Regierungs-Verordnung vom 11. Mai 1823 3, 22,005. 

') Krop. Gef. B. 59 S. 5, Circular der n. ö. Landesregierung 
vom 6. Februar 1833 Z. 6121. 

) Regierungs-Deeret vom 14. Juli 1835. 
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ſchriften auch bei den dieſem Paragraphe analogen Polizei— 
Vergehen ihre analoge Anwendung. 


$. 36. 
Fortſetzung. 

Der $. 242 des II. Thl. des St. G. B. enthält rüdficht- 
lich der Vorwürfe über die ausgeſtandenen oder 
erlaſſenen Strafen nachfolgende Beſtimmung: 

»Wer jemanden über die ausgeſtandene, oder 
auch durch Nachſicht erlaſſene rechtliche Strafe; 
oder demjenigen, der nach gerichtlicher Unterſu— 
chung, als nicht überwieſen, oder ſchuldlos frei— 
geſprochen worden iſt, ſo lange ſich ſolcher mit 
Rechtſchaffenheit beträgt, in der Abſicht, ihn zu 
ſchmähen, einen Vorwurf macht, iſt nach Beſchaf— 
fenheit der Perſon, mit einwochentlichem Arreſte, 
oder mit fünf und zwanzig Streichen zu beſtrafen.“ 

Im Allgemeinen iſt es Niemanden verwehrt, die Wahr— 
heit zu ſagen, falls nicht durch ein beſonderes Geſetz das 
Schweigen zur Pflicht gemacht iſt; nirgends exiſtirt aber ein 
Geſetz, wodurch die Erzählung des Thatumſtandes, wegen 
welchen Jemand beſtraft wurde, als eine rechtswidrige Hand— 
lung erklärt worden wäre. Indeſſen ſcheint doch Niemand be— 
rechtigt zu ſeyn, einem Andern feine Schwächen und Gebre— 
chen, in der Abſicht, ihn dadurch zu kränken, vorzuwerfen. 
In dieſer Beziehung verordnet auch der §. 204 des I. Thl. 
des St. G. B., daß einem Verbrecher, ſo lange er ſeinen 
Wandel mit Rechtſchaffenheit fortſetzet, über das Vergangene 
von Niemanden ein Vorwurf gemacht, noch er darüber auf 
irgend eine Art geſchmähet werden ſoll; und nach dem §. 27 
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des II. Thl. des St. G. B. hat die Strafe einer ſchweren Po— 
lizei-Ulbertretung, wann fie überſtanden iſt, keine weitere 
Wirkung. In Übereinſtimmung mit dieſen Vorſchriften be⸗ 
ſtimmt auch der §. 12 des n. ö. Regierungs-Circulars vom 
3. December 1828, daß, wann ein Handwerksgeſelle oder 
Arbeiter ſich eines Verbrechens, einer ſchweren Polizei-Über— 
tretung oder eines Polizei-Vergehens ſchuldig macht, demſel— 
ben das Wanderbuch nach ausgeſtandener Strafe ſtets wieder 
zu ſeiner Legitimation über ſeine früheren Wanderjahre zu 
behändigen ſey, ohne hierin eine Erwähnung von 
der Beſtrafung zu machen ). 


) Dadurch verlieren jedoch Wanderbücher nichts an ihrer Verläß— 
lichkeit als Reiſedoeumente, da fie nur durch die vorſchriftsmä— 
ßige, eingetragene Bewilligung zum Wandern zu ſolchen wer— 
den, und eine ſolche Bewilligung nach der Verordnung vom 
21. September 1802 verdächtigen Perſonen, worunter doch ge— 
wiß abgeſtrafte Individuen gehören, nie ertheilt werden darf, 
um ſo weniger, da letztere insbeſondere in ſteter Überwachung 
zu behalten und nach der Hofentſchließung vom 30. May 1778, 
11. Mörz 1811 und den Hofdecreten vom 21. März, 8. und 
17. October 1811, 31. März 1813, 3. October 1816, 10. No⸗ 
vember 1820, 12. Februar 1821 in einzelnen Fällen nach Be— 
fund der politiſchen Obrigkeit ſogar mittelſt Schub in ihren künf— 
tigen Aufenthaltsort zu befördern find. (Siehe hierüber die um 
faſſende Abhandlung des Hrn. Dr. und Prof. Johann Sprin— 
ger „Über die Zweckmäßigkeit der öſterr. Wanderbücher“ in 
der Zeitſch. für öſterr. Rechtsgelehrſamkeit ꝛe. Jahrg. 1829 

B. S. 245.) 

Die Aufſicht auf die öffentliche Sicherheit hat keinen wich— 
tigeren Punkt der Aufmerkſamkeit als die unausgeſetzte Evidenz— 
haltung verdächtiger Perſonen, wozu ganz vorzüglich entlaſſene 
Sträflinge zu rechnen ſind. In dieſer Beziehung verordnete 
auch die k. k. oberſte Polizei- und Cenſur-Hofſtelle aus Anlaß 
eines beſonderen Falles, (in Erledigung des Commiſſions— 
Protocolls der Polizei-Ober-Direetion vom 20. October 1825), 
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Der $. 242 ſucht demnach entlaſſene Sträflinge, oder 


ſolche Individuen, die bloß in Unterſuchung geſtanden, vor 


boshaften Vorwürfen durch die darauf verhängten Strafen zu 
ſichern, jedoch ſcheint es, daß nach demſelben bloß jener als 
ſchwerer Polizei-Übertreter zu behandeln iſt, der jemanden 
über die wegen eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizei- Übertretung verhängte, ausgeſtandene 
oder durch Nachſicht erlaſſene rechtliche Strafe oder wegen 
einer derlei Unterſuchung u. ſ. w. einen ſchmählichen Vorwurf 
macht, wornach denn derjenige, welcher jemanden über die 
wegen eines Polizei-Vergehens über ihn verhängte 
entweder ausgeſtandene oder durch Nachſicht erlaſſene rechtliche 
Strafe, oder wegen einer derlei vorgenommenen Unterſuchung 


einen ſchmählichen Vorwurf macht, nur eines dieſem Para— 


graphe analogen Polizei-Vergehens zu beſchuldigen käme. Die 
Worte des Paragraphes lauten zwar allgemein und der Schutz, 
welchen das Geſetz den abgeſtraften oder bloß in Unterſuchung 
geſtandenen Verbrechern und ſchweren Polizei-Übertretern an— 
gedeihen läßt, ſcheint den einfachen Übertretern nicht entzogen 
werden zu können, doch dürfte der Umſtand, daß die Straf— 
barkeit einer Handlung nach dem Grade ihrer Gefährlichkeit 


daß es nothwendig ſey, alle jene Individuen, welche aus dem 
Provinzial-Strafhauſe entlaſſen werden, bei ihrem Austritte 
ſogleich einer fortwährend genauen polizeili⸗ 
chen Überwachung zu unterziehen. Von dieſer h. Anz 
ordnung wurden ſämmtliche Bezirks-Direetionen mit Hinwei— 
ſung auf den von der Polizei-Ober-Direetion wegen Führung 
der Nachtpatrouillen, Reviſion verdächtiger Orte, Überwachung 
bedenklicher Perſonen und Behandlung der Fremden erlaſſenen 
Prändial: Auftrag vom 23. Mai 1825 zur genauen Darnach— 
achtung in Kenntniß geſetzt. (Polizei-Ober-Directions-Cir— 
culare vom 31. October 1825.) 
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zu beurtheilen ift, dieſe jedoch bei dem Vorwurfe der wegen 
eines Vergehens verhängten Strafe viel geringer iſt, als in 
ähnlichen Fällen bei Verbrechen und ſchweren Polizei-Uber— 
tretungen, indem theils die dadurch verurſachte Kränkung min— 
deren Belanges iſt, theils der aus der Verbindung dieſes Pa— 
ragraphes mit dem $. 204 des I. Thl. ſich ergebenden Abſicht 
des Geſetzes, dem Abgeſtraften ſein künftiges Fortkommen in 
der bürgerlichen Geſellſchaft möglich zu machen und ihm dazu 
behülflich zu ſeyn, in keinem ſo hohen Grade entgegengehan— 
delt wird, für die gegentheilige Meinung entſcheidend ſeyn. 
Dazu kommt noch, daß Polizei-Vergehen nicht zu den Gegen- 
ſtänden des Strafgeſetzbuches gehören, und der Ausdruck 
»rechtliche Strafes bloß auf die nach dem Strafgeſetzbuche 
als rechtlich verhängten Strafen Bezug zu haben ſcheint. Auf 
die wegen anderen ſtrafbaren Handlungen verhängten Strafen 
iſt demnach auch der §. 242 nicht anzuwenden. Ferner beſtä— 
tigt dieſe Anſicht auch der Satz: »ſo lange ſich ſolcher 
mit Rechtſchaffenheit beträgt, derſelbe deutet offenbar 
auf das frühere mit der Rechtſchaffenheit unvereinbarliche Ber 
tragen des Sträflings hin, und es iſt wohl nicht anzunehmen, 
daß dieſes auch von einfachen Vergehen, die, wenn ſie gleich 
unerlaubt ſind, doch oft nur in einem leichten Verſehen ihren 
Grund haben, geſagt werden könne. 

Werden einem, wegen eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizei-Übertretung Abgeſtraften oder in Unterſuchung 
Geſtandenen zu eimer ſolchen Zeit Vorwürfe gemacht, wo ſich 
von ihm nicht mehr ſagen läßt, daß er ſich mit Rechtſchaffen— 
heit betrage, dann fehlt es an der zu verletzenden Unbeſchol— 
tenheit, welche das Geſetz bei einem zwar abgeſtraften aber 
in der Folge ſich tadellos betragenden Individuum wieder an— 
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nimmt und ſogar durch Strafgeſetze ſchützt; und die Handlung, 
mag ſie gleich lieblos ſeyn, erſcheint durch kein weiteres Straf— 
geſetz verpönt. 

f Zur Begründung der ſchweren Polizei-Übertretung die— 
ſes Paragraphes iſt die Abſicht nothwendig, Jemanden durch 
den gemachten Vorwurf zu ſchmähen. Aus den rückſichtlich der 
Abſicht bei Polizei-Vergehen im Allgemeinen angeführten 
Bemerkungen geht hervor, daß, weil bei dem Mangel dieſer 
böſen Abſicht der Fall des §. 242 gar nicht vorhanden iſt, er 
auch nicht in einem minderen Grade der Strafbarkeit eintreten 
könne. Hier gilt dießfalls das bereits bei dem $. 241 Geſagte; 
rückſichtlich der Abſicht iſt alſo kein dieſem Paragraphe analo— 
ges Vergehen zuläſſig. Wird Jemanden deßhalb die ausge— 
ſtandene oder nachgelaſſene Strafe in Erinnerung gebracht, 
um damit erlaubte Zwecke zu verfolgen, z. B. den entlaſſenen 
Sträfling vor neuen Übertretungen zu warnen, ſo iſt die 
Handlung ganz ſtraflos. 

Macht Jemand einem Andern, von dem ihm bekannt iſt, 
daß er eine durch das Strafgeſetzbuch verpönte Handlung be— 
gangen hat, darüber jedoch nicht in Unterſuchung gezogen 
wurde, einen Vorwurf, ſo iſt derſelbe als Beſchuldigung nach 
den §§. 234, 235 und 236 zu beurtheilen. 

Wird der Vorwurf während der Dauer der gerichtlichen 
Unterſuchung, oder während der Strafzeit gemacht, ſo ſcheint 
im erſten Falle, wenn z. B. der zu Unterſuchende auf freiem 
Fuße belaſſen wurde, die Beurtheilung nach den eben erwähn— 
ten Paragraphen geſchehen zu müſſen, im letzten hingegen gar 
keine ſtrafbare Handlung verübt worden zu ſeyn, da es an 
der Unbeſcholtenheit gebricht. Wird Jemanden wegen einer 
über ihn rechtlich verhängten Strafe, die er aber weder aus— 
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geitanden hat und welche auch nicht durch Nachficht erlaſſen 
wurde, ein Vorwurf gemacht, wie z. B. einem abgeurtheil— 
ten entſprungenen Sträflinge, ſo kommt letzteren der Schutz die— 
ſes Paragraphes nicht zu Statten; demungeachtet kann der— 
jenige, dem dieſe Umſtände bekannt ſind, einer andern ſtraf— 
baren Handlung z. B. der Vorſchubleiſtung ſchuldig ſeyn; das— 
ſelbe iſt auch dann der Fall, wenn derjenige, gegen welchen 
der Vorwurf gerichtet iſt, ſich der gerichtlichen Unterſuchung 
z. B. durch Verheimlichung oder Flucht entzogen hat. 

Wird Jemanden wegen eines verübten Verbrechens oder 
einer begangenen ſchweren Polizei-Übertretung, wegen wel— 
chen er nicht in Unterſuchung gezogen wurde, nach Verlauf 
der geſetzlichen Verjährungszeit ein Vorwurf gemacht, und 
ſind auch die übrigen zur Verjährung nothwendigen Bedin— 
gungen vorhanden, ſo ſcheint einem ſolchen jener geſetzliche 
Schutz zuzukommen, welchen das Geſetz dem wirklich Abge— 
ſtraften angedeihen läßt; im Gegentheile kann jedoch einer 
der drei oben erwähnten Paragraphe ſeine Anwendung finden. 

Da die Abſicht des Paragraphes auch dahin geht, dem 
Abgeſtraften ſelbſt die perſönliche Kränkung zu erſparen, ſo 
genügt es ſchon zur ſchweren Polizei-Übertretung, wenn der 
Vorwurf auch nur ihm allein, ohne Gegenwart Anderer ge— 
macht wurde; es it alſo in Bezug auf die Offentlichkeit der 
Handlung kein Vergehen möglich. 

Strafe iſt Arreſt bis zu einer Woche, oder nach Beſchaf— 
fenheit der Perſon, bis zu fünf und zwanzig Streichen ). 


) Siehe die dießfälligen oben im $. 19 angeführten Bemerkungen. 
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. 
Fortſetzung. 


Nach den zwei letzten Paragraphen des zwölften Haupt— 
ſtücks II. Thl. iſt ein Arzt, Geburtshelfer, oder eine Weh— 
mutter, welche die Geheimniſſe der ihrer Pflege anvertrauten 
Perſon jemanden Andern, als der ämtlich befragenden Obrig— 
keit entdecken, und ein Apotheker, der von den einkommenden 
Recepten Jemanden die Geheimniſſe eines Kranken zu entdecken 
Mißbrauch machet, als ſchwerer Polizei⸗Übertreter zu beſtra⸗ 
fen. Da in beiden Fällen die ſchwere Polizei-UÜbertretung vor— 
handen ſeyn kann, wenn auch der Handlung bloßer Leichtſinn 
oder Unbeſonnenheit zu Grunde lag, ſo iſt rückſichtlich der 
Abſicht kein analoges Vergehen zuläſſig. Eben ſo läßt die 
Handlung keinen mindern Grad der Strafbarkeit zu; denn 
entweder äußern ſich die erwähnten Perſonen dergeſtalt, daß 
ein Anderer als die ämtlich fragende Obrigkeit dadurch in die 
Kenntniß des die Krankheit betreffenden Geheimniſſes einer be— 
ſtimmten Perſon gelanget oder nicht; im erſten Falle iſt nach 
beiden Paragraphen ſchon die ſchwere Polizei-Übertretung 
vorhanden, im zweiten hingegen iſt gar keine ſtrafbare re 
lung begangen worden. 

Was den Gegenſtand der Geheimhaltung, die Ge— 
heimniſſe des Kranken, anbelangt, ſo begreift dieſer 
Ausdruck alles, was der Kranke den Heilperſonen rückſichtlich 
ſeiner Krankheit anvertraute, wovon er Urſache hat zu wün— 
ſchen, daß es außer ihnen Niemand erfahre; es gibt alſo 
auch in Betreff dieſer keine Abſtufung der Strafbarkeit, ſo daß 
dadurch ein bloßes Vergehen begründet würde. Dasſelbe iſt 
auch hinſichtlich der Perſon des Thäters der Fall. Dieſe bei— 
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den Paragraphe ſetzen nemlich ſolche Heilperſonen voraus, 
die in Oſterreich als ſolche anerkannt und zur Ausübung ihrer 
Kunde berechtiget ſind. Da ſelbe ſchon bei ihrer Aufſtellung 
zur Verſchwiegenheit auf gleiche Weiſe verpflichtet wurden, 
ſo iſt auch rückſichtlich ihrer Perſon im Allgemeinen kein Grund 
einer minderen Beſtrafung vorhanden. Dieſes ſcheint nur bei 
jenen Heilperſonen angenommen werden zu müſſen, die in 
Oſterreich als keine ſolchen anzuſehen ſind, dergleichen wären 
Curpfuſcher, Afterhebammen, ausländiſche Arzte u. dgl. jedoch 
nur unter der Vorausſetzung, daß ſich der Kranke rückſichtlich 
der Berechtigung dieſer Perſonen zur Ausübung der Heilkunde 
im Irrthume befand; in welchem Falle Ehrenkränkungen der⸗ 
ſelben bei der ohnehin gegen ſie einzuleitenden Unterſuchung 
zu berückſichtigen kämen. Hat ſich jedoch Jemand einer Heil- 
perſon anvertraut, von der ihm bekannt war, daß ſie in Oſter⸗ 
reich zur Ausübung der Heilkunde nicht berechtigt iſt, oder 
hätte er ſich wenigſtens dießfalls die Überzeugung verſchaffen 
können, fo kommt ſolchen Kranken der Schutz der $$. 243 
und 244 nicht zu Statten, da die öffentliche Verwaltung ſelbſt 
für verſchwiegene Heilperſonen vorgeſorgt hat. i 
Durch dieſe Anordnungen iſt jedoch nur der muthwilligen 
oder boshaften Verbreitung der Geheimniſſe kranker Perſonen, 
wodurch ihnen bloß Nachtheil erwachſen würde, und bei deſſen 
Beſorgniß ſie ſich vielleicht gar keiner Heilperſon anvertraut 
hätten, vorgebeugt. Daraus ergibt ſich, daß ein Arzt, der 
aus einer gegründeten Urſache, welche ihm höhere Rückſichten 
zur Pflicht machen, eine derlei Mittheilung z. B. an die 
Altern, Vormünder, Erzieher des Kranken macht, gänzlich 
ſtraflos erſcheint; dieſes wäre z. B. der Fall, wenn es ſich 
um die zur Verhinderung der weiteren Verbreitung eines 
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Übels zu treffenden Vorſichtsmaßregeln handelte. Geſchieht 
die Mittheilung an eine obrigkeitliche Perſon ohne ihr ämtli— 
ches Befragen, und aus keinen der erwähnten höhern Ruͤck— 
ſichten, ſo treten die Vorſchriften der beiden Paragraphe ein. 


§. 38. 
Fortſetzun g. 


Nach dem §. 269 des II. Thl. des St. G. B. find thätige 
Verletzungen ſchuldiger Ehrerbiethung der Kinder gegen die 
Altern, des Dienſtvolkes gegen die Dienſtherrn, fo lange ſolche 
Handlungen bloß in dem Inneren der Familien verſchloſſen 
bleiben, ledig der häuslichen Zucht überlaſſen. Mit Berückſich⸗ 
tigung des §. 32 II. Thl. des St. G. B. muß man auch hier 
annehmen, daß es den Altern, Erziehern, Verwandten, 
Dienſtherrn u. dgl. freiſtehe, auch die politiſche Obrigkeit um 
Beſtrafung, alſo um Supplirung der häuslichen Zuchtgewalt 
anzugehen, und das dießfalls erforderliche ämtliche Einſchrei— 
ten kann offenbar nicht weiter gehen, als es in dem Willen 
des Anſuchenden liegt, da er die Abſtrafung ſelbſt hätte vor— 
nehmen, und jede Anzeige unterlaſſen können. Jusbeſondere 
gilt hier das in dem §. 15 dieſer Abhandlung rückſichtlich der 
ſtrafbaren Handlungen der Kinder überhaupt Geſagte, wor— 
nach in ſolchen Fällen bloße Vormerkungen des Verhandelten 
im Geſchäftsprotokolle als nothwendig erſcheinen. 

Anders iſt es jedoch, wenn dieſe Unordnungen ſo weit 
gehen, daß ſich die erwähnten Perſonen bemüſſiget finden, 
die Hülfe der Obrigkeit anzurufen. In dieſem Falle iſt es mit 
den Rechtsprincipien ganz harmonirend, dem Verlangen ſol⸗ 
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cher Perſonen gemäß, derlei Unordnungen an ihren Kindern, 
oder Dienſtbothen ſo zu beſtrafen, wie es dann zu geſchehen 
hätte, wenn jenes beſondere Verhältniß nicht Statt fände. 
Demnach darf alſo auch mit den auf die dießfälligen analogen 
ſchweren Polizei-Übertretungen geſetzten Strafen vorgegan⸗ 
gen werden. Es verſteht ſich jedoch, in Übereinſtimmung mit 
dem bereits Erwähnten, daß ein Kind, wenn die verübte 
ſtrafbare Handlung an ſich nur eine ſchwere Polizei-Über— 
tretung iſt, nur dann als ſchwerer Polizei-Übertreter beſtraft 
werden kann, wenn dasſelbe in Gemäßheit der §§. 4 und 32 
des II. Thl. das vierzehnte Jahr ſchon zurückgelegt hat. 


Übrigens kann allerdings auch bei häuslichen Unordnun⸗ 


gen, von denen dieſer Paragraph ſpricht, der Fall eintreten, 
wo die politiſche Obrigkeit nach der Vorſchrift des §. 32 
II. Thl. des St. G. B. von Amtswegen einzuſchreiten hat. 
Was derlei an ſich bloß einfache Vergehen der 
Unmündigen betrifft, ſo iſt es allerdings wahr, daß dieſelben, 
da unſere Strafgeſetze außer den als bloße Vergehen ſtrafba— 
ren Handlungen weiter keine Cathegorie öffentlich ſtraf— 
barer Handlungen normiren, auch nicht als ſolche 
von der politiſchen Behörde behandelt werden können und zwar 
um ſo weniger, da dieſes nicht einmal bei den an ſich als 
ſchwere Polizei-Übertretungen ſtrafbaren Handlungen derſelben 
der Fall iſt, indem nach der Vorſchrift des §. 32 die politiſchen 
Behörden der Regel nach nur zur Surrogirung der. 
häuslichen Zuchtgewalt und nur ausnahmsweiſe von 
Amtswegen in ſolchen Fällen einzuſchreiten haben; dieß ſcheint 
jedoch die Befugniß der Altern nicht zu beeinträchtigen, bei 
ſtrafbaren Handlungen ihrer Kinder von was immer für einer 
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Art, die correctionelle Intervenirung der politifchen Behörden 
in Anſpruch zu nehmen ). 


Ehrenkränkungen, welche nach beſonderen Geſetzen 
als ſolche anzuſehen ſind. 


$. 39. 


Außer den gelegenheitlich bei den einzelnen Paragraphen 
des zwölften Hauptſtücks II. Thl. des St. G. B. angeführten 
nachträglichen Verordnungen in Betreff einzelner Ehrenkrän— 
kungen, gehören noch folgende Vorſchriften hieher. 

Die Dienſtbothenordnung für Wien vom 1. Mai 
1810 ) macht den Dienſtbothen ein ehrerbiethiges Betragen 
gegen den Dienſthälter und deſſen ſämmtliche Angehörigen 
zur Pflicht und berechtiget den Dienſtherrn gegen Vergehen 
derſelben die ſchicklichen häuslichen Zurechtweiſungsmittel an— 
zuwenden; jedoch ſteht es demſelben frei, wenn der Dienſt— 
bothe ſich Schmähworte erlauben ſollte, die Anzeige an die 
Behörde zu machen, welche ihn zur Abbitte zu verhalten und 
nach der Beſchaffenheit der Beleidigung mit 24ſtündigem durch 
Faſten und nach Umſtänden auch mit körperlicher Züchtigung 
verſchärften Arreſte zu beſtrafen hat ). Hat ſich jedoch der 


) Siehe die Abhandlung des Dr. und Prof. G. N. Schnabel: 
„Iſt jeder Diebſtahl, der nicht ein Verbrechen iſt, eine ſchwere 
Polizei-Übertretung?“ in der Zeitſchrift für öſterr. Nechtsge— 
lehrſamkeit ꝛe. vom Jahre 1832, 1. B. S. 15. 

2) Krop. Gef. Franz B. 27 S. 381. 

) Nach dem F. 49 des II. Thl. des Joſephiniſchen Strafge— 
ſetzes vom 13. Jänner 1787 war jener Dienſtboth, der ſeinem 
Dienſtherrn mit Schimpfworten oder ſonſt auf eine offenbar 
unanſtändige Art begegnete, als ein politiſcher Verbrecher zu 
behandeln. 
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Dienſtbothe an der Perſon des Dienfthälters fo- 
gar vergriffen, ſo iſt ein ſolcher auf Verlangen des letz— 
teren im Sinne des $. 269 des II. Thls. des St. G. B. zu 
behandeln und auf die Strafe des ſtrengen Arreſtes von einem 
Monate zu erkennen. Übrigens iſt ein ſolcher Dienſtbothe, 
wenn er nicht nach Wien zuſtändig iſt, jedesmal abzuſchaffen, 
was auch in den früheren Fällen zu geſchehen hat, beſonders 
wenn wiederholte derlei Klagen feine Unverbeſſerlichkeit an 
den Tag legen. Hinſichtlich der Unverträglichkeit eines 
Dienſtbothen mit dem Nebengeſinde, wenn ſie in heftiges Ge— 
zänk oder Schlägerei ausbricht, iſt der Dienſthälter nach frucht— 
los vorausgegangener Ermahnung und häuslicher Züchtigung 
befugt, die Störer entweder ſogleich, oder ohne Abwartung 
der beſtimmten Aufkündigungszeit binnen drei Tagen zu ent⸗ 
laſſen ). 

Insbeſondere ſind jene Dienſtbothen, welche wegen Un— 
gehorſams, ſtützigen Betragens ꝛc. gegen ihre Dienfthälter über 
Anzeige der letzteren abgeſtraft werden, in Gemäßheit des 
in Folge hoher Weiſung der k. k. oberſten Polizei- und Cenſur— 
Hofſtelle erfloſſenen Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 
20. März 1823 nach ihrer Beſtrafung an das Dienftbothen- 
amt zu weiſen, oder es iſt denſelben aufzutragen, ſich binnen 
acht Tagen über einen ordentlichen Dienſt auszuweiſen. 

Dienftbothen vom Auslande hingegen find, wenn 
ſie wegen eines Vergehens in Unterſuchung kommen, ohne 
weiters in ihre Heimath abzuſchieben ). 


) Dienſtbothenordnung für Wien vom Jahre 1810 $$. 60 — 63. 
) Polizei-Hofſtelle-Weiſung an die Polizei-Ober-Direetion in 
Erledigung des Commiſſions-Protocolls vom 10. Auguſt 1822. 
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Gewerbsleute ſollen ſich nach dem Hofkanzlei-De— 
crete vom 23. Junius 1819 ) bei ſonſtiger Ahndung nicht un⸗ 
anſtändig betragen, und die benöthigten Waaren nicht vorent⸗ 
halten. Insbeſondere wurde die Polizei-Ober-Direction von 
der h. Polizei- und Cenſur⸗-Hofſtelle (in Erledigung der Com— 
miſſionsprotocolle vom 28. December 1823 und 14. Mai 1825) 
angewieſen, gegen jene Gewerbsleute, welche ſich beigehen 
laſſen, dem Publico grob zu begegnen, oder ſelbes zu be 
ſchimpfen, mit aller Strenge das Amt zu handeln und ſie dem 
Magiſtrate zur Beſtrafung anzuzeigen; indem ein rauhes oder 
inſolentes Benehmen den erſten Anlaß zu groben Exceſſen dar⸗ 
biethet. 

So wie einerſeits die Polizei-Wachmannſchaft vor 
Beleidigungen durch die auf die Übertretung der dießfälligen 
Anordnungen geſetzten Strafen geſchützt wird, ſo iſt ihr ande⸗ 


rerſeits durch wiederholte hohe Weiſungen bei ihren Dienſt⸗ 


verrichtungen ein humanes Betragen ſtrengſtens befohlen 
worden »). Dasſelbe iſt rückſichtlich des Betragens der Liz 
nien beamten der Fall ). 


$. 40, 
Fortſetzung. 


Am Ende dieſes Hauptſtückes dürfte die Erörterung der 
Frage am Platze ſeyn, ob und welchen Einfluß das Strafgeſetz 
vom Jahre 1803 und das allg. bürgl. Geſetzbuch vom Jahre 


) Krop. Gef. Franz B. 41. S. 420. 

») Insbeſondere geſchah dieß in der Polizei-⸗Hofſtelle-Weiſung an 
die Polizei-Ober-Direction in Erledigung des Commiſſions⸗ 
Protocolls vom 10. Mai 1824. 

3) Polizei-Ober-Direetions-Cireulare vom 16. November 1836. 

8 * 
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1811 durch den $. 1339 auf das 28. und 29. Kapitel der Ge- 
richtsordnung vom Jahre 1781 rückſichtlich der bei Erwirkung 
des proviſoriſchen Arreſtes und Verboͤths auf fahrende Güter 
möglicherweiſe vorkommenden Ehrenbeleidigungen ausüben, 
und ob wohl hiebei auch bloße Ehrenkränkungen interveniren 
können. 

Der $. 275 der allg. G. O. räumt jenem Gläubiger, 
welcher gegen feinen Schuldner aus Mangel eines rechtskräf— 
tigen Urtheils mit der wirklichen Execution nicht vorgehen 
kann, wenn der letztere wegen der ſchuldigen Zahlung der 
Flucht verdächtig iſt, zur einſtweiligen Sicherſtellung ſeiner 
Forderung das Recht ein, gegen ſeinen Schuldner vorſichts— 
weiſe um den Arreſt anzuſuchen und der Civil-Richter iſt nach 
den zwei folgenden Paragraphen derſelben verpflichtet, dieſes 
proviſoriſche Sicherſtellungsmittel einem ſolchen Gläubiger 
ohne weiters zu verwilligen, wenn er ſolche Urkunden bei— 
bringt, welche, falls fie von dem Geklagten für richtig erfen- 
net wurden, ſeine Forderung vollſtändig erwieſen, oder, wenn 
er in Ermanglung ſolcher Beweismittel genugſame Sicherheit 
leiſtet, um dem zu Arreſtirenden wegen des Schimpfes und 
der Schäden Genugthuung zu verſchaffen. Von Seite des 
Arreſtwerbers iſt demnach nothwendig: 

1) daß er über ſeine Forderung entweder eine Urkunde 
beibringe, wie ſie der §. 276 der allg. G. O. verlangt, oder 
im widrigen Falle die im §. 277 dafelb ft vorgeſchriebene ge— 
nugſame Sicherheit leiſte; 

2) muß er beweiſen, daß er in Gefahr ſtehe, ſeine For— 
derung nicht weiter durchſetzen zu können, indem der Schuld— 
ner entweder bereits flüchtig oder 1055 der Zahlungsflucht ver— 
dächtig iſt; 
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3) muß der Schuldner überhaupt eine Perſon ſeyn, ge— 

gen welche mit proviſoriſchem Arreſte nach öͤſterreichiſchen 
Civil⸗Geſetzen vorgegangen werden kann. 

Unter dieſen Vorausſetzungen, deren Beurtheilung dem 
Richter zuſteht, iſt der proviſoriſche Arreſt als ein Mittel zur 
Durchſetzung der Rechte des Gläubigers nach den Geſetzeu zu— 
läſſig; nur hat der Arreſtwerber nach dem §. 281 die weitere 
Pflicht, entweder mit dem Arreſtgeſuche zugleich oder inner— 
halb vierzehn Tagen ſeine förmliche Klage zur Juſtificirung 
des Arreſtes einzureichen. 

Was nun die Juſtificirung des Arreſtes betrifft, wobei ſich 
eigentlich zeigt, ob derſelbe nach den Geſetzen zuläſſig war 
oder nicht, ſo können folgende Fälle eintreten. Entweder über— 
reicht der Arreſtwerber eine förmliche Klage bei dem Anſuchen 
um den Arreſt oder binnen der vorgeſchriebenen Friſt, oder 
nicht; im erſten Falle kann das civilrichterliche Urtheil den 
Arreſt für juſtificirt erklären oder es wird nicht darauf erkannt. 
Iſt die Verhängung und weitere Dauer des proviſoriſchen 
Arreſtes durch den richterlichen Ausſpruch als nach dem Geſetze 
zuläſſig erklärt, ſo iſt der Zweck der dießfälligen Anordnung, 
nemlich dem Gläubiger dadurch die Möglichkeit zur Durch— 
ſetzung ſeines Rechtes zu verſchaffen, erreicht; im letztern 
Falle hingegen, wenn durch das auf die förmliche Klage er— 
folgte Urtheil der Arreſt als nicht juſtificirt erklärt wird, be— 
ſtimmt der §. 282 ſo wie für den oben erwähnten Fall, wenn 
die Juſtificirungsklage in der gehörigen Zeit gar nicht über— 
reicht wird, daß der Arreſt auf Anlangen des Arreſtirten ohne 
weiters ſogleich aufgehoben werde und der Civil-Nichter iſt 
verpflichtet, dem Arreſtirten eine billige Genugthuung für den 
erlittenen Schimpf und Schaden auszumeſſen. In Bezug auf 
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dieſe beiden letzteren Fälle wurde nun die Frage aufgeworfen, 
ob die dießfälligen Anordnungen der allg. Ge— 
richtsordnung durch das ſpäter erlaſſene Straf- 
geſetz und das allg. bürgl. Geſetzbuch nicht dahin 
abgeändert worden ſind, daß in ſolchen Fällen 
bloß der Strafrichter nach Strafgeſetzen vorzu— 
gehen habe. Iſt der Fall vorhanden, den die Ger. Ordn. 
vorausſetzt, daß nemlich ein Gläubiger aus Beſorgniß, ſeine 
Forderung gegen den Schuldner nicht mehr anders durchſetzen 
zu können, um den proviſoriſchen Arreſt anſucht, ſo macht er 
von einem ihm durch die Ger. Ordn. angebothenen Sicherſtel— 
lungsmittel Gebrauch, wovon er jedoch noch nicht beſtimmt 
weiß, ob für ihn der Fall wirklich eintrete; dieſes beurtheilet 
erſt der Richter; iſt nun ein ſolcher Arreſtwerber nach dem 
Geſetze vermöge richterlichen Ausſpruches nicht berechtigt, 
ſeinen Schuldner in Verhaft zu bringen, ſo hat es damit ſein 
Bewenden. Es iſt hier wie bei jeder unzuläſſigen Anforderung 
nach dem Civilrechte; der einem Geſetze, welches lediglich die 
Bedingungen vorzeichnet, unter welchen irgend ein Recht bei 
dem Gerichtshofe durchgeſetzt werden kann, entgegenhandelt, N 
erreicht das nicht, was er zu erreichen beabſichtigte. Die Nicht— 
beobachtung eines ſolchen Geſetzes trägt demnach ihre nachthei— 
lige Folge als Sanction ſtets in ſich und eine ſolche geſetz— 
widrige Handlung unterwirft der Regel nach auch keiner wei— 
tern Verantwortlichkeit. Leidet jedoch Jemand dadurch Scha— 
den, ſo iſt die Verbindlichkeit zum Erſatze nach Civil-Geſetzen 
zu beurtheilen. Dieß iſt auch bei unſerer Frage der Fall, wenn 
der proviſoriſche Arreſt zwar erwirkt, jedoch nicht juſtifieirt 
wurde, entweder weil ſich bei der näheren Beurtheilung zeigte, 
daß eines der oben angegebenen Erforderniſſe fehlt, oder nicht 
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gehörig erwieſen werden kann, oder weil der Arreſtwerber 
in der Meinung, der Arreſtirte würde Anſtalten zu ſeiner Be— 
friedigung treffen, die Überreichung der Juſtificirungsklage 
gänzlich unterließ. Unter dieſen Vorausſetzungen, daß der 
Arreſtwerber nemlich bloß in der Abſicht, zu ſeiner For— 
derung zu gelangen, um den proviſoriſchen Arreſt anſuchte, 
die Zuläſſigkeit desſelben jedoch nicht anerkannt wurde, hat 
derſelbe bei dem Umſtande, daß Jedermann für die Folgen 
ſeiner Handlungen verantwortlich iſt, dem Arreſtirten für den 
Schimpf und Schaden, als Folgen ſeiner Handlung, eine ver— 
möge ausdrücklicher Anordnung der allg. Ger. Ordn. von dem 
Eivil- Richter zu ermeſſende billige Genugthuung zu leiſten. 
Das Strafgeſetz hat an dieſen Anordnungen keine Abän⸗ 
derung getroffen, da nach demſelben die Frage über den Scha— 
denerſatz nur dann ausnahmsweiſe vor den Strafrichter ge— 
hört, wenn derſelbe aus einer im Strafgeſetzbuche enthaltenen 
ſtrafbaren Handlung entſprungen iſt; dieß iſt aber hier nicht 
der Fall, da nichts begangen wurde, was als ein Verbrechen 
oder als eine ſchwere Polizei> Übertretung erklärt iſt; indem 
nach der Vorausſetzung jeder böſe Vorſatz fehlt und der Arreit- 
werber bloß zur Sicherung ſeiner Forderung um denſelben an— 
ſuchte, dieſer ihm ſogar vom Richter bewilligt und erſt in der 
Folge bei näherer Unterſuchung aus irgend einem Grunde, 
der nach der Vorausſetzung dem Arreſtwerber unbekannt war, 
als unzuläſſig erklärt wurde. Dieſe vom Civil-Richter ausge- 
meſſene Genugthuung hat daher keineswegs die Natur einer 
Strafe, ſondern iſt rein civilrechtlicher Natur. Als wider— 
rechtliche Kränkung der Freiheit, deren das bürgl. G. B. im 
§. 1339 erwähnt, kann die oben beſchriebene Handlungsweiſe 
des Arreſtwerbers nicht angeſehen werden, da er ſelbſt Nie— 
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manden eigenmächtig verſchloſſen hält, ſondern auf dem vor— 
geſchriebenen Wege durch den Richter die Anhaltung des 
Schuldners vornehmen läßt; dasſelbe gilt auch in Betreff des 
§. 78 des I. Thl. des St. G. B. hinſichtlich des Verbrechens 
der unbefugten Einſchränkung der perſönlichen Freiheit. 

Ich will hier nur ſo viel behaupten, daß, falls der pro— 
viſoriſche Arreſt nicht juſtificirt wird und die obigen Voraus 
ſetzungen vorhanden ſind, die Bemeſſung der Genugthuung 
eine Sache des Civil-Richters ſey; daß aber hier ſo wie faſt 
bei allen gerichtlichen Vorgängen unerlaubte Handlungen, die 
durch das Strafgeſetz verpönt find, vorkommen können, unter⸗ 
liegt gar keinem Zweifel und der Civil-Richter hat in ſolchen 
Fällen nach Vorſchrift des Hofkanzlei-Decretes vom 26. März 
1821, 3. 8,309 9) die vorkommenden Inzichten den Strafge—⸗ 
richten jederzeit mitzutheilen. 

Möglicher Weiſe können nemlich entweder die Erforder— 
niſſe zur Erwirkung des proviſoriſchen Arreſtes vorhanden 
ſeyn, oder nicht; und in beiden Fällen kann der Arreſtwerber 
in bona oder mala fide ſich befinden. Sind die Bedingungen, 
unter welchen der proviſoriſche Arreſt angeſucht und verhängt 
werden darf, vorhanden, beſteht demnach wirklich eine Forde— 
rung, ſind die beigebrachten Behelfe echt, iſt die vorgeſchrie— 
bene Gefahr vorhanden, befand ſich jedoch der Arreſtwerber 
hinſichtlich einer oder mehrerer derſelben im Irrthume, 
glaubte er alſo, zu dieſem Vorgange nicht berechtigt zu ſeyn, 
ſo kann ihm derſelbe doch nicht imputirt werden, da er, frei— 
lich ohne ſein Wiſſen, etwas unternahm, was nach den Ge— 


) N. ö. Negierungsverordnung vom 11. April und 14. December 
1821, 3. 16,289 und 57,484. 


121 


fegen erlaubt war; es fehlt hier an dem zu verletzenden Ge— 
genftande, es iſt demnach auch nicht einmal ein ſtrafbarer 
Verſuch gedenkbar. Iſt hingegen eine objective Falſchheit vor— 
handen, iſt z. B. die Forderung ungegründet, oder keine wirk— 
liche Gefahr da, und befand ſich der Arreſtwerber rückſichtlich 
derſelben in bona fide, hatte er alſo gute Gründe an die Wirk— 
lichkeit der zu erweiſenden Erforderniſſe zu glauben, und hielt 
er ſie auch wirklich für wahr, ſo kann ebenfalls von keiner 
Übertretung die Rede ſeyn, indem ein ſolcher factiſcher Irr— 
thum gänzlich entſchuldigt. Jedoch wird der Civil-Richter in 
einem ſolchen Falle, wenn ſich Inzichten gegen die Rechtlich— 
keit des Arreſtwerbers ergeben, es demnach zweifelhaft iſt, ob 
demſelben nicht böſer Vorſatz zur Laſt fällt, die Anzeige an 
das Strafgericht zu machen haben. 

War endlich dem Arreſtwerber die objective Unrichtigkeit 
der Forderung oder der vorgeſchützten Gefahr bekannt, und 
beabſichtigte er demnach auf dieſe Art eine dritte Perſon, die 
entweder gar nicht ſein Schuldner iſt, oder gegen welche mit 
Arreſt vorzugehen ihm nicht das Recht zuſteht, in Verhaft zu 
bringen, ſo hat der Civilrichter jedesmal dem Strafgerichte 
die Anzeige zu machen. Mit Berückſichtigung der Mittel, durch 
welche der Arreſtwerber den widerrechtlichen Arreſt zu erwirken 
ſuchte, wird man auch die jedesmalige ſtrafbare Handlung 
leicht zu beſtimmen im Stande ſeyn; fo kann z. B. die Unter- 
ſuchung wegen Ausſtellung einer falſchen Urkunde, wegen 
Verfälſchung einer echten, wegen Bewerbung um einen 
falſchen Zeugen oder ein falſches Zeugniß u. dgl. einzulei⸗ 
ten ſeyn. 

Aus dem Geſagten geht hervor, daß zwar bei Erwir— 
kung des proviſoriſchen Arreſtes eine Übertretung eines Straf— 
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geſetzes vorkommen kann, wie dieſes faſt bei allen gerichtlichen 
Handlungen der Fall iſt, daß jedoch das Strafgericht Feines- 
wegs auch dann einzuſchreiten habe, wenn der Arreſtwerber 
in der von der Gerichtsordnung vorausgeſetzten Abſicht ein 
erlaubtes Sicherſtellungsmittel anwendet, und in der Folge 
mit dem Beweiſe nicht auslangt. Übrigens hat der Civilrichter 
bei dem Ausmaße der zu leiſtenden Genugthuung ſich an die 
dießfälligen Vorſchriften des allgemeinen bürgerl. Geſetzbuches 
über Genugthuung und Schadenerſatz zu halten ). 

Die Frage, ob unter den bei Erwirkung des Arreſtes 
möglicherweiſe vorkommenden ſtrafbaren Handlungen auch 
bloße Ehrenkränkungen interveniren können, ſcheint verneint 
werden zu müſſen; indem in ſolchen Fällen der $. 236 II. Thl. 
des St. G. B., nach deſſen Analogie die Ehrenkränkung bloß 
allein beurtheilt werden könnte, jedesmal ſelbſt eintritt, da 


die Handlung, wecher der Schuldner fälſchlich beſchuldigt wird, 


jedenfalls eine ſolche iſt, welche, dafern ſie wahr befunden 
würde, die bürgerliche Achtung des Beſchuldigten vermindern 
und daher auf ſein Fortkommen, ſeinen Geſchäftsbetrieb oder 


ſeine Erwerbung einen ſchädlichen Einfluß haben kann. Weil 


jedoch die Handlung, wodurch ſich der Arreſtwerber Mittel 
zur Erweiſung ſeiner falſchen Beſchuldigung zu verſchaffen 
ſucht, ſich meiſtens als Betrug geſtalten wird, dürfte auch der 
Fall des §. 236 ſelten eintreten. 

Da überhaupt eine Handlung, welche weder nach der 
Analogie des II. Thls. des Strafgeſetzbuches, noch nach einer 


) Siehe „das Recht des Schadenerſatzes und der Genugthuung 
nach öſterr. Civil-Geſetzen- vom Hr. Dr. Johann B. Zug— 
ſchwerdt S. 85. 
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beſondern poſitiven Anordnung, als ſtrafwürdig erſcheint, auch 
nicht als Vergehen beſtraft werden kann, ſo iſt dieſes auch 
rückſichtlich unſerer Frage der Fall). 


1) Ich erwähnte dieſer Frage, weil wirklich in einem beſonderen 
Falle, welcher, ungeachtet der Arreſtwerber den Arreſt nach der 
Vorſchrift der allg. G. O. erwirkte und binnen der beſtimmten 
Zeit juſtificirte, über Anſuchen des Arreſtirten vor Beendigung 
des Juſtificiruugsproceſſes bei dem hieſigen Criminalgerichte 
dem politiſchen Magiſtraͤte und der Polizei-Behörde in Ver— 
handlung gezogen wurde, ſich einzelne Stimmen für die ge— 
gentheilige Anſicht erhoben. 


Viertes Hauptſtück. 


Von Erlöſchung der Ehrenkränkungen und 
ihrer Strafen. 


$. 41. 


Erlöſchungsarten der Ehrenkränkungen, und 
ihrer Strafen. 


Die Ehrenkränkungen und ihre Strafen erlöfchen im Allge— 
meinen auf die im 14. Hauptſtücke des II. Thls. des St. G. B. 
angegebenen Arten, nemlich durch den Tod des Übertre— 
ters, alſo des Beleidigers, durch die entrichtete oder 
ausgeſtandene Strafe, durch Erlaſſung derſel— 
ben, und durch Verjährung. In den dießfälligen Anord⸗ 
nungen der Straf- und politiſchen Geſetze wurde durch den 
§. 1490 des allg. bürgl. G. B., nach welchem Klagen über 
Injurien, die lediglich in Beſchimpfungen durch Worte, Schrif— 
ten oder Geberden beſtehen, nach Verlauf eines Jahres nicht 
mehr erhoben werden können, keine Abänderung getroffen, 
da dieſer Paragraph ſich nur auf Civil-Klagen bezieht, wel— 
che nach den §§. 1330 und 1339 des allg. bürgl. G. B. nur 
dann Statt haben können, wenn durch die Ehrenbeleidigung 
ein wirklicher Schade oder Entgang des Gewinnes verurſacht 
worden iſt. Darauf deutet auch der Schluß des §. 1490 hin, 
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wo es heißt: »Beſteht aber die Beleidigung in Thätlichkeiten, 
ſo dauert das Klagrecht auf Genugthuung durch drei 
Jahre ).“ In fo ferne alſo Injurien den Gegenſtand einer bei 
der politiſchen Behörde anzubringenden Beſchwerde ausmachen, 
gelten ruͤckſichtlich ihrer Erlöſchung ganz die dießfälligen Straf⸗ 
und politiſchen Geſetze. 


§. 42. 


Erlöſchung durch den Tod des übertreters vder 
des Beleidigten. 


Da nach dem 8. 271 des II. Thl. des St. G. B. der Tod 
des Übertreters alle Unterſuchung aufhebt, und wenn bereits 
ein Urtheil ergangen iſt, auch alle Wirkung desſelben, 
ſo erlöſchen auch Geldſtrafen, auf welche wegen eines 
Vergehens ſchon erkannt iſt, durch den Tod des Beleidigers. 
Dieſe Auslegung ſtimmt mit den Strafrechtsprincipien vollkom⸗ 
men überein, indem einerſeits die Möglichkeit, eine Strafe 
zu vollziehen, kein Grund zu ihrer wirklichen Vollziehung iſt, 
anderſeits, ungeachtet des $. 548 des allg. bürgl. Geſetzbuches 
beſtimmt, daß Verbindlichkeiten, die der Erblaſſer aus ſeinem 
Vermögen zu leiſten gehabt hätte, ſeine Erben übernehmen, 
und daß die von dem Geſetze verhängten Geldſtrafen, wozu der 
Verſtorbene noch nicht rechtskräftig verurtheilt war, auf die 
Erben nicht übergehen, woraus in unſerem Falle gerade auf 


— 


) Siehe die claſſiſche Darſtellung der „Verjährung nach dem 
öſterr. bürgl. Rechte“ vom Hr. Dr. und Prof. Joſeph Wini⸗ 
warter, nunmehrigen Regierungsrathe ꝛc. im 8. Bande der 
Materialien für Geſetzkunde und Rechtspflege in den öſterr. 
Staaten von Dr. Carl Joſ. Pratobevera J. 1825. 
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das Gegentheil geſchloſſen werden könnte, nicht anzunehmen 
iſt, das Geſetz wolle ohne einen anderen Zweck zu erreichen, 
bloß Schuldloſe ſtrafen, was im Gegentheile angenommen 
werden müßte ). 

Die Verbindlichkeit zum Erſatze oder Entſchädigung haf— 
tet hingegen nach dem §. 1337 des allg. bürgl. G. B. auf dem 
Vermögen, und geht demnach auf die Erben über. 

Hinſichtlich jener Ehrenkränkungen, bei welchen die Be— 
hörde nicht von Amtswegen, ſondern auf die Beſchwerde einer 
beſtimmten, dazu ausſchließend berechtigten Perſon einzufchrei= 
ten hat, tritt das Beſondere ein, daß ſie auch durch den Tod 
des Beleidigten erlöſchen, indem eine zur Einleitung des ge— 
richtlichen Verfahrens nothwendige Bedingung, nemlich die 
Beſchwerdeführung des dazu Berechtigten, nicht mehr eintre— 
ten kann. 

Daß jedoch ungeachtet des Todes des Beleidigers die 
Vorſichtsmaßregeln in Betreff der Beſeitigung einer weitern 
Gefahr, die aus dem Vergehen ſelbſt entſtanden iſt, getroffen 
werden müſſen, unterliegt keinem Zweifel, ſelbſt dann nicht, 
wenn auch noch gar kein Erkenntniß geſchöpft worden iſt, da 
die Polizei-Behörde überhaupt berufen iſt, fo ſehr es mög- 
lich iſt, alles zu verhindern, was ſowohl dem allgemeinen als 
Privatwohle nachtheilig ſeyn könnte “). 

Eine ähnliche Wirkung wie der Tod des Beleidigten in 


) S. die Abhandlung des Dr. und Prof. Hieronymus v. Scari 
über die Frage, ob eine Geldſtrafe, wozu Jemand wegen einer 
ſchweren Polizei-Übertretung verurtheilt wurde, bei deſſen Ab— 
ſterben auf ſeine Erben übergehe? In der Zeitſchrift für öſterr. 
Rechtsgelehrſamkeit ꝛc. Jahrg. 1830 II. B. S. 247. 

) Erneuerte Polizei-Ordnung für Wien vom 1. November 1791. 
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Fällen, wo die Behörde nur auf ſein Verlangen einſchreiten 
kann, bringt ſeine ausdrückliche oder ſtillſchweigen— 
de Nachſicht hervor. Nach der Allerh. Entſchließung vom 
13. Februar 1836 ") ift derjenige, welcher im Falle des §. 269 
des II. Thls. nach dem Geſetze das Anſuchen um Beſtrafung 
einer thätigen Verletzung ſchuldiger Ehrerbiethung ſtellen kann, 
künftig dazu nicht mehr berechtigt, wenn er das ihm bekannt 
gewordene Vergehen ausdrücklich verziehen oder ſtillſchweigend 
dadurch nachgeſehen hat, daß er von der Zeit an, da ihm 
dasſelbe bekannt geworden iſt, durch ſechs Wochen darüber 
nicht Klage geführt hat; und weiter wurde durch die Allerh. 
Entſchließung vom 15. Junius 1835 hinſichtlich der Wirkſam— 
keit des Widerrufes eines nach dem §. 241 II. Thl. des St. 
G. B. früher geſtellten Anſuchens um Beſtrafung beſtimmt, 
daß, wenn ſelber noch vor der Kundmachung des Urtheiles an 
den Unterſuchten geſchieht, es von jeder weiteren Unterſuchung 
ſowohl als auch von jeder Wirkung des etwa bereits gefällten 
Urtheiles abzukommen habe. Dieſem zufolge kann alſo ein 
Vergehen durch Nachlaß viel früher erlöſchen, als es durch | 
die Verjährung der Fall geweſen wäre. 


Erlöſchung durch Verjährung. 


§. 43. 


Was die Erlöſchung der Ehrenkränkungen durch Ver— 
jährung anbelangt, fo gelten im Allgemeinen die in $. 274 
des II. Thl. des St. G. B. enthaltenen Vorſchriften. Außer—⸗ 


') Hofkanzlei-Deeret vom 16. Februar Z. 4,446, n. 6. Regierungs- 
Verordnung vom 28. April 1836. 
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dem ift aber noch Folgendes zu bemerken: Nach dem Hofkanz⸗ 
lei⸗Decrete vom 28. November 1822, Z. 33,116) ift zur Ver⸗ 
jährung der Ehrenbeleidigungen das im S. 274 des II. Thls. 
des St. G. B. vorgeſchriebene Bedingniß der Erſtattung durch 
Widerruf oder Abbitte nicht erforderlich, weil es einerſeits 
aus dem Paragraphe ſelbſt folgt, anderſeits aber, weil Ehren— 
beleidigungen ) nur über Anzeige der Beleidigten der Amts⸗ 
handlung zu unterziehen find, in dem Falle aber, wo wäh— 
rend der geſetzlichen Verjährungszeit die Anzeige an die betrefs 
fende Behörde zu machen unterlaſſen worden, gar kein Grund 
zur Erſtattung vorhanden ſey. 

Das mit n. ö. Regierungs⸗Decrete vom 20. Jänner 1837 
kundgemachte Hofkanzlei-Decret vom 24. December 1836, 
Z. 32,162 beftätiget die obige Anordnung, daß zur Verjäh⸗ 
rung der Ehrenbeleidigungen die sub a und e feſtgeſetzten Be- 
dingungen des §. 274 genügen, und dehnt ſie auch auf die 
Ehrenkränkungen aus. Zur Motivirung dieſer Erläuterung 
heißt es daſelbſt daß der §. 274 des II. Thl. des St. G. B. 
in lit. b. die geleiſtete Erſtattung nur in der Regel als Erfor— 
derniß zur Verjährung feſtſetzt, fo weit es die Natur der 
Übertretung zugibt, und daß er daher dort, wo die Natur der 
Übertretung dieſes nicht verſtattet, auch Ausnahmen zulaſſe. 
Zu dieſen Ausnahmen ſeyen unſtreitig auch die ſchweren Po— 
lizei-UÜbertretungen gegen die Sicherheit der Ehre zu rechnen, 
weil dieſelben ſich in vielen Fällen ſchon überhaupt zu keiner 
Erſtattung eignen, da, wo eine Erſtattung aber einzutreten 


) Krop. Gef. Franz B. 47 S. 557, Verordnung des böhmiſchen 
Guberniums vom 19. December 1822, 3. 63,380. 
) Verſteht ſich, nur jene, bei welchen das Geſetz es vorſchreibt. 
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hat, die Art, wie dieſe mit Widerruf, Abbitte oder auch mit 
wirklicher Erſatzleiſtung geſchehen ſoll, keineswegs dem Über— 
treter ſo von ſelbſt einleuchte, wie bei den Übertretungen ge— 
gen die Sicherheit des Eigenthums, ſondern erſt über eine 
vorausgegangene Klage des Beleidigten und deßhalb angeſtellte 
Unterſuchung feſtgeſetzt werden könne, welches aber in dem 
im $. 274 überhaupt vorausgeſetzten Falle, daß der Übertre— 
ter noch gar nicht in Unterſuchung gezogen worden, nicht mög— 
lich iſt. 

Die Zeit zur Verjährung wurde bei einfachen Polizei— 
Vergehen, da es in der Natur der Sache liegt, daß für poli—⸗ 
tiſche und polizeiliche Vergehen keine längere Verjährungszeit, 
jedoch nur in Anſehung der Unterſuchung und der Strafe in 
Anwendung komme, als die kürzeſte, welche für ſchwere Polizei— 
Übertretungen geſetzlich beſtimmt iſt, durch die Allerh. Ent— 
ſchließung vom 16. März 1833 ) auf die kürzeſte für die ſchwe⸗ 
ren Polizei⸗Ubertretungen zur Verjährung erforderliche Zeit 
von drei Monaten feſtgeſetzt, welches in dem oben erwähnten 
Regierungs-Circulare vom 20. Jänner 1837 neuerlich in Erin⸗ 
nerung gebracht wurde. 


$. 44. 
Fortſetzung. 


Rückſichtlich der Verjährung der Polizei-Vergehen überhaupt 
findet auch nachfolgendes als Erläuterung des §. 274 II. Thls. 
des St. G. B. erlaſſene Hofkanzlei-Decret vom 13. Mai 1819 


) Hofkanzlei-Deeret vom 19. März 1833 (Krop. Gef. B. 59 
S. 99.) u. n. ö. Regierungs-Cireulare vom 29. März 1833 
3. 17,800. 
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3. 14,193 ') feine analoge Anwendung. Auf den erhobenen 
Zweifel, ob die geſetzliche Verjährungszeit in dem Falle einer 
begangenen ſchweren Polizei-Übertretung ſogleich unterbro— 
chen werde, ſobald dieſelbe durch Klage, Anzeige oder Ruf 
zur Kenntniß der Behörde gelangt, wurde darin bedeutet: 
daß ſich genau an die Worte des $. 274 II. Thl. des St. G. B. 
zu halten ſey, nach welchen demjenigen, der eine ſchwere 
Polizei-Übertretung begangen hat, bei dem Eintritte der 
unter a), b)) und c) angeführten Bedingungen dann die Ver⸗ 
jährung zu Statten kommt, wenn derſelbe von dem Tage der 
begangenen Übertretung durch die geſetzliche Verjährungszeit 
nicht in Unterſuchung gezogen worden iſt, ohne 
Rückſicht, ob über die begangene Übertretung eine Anzeige 
oder Klage, (welche ſich dem Begriffe nach von der Unterſu— 
chung weſentlich unterſcheiden,) früher eingebracht wurde oder 
nicht, und ſonach die betreffende Behörde in die Kenntniß der 
geſchehenen ſchweren Polizei- Übertretungen früher gelangte 
oder nicht. Übrigens enthält dasſelbe noch den Beiſatz, daß 
jede muthwillige oder gar abſichtliche Verzögerung einer Un— 
terſuchung, wodurch die Beſtrafung des Übertreters vereitelt 
worden ſeyn ſollte, an den Schuldtragenden unnachſichtlich 
geahndet werden würde ). 


) Verordnung des böhmiſchen Guberniums vom 3. April 1824 
3. 13,916. 

) Daß zur Verjährung der Ehrenkränkungen das Erforderniß 
sub b. des H. 274 nicht nothwendig iſt, ergibt ſich aus dem oben 
angeführten Hofkanzlei-Deerete vom 24. December 1836. 

) Dieſe unterm 13. Mai 1819 an das böhmiſche Landes-Guber— 
nium erlaſſene Verordnung wurde durch das Hofkanzlei-Deeret 
vom 13. März 1834, (Krop. Gel. B. 60 S. 119) dem Illyri— 
ſchen Landesgubernium über eine gemachte Anfrage hinſichtlich 
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So wenig einerſeits nach dem eben angeführten Hofde— 
crete eine Anzeige oder Klage bei der betreffenden Behörde ge— 
nügt, den Lauf der Verjährung zu hemmen, eben ſo wenig 
iſt andererſeits nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 26. Juny 
1829 ') die wirkliche Vornahme des Verhöͤrs des einer ſchweren ö 
Polizei-Übertretung Beſchuldigten dazu als nothwendig anzu— 
ſehen, weil ſchon die Vorforderung oder die Verhaftung des 
Beſchuldigten Acte ſind, welche ihn nach dem Sinne des Ge— 
ſetzes zur Verantwortung, d. i. zur Unterſuchung ziehen. Es 
genügt demnach zur Hemmung der Verjährung, daß, nachdem 
die Behörde die Einleitung der perſönlichen Unterſuchung be— 
ſchloſſen hat, dem Beſchuldigten die Verordnung zur Erſchei— 
nung gemeldet oder deſſen Verhaftung vorgenommen werde, 
wenn er gleich durch Ungehorſam oder durch die Entweichung 
ſich ſodann der Unterſuchung entziehen wollte. Außerdem er— 
klärte dieſes Hofdecret für den Fall, als der Richter aus was 
immer für einem Grunde über die ihm nach Vorſchrift des 
Geſetzes zur Kenntniß gekommene ſchwere Polizei-Übertretung 
keine Erhebung einleitet und ſo viel Zeit verſtreichen läßt, als 
das Geſetz zur Verjährung einräumt, den Thäter berechtigt, 
die Verjährung geltend zu machen und den Richter für ver— 
pflichtet, ſie anzuerkennen, weil es die Sache der Oberbe— 
hörde iſt, dem Mangel an Beamten durch Zutheilung abzu— 
helfen oder Verhinderte durch Andere zu ſubſtituiren, oder 
nachläſſige Richter zur Ordnung und Strafe zu bringen. Dieſe 


der Verjährung der ſchweren Polizei— Übertretungen in Abſchrift 
zum Amtsgebrauche mitgetheilt. 
) Krop. Gef. 55. B. S. 566. 
ER 
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Anordnungen finden auch bei den en Vergehen ihre ana— 
loge Anwendung. 

Übrigens beginnt die Verjährung mit dem Tage, an wel— 
chem der Schuldige die letzte jener Handlungen unternommen 
hat, welche nach dem Geſetze zum Vorhandenſeyn des Ver: 
gehens erforderlich ſind. Dieß muß auch bei jenen Ehrenkrän— 
kungen angenommen werden, bei deren Begehung der an ſeiner 
Ehre Verletzte ſelbſt nicht gegenwärtig iſt, von welchen er alſo 
erſt ſpäter Nachricht bekommt, da in den Geſetzen dießfalls 
nichts Beſonderes angeordnet iſt 9 

Die im S. 274 unter e angeführte Bedingung, daß der 
Übertreter in der zur Verjährung beſtimmten Zeit keine ſchwere 
Polizei-Ubertretung begangen haben darf, muß bei der Ver— 
jährung der Polizei-Vergehen nach der Analogie des §. 208 
des I. und 274 des II. Thl. dahin modificirt werden, daß von 
dem, der auf die Verjährung Anſpruch macht, innerhalb der be— 
ſtimmten Zeit kein Polizei-Vergehen begangen worden ſeyn 
darf. Daß er aber ein anderes Vergehen begangen habe, iſt 
erſt dann gewiß, wenn darüber ein rechtskräftiges Erkenntniß 
vorhanden iſt, welches jedoch nicht innerhalb der Verjährungs-⸗ 
zeit erfloſſen ſeyn muß, wenn nur das letzte Vergehen, über 
welches das Erkenntniß erfolgte, innerhalb drei Monaten 
nach dem zu verjährenden erſten Vergehen begangen worden iſt. 

Der Verjährung ſcheint es übrigens nicht im Wege zu 
ſtehen, wenn der Schuldige ſich während der Verjährungszeit 
aus den Ländern, in welchen dieſes Strafgeſetz verbindet, 


) Nach dem preußiſchen Landrechte läuft in ſolchen Fällen 
die Verjährungsfriſt erſt von dem Augenblicke an, wo der Be: 
ſchmpfte von der Injurie Nachricht erhält. 
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geflüchtet hat, da dieſer Umſtand ſelbſt bei ſchweren Polizei— 
Übertretungen der Verjährung nicht hinderlich iſt. Wegen der 
Geringfügigkeit der Strafen bei Vergehen dürfte dieſer Fall 
ohnedieß ſelten eintreten. 

Die im §. 275 zur Beſtimmung der Verjährungszeit ge— 
bothene Berückſichtigung der auf die Übertretungen angedrohten 
Strafe fo wie die Anordnung des Hofkanzlei-Decretes vom 
2. Auguſt 1821, daß ſich die Zeit der Verjährung immer nach 
der von dem Geſetze zuläſſigen höchſten Strafe zu richten hat, 
fällt bei Polizei-Vergehen ganz weg, da bei denſelben die 
Verjährungszeit, wie oben bemerkt wurde, ohne Rückiicht 
auf die Verſchiedenheit der angedrohten Strafen, bei allen auf 
drei Monate feſtgeſetzt iſt. 
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Einleitung. 


— 


Von dem Verfahren bei Ehrenkränkungen 
überhaupt. 


Damit die zum Schutze der Ehre erlaſſenen, im vorausge— 
henden Abſchnitte angeführten Strafgeſetze ihren Zweck nicht 
verfehlen, iſt es nothwendig, bei wirklich vorfallenden Ehren— 
kränkungen die geſetzliche Strafe gegen den Schuldigen zu ver⸗ 
hängen. Die Darſtellung der Art und Weiſe, wie dieſes zu 
geſchehen hat, iſt der Gegenſtand dieſes Abſchnittes. Als ge— 
ſetzliche Entſcheidungsquellen der dießfalls vorkommenden Fra⸗ 
gen ſind das Hofdecret vom 30. September 1806, 
die $$. 1339 und 1340 des allg. bürgl. Geſetzbu— 
ches, die n. ö. Regierungs-Verordnungen vom 11. 
Junius 1812 und 19. November 1828 und die 
Analogie des zweiten Theiles des Strafgeſetz— 
buches und zwar letztere in jenen Fällen an— 
zuſehen, in welchen rückſichtlich der Polizei-Ver— 
gehen beſondere Vorſchriften mangeln. In Ge— 
mäßheit dieſer Anordnungen kann im Allgemeinen die Re⸗ 
gel für das Verfahren bei Polizei-Vergehen ) dahin 


) Wenn im Verlaufe dieſes Abſchnittes ſtatt des Verfahrens bei 
Ehrenkränkungen, von dem Verfahren bei Polizei-Ver— 
gehen überhaupt die Rede iſt, ſo will ich darunter bloß die 
aus der Vorſchrift des §. 1339 des allg. bürgl. G. B. ſich ergeben- 
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ausgeſprochen werden, daß, wo hinſichtlich desſelben 
beſondere Vorſchriften mangeln, ſich nach den 
im zweiten Theile des Strafgeſetzbuches in Be— 
treff des Verfahrens bei ſchweren Polizei-Über— 
tretungen erlaſſenen Vorſchriften zu benehmen 
ſey, in ſo ferne letztere nicht bloß der größern 
Wichtigkeit der ſchweren Polizei-Übertretungen 
wegen in den zweiten Theil des Strafgeſetzbu— 
ches aufgenommen wurden. 


den Polizei-Vergehen, von denen nemlich im II. Thl. des St. 
G. B. analoge ſchwere Polizei- Übertretungen vorkommen, ver— 
ſtanden wiſſen, indem das Verfahren bei den übrigen durch be— 
ſondere Verordnungen als Polizei-Vergehen erklärten unerlaub— 
ten Handlungen oft auf eine von der allgemeinen Norm abwei— 
chende Weiſe vorgezeichnet, oft aber auch dem klugen Ermeſſen 
der Behörden anheimgeſtellt iſt. Siehe die Note zum §. 11 und 
das n. 6. Regierungs-Decret vom 11. Julius 1833 bei dem $. 9 
dieſer Abhandlung. 


Erſtes Hauptſtück. 


Von der Gerichtsbarkeit in Anſehung der 
Ehrenkränkungen. 


Wem dieſe Gerichtsbarkeit gebührt. 
$. 45. 


Ehrenkränkungen begründen eigentlich rein civil- rechtliche 
Klagen; es ſchreitet dabei nicht immer das öffentliche Inte— 
reſſe ein. Deßhalb war auch vor der Erſcheinung des allg. 
bürgl. G. B. das Civil⸗Gericht bei allen vorgefallenen Ehren— 
beleidigungen, ſie mochten bloß wörtlich oder ſelbſt auch thät— 
lich geweſen ſeyn, in ſo ferne ſie ſich nicht als Verbrechen oder 
ſchwere Polizei-Übertretungen darſtellten, ſelbſt in Bezug auf 
ihre Beſtrafung competent. Das allg. bürgl. G. B. verordnete 
aber im §. 1339, worauf auch der VII. Abſatz der Einleitung 
zum Strafgeſetze hindeutet, daß die Ehrenbeleidigungen, wenn 
fie weder zu den Verbrechen noch zu den ſchweren Polizei-Über⸗ 
tretungen gehören, als Vergehungen von der politi— 
ſchen Obrigkeit unterſucht und beſtrafet wer— 
den müſſen ). 


So wurde auch rückſichtlich der Ehrenbeleidigungen in Satz— 
ſchriften durch die n. ö. Regierungs-Verordnung vom 8. Mai 
1806 (Kanka's Handb. S. 735) beſtimmt, daß fie auf Anſuchen 


— 
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Durch dieſe Anordnung wurde alſo die Vorſchrift des $. 252 
der allg. Ger. Ordn. vom 1. Mai 1781, nach welcher wider einen 
Spruch, wodurch wechſelſeitige Beſchimpfungen aufgehoben wor- 

den ſind, keine Appellation Statt findet, außer Wirkſamkeit 
geſetzt ), da nach dem erwähnten Paragraphe des allg. bürgl. 
G. B. alle Ehrenbeleidigungen entweder dem Criminal-Ge⸗ 
richte oder der politiſchen Obrigkeit zur Unterſuchung und Be⸗ 
ſtrafung zugewieſen ſind. 

Durch den §. 1339 des allg. bürgl. G. B. erleidet jedoch 
der $. 15 der allg. G. O., welther beſtimmt, daß in Rechts⸗ 
händeln, die aus einer bloß mit Worten zugefügten Unbild 
entſtehen, nicht wie insgemein ſchriftlich, ſondern mündlich 
zu verfahren ſey, in ſo weit keine Abänderung, als es ſich um 
Schadenerſatz bei Injurien handelt, zu deſſen Beſtimmung 
jetzt, wie früher, der Rechtsweg offen ſteht; indem die poli- 
tiſche Obrigkeit bloß zum Vorgange rückſichtlich der Injurie, 
als einer ftrafbaren Handlung und nur ausnahmsweiſe in ge- 
wiſſen Fällen zur Beſtimmung des Schadenerſatzes berechtiget 
iſt, worüber jedenfalls der Rechtsweg ergriffen werden kann. 
Übrigens findet gegen die erſtrichterlichen Entſcheidungen über 
den Schadenerſatz bei Injurien-Streitigkeiten allerdings der 
weitere Rechtszug Statt, da der $. 252 der allg. G. O. die 
Appellation bloß wider einen Spruch, wodurch wechſelſeitige 
Beſchimpfungen aufgehoben worden ſind, verbiethet, welcher 


als ſchwere Polizei-Übertretungen (wenn fie nach dem Geſetze 
als ſolche anzuſehen ſind) abgeſondert von den Juſtizgegenſtän— 
den bei der competenten Strafbehörde zu behandeln ſind. Als 
bloße Vergehen gehören ſie nach der allgemeinen Regel vor die 
politiſche oder polizeiliche Behörde. 

) Siehe den $. 3 dieſer Abhandlung. 


141 


Fall nach dem Erfcheinen des allg. bürg. G. B. ohnehin nicht 
mehr eintreten kann. 
§. 46. 
Fortſetzung. 

Zur näheren Beſtimmung, welche Behörden unter den 
politiſchen Obrigkeiten, denen durch den $. 1339 des 
allg. bürgl. G. B. die Unterſuchung und Beſtrafung gewiſſer 
Polizei-Vergehen zugewieſen wurde, zu verſtehen ſind, er— 


klärte das Hofkanzlei-Decret vom 14. März 1812, daß in 


Städten, wo Polizei-Directionen ihren Sitz haben, dieſe, 
und zwar ohne Rückſicht, ob der Beklagte ein Adeliger oder 
Nichtadeliger ſey, zu verſtehen ſind; am flachen Lande und 
in Städten hingegen, wo keine Polizei-Directionen ſich be— 
finden, hat nach dieſem Hofdecrete, wenn das Vergehen einem 
Unadeligen zur Laſt geht, die Ortsobrigkeit, wenn es 
aber Adelige betrifft, das nächſte Kreis amt einzutreten ). 


) Rückſichtlich der Dorfrichter wurde ſchon mittelſt Verordnung 
vom 16. März 1802 beſtimmt, daß ſie bei Diebſtählen nicht 
ſelbſt Vergleiche treffen, die Schuldigen mit Streichen züchti— 
gen oder mit einer Geldbuße belegen, ſondern die Anzeige an die 

betreffende Obrigkeit machen ſollen. Demungeachtet ſchlich ſich 
in einigen Orten der Mißbrauch ein, daß Dorfrichter entweder 
ganz eigenmächtig oder auch mit Vorwiſſen herrſchaftlicher Be— 
amten ſich ein Strafrecht über einige Handlungen, die ſie für 
ſtrafwürdig hielten, anmaßten. Zur Behebung dieſes Unfuges 
wurde jedes Dominium, in deſſen Umfang er Statt fand, 
durch das Hofkanzlei-Deeret vom 30. November 1831 (Krop. 
Geſ. Franz 57. B. S. 328) angewieſen, dieſelben unter ſonſt 
zu gewärtigender Ahndung ſogleich abzuſtellen, und dießfalls 
den Ortsrichtern die nöthige Weiſung zu geben. Da in der 
Bukowina durch das Kreisſchreiben vom 30. März 1804 
die zwiſchen Bauersleuten vorfallenden Injurien-Händel den 
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In Übereinſtimmung mit diefer Anordnung erklärte ſchon 
früher die oberſte Polizei- und Cenſur-Hofſtelle mittelſt h. Er- 
laſſes vom 9. December 1811, daß in Wien die Polizei⸗ 
Ober-Direction zur Unterſuchung und Beſtrafung der Polizei⸗ 
Vergehen, (von denen der §. 1339 des allg. bürgl. G. B. 
Erwähnung macht), competent ſey und in dem Verzeichniſſe der 
mit h. Hofkanzlei-Decrete vom 30. Sept. 1806 3. 17694) 
der Polizei-Ober-Direction zur Behandlung zugewieſenen 
ſchweren Polizei-Übertretungen wurde die Beſchimp fung 
an öffentlichen Unterhaltungsörtern, wo die Poli— 
zei Beamte zur beſonderen Aufſicht beſtellet hat, ausdrücklich 
angeführt und zugleich auf die Theaterordnung verwieſen, 
nach welcher die Behandlung der Excedenten im Theater ohne— 
hin der Polizei ausdrücklich zugewieſen iſt. 

Ungeachtet das Hofdecret vom 14. März 1812, welches 
die Beſtimmung der Gerichtsbarkeit bei den im §. 1339 des 
allg. bürgl. G. B. erwähnten Polizei-Vergehen zum Gegen— 
ſtande hatte, rückſichtlich der Städte, wo Polizei-Directionen 
ihren Sitz haben, bloß des Unterſchiedes gedenket, ob der 
Beklagte ein Adeliger oder Nichtadeliger ſey, und bei der Beſtim⸗ 
mung der Gerichtsbarkeit rückſichtlich der Polizei-Vergehen 
auf dem flachen Lande ſo wie in Städten, wo keine Polizei⸗ 
Directionen ſich befinden, nur darauf beſonderen Bedacht 
nimmt: ſo ſcheint doch rückſichtlich der ſubjectiven Competenz 


Dworniken oder Ortsrichtern zugewieſen wurden, dieſer Punkt 
des erwähnten Kreisſchreibens jedoch durch den §. 1339 des 
allg. bürgl. G. B. aufgehoben wurde, fo iſt dieſe Verordnung 
insbeſondere auch dort bekannt gemacht worden. 

) N. ö. Regierungs-Verordnung vom 16. October und Polizei: 
Ober-Directions-Cireulare vom 4. November 1806. 
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in derlei politiſchen Straffällen in erfterer Beziehung die allge: 
meine Unterſcheidung des §. 283 des II. Thl. des St. G. B. 
zwiſchen Civilperſonen und den zu einem inländiſchen 
Militärkörper oder zu einer Geſandtſchaft gehörigen 
Individuen, fo wie in letzterer Hinſicht der im $. 284 des 
II. Thl. des St. G. B. enthaltene weitere Unterſchied, ob 
der Beſchuldigte vom Adel, eine geiſtliche, eine graduirte, 
eine im landesfürſtlichen oder ſonſt in einem öf⸗ 
fentlichen Amte ſtehende Perſon, ein Beamter 
der Grundes- oder Ortsobrigkeit oder die Obrig— 
keit ſelbſt ſey, gemacht und dem gemäß nach der Analogie 
des II. Thl. des St. G. B. die Competenz beſtimmt werden 
zu müſſen. Dieſe Anſicht beſtätiget auch die Allerhöchſte Ent— 
ſchließung vom 8. Juli 1335), wodurch die Allerh. Entſchlie— 
fung vom 9. April desſelben Jahres ), welche in Überein— 
ſtimmung mit dem S. 67 der Verfaſſung der Gefällenwache die 
Beſtimmung enthält, daß bei ſchweren Polizei-Ubertretun⸗ 
gen, deren die Individuen der Grän z- und Gefällen— 
wache beſchuldiget werden, die $$. 284 und 285 des II. Thl. 
des St. G. B. ihre Anwendung zu finden haben, auch auf 
einfache Polizei-Vergehen derſelben ausgedehnt wurde, 
wornach alſo derlei Individuen rückſichtlich der Gerichtsbar⸗ 
keit als in einem öffentlichen Amte ſtehende Per⸗ 
ſonen anzuſehen und zu behandeln ſind. Wäre der Charakter 
einer in einem öffentlichen Amte ſtehenden Perſon auf die Be— 
ſtimmung der Competenz bei Polizei-Vergehen nicht vom ent— 


) Hoffanzlei-Decret von 21. Z. 18285 und n. 6. Regierungs- 
Verordnung vom 30. Julius 1835. 

2) Hofkanzlei-Deeret vom 16. 3. 9337 und en. 6. Regierungs- 
Verordnung vom 28. April 1835. 
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ſcheidenden Einfluſſe, fo dürfte wohl ſchwerlich ein Grund der 
oben erwähnten Allerh. Entſchließung abzuſehen ſeyn. 

Übrigens gelten rückſichtlich der ſubjectiven Competenz 
bei Polizei-Vergehen die im zweiten Theile des Strafgeſetzes 
enthaltenen oder nachträglich erſchienenen Jurisdictions-Vor⸗ 
ſchriften ), in fo ferne fie mit den in Bezug auf Polizei-Ver⸗ 
gehen insbeſondere erlaſſenen, hier in den $$. 47 bis 56 an- 
geführten Normen nicht im Widerſpruche ſtehen. 


Ausnahmen vom gemeinen Gerichtsſtande nach der 
Eigenſchaft der Perſon. 
5.47. 


Rückſichtlich der beurlaubten Soldaten wurde durch 
das Hofdecret vom 9. Sept. 1803 5) beſtimmt, daß, ungeachtet 
ſie eigentlich dem Militär-Gerichte unterſtehen, doch die Civil— 
Behörde gegen einen auf Urlaub ſtehenden Mann in jenen 
Fällen zu verfahren berechtiget iſt, in welchen es ſich nur um 
eine Correctionalſtrafe, um Verweiſe oder Arreſt bis zu acht 
Tagen handelt, z. B. bei wörtlichen Injurien, Zänkereien, 
minderen Übertretungen der Polizei-Anſtalten und dergl., um 
die beſchwerliche Ablieferung an das oft entfernte Regiment 
oder Corps zu erſparen, was jedoch bei größeren Vergehen, 
die nicht ſowohl eine Correction, als vielmehr eine eigentliche 
Beſtrafung nach ſich ziehen, oder wenn dieſe kleinen drei Mal 
wiederholt werden, nicht mehr der Fall iſt. In dieſen letzteren 
Fällen hat ſich die Obrigkeit bei der Übergabe des Beurlaubten 


) Siehe dieſelben in dem Commentar des Herrn Regierungsra— 
thes Joſ. Kud ler; 4. Auflage. Wien 1836. 

) N. 6. Regierungs-Verordnung vom 29. September 1803. 
Borſchitzki's Handbuch S. 210. 
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an das nächſte Militär Commando nebft einer Anzeige über 
die Beſchaffenheit der That zugleich zu erklären, ob und aus 
welchen Gründen die Einziehung des Mannes vom Urlaube 
dienlich erachtet werde ). 

Nach der Verordnung vom 20. Auguſt 1802 ) und dem 
Hofdecrete vom 19. Novemb. 1803) unterſtehen Urlauber 
über den completen Stand und ſolche vom Fuhrweſen in Allem 
und Jedem der Civil⸗Jurisdiction, wornach alſo bei dergleichen 
Leuten keine Rückſprache mit Militär⸗Behörden nothwendig iſt. 

Daß Urlauber auf unbeſtimmte Zeit der Civil 
Gerichtsbarkeit unterſtehen, wurde durch die Allerh. Entſchlie— 
ßung vom 27. Junius 1835 4) neuerlich beſtimmt. 

Eben ſo unterſtehen nach der Analogie der n. ö. Regie⸗ 
rungs⸗ Verordnungen vom 19. März 1805 5) und 10. März 
1823, 3. 11,088, fo wie nach dem §. 10 der Beſtimmungen für 
das Insaliden-Inftitut vom 28. März 1750 auch Patental⸗ 
Invaliden und die mit Reſerv ations- Urkunden 
Verſehenen bei Vergehen der Civil⸗ Obrigkeit. 

Rückſichtlich der Militär ⸗ Polizei-Wachmann⸗ 
ſchaft enkhalten die Hofdecrete vom 16. Februar, 8. und 
22. April 1789 und vom 23. Auguſt 1799 9) die näheren Ber 
a ie 2 a 


) Diefe Anordnung wurde mittelſt Hofkanzlei⸗Decretes vom 
5. November 1828 erneuert, und mit einigen Zuſätzen vermehrt. 
Siehe dasſelbe in G. v. Barth-Barthenheim's Syſtem der 
öſterr. adminiſtrativen Polizei 4. B. S. 99. 

) Borſchitzki's Handb. S. 208. 

3) Ebendaſelbſt S. 210. 

0 Hofkriegsräthlichesdeeret vom 12. Julius 3. 788 und n. 6. 
Regierungs-Verordnung vom 17. Auguſt 1835 3. 44480. 

5) Krop. Gef. Franz B. 20 S. 271. 

6) Krop. Gef. Joſeph 17. B. S. 472. 

10 
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ſtimmungen. Nach dieſen ſoll ein Mann von der Militär-Po⸗ 
lizei-Wache, wenn er im Umfange der Polizei etwas vernach- 
läßiget oder ſich zu Schulden kommen läßt, von dem Poli⸗ 
zei-Wachevorſteher mit Arreſt oder einer dem Arreſte 
gleichkommenden mäßigen Leibesſtrafe von ſechs oder höchſtens 
acht Stockſtreichen beſtraft werden. Nach dem Polizei-Hof— 
ſtelle-Decrete vom 17. März 1796 ') gehören zu ſolchen Ver- 
gehungen nebſt anderen auch die Verletzungen der dem vorge— 
ſetzten Unter- und Ober⸗Officier gebührenden Achtung durch Un⸗ 
gehorſam mit Worten oder Geberden in einem nich ſehr er⸗ 
heblichen Grade. 

Die Zurechtweiſung wegen anderer Vergehen der Militärs 
Polizei-Soldaten, ungeachtet letztere der Militär-Gerichtsbar⸗ 
keit unterworfen bleiben, ſteht nach dem Hofdecrete vom 22. 
Auguſt 1800 der Polizei-Direction, welcher die Miliz 
tär-Behörde dergleichen geringere Strafen ſelbſt zu verhän— 
gen das Befugniß eingeräumt hat, in ſo ferne zu, als ſie noch 
zu keinem Verbrechen erwachſen ſind. 


§. 48. 
Fortſetzung. 


Hinſichtlich der zwiſchen dem Militär und Politi— 
cum und der im Gegentheile vorfallenden Schimpf- und In— 
jurien-Händel wurde zur Verſchaffung ernſtlicher und ſchleuni— 
ger Genugthuung des beleidigten Theiles ſchon durch die Ver— 
ordnung vom 21. December 17545) beſtimmt, daß ſie bei 


) S. G. Barth v. Barthenheim's Syſtem der öft, adminiſt. 
Polizei 4. B. S. 201. 


) Krop. Gef. Maria Thereſia 2. B. S. 430. 


— 147 


der gemeinſchaftlichen Commiſſion die ex Militari 
et Politico zuſammengeſetzt iſt, und damals unter militäriſchem 
Beiſitze aus zwei politiſchen Räthen beſtand, angebracht 
werden ſollen. Durch die n. ö. General-Commando-Verord— 
nung vom 23. Jänner 1779 wurde dieſe Verfügung auf alle 
Unterſuchungen, zu welchen entweder Klagen von Militär— 
gegen Civil-Perſonen, oder von dieſen gegen jene, Anlaß 
geben, ausgedehnt; nur genügt es nach derſelben, wenn ein 
Magiſtratsrath der Stadt Wien und der Garni— 
ſons-Auditor die Unterſuchung gemeinſchaftlich vorneh— 
men ). Dasſelbe beſtimmt auch das Hofkanzlei-Decret vom 
7. April 1808), und nach der Weiſung der oberſten Polizei— 
und Cenſur-Hofſtelle an die Polizei-Ober-Direction in Erler 
digung des Commiſſions-Protocolles vom 20. Februar 1822 
ſollen die zwiſchen Militär- und Civil-Perſonen vorfallenden 
wörtlichen Beſchimpfungen oder geringeren körperlichen Ver— 
letzungen ſtets an die gemiſchte Commiſſion angezeigt werden. 
Die 88. 1339 und 1340 des allg. bürgl. G. B. haben 
an den älteren Vorſchriften, wodurch Injurien-Streitigkeiten 
zwiſchen Militär- und Civil-Perſonen einer gemeinſchaftlichen 
Commiſſion zugewieſen ſind, nichts abgeändert, indem das 
Kundmachungs⸗ Patent zum allg. bürgl. G. B. im VII. Ab⸗ 
ſatze die Militär-Geſetze aufrecht erhalten hat. 
Welche Perſonen als zu einem inländiſchen Militär-Kör⸗ 
1. Eine ausführliche Detailiſirung der Beſtimmung dieſer Com— 
miſſionen enthält die am 21. Mai 1807 erſchienene Inſtruction 
für die permanente Militär-Civil-Commiſſion zu Gratz. 
Siehe dieſelbe in Ch. Faullers Geſetze ze. für die Polizei— 
Verwaltung im Kaiſerthume Oſterreich. Erſter Band S. 212. 
) Krop. Gef, Franz 24. B. S. 369. 
4107 
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per gehörig anzufehen find, beſtimmen die def Juris⸗ 
dictions-Vorſchriften ). 

Nach den erwähnten Verordnungen iſt alſo die gemein⸗ 
ſchaftliche Militär-Civil-Commiſſion nur für den Fall com⸗ 
petent, wenn wechſelſeitige Beſchuldigungen eintreten, 
keineswegs aber dann, wenn bloß der eine oder der andere 
Theil inculpirt iſt; indem im letzteren Falle die Gerichtsbar— 
keit ſich lediglich nach der Eigenſchaft des Geklagten 
richtet. 


$. 49. 
Fortſetzung. 


Rückſichtlich der Polizei-Vergehen jener Perſonen, die 
zu einer auswärtigen Geſandtſchaft gehören, finden 
die §§. 221 des erſten und 283 des zweiten Theiles des St. 
G. B. ihre analoge Anwendung, da derlei Individuen nach 
dem Völkerrechte zu behandeln ſind und ſomit auch in dieſer 
Beziehung den inländiſchen Behörden nicht unterliegen. Nur 
iſt nicht außer Acht zu laſſen, daß bloß diejenigen A 
und Dienſtbothen eines Geſandten, die unmittelbar Un— 
terthanen des Staates ſind, zu dem er gehört, der gemeinen 
Gerichtsbarkeit nicht unterworfen ſind ). 


) Ausführlich find dieſelben enthalten in der Lehre von den Civil— 
Gerichtsſtellen in den deutſchen und italieniſchen Ländern des 
öſterr. Kaiferftaates vom H. Dr. Franz Xa v. Haimerl, nun— 
mehrigen Profeſſor der Rechte an der Prager-Univerſität, 
Wien 1834 und 1835. 

) Dasſelbe wurde auch durch das Hofkanzlei-Deeret vom 
17. März 1834 hinſichtlich der Civil-Gerichtsbarkeit dieſer Per: 
ſonen feſtgeſetzt. 
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Beſchwerden wegen Polizei-Vergehen der Geſandtſchafts— 
Perſonen ſind demnach ſtets dem k. k. Oberſthofmar— 
ſchall-Amte vorzulegen, welches hierüber nach Beſchaffen— 
heit der Umſtände das Weitere vorzukehren hat ). 

Polizei-Vergehen jener Perſonen, welche außer dem 
diplomatiſchen Corps vermöge ſpecieller Anordnungen“) dem 
Oberſthofmarſchall-Amte unterſtehen, gehoren nach der Note 
des k. k. Oberſthofmarſchall-Amtes vom 21. October 1823 °), 
in ſo ferne ſie nicht als Dienſtvergehen oder ſonſt der häusli— 
chen Polizei im ſtrengen Sinne zuſtehen, in den Wirkungs⸗ 
kreis der gewöhnlichen Behörden, jedoch mit der Beſchrän— 
kung, daß die Vorforderungen ſolcher Individuen bloß durch 
das Oberſthofmarſchall-Amt beſorgt und nur mit Interveni- 
rung desſelben Amtshandlungen jedweder Art in Hofgebäuden 
vorgenommen werden. Desſelben Inhalts iſt die Eröffnung 
des Oberſthofmarſchall-Amtes an die Polizei-Ober-Direction 
vom 30. März 1837, wodurch eine über einen Hofdiener wer 
gen körperlicher Verletzung dahin gemachte Anzeige aus dem 
Grunde zurückgewieſen wurde, » da zwar die k. k. Hofgebäude 
in ſo ferne von jeder ordentlichen Jurisdiction eremt ſind, daß 
in ſelben nur das Oberſthofmarſchall-Amt Amtshandlungen 


) Gewöhnlich wird über die von Seite des Geſandten geſchehene 
Begebung der ihm zuſtehenden Immunität von dem Oberſt— 
hofmarſchall-Amte das ſonſt competente Gericht zur Unterſu⸗ 
chung delegirt. ö 

) Namentlich gehören hieher die Hofverordnungen vom 6. Oet. 

1783, 14. Octob. 1785, das Juſtiz-Hofdecret vom 10. April 

1829, die Hofdecrete vom 23. September 1817, 11. Jänner 

1818 und 26. October 1832, die Allh. Entſchließungen vom 

8. October 1807, 15. September 1827 u. a. 

Reg. Beſch. vom 26. October 1823. 


3 


— 
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vorzunehmen berechtigtiift ), jedoch die Perſonen der wenn 
gleich in den k. k. Hofgebäuden wohnenden Dienerſchaft des 
a. h. Hofes, ſo wie jene, die außer denſelben wohnen, den 
ordentlichen Behörden ſowohl in polizeilicher 
als juſtizieller Hinſicht unterftehen.« i 
§. 50. 
Fortſetzung. 

So wie nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 14. März 1812 
bei Polizei-Vergehen der Adeligen auf dem Lande und in 
Städten, wo keine Polizei-Directionen ſich befinden, das 
nächſte Kreisamt einzutreten hat, ſo findet dieſes nach der 
Praris per analogiam ) auch bei geiſtlichen, graduir⸗ 
ten, in öffentlichen Dienſten ſtehenden Perſo— 
nen, wie auch bei Beamten der Ortsobrigkeiten 
Statt. Bei dem dießfälligen Verfahren iſt ſich auch ganz nach 
der Analogie des II. Thl. des Strafgeſetzes, II. Abſchnitts, 
jedoch mit möglichſter Kürze zu benehmen; nur kommt hier 
noch zu bemerken, daß die Kreisämter, ſo wie ſie bei ſchwe— 
ren Polizei-Übertretungen des Clerus ſelbſt Amt zu handeln 
haben, auch dießfalls, ohne die Unterſuchung einer Obrigkeit zu 
übertragen, in Gemäßheit der Regierungs-Verordnung vom 
19. Mai 1804 die Sache ſelbſt zu verhandeln haben. 


) Dasſelbe enthält der Polizei-Hofſtelle-Erlaß vom 8. Mai 1812, 
womit zugleich nähere Vorſchriften für das Benehmen der 
Polizei: Behörde gegenüber dem Oberſthofmarſchall-Amte bei 
vorfallenden Amtshandlungen in den k. k. Hofgebäuden zur 
Erhaltung des guten Einverſtändniſſes erfloſſen find, Circul. 
der Polizei-Ober-Direction an ſämmtliche Bezirks-Diree— 
tionen vom 15. Mai 1812. 

) Siehe dießfalls den $. 46 diefer Abhandlung. 
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1. 
Fortſetzung. 


Nach dem 5. Abſatze des Patentes vom J. November 1781 
kommt den Berggerichten und zwar in der Eigenſchaft 
als Perſonal-Gerichten die Verhandlung aller Angelegenheiten 
zu, die mit den Bergwerksbeamten, Bergwerksarbeitern und 
anderen Bergwerksverwandten in unmittelbarer Verbindung 
ſtehen und eigentlich die Disciplin dieſer Perſonen betreffen, 
fo wie aller Injurien- Streitigkeiten, in fo weit als 
ſie ſich bloß als einfache Polizei-Vergehen darſtellen; denn 
find fie Verbrechen oder ſchwere Polizei-UÜUbertretungen, fo 
ſind ſie vermöge der Anordnung des Hofdecrets vom 28. Mai 
1812 nach dem Strafgeſetze zu behandeln und gehören zu den 
ordentlichen Behörden. 

Das von den Berggerichten Geſagte gilt auch von den 
Berggerichts - Subftitutionen und den Bergäm— 
tern; insbeſondere haben letztere bei minder wichtigen Gebre— 
chen und Vergehen der Bergarbeiter, ohne dieſe Exceſſe zu— 
vor bei den Berggerichten abhandeln zu laſſen, gegen die 
Übertreter mit geringen Strafen vorzugehen, über alle derlei 
vorkommende Fälle ein genaues Protocoll zu führen und mo— 
natlich den Berggerichten einzuſenden. 

Die $$. 1339 und 1340 des allg. bürgl. G. B. derogiren 
dem Patente vom 1. November 1781 nicht, da die hieher ge— 
hörigen Geſetze über Bergwerkſachen zu den Cameral- und 
politiſchen gehören, welche nach dem VIII. Abſatze des Kund— 
machungs-Patentes zum allg. bürgl. G. B. neben demſelben 
fortbeſtehen. 

Eben fo find den Merkantil- und Wechſelgerich— 
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ten, die zugleich Seeconſulate ſind, alle Streitigkeiten wegen 
Beleidigungen zugewieſen, die von den auf dem Schiffe Fah— 
renden dem Schiffsherrn oder umgekehrt von dieſem oder ſei— 
nen Leuten den Fahrenden zugefügt werden ). 


§. 52. 
Fortſetzung. 

Rückſichtlich der Polizei-Vergehen der Dienſtbothen 
find in der Regel nach Vorſchrift der SS. 141, 143 und 146 
der Geſindeordnung für die Stadt Wien ꝛc. vom 1. Mai 
1810 die Polizei-Bezirks-Directionen zur Aufſicht und Ent⸗ 
ſcheidung competent. Bey Militär-Parteien jedoch, 
wenn auch ihre Dienſtbothen keine zum Stande eines Militär- 
Körpers gehörigen Perſonen find, hat das Militär die Gerichts 
barkeit auszuüben. Wird gegen den Dienſthälter Beſchwerde 
geführt, und gehört dieſer zu einer Geſandtſchaft, ſo muß 
er bei dem Oberſthofmarſchall-Amte belangt werden; iſt er vom 
Adel, eine geiſtliche, graduirte oder eine in lan— 
desfürſtlichen Dienſten ſtehende Perſon, ſo iſt die 
Polizei-Ober-Direction competent ). N 


) Patent vom 19. Jänner 1785; Hof-Decret vom 20. September 
1814, 2. und 4. Mai 1816. 

) F. 147 der Geſindeordnung für Wien ꝛc. vom Jahre 1810. — 
Nach dem Hofdecrete vom 27. Jänner 1794 (Krop. Gef. Franz. 
4. B. S. 102) ſind alle Streitigkeiten zwiſchen den 
Dienſtgebern und Dienſtbothen, die aus dem Dienſtverhältniſſe 
ſelbſt hergeleitet werden, den politiſchen Behörden zugewieſen, 
ohne Rückſicht auf die Zeit, wann derlei Klagen 
angebracht werden. Dieſe Anordnung wurde jedoch durch 
das Hofkanzlei-Deeret vom 30. März 1828 Juſtiz-Hofdeeret 
vom 12. April 1828 in Krop. Geſ. Franz 54. B. S. 95) 
dahin eingeſchränkt, daß ſolche Streitigkeiten, wenn ſie erſt 
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Hinſichtlich der Polizei-Vergehen der Lohnkutſcher, 
Kleinfuhrleute und Knechte wurde durch die Polizei— 
Ober-Directions-Circulare vom 19. Februar 1834, Z. 1481 
und 16. Jänner 1836, 3. 125 insbeſondere verordnet, daß 
die dießfälligen Verhandlungen, ſo wie die Vorunterſuchun— 
gen in ſchweren Polizei-Übertretungen bei den betreffen— 
den Bezirks-Directionen zu geſchehen haben, wohin 
demnach das Lohnkutſcheramt, die Fälle ausgenommen, wo 
eine augenblickliche Correction nothwendig iſt, die Anzeige zu 
machen hat. Übrigens ſind die Unterſuchungsacten wie ge— 
wöhnlich der Polizei-Ober-Direction vorzulegen, jedenfalls 
aber, die Unterſuchung mag nach dem Strafgeſetze förmlich 
abgeführt, oder nur eine correctionelle Verhandlung gepflogen 
worden ſeyn, iſt das Lohnkutſcheramt von der Übertretung 
ſowohl als der verhängten Strafe in Kenntniß zu ſetzen. 

Wenn ein Sträfling in einem Strafhauſe ſich eines 
Polizei⸗Vergehens ſchuldig macht, fo hat nach der Analogie 
des Hofkanzlei-Decretes vom 17. Mai 1833, 3. 10,3159) 
und nach der n. 5. Negierungs-Verordnung vom 24. Julius 
1833, 3. 38,733 an die k. k. Kreisämter, die betreffende Be— 
hörde, welche die unmittelbare Aufſicht über das 
Strafhaus hat, die Unterſuchung ſogleich vorzunehmen. 

Was die Gerichtsbarkeit über Polizei-Vergehen der be— 


nach Verlauf von dreißig Tagen vom Tage des auf— 
gelöſten Dienſtverhältniſſes angebracht werden, nicht mehr bei 
den politiſchen Behörden, ſondern bei den ordentlichen Gerich— 
ten anhängig zu machen ſind. 

) N. 6. Regierungs-Verordnung vom 17. Junius 1833, 3. 32,182 
an die k. k. Provinzial-Strafhaus-Verwaltung und den 
Wiener-Magiſtrat. 
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eideten Practikanten betrifft, fo ſcheint das Hofkanz— 
lei⸗Decret vom 19. December 1834 an das igalizifche Gu— 
bernium ) ſeine analoge Anwendung zu finden. Nach dieſem 
ſoll beeideten Concepts- oder Manipulations-Practikanten 
landesfürſtlicher Behörden in Fällen ſchwerer Polizei-Übertre— 
tungen allerdings auch das ausnahmsweiſe Verfahren nach dem 
§. 284 des II. Thl. des St. G. B. zu Statten kommen, da 
zu Folge des im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberſten Juſtiz— 
ſtelle und mit der k. k. allgemeinen Hofkammer erlaſſenen Hof— 
kanzlei-Decretes vom 7. April 1833 in allen jenen Fällen, 
wo ſie wegen Vergehen zu entlaſſen ſind, bei den dießfälligen 
Verhandlungen nach den für die wirklichen Staats» Beamten 
beſtehenden Normen vorzugehen iſt. 


§. 53. 


Wirkſamkeit der herrſchaftlichen Wirthſchaftsämter 
und hieſigen Grundgerichte hinſichtlich der 
Polizei⸗Vergehen. 


Das Hofdecret vom 21. Auguſt 1788, welches die herr 
ſchaftlichen Gerichte in den deutſch- öſterreichiſchen Provinzen 
regulirte, nimmt von dem Wirkungskreiſe derſelben die In— 
jurienhändel aus, und weiſet ſie den herrſchaftlichen 
Wirthſchaftsämtern zu, und zwar jenem, das zur Grund— 
obrigkeit gehört, welches in Streitſachen über den Geklagten 
competent iſt. Dieſer Anordnung wurde jedoch durch die 
$$. 1339 und 1340 des allgem. bürgl. Geſetzbuches derogirt, 
nach welchen die Unterſuchung und Beſtrafung der Ehrenbe— 
leidigungen als Vergehen der politiſchen Obrigkeit zu— 


) Krop. Geſ. B. 60 S. 455. 
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gewieſen ift. Hat jedoch hinſichtlich der Entſchädigung des Be— 
leidigten die politiſche Obrigkeit nicht erkannt, da der Erſatz 
des Schadens nicht unmittelbar beſtimmt werden konnte, oder 
iſt dieſes zwar geſchehen, findet aber gegen das politiſche Er— 
kenntniß nach den beſtehenden Geſetzen ) der Rechtsweg Statt, 
dann haben die herrſchaftlichen Wirthſchaftsämter nach obigem 
Hofdecrete über den Schadenerſatz bei Injurien zu entſcheiden “). 

Etwas Ahnliches, wie bei den herrſchaftlichen Wirth⸗ 
ſchaftsämtern auf dem Lande, findet in Wien bei den G rund⸗ 
gerichten Statt. Das Circulare vom 26. Februar 1792) 
hat denſelben nebſt Vergleichsverſuchen, Zins— und Auszieh⸗ 
ſachen, Streitigkeiten, deren Gegenſtand 25 fl. nicht über— 
ſteigt, auch die Verb al⸗Injurien zur Entſcheidung zuge— 
wieſen. Durch ſpätere Anordnungen, nemlich durch die $$. 1339 
und 1340 des allgem. bürgl. G. B. und durch das Hofdecret 
vom 14. März 1812 wurden rückſichtlich der letzteren, in ſo 
ferne fie ſich als ſtrafbare Vergehen darſtellen, und in gewiſſen 

\ 


—— 


) Siehe die dießfälligen Anordnungen bei dem F. 71 dieſer Ab- 
handlung. 

Dieſer ämtliche Vorgang der herrſchaftlichen Wirthſchafts ämter 
iſt jedoch nicht mit jenem zu verwechſeln, wozu ſie durch das 
Patent vom 3. Juli 1786 und das Hofdecret vom 6. Auguſt 
1795 hinſichtlich der zwiſchen Unterthanen ausgebrochenen 
Streitigkeiten angewieſen ſind; indem im letzteren Falle das 
Wirthſchaftsamt, unter welchem der Beklagte ſteht, einen güt— 
lichen Vergleich zu verſuchen, und wenn er nicht zu Stande 
kommt, beiden Parteien eine Abſchrift des Vergleichverſuchs— 
Protocolles als ein nach dem Patente vom 20. November 1795 
zur Ergreifung des Proceßweges nothwendiges Erforderniß zu 
verabfolgen hat, im erſteren Falle hingegen ſelbſtſtändig ent: 
ſcheidet. 

) Fügers gerichtliches Verfahren in Streitſachen 3. B. S. 266. 


2 
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Fällen auch rückſichtlich des Schadenerſatzes bei denſelben, die 
Polizei-Directionen für competent erklärt. Dadurch 
wurde alſo den frühern Vorſchriften größtentheils derogirt, 
und die Grundgerichte haben demnach ſo wie die herrſchaftli— 
chen Wirthſchaftsämter bloß in Betreff des Schadenerſatzes 
dann ämtlich vorzugehen, wenn nach den beſtehenden Geſetzen 
die Verhandlung über den Schadenerſatz der polizeilichen Be— 
hörde gar nicht zuſteht oder überhaupt der Rechtsweg zu— 
läßig iſt. 

Das hier Geſagte gilt auch von den im Lombardiſch-Ve— 
netianiſchen Königreiche und in Trieſt beſtehenden Stadt— 
Präturen, welche eine mit den Grundgerichten in Wien 
ähnliche Beſtimmung haben. 


§. 54. 


Vom Zuſammentreffen eines Polizei⸗Bergehens mit 
andern ſtrafbaren Handlungen. 


Trifft ein Polizei-Vergehen, von welchem analoge ſchwere 
Polizei-Übertretungen im Geſetzbuche vorkommen, mit einem 
Verbrechen oder einer ſchweren Polizei-Ubertretung zuſam⸗ 
men, ſo entſteht rückſichtlich der Competenz der Strafbehör— 
den die Frage, ob der §. 29 des I. Thls. des St. G. B. und 
das Hofkanzlei-Decret vom 13. Februar 1828, 3. 3156 ') 
ihre analoge Anwendung zu finden haben. Es ſcheint, daß 
hierauf bejahend geantwortet werden muß. Der $. 29 des 
I. Thls. des St. G. B. ſchreibt vor, daß die Anordnung des 
vorangehenden §. 28, vermöge welcher bei dem Zuſammen— 


) Krop. Gef. Franz 54. B. S. 44, n. 6. Regierungs-Verordnung 
vom 22. Februar 1828, 3. 9805. 
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treffen mehrerer Verbrechen von verſchiedener Gattung (Art) 
der Verbrecher nach jenem, auf welches die ſchärfere Strafe 
geſetzt iſt, jedoch mit Bedacht auf die übrigen Verbrechen, 
zu beſtrafen iſt, auch in dem Falle, daß eine ſchwere Polizei⸗ 
Übertretung mit einem Verbrechen zuſammentrifft, beobachtet 
werden muß, dafern gegen die ſchwere Polizei-Übertretung 
eine Arreſtſtrafe oder körperliche Züchtigung beſtimmt iſt; und 
das Hofkanzlei-Decret vom 13. Februar 1828, welches zur 
Erläuterung dieſer Vorſchrift erfloſſen iſt, beſtimmt, daß in 
Fällen, wo die mit einem Verbrechen concurrirende ſchwere 
Polizei-Übertretung nebſt dem Arreſte oder der körperlichen 
Züchtigung noch mit einer weiteren Strafart verpönt iſt, der 
Criminal-Richter ohne Rückſicht, ob dieſe andere Strafart 
ſelbſtſtändig oder cumulativ mit jenen beiden Strafarten ver— 
hängt iſt, auf die ſchwere Polizei-Übertretung keinen Einfluß 
zu nehmen, ſondern der politiſchen Obrigkeit das Erkenntniß 
darüber zu überlaſſen habe, indem es ſchlechterdings unzuläßig 
wäre, daß über eine und dieſelbe ſchwere Polizei-UÜbertretung 
von zwei verſchiedenen Richtern erkannt werde. Der Grund 
dieſer Ausnahme liegt offenbar in der Abſicht, den Geſchäfts— 
gang zu beſchleunigen, und tritt bei der Concurrenz der Po— 
lizei-Vergehen mit andern ſtrafbaren Handlungen ebenfalls 
ein, da im Gegentheile die eine Strafbehörde, welche bereits 
in der vollkommenen Kenntniß der ſtrafbaren Handlung iſt, 
dieſelbe einer anderen zur neuerlichen Unterſuchung überlaſſen 
müßte. Nach dem im obenerwähnten Hofkanzlei-Decrete ange— 
führten Grunde der daſelbſt ertheilten Erläuterung, weil nem— 
lich der $. 29 des I. Thl. des St. G. B. nur für die Fälle, 
wo die mit einem Verbrechen concurrirende ſchwere Polizei— 
Übertretung mit Arreſt oder Züchtigung verpönt iſt, eine be— 
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ſtimmte Ausnahme macht, und folglich alle unter dieſe Aus⸗ 
nahme nicht ſtreng zu ſubſumirenden Fälle der Regel zu fol- 
gen haben, verſteht es ſich jedoch auch bei der Concurrenz von 
Polizei-Vergehen mit andern Übertretungen, daß dieſe Aus⸗ 
nahme von der Regel auch nur in dem ebenerwähnten Falle 
Statt finde ). 

Trifft eines der Polizei-Vergehen nach dem §. 1339 des 
allg. bürgl. G. B. mit anderen derſelben Art zuſammen, ſo iſt der 
geſetzwidrig Handelnde nach der Analogie des §. 28 des I. Thl. 
des St. G. B. nach jenem, auf welches die ſchärfere Strafe 
geſetzt iſt, jedoch mit Bedacht auf die übrigen Vergehen zu 
beſtrafen. 

Da in Wien die nicht aus der Anordnung des §. 1339 
fließenden, ſondern durch beſondere Vorſchriften als Ver— 
gehen normirten Geſetzübertretungen verſchiedenen Unter— 
ſuchungsbehörden zugewieſen find, fo ift bei dem Zuſam— 
mentreffen eines ſolchen Vergehens mit den oben erwähnten 
die obige Regel dahin zu beſchränken, daß eine ſolche Concur⸗ 
renz nur dann eine Ausnahme von der ordentlichen Competenz 
begründe, wenn gegen das minder verpönte Vergehen eine 
Arreſtſtrafe oder körperliche Züchtigung verhängt iſt. 

Nach dem Geſagten ſind alſo Polizei-Vergehen, wenn 
ſie mit Arreſtſtrafe oder körperlicher Züchtigung verpönt ſind 
und mit einer anderen ſtrafbaren Handlung des erſten oder 


) Die Frage rückſichtlich der Competenz bei dem Zuſammentreffen 
eines Polizei-Vergehens mit einer ſchweren Polizei-Übertre— 
tung hat beſonders in jenen Städten praktiſches Intereſſe, in 
welchen Polizei-Directionen ihren Sitz haben; da in dieſen 
Fällen verſchiedene Perſonen eintreten, was ſonſt nicht der Fall 
iſt, wenn gleich dieſelbe Amtsperſon in verſchiedener Eigenſchaft 
erſcheint. 


— 


— 
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zweiten Theiles des Strafgeſetzes zuſammentreffen, von dem uͤber 
die letztere competenten Richter zu unterſuchen und iſt auf ſie bei 
dem Ausmaße der Strafe gehörig Bedacht zu nehmen. Iſt 
jedoch die im §. 29 des I. Thl. des St. G. B. enthaltene Be- 
dingung nicht vorhanden, ſo iſt die für das unterlaufene Poli— 
zei⸗Vergehen competente Behörde von dem früheren Unter— 
ſuchungsrichter zum weiteren Vorgange in die gehörige Kennt— 
niß zu ſetzen, was auch dann zu geſchehen hat, wenn es ſich 
um eine einzige Übertretung nach dem Strafgeſetzbuche handelt, 
welche jedoch bei der näheren Unterſuchung als unter die blo— 
ßen Vergehen gehörig ſich darſtellt.— 7 


0 $ 55, 
Einfluß der Eigenſchaft des Vergehens auf den 
Gerichtsſtand. 


Was die objective Competenz bei den aus dem 
$. 1339 des allg. bürgl. G. B. ſich ergebenden Polizei-Ver— 
gehen betrifft), fo findet rückſichtlich derſelben der §. 282 
des St. G. B. II. Thl., nach welchem von der Regel, daß das 
Verfahren mit dem einer ſchweren Polizei-Übertretung Be— 
ſchuldigten insgemein die Obrigkeit des Ortes, wo derſelbe 
betreten wird, vorzunehmen hat, nach der Eigenſchaft der Über— 
tretung auch Ausnahmen zuläſſig ſind, keine Anwendung, da 
die ſpeciellen dießfälligen Verordnungen, nemlich der §. 1339 
des allg. bürgl. G. B. und das Hofdecret vom 14. März 
1812 das Gegentheil beſtimmen. 


) Daß andere durch beſondere Vorſchriften als Polizei-Vergehen 
erklärte Geſetzübertretungen verſchiedenen Unterſuchungsbehör— 
den zugewieſen wurden, iſt bereits erwähnt worden. Siehe 
die Note zum $. 11. 
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Übrigens ſcheint die Beſtimmung des $. 287 des II. Thl. 
des St. G. B., nach welcher die obere Behörde außer den be— 
ſtimmten Ausnahmen, wenn Verhältniſſe der Perſonen oder 
der Zuſammenhang der Sache und Umſtände es nothwendig 
machen, berechtigt iſt, die Verhandlung über eine ſchwere 
Polizei-Übertretung von der ordentlichen Behörde abzurufen 
und einer anderen zu übertragen, doch bei Polizei-Vergehen 
ihre analoge Anwendung zu finden, ungeachtet das Hofdecret 
vom 14. März 1812, welches als einzige dießfällige Norm bei 
Polizei-Bergehen zu betrachten iſt, dieſe Verfügung nicht 
aufgenommen hat; da einerſeits auch bei dieſen der gleiche 
Grund des Geſetzes eintreten kann, anderſeits das obener— 
wähnte Hofdecret die competente Behörde nur der Regel nach 
beſtimmt, wedurch alſo die mehrmals wiederholte Vorſchrift, 
vermöge welcher bei Polizei-Vergehen nach der Analogie des 
II. Thl. des St. G. B. vorgegangen werden ſoll, dießfalls 
nicht aufgehoben wurde. 

Die Anordnung der n. ö. Regierungs-Decrete vom 16. 
October, Z. 34,457 und 21. November 1806, Z. 23,269 des 
Inhalts, daß die Polizei-Bezirks-Directionen der Vorſtädte 
in ſchweren Polizei-Übertretungsfällen, wo die politiſchen 
Obrigkeiten überhaupt durch den $. 400 des II. Thl. des St. 
G. B. an das Kreisamt gewieſen ſind, ihre Verhandlungen an 
die Polizei-Ober-Direction zu ſenden haben, welche dabei 
nach der nemlichen Vorſchrift, die der $. 401 den Kreisäm— 
tern gibt, vorzugehen hat, daß jedoch in den bei den vier 
Stadt- Bezirks- Directionen vorgekommenen Unterſuchungen 
die Urtheilsſchöpfung nur der Ober-Direction unmittelbar zu— 
ſtehe, und daß demnach die Verhandlungsacten bloß in den 
Fällen des §. 402 der Landesftelle von Amtswegen zur Be— 
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ſtatigung vorzulegen find, leidet bei Polizei-Vergehen keine 
Anwendung; indem bei dieſen bloß nach der n. ö. Regie— 
rungs⸗Verordnung vom 11. Juni 1812, Z. 16,256 vorzugehen 
iſt, nach welcher jede Bezirks-Direction über die gepflogene 
Unterſuchung das Erkenntniß zu ſchöpfen berechtigt ift, und 
jedes Erkenntniß der Polizei-Ober-Direction vorgelegt wer⸗ 
den muß. 


§. 56. a 
Beſetzung der Behörde über Polizei⸗Vergehen. 


Was die Organiſirung der zum Verfahren über 
Polizei-Vergehen competenten Behörde anbelangt, ſo leidet 
der §. 290 des II. Thl. des St. G. B., nach welchem die 
Behörde, welche die Gerichtsbarkeit bei ſchweren Polizei 
Übertretungen ausübet, aus einem Richter und einem Actuar 
zu beſtehen hat, durch die eben erwähnte n. ö. Regierungs— 
Verordnung eine Abänderung, indem nach dem 3. Abſatze der: 
ſelben bei dem Verfahren über Polizei-Vergehen kein Ac⸗ 
tuar nothwendig iſt. 

Da rückſichtlich der Erforderniſſe zur Ausübung des 
ſtrafrechtlichen Vorganges in Fällen von Polizei-Vergehen 
keine beſonderen Vorſchriften beſtehen, ſo muß der in Polizei— 
Vergehens- Angelegenheiten die Verhandlung führende Be— 
amte mit den, dem Richter über ſchwere Polizei-Übertretun⸗ 
gen nach dem §. 291 nothwendigen und durch die Hofdecrete 
vom 30. September 1806 und 8. September 1809 auch für die 
Polizei-Beamten rückſichtlich der Behandlung der ihnen zuge— 
wieſenen ſchweren Polizei-Übertretungen neuerdings vorge— 
ſchriebenen Eigenſchaften verſehen ſeyn. Eben ſo ſchreibt auch 
das Decret der Polizei-Hofſtelle vom 31. Auguſt 1809 vor, 

11 
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daß Niemand zu dem Amte eines Polizei» Commiffärd gelan⸗ 
gen kann, der ſich nicht mit dem Fähigkeitszeugniſſe zum Rich⸗ 
teramte über ſchwere Polizei- Übertretungen auszuweiſen 
vermag ). 


Nach der Analogie des erſten und zweiten Theiles des Straf- 
geſetzbuches iſt auch bei Polizei-Vergehen der ſtrafrechtliche 
Vorgang nach Thunlichkeit zu beſchleunigen, indem bei dieſen, 
wenn ſie auch minderen Belanges ſind, als andere ſtrafbare 
Handlungen, die ſichere Erreichung des Strafzweckes die mög— 
lichſt ſchnelle Beſtrafung erheiſcht ). Es iſt nemlich nicht zu 


) Nach dem Hofkanzlei-Deerete vom 16. September 1825 müſſen 
dieſe Prüfungen nicht mehr wie früher bei den Kreisämtern, 
ſondern bei den Gubernien ſelbſt vorgenommen werden. Böh— 
miſche Gubernial-Verordnung vom 3. November 1825. Krop. 
Geſ. Franz 51. B. Nr. 359. 

») Dadurch wird einer der wichtigſten Zwecke der Polizei, die Ver— 
hinderung von ubertretungen, am ſicherſten erreicht, wenu 
einerſeits gleich bei der erſten Übertretung mit gehöriger Stren⸗ 
ge vorgegangen und auf dieſe Weiſe von ſtrafbareren Handlun⸗ 
gen abgehalten wird; anderſeits bei wichtigen Übertretungen 
zur Ausforſchung der Thäter und Einlieferung derſelben an die 
competente Strafbehörde im Einverſtändniſſe mit denſelben 
das entſprechende Amt gehandelt, die Unterſuchung ſicherge— 
ſtellt und ſo der Schuldige der geſetzlichen Strafe zugeführt 
wird. Beſonders wichtig iſt dießfalls das Deeret der k. k. ober— 
ſten Polizei- und Cenſurs-Hofſtelle vom 30. December 1823. 
Durch dasſelbe wurden ſämmtliche Polizei: Behörden auf den 
bewährten Grundſatz aufmerkſam gemacht, daß nur gemein— 
ſchaftliches enges Zuſammenwirken der politiſchen 
und beſonders der Polizei: Behörden mit den Juſtiz-Amtern 
und Criminal-Gerichten, zumahl bei Unterſuchungs-Objeeten 
wichtigen Belanges zum Zwecke führe, und daß ganz beſonders 
die Polizei- Behörden und Polizei-Beamten ihr Amt gegen 
Jedermann ohne Unterſchied nach den Geſetzen handeln, ſofort 
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überſehen, daß die Beſtrafung wegen bloßer Vergehen, da 
dieſe oft den Übergang zu ſtrafbareren Handlungen bilden, 
beſonders auf die Beſſerung, welche bei minder intenſiven 
ſchlechten Triebfedern viel leichter bezweckt werden kann, ihr 
Hauptaugenmerk richten muß. Nur in Fällen des §. 241 
des II. Thl. des St. G. B. dürfte es dem an feiner Ehre Ge— 
kränkten auch frei ſtehen, einen minder raſchen Vorgang in 
der Unterſuchung zu verlangen, da er dieſelbe ganz abzubre— 
chen das Recht hat. Dadurch gewinnt er nemlich an Zeit, 
binnen welcher er von dem Ehrenverletzer nach der Geſtattung 
der A. h. Entſchließung vom 15. Junius 1835 die Beſtrafung 
ganz abwenden kann. 

Die Inſtanzen- Unterordnung iſt dieſelbe, wie bei ſchwe— 
ren Polizei-Übertretungen. 

Nach der Beſtimmung der Behörde, welche in einem ge— 
wiſſen Falle einzuſchreiten hat, entſteht die Frage, wann dieſe 
ihre Gerichtsbarkeit ausüben ſoll, und was ihr rückſichtlich der 
Erhebung des Thatbeſtandes obliegt. Davon handelt das 
nächſte Hauptſtück. 


hierbei weder das Aufſehen noch das Geſchrei einiger Hitzköpfe 
beachten, ſondern nur ihre Pflicht vor Augen haben müſſen. 

In dieſem Sinne erinnerte auch die Polizei-Hofſtelle in 
Erledigung des Commiſſions-Protocolles vom 28. October 
1836 (Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 4. November 
1836, 3. 13473), daß zu Errzielung einer thätigen Mitwirkung 
von Seite des Publicums zur Förderung der guten Sache es 
am zweckdienlichſten fey, wenn die Polizei- Behörden durch 
loyales und humanes Benehmen, ſo wie durch Beweiſe von 
Unverdroſſenheit und Willfährigkeit im Dienſte, die Liebe, das 
Vertrauen und die Zuneigung der Bewohner zu gewinnen und 
zu ſichern wiſſen. 


Zweites Hauptſtück. 


Von Erforſchung der Ehrenkränkungen und 
Erhebung des Thatbeſtandes. 


5437. 
Erforſchung der Ehrenkränkungen. 


Nach der Analogie des §. 293 des II. Thls. des St. G. B. 
hat die politiſche Obrigkeit ihr dießfälliges Amt auszuüben, 
wenn ſie durch Ruf, Anzeige oder eigene Entdeckung 
von einer Ehrenkränkung Vermuthung oder Kenntniß erhält ). 
Von dieſer Regel machen die Ehrenkränkungen nach der Ana— 
logie des §. 241 eine Ausnahme, indem bei dieſen, ſo wie bei 
den ſchweren Polizei-Übertretungen dieſes Paragraphes die Ein- 
leitung der Unterſuchung und Beſtrafung von dem Verlangen 


* 


) Rückſichtlich des Verfahrens in polizeilichen Strafangelegenhei— 
ten iſt jede Willkühr zu beſeitigen und ſich genau nach den 
ſpeciellen dießfalls erlaſſenen Verordnungen, oder in Ermang— 
lung dieſer nach den aus der Analogie des II. Thls. des St. 
G. B. ſich ergebenden Vorſchriften zu benehmen, da Polizei— 
Behörden (nach der Weiſung der Oberſten Polizei- und Cen— 
ſurs-Hofſtelle an die Polizei-Ober- Direction in Erledigung des 
Commiſſions-Protocolls vom 21. April 1821) in ihren 
Amtshandlungen ſtets nach dem Geſetze vorzuge— 
hen haben, und es ihnen ſtrengſtens verbothen 
iſt, von dem Buchſtaben desſelben abzuweichen. 
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des Mißhandelten abhängt ). Dasſelbe iſt auch nach der n. ö. 
Regierungs-Verordnung vom 8. Mai 1806, 3. 11,779 bei 
den in Satzſchriften vorkommenden Injurien und ehrenrühri— 
gen Behauptungen der Fall. f 

Wenn es gleich wahr iſt, daß mehr oder weniger bei 
allen Ehrenkränkungen das Anſuchen des Beleidigten um Be— 
ſtrafung des Beleidigers ein nothwendiges Erforderniß zur Aus— 
übung der dießfälligen Gerichtsbarkeit zu ſeyn ſcheint, indem 
einerſeits bei der Verletzung dieſes Privatrechtes der an feiner 
Ehre Gekränkte zur Vermeidung einer weiteren Verbreitung 
Urſache haben kann, keine Unterſuchung zu wünſchen, ander— 
ſeits es oft ſehr ſchwer iſt, zu beurtheilen, ob eine beſtimmte 
Handlung einer Perſon von der andern wirklich als Ehren— 
kränkung angeſehen wird; ſo bleibt es in Gemäßheit der be— 
ſtehenden Vorſchriften doch bei der allgemeinen Regel. In der 
Praris geſtaltet ſich jedoch die Sache meiſtens ſo, als ob zur 
Einleitung einer Unterſuchung wegen Ehrenkränkungen das 
Anſuchen des Beleidigten jedesmal erforderlich wäre; wie 
3. B. in den Fällen nach der Analogie des $. 236. Spätere 
Verordnungen, z. B. die dem $. 236 analoge Vorſchrift wegen 
Injurien in Satzſchriften, nahmen dieſes Erforderniß als Be— 
dingung zur Einleitung einer Unterſuchung ausdrücklich in 
ſich auf. 

Was das Benehmen des Civil-Richters bei vorkommen— 
den Anzeigungen einer Ehrenkränkung im Laufe 
eines Prozeſſes anbelangt, ſo dürfte dießfalls die Allerh. 


— — — * — — - ® * 
1) Siehe die dießfälligen Verordnungen bei dem $. 35 dieſer Ab— 
: 9 


handlung. 
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Entſchließung vom 29. Auguft 1820 ) ihre analoge Anwen⸗ 
dung finden. Nach derſelben können Rechtsangelegenheiten, 
deren Entſcheidung von dem Beweiſe und der Zurechnung eines 
Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Übertretung abhängt, 
wie ſich aus den Ss. 522 bis 525 des erſten, und aus dem 
§. 398 des zweiten Theiles des Strafgeſetzes, dann aus den 
§§. 1338, 1339 und 1340 des allg. bürgl. Geſetzbuches er— 
gibt, vor erfolgtem Urtheile des Criminal-Richters oder der 
politiſchen Behörde bei den Civil-Gerichten nicht angebracht 
werden. Wird erſt im Laufe des Proceſſes eine beſtimmte Per— 
fon eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Übertre— 
tung auf eine ſolche Art angeklagt, daß die Beſchuldigung 
für eine zur Einleitung der Unterſuchung hinreichende rechtliche 
Anzeige zu halten iſt, ſo muß nach derſelben, in ſo ferne der 
Erfolg dieſer Unterfuchung auf die Entſcheidung der Streit— 
ſache weſentlichen Einfluß haben könnte, bei dem Civil-Ge— 
richte das rechtliche Verfahren eingeſtellt und das Erkenntniß 
des Strafgerichtes abgewartet werden. Iſt der Ausgang der 
Unterſuchung für die Entſcheidung des Proceſſes gleichgiltig, 
ſo hat zwar der Civil-Richter das Verfahren ununterbrochen 
fortzuſetzen und nach geſchloſſenem Acte zu erkennen, immer, 
aber die vorgekommenen rechtlichen Anzeigen eines Verbre— 
chens oder einer ſchweren Polizei-UÜbertretung den Strafges 
richten der Vorſchrift gemäß von Amtswegen ſogleich mit— 
zutheilen. 

Außer den Fällen, in welchen die Einleitung der Unter— 


) Juſtiz-Hofdeeret vom 6. März 1821; n. ö. Regierungs-Ver— 
ordnung vom 11. April (3. 16,289), und 14. December 1821, 
3. 57,484, Krop. Geſ. Franz 45. B. Nr. 93. 
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ſuchung und Beſtrafung einer Ehrenkränkung von dem Ber: 
langen des Beleidigten abhängt, ſteht es Jedermann frei, eine 
ihm bekannt gewordene Ehrenkränkung anzuzeigen; nur iſt der 
Anzeiger, wie es ſich von ſelbſt verſteht, bei den Polizei-Ver— 
gehen nach der Analogie der $$. 234 und 235 vermöge der 
Analogie der Vorſchrift des §. 296 II. Thls. in dem Falle nicht 
berechtigt, von dem ihm ſonſt zuſtehenden Befugniſſe, die 
Verſchweigung, feines Namens zu verlangen, Gebrauch zu 
machen, wenn er ſich ſelbſt durch ſeine Anzeige eines Verge— 
hens nach den erwähnten beiden Paragraphen ſchuldig machte. 

Rückſichtlich der anonymen Anzeigen bei Polizei-Ver— 
gehen gilt im Allgemeinen die Vorſchrift des §. 297 II. Thls.; 
nur verdient das Hofdecret vom 21. December 1803 ') eine 
nähere Berückſichtigung, nach welchem Beſchwerdeſchriften, 
worin der Verfaſſer derſelben nicht] genannt iſt, keineswegs 
anzunehmen ſind. 


$. 58. 
Bemerkungen rückſichtlich der Erhebung des That: 
beſtandes. 


Daß mehrere Paragraphe des zweiten Abſchnittes im zwei— 
ten Theile des Strafgeſetzbuches, und welche bei den Ehrenkrän— 
kungen keine Anwendung finden, geht aus der Natur der 
Sache hervor. Insbeſondere dürfte der Fall, wo die Zeugen 
ihre Ausſagen durch einen Eid zu bekräftigen haben, bei Po— 
lizei-Vergehen nicht leicht eintreten, da dieſes nach der An— 
ordnung des §. 311 des II. Thls. bloß bei wichtigeren ſchwe— 
ven Polizei-UÜbertretungen, wenn es das Gericht für nöthig 


) Krop. Gef, Franz. 17. B. S. 860. 
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erachtet, zu geſchehen hat, obwohl auch bei Polizei-Verge⸗ 
hen die Erinnerung an den Zeugen, daß er ſeinem Gewiſſen 
und der Obrigkeit zur Wahrheit verpflichtet iſt, und ſich durch 
eine wiſſentliche Unwahrheit mafia machen würde, nicht zu 
unterlaſſen iſt. 

Da Ehrenkränkungen, die Fälle nach der Analogie des 
§. 237 ausgenommen, wo Jemand durch Schmähſchriften oder 
bildliche Schilderungen an ſeiner Ehre gekränkt wird, an ſich 
keine Merkmale zurücklaſſen, wird die Erhebung des Thatbe— 
ſtandes zugleich mit der Unterſuchung gegen den Ehrenverletzer 
vorgenommen. 

Die in den §§. 312, 325, 341 und 398 des Strafgeſetz⸗ 
buches II. Thls. enthaltenen Vorſchriften rückſichtlich der Be— 
ſtimmung des den Beſchädigten gebührenden Schadenerſatzes, 
der Gattung und des Betrages desſelben, finden bei Polizei— 
Vergehen ihre volle Anwendung, da rückſichtlich des durch 
dieſelben verurſachten Schadens keine beſonderen Anordnungen 
beſtehen ). f 


) Siehe dießfalls die $$. 70 bis 73. 


Drittes Hauptſtück. 


Von Unterſuchung des Beſchuldigten, dem 
Verhöre und den Beweiſen. 


— 


Von den rückſichtlich mehrerer Inquiſiten zu 
beobachtenden Vorſchriften. 


$. 59. 


Hinſichtlich der Einleitung einer Unterſuchung gegen gewiſſe 
Perſonen ſind einige beſondere Vorſchriften zu merken. 

Nach der Regierungs-Verordnung vom 20. Jänner 1824, 
Z. 1939 ſind Dienſtleute und Hausgenoſſen eines 
Geſandten von den politiſchen Behörden mit Umgehung 
des k. k. Oberſthofmarſchall-Amtes uicht unmittelbar 
vorzuladen. 

Wird ein Hofdiener eines Polizei-Vergehens wegen 
angeklagt, fo muß nach der Polizei-Hofſtelle-Verordnung 
vom 24. Auguſt 1803 ) gleichfalls dem Oberſthofmarſchall⸗ 
Amte davon die Anzeige erſtattet werden. 

Überhaupt iſt nach dem Polizei-Ober-Directions-Circu— 
lare vom 6. Februar 1827 die Anhaltung ) eines In⸗ 


) Krop. Gef. Franz 18. B. S. 280. 

») Daß bedenkliche Individuen bei ihrer Arretirung ſtets zu 
viſitiren ſind, wurde durch das Polizei-Ober-Directions— 
Circulare vom 9. December 1825 neuerlich eingeſchärft. 
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dividuums ſeinen hier befindlichen Angehörigen 
ſogleich bekannt zu machen, wenn nicht beſondere 
Umſtände, als Complicität ꝛc. dagegen ſtreiten. 

Wenn zur Civil-Bau-Direction gehörige Indi⸗ 
viduen in polizeiliche Unterſuchung gezogen werden, iſt dahin 
jedesmal, jedoch nicht immediate, ſondern durch die Polizei— 
Ober -Direction die Anzeige zu machen!). 

Bediente, die ſich gegen die Militär-Wache durch Re- 
den, Drohungen oder Thätlichkeiten vergehen, ſollen ſogleich 
arretirt werden ). 

Überhaupt ſoll bei Wachebeleidigungen ſtrenge vorgegan— 
gen werden und in der Regel hat die Arretirung ſogleich zu 
geſchehen ). 


§. 60. 
Fortſetzung. 


Da nach dem Polizei-Ober-Directions-Decrete an das 
Militär⸗Polizei-Wachcommando vom 21. October 1836, 
Z. 12,957 die Polizei-Wache nur dann einzuſchreiten berech— 
tigt iſt, wenn ſie einen Auftrag von der vorgeſetzten Stelle 


) Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 13. December 1831. 

) Verordnung vom 21. April 1755. Krop. Maria Thereſ. 3. B. 
S. 188. 

) Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 8. Juni 1836, Z. 1218. — 
Da nach dem Hofkanzlei-Deerete vom 11. April 1822, 3. 9042 
(n. ö. Regierungs-Verordnung vom 20. April 1822, Z. 18,625) 
die Vorſchrift des §. 72 des II. Thl. des St. G. B. nicht bloß 
bei Civil- und Militär-Wachen, ſondern überhaupt auch auf 
obrigkeitliche Beamte und Perſonen und auf deren Abgeordnete 
in Amtsſachen Anwendung findet; fo hat obiges Circulare auch 
rückſichtlich der den letzt genannten Perſonen zugefügten Ehren— 
kränkungen ſeine analoge Gültigkeit. 


— 
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oder denjenigen, welche ſich als ihre Abgeordneten oder Be— 
vollmächtigten ausweiſen, erhält, oder wenn es ſich um rein 
polizeiliche Fälle z. B. Verwundung, Exceſſe, Diebſtahl ꝛc. 
handelt und Gefahr am Verzuge hängt, oder ſonſt durch die 
auch dem gemeinen Manne einleuchtenden Umſtände die unmit— 
telbare Dazwiſchenkunft der Wache nothwendig und rathſam 
wird, ſo wurde das erwähnte Wach-Commando angewieſen, 
in allen übrigen Fällen, wo ſich Parteien wegen Einſchrei— 
tens an die Wache wenden, ſelbe an die Polizei-Be— 
zirks-Directionen oder das Haus-Commiſſa— 
riat zu weiſen, wohin auch jedes durch den Drang der Um— 
ſtände ohne vorläufige Meldung veranlaßte Einſchreiten zu 
melden iſt. n 

Überhaupt ſollen alle jene Parteien, welche in Polizei⸗ 
Fällen auf der Gaſſe angehalten werden, unmittelbar in das 
Polizei-Haus überliefert, von dem da Commandirenden die 
Meldung an die k.k. Polizei-Ober⸗Direction davon gemacht, zu 
dieſer dieſelben zur Unterſuchung geſtellt, oder von ihr gleich 
gehörig abgeſtraft, ſomit die Sache abgethan, oder nach Be— 
ſchaffenheit der Umſtände auch dem Wiener⸗Magiſtrate oder 
der gemeinſchaftlichen Militär- und Civil-Unterſuchungs— 
Commiſſion die Unterſuchung übertragen werden ). 

Nach der Weiſung der Polizei-Hofſtelle an die Polizei— 
Ober-Direction in Erledigung des Commiſſions-Protocolls 
vom 10. November 1835 ) find Polizei- und Disciplinar⸗ 
Vergehen der Militär-Polizei-Wachgemeinen nicht 
ſogleich an die competente Militär-Behörde, ſondern der 

f 
) N. 6. Regierungs-Deeret vom 7. Auguſt 1785. 
) Polizei-Ober-Directions-Eirculare vom 19. November 1835. 
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Polizei» Ober» Direction anzuzeigen und der Mann ins Po⸗ 
lizei⸗Haus zu ſtellen; worüber die Polizei-Ober-Direction die 
weitere Amtshandlung einzuleiten hat. 

Wenn mit Geſandtſchafts-Individuen Amtshand- 
lungen vorfallen, ſind ſie mit Bericht der ain Ober⸗ 
Direction anzuzeigen ). 

Militär-Perſonen ſollen zu den Civil- Behörden, 
wenn ſie z. B. als Zeugen zu vernehmen ſind, nicht ohne vor— 
läufige Requiſition ihrer Behörden vorgeladen. werden ). 

Nach dem Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 
29. November 1836, Z. 13,896 iſt in dem Falle, als ein Ge 
fällenwach-Individuum arretirt oder in Unterſuchung 
gezogen wird, entweder im unmittelbaren Einvernehmen mit 
der vorgeſetzten Wache-Section vorzugehen, oder dieſelbe hier— 
von ſogleich zu verſtändigen. Vermöge des von der vereinig— 
ten Hofkanzlei im Einvernehmen mit der k. k. oberſten Juſtiz— 
ſtelle und mit der k. k. allgemeinen Hofkammer hinſichtlich der 
Verhaftung und Vorladung von Individuen der Gränz- und 
Gefällenwachmannſchaft bei Verbrechen und ſchweren Polizei— 
Übertretungen erlaſſenen Decretes vom 6. Februar 1837 ) 
iſt zwiſchen Individuen, die zum Dienſte berufen oder in der 
Dienſtausübung begriffen ſind, und jenen, wo dieſes nicht 
der Fall iſt, z. B. welche beurlaubt oder wegen Erkrankung 
bei ihren Angehörigen in Pflege ſind, zu unterſcheiden. Bei 
letzteren hat das allgemein übliche Verfahren Platz zu greifen, 


) Polizei-Ober-Directions-Cireulare vom 24. Juni 1828. 

) Verordnung des böhmiſchen Appellations- Gerichtes vom 
13. April 1804. Borſchitzki's Handbuch S. 179. 

N. ö. Regierungs-Verordnung vom 9. März 1837 3. 12,926. 
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bei erfteren hingegen find die Gerichte und Obrigkeiten befugt, 
in Fällen, wo die Verhaftung nach dem Geſetze ſchon bei der 
Betretung auf der Stelle zu geſchehen hat, ſo wie auch dann, 
wo die Dringlichfeitides Falles ein ſchnelles und unmittelbares 
Einſchreiten erfordert, unmittelbar, ohne ſich an die Vor— 
geſetzten der Gränz- oder Gefällenwache zu wenden, die Ver— 
haftung durch ihre eigenen Organe zu veranlaſſen; jedoch müſ— 
ſen ſie jederzeit ungeſäumt den vorgeſetzten Bezirksleiter oder 
den Compagnie-Commandanten oder Inſpector von dem Ver— 
fügten verftändigen? In allen anderen Fällen iſt die Verhaf— 
tung durch jene Gränz- und Gefällenwach-Vorgeſetzten ein— 
zuleiten, welche die zugleich für den Dienſt nöthige Vorſorge 
zu treffen haben. Hinſichtlich der Vorladung ſolcher Indivi⸗ 
duen verblieb es bei den allgemeinen Beſtimmungen. Dieſe 
Anordnung hat ohne Zweifel auch bei Polizei-Vergehen ſol— 
cher Individuen ihre analoge Anwendung zu finden. 


§. 61. 


Von den Mitteln den Beſchuldigten vor die unter⸗ 
ſuchende Behörde zu bringen. 


Hinſichtlich derjenigen, gegen welche wegen eines Polizei— 
Vergehens vorgegangen werden ſoll, gilt überhaupt die Regel 
des §. 321 des II. Thl. des St. G. B., daß bekannte Per: 
ſonen von ſonſt unbeſcholtenem Rufe und welche der Entflie⸗ 
hung halber unverdächtig ſind, bloß vorzufordern ſind. Dieſes 
wird bei Polizei-Vergehen um ſo häufiger eintreten, als man 
wegen einer bevorſtehenden geringeren Strafe nicht Güter 
vom größeren Belange verlaſſen wird. Es kann jedoch aller— 
dings der Fall eintreten, wo der Beſchuldigte zur Behörde zu 
ſtellen oder gegen ihn mit förmlicher Verhaftung vorzugehen 
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iſt. Erſteres hat zu geſchehen, wenn zu vermuthen fteht, daß 
er ſich der Unterſuchung entziehen dürfte, oder wenn er auf die 
geſchehene Vorforderung nicht erſcheint, letzteres hingegen, 
wenn man beſorgen muß, daß die Freiheit des zu Unterſuchen— 
den die Unterſuchung vereiteln würde, oder ein ſolcher betre— 
ten wird, der, ſey es vor der Unterſuchung, oder nachdem die— 
ſelbe bereits angefangen worden, entwichen iſt. 


Vorſchriften rückſichtlich der Einleitung und Ab⸗ 
führung einer Unterſuchung über Ehrenkränkungen. 


§. 62. 


Da in dem Hofkanzlei-Decrete vom 14. März 1812, 
welches die Unterſuchung und Beſtrafung der Ehrenbeleidigun— 
gen, wenn ſie nicht in die Claſſe der Verbrechen oder ſchweren 
Polizei-Übertretungen gehören, in den Städten den Polizei— 
Directionen zuwies, ausdrücklich enthalten iſt, daß die Po— 
lizei-Directionen in den Städten nur im Namen der Landes— 
ſtelle das ihnen hiedurch zugedachte politiſche Richteramt aus— 
üben können, fo wurde der Polizei-Ober-Direction in Wien 
mittelſt Regierungs-Decretes vom 11. Juni 1812, 3. 16,256 
übet die Art und Weiſe, wie dieſelbe das ihr delegations— 
weiſe von der Landesſtelle überlaſſene dießfällige politifche 
Richteramt auszuüben habe, folgende Vorſchrift ertheilt: 
Kommt die Polizei-Behörde auf eine der oben im §. 57 ange⸗ 
führten Arten in die Kenntniß eines durch das obenerwähnte 
Hofkanzlei-Decret vom 14. März 1812 der Polizei-Ober— 
Direction zugewieſenen Klagegegenſtandes, ſo ſteht nach der 
Analogie des Strafgeſetzes jener Bezirks-Direction die dieß— 
fällige Verhandlung zu, in deren Bereiche der Ge— 
klagte wohnt, oder, wenn ſolcher zu arretiren war, jener, 
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wo er angehalten wurde, und falls der Thäter nicht 
bekannt iſt, jener, wo das Vergehen vor ſich ging. 
Ob der Geklagte adelig iſt oder nicht, macht hier keinen Unter— 
ſchied, da nach obigem Hofkanzlei-Decrete und der Analogie 
der A. h. Entſchließung vom 30. September 1806 jede ſolche 
Rückſicht ausgeſchloſſen iſt und gegen die Polizei keine 
exceptio fori Statt findet ). 


§. 63. 
Fortſetzung. 


Was die Verhandlung ſelbſt betrifft, fo iſt zuerſt dar: 
auf zu ſehen, ob von Amtswegen gegen den Beſchuldigten 
vorzugehen iſt, oder nicht. Wann das Eine oder das An— 
dere der Fall ſey, geht theils aus dem bereits im erſten Ab— 
ſchnitte Geſagten hervor, theils erklärt in dieſer Beziehung 
das mehrerwähnte Regierungs-Decret vom 11. Juni 1812 
in feinem ſiebenten Abſatze, es habe dann ob causam publi- 
cam von Amtswegen eine Strafe einzutreten, wenn von einer 
Seite gar keine Veranlaſſung, von der anderen ein offenbar 
ſträfliches Benehmen am Tage liegt. 

Iſt nicht von Amtswegen vorzugehen, ſo laſſen ſich 
die Ehrenkränkungen entweder brevi manu durch Vergleich, 
Verweis, Warnung oder Abbitte abthun, oder 
nicht. Im erſten Falle iſt gar kein ſchriftliches Verfahren 
nöthig, und es ſind ſolche Klagegegenſtände nebſt der Art, 
wie ſie beigelegt werden, bloß in dem gewöhnlichen Geſtions— 


) Dadurch iſt jedoch, wie ſchon erwähnt (S. oben $. 49), in 
Bezug auf die Hauptſtadt rückſichtlich der zu einem inländiſchen 
Militär-Körper oder zu einer Geſandtſchaft gehörigen Perſonen 
keine Abänderung getroffen worden. 
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Protocolle zur Gedächtnißbewahrung vorzumerken. Nach dem 
VII. Abſatze dieſes Regierungs-Decretes ſoll es ſich der ver- 
handelnde Commiſſär beſonders angelegen ſeyn laſſen, jene 
Fälle ausgenommen, wo von Amtswegen vorzugehen iſt, den 
Klagegegenſtand auf dieſe Art abzuthun; weil durch eine der— 
lei gütliche Beilegung die Gemüther einander näher gebracht, 
ausgeſöhnt und ſo für die Zukunft oft ſtrafbarere Ausbrüche 
wechſelſeitiger Erbitterung hintangehalten werden. Wie 
ſchwierig jedoch dieſes in manchen Fällen iſt, wird Jedermann 
gerne zugeben. Die Mannigfaltigkeit der Begriffe hinſichtlich 
der Ehre und ihrer Verletzungen, die Verſchiedenheit der 
Charaktere, des Alters, Geſchlechts und Standes, die Be— 
ſchaffenheit der geſchehenen Kränkung, Zeit-, Orts- und an⸗ 
dere Verhältniſſe der gegenüberſtehenden Parteien machen 
eine eben ſo umſichtige als ſchwierige Berückſichtigung und 
kluge Benützung aller dieſer Umſtände nothwendig, wenn 
man zu obigem Zwecke gelangen will. Anſt and und Gelaſ— 
ſenheit, Klugheit und Selbſtverläugnung, Ernit 
ohne pedantiſchen Anſtrich, ohne die ſogenannte 
Amtsmiene, ſollen die Grundzüge des Benehmens eines 
politiſchen Beamten ſeyn. Härte im Betragen oder diejenige 
Voreiligkeit in der Erkenntnißſchöpfung, welche nach den aller— 
erſten Eindrücken der Perſon des Beinzichtigten, oder nach 
einer oberflächlichen Anſicht des Gegenſtandes, aus einzelnen 
Acten oder gar aus Privat-Notizen, z. B. vom Hörenfagen, 
in voraus darüber abſpricht, ehe noch die Unterſuchung vor— 
ſchriftsmäßig durchgeführt wurde, ſind für den Polizei- und 
politiſchen Beamten überhaupt eben ſo zu meiden, als im Ge— 
genſatze allzugroße Vertraulichkeit, die keiner würdigen Hal— 
tung fähig iſt, oder jener leichte Sinn, der, ohne ſich in eine 
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gründliche Erörterung des Gegenſtandes einzulaſſen in Par⸗ 
teiſachen es durchaus nur auf einen Vergleich anlegt, in 
Fällen hingegen, wo das Staatsinterefe eintritt, die ganze 
Laſt der Erörterung dem Conſtituten aufbürdet. Leidenſchaft, 
Eigennutz, Vorliebe ſind zu beſeitigen. Perſönlichkeiten, 
Neckereien und Bedrückungen, ſo wie jede Art Mißbrauchs der 
in Händen habenden Gewalt ſind zu unterlaſſen. Die Berück— 
ſichtigung der Individualitäten, materiellen Intereſſen und 
der daraus entſpringenden Affecte und Leidenſchaften iſt beſon— 
ders nothwendig. Gleichheit der Behandlungsweiſe wäre bis— 
weilen die größte Ungleichheit. a 

Demnach hat auch das Polizei-Ober-Directions-Cir— 
culare vom 28. September 1835 3. 8116 beſonders in wich— 
tigeren Fällen von Ehrenkränkungen und da, wo fie 
angeſehene Perſonen betreffen, ein ſchonendes, kluges 
und gemäßigtes Benehmen anempfohlen und derlei Beſchwer— 
den den Bezirksleitern ſelbſt oder älteren erprobten 
Beamten zur Verhandlung zugewieſen. 


8. 64. 


Fortſetzung. 


Geſchieht die Beilegung einer Ehrenkränkung durch einen 
Vergleich, nemlich jenen Act, vermöge welchen der Berech— 
tigte von ſeinem Klagerechte gegen dem abſteht, daß der andere 
Theil eine gewiſſe Verbindlichkeit eingehe, was im Falle 
einer gegenſeitigen Ehrenkränkung auch bei beiden Theilen der 
Fall ſeyn kann; dann iſt darüber ein Protocol aufzunehmen, 
in welchem die Ehrenkränkung kurz anzuführen und die zur 
Beilegung derſelben eingegangene Verbindlichkeit beſtimmt 
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und deutlich anzugeben ift. Ein ſolcher Vergleich ift ſohin von 
beiden Theilen zu unterfertigen, um, Falls die eingegangenen 
Verbindlichkeiten zur beſtimmten Zeit nicht erfüllt werden ſoll— 
ten, dem Berechtigten den Beweis an die Hand geben zu kön— 
nen. Dieſe in derlei Strafvorfällen bei den Bezirks-Direc— 
tionen abgeſchloſſenen Vergleiche haben ganz die Natur und 
Wirkung der in Civil- Angelegenheiten vor den Polizei-Be⸗ 
zirks -Directionen, Grundgerichten, obrigkeitlichen Wirth⸗ 
ſchaftsämtern oder politiſchen Magiſtraten ordnungsmäßig ges 
ſchloſſenen, protocollirten und ausgefertigten Vergleiche; ſie 
find nach der Allerhöchſten Entſchließung vom 1. Juni 1832 ') 
geeignet, hierauf die gerichtliche Execution anſu— 
chen und ertheilen zu können ). 

Wenn demnach die eingegangene Verbindlichkeit zur be— 
ſtimmten Zeit nicht geleiſtet wird, iſt dem Berechtigten auf 
Verlangen eine Abſchrift des Vergleichsprotocolls zu verabfol— 


) Hofkanzlei-Deeret vom 22. Juni 1832 Krop. Gef. Franz 58. B. 
S. 262. 
Die Exequirbarkeit der in Civil-Angelegenheiten vor den Po— 
lizei-Direcetionen aufgenommenen Vergleiche wurde ſchon durch 
das Hofkanzlei-Deeret vom 16. Jänner 1801 CJuſtiz-Geſetz— 
Sammlung Nr. 516) ausgeſprochen; daſelbſt heißt es: daß ein 
vor der Polizei-Direetion, in ſo weit ſelbe vermöge ihrer Ver— 
faſſung ein zur Erzielung der Vergleiche bemächtigtes und ge— 
eignetes obrigkeitliches Amt iſt, zu Stande gekommener und 
von derſelben beurkundeter Vergleich allerdings als ein gericht— 
licher Vergleich zu achten, mithin hierauf die gerichtliche Exe— 
cution nicht zu verſagen ſey. 

Dieſes Hofdeeret wurde durch das Hofdecret vom 8. Juni 
1816 (Nr. 1255 Juſtiz-Geſetz- Sammlung) bei dem Umftande, 
daß in den neu erlangten Staaten die Polizei-Behörden auf 
eben jene Art, wie in den übrigen Staaten der öſterreichiſchen 
Monarchie organiſirt ſind, auch auf dieſe ausgedehnt. 


N 
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gen ), womit hierauf, wie mit einem in Rechtskraft erwach— 
ſenen Urtheile, die gerichtliche Execution erwirkt werden kann. 

Übrigens müſſen dieſe Vergleiche, da hinſichtlich ihrer 
Erforderniſſe nichts näher beſtimmt iſt, als zweiſeitig verbind— 
liche Verträge nach den darüber im ſiebenzehnten Hauptſtücke 
und im $. 1380 des allgem, bürgl. Geſetzbuches enthaltenen 
Grundſätzen beurtheilt werden. 


§. 65. 
Fortſetzung. 


Was die Stämpelpflichtigkeit ſolcher Vergleiche 
anbelangt, fo beſtimmt das Hofkanzlei-Decret vom 13. Octo— 
ber 1819, Z. 41,155, daß obrigkeitliche Protocolle, wenn fie- 
bloß in Ausübung obrigkeitlicher Gewalt aufgenommen wer— 
den, an und für ſich zwar nicht ſtämpelpflichtig ſind, in ſo 
ferne aber ſolche Protocolle die Stelle verbind— 
licher Urkunden zwiſchen Parteien oder zwiſchen 
Obrigkeiten und Parteien vertreten, die zum Beweiſe 
eines Anſpruches dienen, oder zur grundbücherlichen Amts— 
handlung beſtimmt ſind, müſſen entweder die Protocolle ſelbſt, 
oder die Abſchriften und Auszüge davon mit einem Stämpel 


) Dieſes geht ſchon aus dem Hofkanzlei-Decrete vom 18. April 
1807, 3. 6132 hervor, wodurch beſtimmt wurde, daß, wenn Par— 
teien Abſchriften von Commiſſions-Protocollen verlangen, der 
weſentliche Unterſchied zu beobachten ſey, ob ſie bloß ämtliche 
Erhebungen oder ob ſie rechtliche Erklärungen und eingegangene 
Verbindlichkeiten von Parteien unter ſich enthalten. Von Erſte— 
ren, die bloß zum Amtsgebrauche dienen, gebühren zwar den 
Parteien keine Abſchriften; es können aber ſolche von Letzteren, 
welche zugleich als Privatverträge anzuſehen ſind, denſelben 
auf ihr Verlangen nicht wohl verfagt werden. 
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verſehen ſeyn, welchen das Geſetz für die Urkunde vorſchreibt, 
deren Stelle das obrigkeitliche Protocoll vertritt. Das Stäm— 
pelpatent vom Jahre 1802 beſtimmt für ſolche vidimirte Ver⸗ 
gleichsabſchriften einen Stämpel von fünfzehn Kreuzern. 

Was den am Ende ſolcher Vergleiche, wenn es ſich bloß 
um eine einmalige Leiſtung einer Verbindlichkeit zu einer be— 
ſtimmten Zeit handelt, gewöhnlich vorkommenden Beiſatz: 
»bei ſonſtiger ſogleichen Execution betrifft; fo 
ſcheint der Abgang desſelben der im obigen Hofkanzlei-De— 
crete enthaltenen Wirkung ſolcher Vergleiche keinen Abbruch 
zu thun. Das Hofkanzlei-Decret vom 22. Juni 1832 erklärt 
nemlich einen derlei Vergleich für geeignet, hierauf die 
gerichtliche Execution anſuchen und ertheilen 
zu könnens oder mit andern Worten, für geeignet, die ge— 
richtliche Execution der in demſelben eingegangenen Verbind— 
lichkeit anſuchen und ertheilen zu können. Wird alſo die einge— 
gangene Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit nicht geleiſtet, ſo 
äußert ſich dieſe derlei Vergleichen durch das Geſetz eigene 
Wirkſamkeit, ohne daß es nothwendig iſt, daß dieſes von den 
Parteien ſelbſt zu einem Vergleichspuncte gemacht worden 
wäre. Unkenntniß des Geſetzes kommt hier eben ſo wenig in 
Betrachtung, als bei einem Gläubiger, welcher ſich in einem 
übrigens mit den geſetzlichen Erforderniſſen verſehenen Schuld— 
briefe, im Falle er mit ſeiner Forderung zur beſtimmten Zeit 
nicht befriediget werden ſollte, vor der gehörigen Formali— 
ſirung feines materiellen Rechtes im Widerſpiele mit den Vor— 
ſchriften der Gerichtsordnung ſogleiche Executirungsfähigkeit 
ſeiner Forderung bedungen hat, auf dieſe erkannt werden 
kann. 

Damit will ich jedoch nicht behauptet haben, daß bei 
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Vergleichen, wo es ſich um Ratenzahlungen handelt, der wei— 
tere Beiſatz: »bei ſonſtigem Verluſte der Termines 
ohne Nachtheil für den Berechtigten wegbleiben kann. Dieſer 
Beiſatz iſt nicht von der Art, daß er ſich von ſelbſt verſtünde, 
falls er nicht ausdrücklich im Vergleiche enthalten iſt; indem 
dieſes kein Geſetz verfügt und nach obigem Hofkanzlei-Decrete 
die Partei im Nichtzuhaltungsfalle eines Termines nur das 
Recht hat, die ſogleiche Execution deſſen zu verlangen, was 
ſie ſich bedungen hatte, ſomit nach Verlauf der zur Bezahlung 
einer Rate beſtimmten Zeit nur die Execution dieſer Rate an— 
zuſuchen berechtigt iſt. 


$. 66. 

Fortſetzung . 

In dem zweiten der oben angegebenen Fälle, wenn die 
Ehrenkränkung nicht brevi manu durch Vergleich, Verweis, 
Warnung oder Abbitte abgethan werden kann, weil entweder 
ob causam publicam von Amtswegen vorzugehen iſt, oder die 
zur Verlangung einer Unterſuchung gegen den Beſchuldigten be⸗ 
rechtigte Partei von ihrem Klagerechte nicht abſteht, enthält das 
oben erwähnte Regierungs-Decret in feinem III. Abſatze jolgen- 
de Anordnung: »Das für ſchwere Polizei-UÜbertre— 
tungen vorgeſchriebene Verfahren iſt mit einem 
großen Umtriebe verbunden und ſchon ſelbſt bei 
minderen ſchweren Polizei „Übertretungen zu 
weitläufig und zu läſtig. Es iſt alſo kein Grund 
vorhanden, dieſes Verfahren auch auf jene Ver⸗ 
gehen anzuwenden, die wegen ihrer Gering fü— 
gigkeit nicht einmal in die Elaffe der ſchweren 
Polizei⸗Übertretungen von minderem Belange 
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gehören. Bei ſolchen Vergehen iſt ein ſummari⸗ 
ſches Verfahren, wie ſolches bei den politiſchen 
Erhebungen der Kreisämter Statt findet, hin— 
reichend; und es bedarf auch hierbei um fo min— 
der eines Actuars, als bei der Polizei oft Ge— 
genſtände von größerer Bedeutung von Com miſ— 
ſären allein behandelt werden.« Wenn nun gleich 
nach dieſer Beſtimmung bei der Verhandlung der Polizei-Ver— 
gehen ein ſummariſches Verfahren vorgeſchrieben, und der 
Vorgang nach den über das Verfahren bei ſchweren Polizei— 
Übertretungen im II. Thl. des Strafgeſetzes enthaltenen Be- 
ſtimmungen für zu weitläufig erklärt iſt, iſt ſich dennoch in 
vielen Fällen, in Ermanglung anderer Vorſchriften um ſo 
mehr nach der Analogie des II. Thl. des St. G. B. zu beneh- 
men, als wiederholte hohe Anordnungen dieſes ausdrücklich 
befehlen. Demnach ſind alle Anordnungen des II. Thl. des 
Strafgeſetzes in Betreff des Verhörs, der rechtlichen Beweiſe 
und Aburtheilung, in ſo fern ſie nicht wegen der größern 
Wichtigkeit einer ſtrafbaren Handlung überhaupt, ſondern 
nur mit Rückſicht auf den ſtrafrechtlichen Grundſatz: daß 
Niemand unverſchuldet ein Übel erleide, jeder 
Schuldige hingegen beſtraft werde, erlaſſen wor— 
den find, auch bei dem Verfahren über Polizei- Vergehen“) 


) Dieſes verſteht ſich jedoch, wie bereits erwähnt, nur bei jenen 
Polizei-Vergehen, die im §. 1339 des allg. bürgl. Geſetzbu— 
ches angeführt ſind, von welchen nemlich im II. Thl. des Straf— 
geſetzes analoge ſchwere Polizei-Übertretungen vorkommen. Bei 
den übrigen Polizei-Vergehen enthalten die ſpeciellen dießfal— 
ligen Verordnungen oft abweichende Beſtimmungen. 
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genau zu beruͤckſichtigen, da man nicht annehmen kann, daß, 
weil gegen Jemanden nur eine geringere Strafe zu verhängen 
iſt, keine beſondere Genauigkeit im Vorgange nothwendig 
ſcheint. 

Da die Gränzlinie zwiſchen einer ſchweren und minderen 
Polizei-Übertretung in einzelnen Fällen oft ſchwer zu unter 
ſcheiden iſt und Ober-Behörden Erkenntniſſe der erſten Ins 
ſtanz über vermeintliche Vergehen öfters aufgehoben und ein 
neues Verfahren nach der Art und Form des II. Thl. des 
St. G. B. angeordnet haben, ſo dürfte es in zweifelhaften 
Fällen gerathener erſcheinen, die weitläufigere Form des 
II. Thl. anzuwenden. Hat jedoch die competente Behörde den 
Thatbeſtand einer ſchweren Polizei-Übertretung nicht aner— 
kannt, ſo iſt das für Polizei-Vergehen vorgeſchriebene Ver— 
fahren einzuleiten. 

Übrigens gelten die in Betreff der Vorladung gewiſſer 
Perſonen in ſchweren Polizei-Übertretungs-Angelegenheiten 
erlaſſenen Vorſchriften auch bet Polizei-Vergehen. So iſt bei 
Perſonen, die in einem zum Hofgebrauche beſtimmten 
Gebäude oder Luſtorte wohnen, nach der Regierungs-Verord— 
nung vom 26. October 1823, Z. 51,481 das Oberſthofmar— 
ſchall-Amt um die Beſorgung der Zuſtellung zu erſuchen. 

Eben fo gelten rückſichtlich der Militäriſten in Poli— 
zei⸗Vergehens-Angelegenheiten die in Betreff ihrer bei Straf— 
fällen überhaupt erlaſſenen Vorſchriften. So ſind nach der 
Analogie des Hofdecretes vom 9. September 1803) Urlaus 
ber in Fällen von Polizei-Vergehen, wo es ſich um ihre Aus— 
ſage als Zeugen oder Beſchädigte handelt, gleich von der 


) Borſchitzki's Handb. S. 210. 
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Civil⸗Obrigkeit zu vernehmen, ohne daß es nothwendig wäre, 
dieſelben wegen Abhörung zu ihrem Regimente zu ſchicken ). 

Läßt der Beſchuldigte während des Verhörs ſich mit dem 
Bekenntniſſe eines Verbrechens, einer ſchweren 
Polizei-Übertretung oder ſolcher Umſtände heraus, 
welche als rechtliche Anzeigungen zu einer derlei 
Unterſuchung angeſehen werden können, ſo iſt ſich nach 
der Analogie des S. 339 des II. Thl. des St. G. B. zu 
benehmen. 

Wenn insbeſondere bei Gelegenheit einer Über— 
tretung der Cenſur-Geſetze eine Ehrenkränkung un⸗ 
terläuft, fo iſt nach der Analogie der $$. 28 und 29 des I. Thl. 
des St. G. vorzugehen. 

Nach der Analogie des an den Wiener-Magiſtrat ergan— 
genen Regierungs-Decretes vom 7. September 1810 hat ſich 
der die Unterſuchung über Polizei-Vergehen führende Beamte 
die Vermögens-Verhältniſſe der Inquiſiten von Amts- 
wegen ausweiſen zu laſſen, um nicht Erkenntniſſe zu ſchö— 
pfen, die zu Recurſen Anlaß geben. Eben ſo finden in dem 
Falle, als körperliche Züchtigung verhängt werden 
ſoll, die dießfalls in dem II. Thl. des St. G. enthaltenen 
und nachträglich dazu erlaſſenen Vorſchriften ihre analoge 
Anwendung. 

Von den Beweifen. 
§. 67. 

Ein mit den Erforderniſſen des $. 364 des II. Thl. des St. 
G. B. verſehenes Zeugniß eines einzigen Beamten genügt 
um ſo mehr zur Überweiſung bei Polizei-Vergehen, da dieſes 


) Siehe die in den $$. 59 und 60 enthaltenen Vorſchriften. 
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nach dem gedachten Paragraphe ſogar bei ſchweren Poltzei— 
Übertretungen der Fall iſt, ohne daß die Ablegung eines be— 
ſonderen Eides nothwendig wäre. Dieſes wurde hinſichtlich 
der Polizei-Beamten insbeſondere durch das Polizei-Hofſtelle— 
Decret vom 14. Juni 1813 beſtätiget. 

Untere Diener genießen hingegen nicht den gleichen 
Umfang des Vertrauens, ſie ſind demnach anderen gemeinen 
Zeugen gleich zu halten und die Ausſage eines Einzigen iſt zur 
Überweiſung nicht hinreichend ). 

Übrigens ſcheint es ganz in dem humanen Geiſte unſerer 
Geſetzgebung zu liegen, daß das Hofkanzlei-Decret vom 
16. März 1827, Z. 7,085 ), wodurch die Vorſchrift des §. 377 
des I. Thl. des Strafgeſetzes rückſichtlich der daſelbſt den näch— 
ſten Verwandten des Beſchuldigten geſtatteten 
Freiheit, ſich der Ausſage gegen Letzteren ent— 
ſchlagen zu können, auch auf derlei Fälle bei ſchweren 
Polizei- Übertretungen ausgedehnt wurde, bei dem Zeugenver— 
höre wegen Polizei-Vergehen ebenfalls ſeine analoge Anwen— 
dung zu finden habe. 

§. 68. 
Fortſetzung. 

Die in Anſehung der ſchweren Polizei-Übertretungen 
ſtreitige Frage, ob bei denſelben auch ein Zeugenbeweis 
) Insbeſondere wurde durch das Hofkanzlei-Deeret vom 14. Febr. 

1833, 3. 1,593 erklärt, daß die Ausſage einer Polizei-Wache, 
welche für die Anhaltung eines Übertreters eine Beloh nung 
zu erwarten hat, gegen dieſen Letzteren keinen vollen Beweis 


herſtelle, da ſolche Ausſagen gleich anderen Zeugniſſen 
nach dem . 366 II. Thl. zu beurtheilen find. 


) Krop. Gef. Franz 53. B. S. 133. 
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durch Mitſchuldige, welche noch in Unterſuchung ſtehen, 
geführt werden könne, ſcheint in Anſehung der Polizei-Ver— 
gehen bejahet werden zu müſſen, da einerſeits das Hofdecret 
vom 11. Juni 1824, Z. 16,501 ') die Ausfage der Mitſchul⸗ 
digen, wenn ſolche unter den zu einer giltigen Zeugenausſage 
überhaupt erforderlichen geſetzlichen Beſtimmungen abgelegt 
iſt, als Beweismittel bei einer ſchweren Polizei-Übertretung 
nicht ausſchließt, anderſeits das Hauptbedenken gegen die be— 
jahende Anſicht bei ſchweren Polizei- Übertretungen, daß 
nemlich deßwegen dieſe Beweiſesart nicht als Zeugenbeweis 
angeſehen werden kann, weil man einem Inquifiten nie die 
Beeidigung feiner Ausſage zumuthen kann ), bei Polizei⸗ 
Vergehen wegen ihrer minderen Wichtigkeit ganz wegfällt, 
indem nach dem §. 311 des II. Thl. des Strafgeſetzes bloß 
in wichtigeren Fällen von ſchweren Polizei-Übertretun⸗ 
gen die Zeugen, wenn es das Gericht für nöthig erachtet, 
ihre Ausſagen durch einen Eid zu bekräftigen haben. 
Da nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 24. April 1828, 
Z. 9063 die von einem Inländer im Auslande begangene 
ſchwere Polizei-Übertretung bei feiner Betretung im Inlande 
nur nach dieſem Strafgeſetze zu behandeln iſt, 
fo folgt daraus, daß ſich auch rückſichtlich der Be w eiſe ein⸗ 
zig und allein nach den dießfälligen öſterreichiſchen Geſetzen zu 
benehmen ſey. Demnach genügt eine bloße Zuſchrift einer aus— 
ländiſchen Behörde, welche die Übertretung als nach dorti— 
) Krop. Gef. Franz 49. B. Nr. 2%. 
) Der S. 410 des I. Thl. des St. G. B. hat auch den Punct d 
des $. 403 1. Thl., nach welchem die Zeugenausſage in Criminal— 


Fällen beſchworen ſeyn muß, nicht als ein Erforderniß der 
Ausſage der Mitſchuldigen angeführt. 


U 
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gen Geſetzen erwieſen bezeichnet, keineswegs, um die Strafe 
nach unſerem Geſetze ausmeſſen zu dürfen, ſondern es ſind die 
nach der Verſchiedenheit der Beweismittel im II. Thl. des St. 
G. B. enthaltenen dießfälligen Anordnungen zu befolgen, da 
nicht angenommen werden kann, der Geſetzgeber habe ſeinen 
Unterthanen bei Übertretungsfällen im Auslande in Hinſicht der 
Strafausmeſſung die Wohlthat des öſterreichiſchen Geſetzes 
angedeihen laſſen, die wichtige Vorfrage jedoch, ob fie 
Fhuldig ſeyen, der mannigfaltigen Beurtheilung auslän— 
diſcher Behörden überlaſſen wollen. Demnach iſt z. B. bei einer 
Überweiſung durch Zeugen ihre Glaubwürdigkeit bloß nach 
dem öſterreichiſchen Geſetze zu beurtheilen. Die Frage, ob der 
öſterreichiſche Geſetzgeber der Ausſage eines ausländiſchen Be— 
amten jenen Grad des Vertrauens ſchenke, wie es rückſichtlich 
der Inländer der Fall iſt, ſcheint nur mit Rückſicht auf die 
verſchiedenen Organiſtrungsformen auswärtiger Staaten be— 
antwortet werden zu können. Übrigens findet das Geſagte auch 
bei Polizei-Vergehen ſeine Anwendung. 

Nach der V. Abtheilung der Geſindeordnung für Wien ıc. 
vom Jahre 1810, find Dienſtbothen angelegenheiten 
auf dem kürzeſten Wege abzuthun und jedenfalls binnen drei 
Tagen zu entſcheiden. Das Erkenntniß iſt unmittelbar nach 
gehörig aufgenommenem, den Parteien vorgeleſenen und von 
ihnen unterfertigten Protocolle zu ſchöpfen, ſelben mündlich 
bekannt zu geben und auf Verlangen auch Abſchriften zu vers 
abfolgen. 


Viertes Hauptſtück 
Von der Erkenntnißſchöpfung. 


D 


§. 69. 
Wann ein Erkenntniß zu ſchöpfen iſt. 


Nach der Analogie des $. 378 des II. Thls. iſt über jede 
Unterſuchung einer Ehrenkränkung, wenn dieſe nicht durch 
Vergleich, Warnung, Abbitte ꝛc. abgethan wurde, ein Er— 
kenntniß zu ſchöpfen, es ſey denn, daß ſich die Handlung nicht 
als ein Polizei-Vergehen darſtellt oder gegen den Beſchuldig— 
ten ſeiner perſönlichen Eigenſchaften wegen nicht weiter vorge— 
gangen werden kann, in welchen Fällen die Wmf e durch 
Beſchluß oder Beſcheid beizulegen iſt. 


Beſtimmung des Erſatzes oder der Entſchädigung. 
§. 70. 


Wird Jemanden durch eine Ehrenkränkung zugleich ein 
Schade zugefügt, ihm z. B. ein Vortheil, in deſſen Genuſſe 
er ſich wirklich befand, entzogen, ſo hat er, außerdem daß 
der Schuldige auf ſein Verlangen oder aus öffentlichen Rück— 
ſichten der geſetzlichen Strafe zugeführt wird, noch das Recht, 
Schadloshaltung oder volle Genugthuung zu verlangen, je 

nachdem der Beleidigung nur ein geringes Verſehen, Leicht— 
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finn oder Unachtſamkeit zu Grunde lag, oder dieſelbe aus auf— 
fallender Sorgloſigkeit oder böſer Abſicht zugefügt wurde. Nach 
dem §. 35 des erſten, und dem $. 27 des zweilen Thls. des St. 
G. B. ändert die gegen einen Verurtheilten verhängte Strafe 
nichts an dem Rechte derjenigen, welche dadurch beleidigt oder 
beſchädigt worden ſind, und welchen dafür Genugthuung oder 
Entſchädigung gebührt; im Gegentheile gehen alle Anordnun— 
gen des Strafgeſetzes dahin, dem Beſchädigten zu dem ihm 
gebührenden Erſatze zu verhelfen. So muß nach den SS. 234 
lit. f, 252 und 253 des erſten, und dem . 312 des zweiten 
Theils des St. G. B. ſchon bei der Erhebung des Thatbeſtan— 
des auf möglichſt genaue Ermittlung des Jemanden aus der 
ſtrafgeſetzwidrigen Handlung erwachſenen Nachtheils die ſorg— 
fältigſte Rückſicht genommen werden, theils um dem Beſchä— 
digten den ihm zukömmlichen Erſatz verſchaffen zu können, theils 
deßwegen, weil der aus einer ſtrafbaren Handlung erfolgte 
Schade auf die Strafausmeſſung Einfluß hat. Eben ſo gibt 
der §. 325 des II. Thls. unter den Zwecken, die durch das 
Verhör erreicht werden ſollen, ausdrücklich an, demjenigen, 
welcher durch die Übertretung Nachtheil gelitten, Entſchädi⸗ 
gung zu verſchaffen, und im $. 341 wird zu dieſem Behufe 
angeordnet, daß der Richter bei dem mit dem Beſchuldigten 
vorzunehmenden Verhöre auch die Fragen auf dasjenige zu 
ſtellen habe, was Mittel an die Hand geben kann, dem durch 
die Übertretung Beſchädigten oder Beleidigten bald möglichſt 
zur Entſchädigung oder Genugthuung zu verhelfen. Nach dem 
§. 397 muß die Beſtimmung der zu leiſtenden Genugthuung 
oder Entſchädigung in das Urtheil aufgenommen werden, 
jedoch nur dann, wenn ſich der Erſatz oder die Entſchädigung 
unmittelbar aus der Unterſuchung ergibt, was dann der 
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Fall iſt, wenn die Unterſuchungs-Behörde durch die in Ber 
folgung der dießfälligen geſetzlichen Vorſchriften im Laufe der 
Unterſuchung als wahr erhobenen Umſtände ſich in der Lage 
befindet, mit Beſtimmtheit zu erſehen, wer etwas zu lei— 
ſten habe, wann, wem, wieviel und unter wel⸗ 
chen Umſtänden. 

Geht die Beantwortung einer dieſer Fragen aus der Un— 
terſuchung nicht unmittelbar hervor, dann iſt im Ur⸗ 
theile überhaupt auszudrücken: daß dem Beſchädigten Erſatz 
und Entſchädigung gebühre, und ihm deſſen Beſtimmung im 
Wege Rechtens zu ſuchen vorbehalten bleibe. 

Da die Frage wegen Entſchädigung rein civilrechtlicher 
Natur iſt, ſo iſt es bei einiger Dunkelheit der Thatſachen oder 
des angeblichen Schadens am ſicherſten, den Punct der Privat- 
Entſchädigung an den Civil-Richter zu weiſen. Übrigens geht 
die ausnahmsweiſe Zuweiſung der Verhandlung über den 
Schadenerſatz an den Strafrichter nur bis zum Erkenntniſſe; 
denn um die Execution desſelben iſt ſich nöthigenfalls von dem 
Berechtigten an den Civil-Richter des Verurtheilten zu wenden. 


Gl, 
Fortſetzung. 

Iſt ein Theil mit der ſtrafrichterlichen Beſtimmung des 
Erſatzes oder der Entſchädigung nicht zufrieden, ſo ſtand 
in Fällen ſchwerer Polizei- Übertretungen nach dem §. 398 des 
II. Thls. ſowohl dem Beſchädiger als Beſchädigten 
der Rechtsweg offen. Das allg. bürgl. Geſetzbuch nahm dieſe 
Anordnung des Strafgeſetzes ganz in dem §. 1340 auf und 
beſtimmte im Allgemeinen, daß mit Ausnahme der Criminal— 
Fälle in allen andern Fällen beiden Theilen vorbehalten 
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bleibe, ihre Entſchaͤdigung im Wege Rechtens zu ſuchen, wenn 
fie mit der von der Strafbehörde erfolgten Beſtimmung des 
Erſatzes ſich nicht befriedigen wollten. Dieſe Anordnungen 
wurden von Sr. Majeſtät dahin abgeändert ), daß, wie 
früher in Criminal⸗Fällen, jo künftig auch bei ſchweren 
Polizei- Übertretungen gegen die in den politiſchen 
Strafurtheilen erfolgte Beſtimmung des Erſatzes oder der Ent— 
ſchädigung der Rechtsweg nur dem Beſchädigten, nicht 
aber auch dem verurtheilten Beſchädiger vorbehalten ſeyn ſoll. 

Die Frage, ob gegen die in Erkenntniſſen über Poliz ei— 
Vergehen erfolgte Beſtimmung des Erſatzes oder der Ent— 
ſchädigung der Rechtsweg auch nur dem Beſchädigten 
vorbehalten ſey, ſcheint verneint werden zu müſſen; da rück— 
ſichtlich dieſer die Anordnung des §. 1340 des allg. bürgl. 
G. B., daß außer Criminal-Fällen beiden Theilen der Rechts— 
weg offen ſtehe, noch ſeine Giltigkeit hat; indem nach dem 
Hofkanzlei⸗Decrete vom 7. April 1821 von den anderen Fäl- 
len, deren der §. 1340 erwähnt, in welchen beiden Theilen der 
Rechtsweg offen ſteht, nur die ſchweren Polizei-Übertretungen 
nach Analogie der Verbrechen ausgenommen wurden und Aus- 
nahmen ſtrenge zu erklären find. Man kann dagegen nicht ein 
wenden, »daß bei Polizei-Vergehen ſich nach der Analogie 
der ſchweren Polizei-UÜbertretungen zu benehmen ſey,« da 
dieſe Vorſchrift nur für jene Fälle gelten kann, wo rückſichtlich 
der Polizei-Vergehen keine beſondern Vorſchriften beſtehen. 
Demnach ſteht beiden Theilen gegen Erkenntniſſe der politi⸗ 


) Juſtiz⸗Hofdecret vom 30. September 1820, Hofkanzlei-Deeret 
vom 7. April 1821, 3. 9,061, n. ö. Regierungs-Cireulare vom 
16. April 1821, Z. 17,069 (Krop. Geſ. Franz 44. B. S. 116.) 
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ſchen Behörden bet Polizei-Vergehen rückſichtlich des Scha— 
denerſatzes der Rechtsweg offen, wenn ſie mit der unmittelbar 
erfolgten Beſtimmung desſelben ſich nicht befriedigen wollen. 

Übrigens hat ſich der Strafrichter bei der Beſtimmung 
der Entſchädigung vermöge der Anordnung des $. 1340 des 
allg. bürgl. G. B. nach den im dreißigſten Hauptſtücke daſelbſt 
enthaltenen Vorſchriften zu richten. 

Nach der Analogie des §. 525 des I. Thl. des St. G. B. 
dürfen die politiſchen Behörden in Fällen von Polizei-Ver— 
gehen nur rückſichtlich des Erſatzes des wirklich entſtandenen 
Nachtheiles, keineswegs aber auch rückſichtlich der Genug— 
thuung ein Erkenntniß ſchöpfen, da dieſe immer nur in dem 
gewöhnlichen Rechtswege zu ſuchen iſt. 


PER 
Fortſetzung. 


Vermöge der Anordnung des Hofkanzlei-Decretes vom 
18. April 1823, 3. 10,629 ) iſt dem Beſchädigten, es mag 
ihm im Straferkenntniſſe der über ſchwere Polizei-Übertretun⸗ 
gen aburtheilenden Behörde ein beſtimmter Erſatz zugeſprochen 
oder ihm überlaſſen worden ſeyn, denſelben vor dem Civil— 
Richter geltend zu machen, eine Abſchrift des Urtheils 
zuzuſtellen. Da dieſes die Natur der Sache mit ſich bringt, 
weil der Beſchädigte nur hierdurch in die Lage geſetzt wird, 
ſeine Rechte weiter verfolgen zu können, ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß bei Polizei-Vergehen dasſelbe zu geſchehen 
habe. Nach der n. ö. Regierungs-Verordnung vom 27. April 


) N. 6. Negierungs-Verordnung vom 27. April 1823, 3. 19,456. 
Krop. Geſ. Franz 48. B. S. 278. 
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1823 ift jedoch in derlei Urtheilsabſchriften, die dem Beſchaͤ— 
digten zur Ergreifung des Rechtsweges gegen den Geklagten 
hinausgegeben werden, ſtets die Strafe wegzulaſſen. 

Die weitere Frage: ob dem durch ein Polizei-Vergehen 
Beſchädigten auch die Einſicht der Unterſuchungsacten zu 
geſtatten ſey, ſcheint nach der Analogie des §. 524 J. Thls. 
des St. G. B. bejahet werden zu müſſen, jedoch nach der hin— 
ſichtlich dieſes Paragraphes erlaſſenen Allerhöchſten Erläute— 
rung von 26. Jänner 1833) mit der Beſchränkung, daß 
dieſes dann keineswegs der Fall ſey, wenn der Beſchuldigte 
nicht verurtheilt wurde. 

Da im Strafgeſetze, wo von Entſchädigung die Rede iſt, 
meiſtens der Fall vorausgeſetzt wird, daß der Beſchädiger we— 
gen eines Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Übertre— 
tung verurtheilt wurde, ſo entſtand die Frage, in wie fern 
eine Entſchädigungsklage als unſtatthaft anzuſehen ſey, weil 
die Strafbehörde über die Anzeige des derſelben zu Grunde 
liegenden Factums eine Unterſuchung einzuleiten nicht befun— 
den hat. Die Allh. Entſchließung vom 29. Mai 1835, 9) welche 
hierüber erfloß, beſtimmte, daß durch die früheren dießfalls 
erlaſſenen Verordnungen, ſo wie durch die Beſtimmung des 
Strafgeſetzes und allg. bürgl. Geſetzbuches das Recht desjeni— 
gen, der durch eine ſtrafbare Handlung beſchädiget worden 
iſt, ſeine Entſchädigung oder Genugthuung bei dem Civil— 
Gerichte im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen, nicht auf die 
Fälle beſchränkt worden ſey, in welchen derſelbe entweder mit 
dem von der Strafbehörde zuerkannten Betrage nicht zufrieden 


*) Juſtiz-Hofdeeret vom 1. Februar 1833. 
) N. ö. Regierungs-Cireculare vom 30. Juli 1835. 
13 


194 


ift, oder durch das Strafurtheil zum ordentlichen Rechtswege 
verwieſen wird, ſondern daß ſeine Klage im ordentlichen 
Rechtswege auch in allen übrigen in dieſer Erläuterung aus— 
drücklich nicht bezeichneten Fällen Statt finde, ſobald die 
Strafbehoͤrde entweder über die Unterſuchung ein wie immer 
lautendes Urtheil gefällt hat, oder von der Unterſuchung aus 
was immer für einem Grunde abgeſtanden iſt, oder erklärt 
hat, daß keine Unterſuchung einzuleiten ſey oder endlich, wenn 
der Beſchuldigte wegen ſeiner Flucht oder Abweſenheit nicht 
vor die Strafbehörde geſtellt werden kann, in welch letzterem 
Falle die Strafbehörde ihre Erklärung hierüber abzugeben hat. 
Außerdem wurde in dem Hofkanzlei-Decrete vom 
11. November 1836, Z. 28,200) rückſichtlich der Frage, ob 
dem Vertreter der Erben eines wegen einer ſchweren Polizei— 
Übertretung Abgeurtheilten, behufs der Vertretung gegen die 
vom Beſchädigten geſtellten und im Rechtswege auszutragen— 
den Entſchädigungsanſprüche die Einſicht der Verhandlungs— 
Acten zu geſtatten und ihm die nöthigen Abſchriften zu erfolgen 
find, der Grundſatz aufgeſtellt, daß, da der §. 420 des 
II. Thl. des St. G. B. die Einſicht der Unterſuchungs-Acten 
nur des Recurſes wegen für nicht geſtattlich erklärt, die Bil— 
ligkeit und Gerechtigkeit aber eine gleiche Behandlung des Be— 
ſchädigten, ſo wie des Beſchädigers in dem Falle, wenn der 
Entſchädigungs-Proceß anhängig iſt, erfordert, dem gedach— 
ten Vertreter die Einſicht der betreffenden Acten, in ſo weit 
er ſolche zu der ihm obliegenden Vertretung benöthigt, zuge— 
ftanden und die nöthigen Abſchriften erfolgt werden dürften. 


) N. ö. Regierungs-Decret vom 25. November 1836, 3. 66,507. 
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n 
Fortſetzung. 

Wenn die Entſchädigungsfrage vom Beweiſe der Über— 
tretung abhängt und der Beſchuldigte durch das Erkenntniß 
der competenten Behörde nach dem Strafgeſetze als ſchuldlos 
erklärt wurde, ſo ſcheint kein Rechtsweg zuläſſig, weil die 
Eriſtenz einer Thatſache, über welche ſich bereits der compe— 
tente Richter ausgeſprochen hat, nicht wieder der neuerlichen 
Beurtheilung einer andern Behörde unterzogen werden kann. 
Anders verhält es ſich, wenn die Unterſuchung aus Mangel 
am Beweiſe aufgehoben wurde; in dieſem Falle ſcheint der 
Rechtsweg zuläſſig, da die Beweiſe im Civilrechte mit jenen 
im Strafrechte nicht ganz übereinſtimmen. Das Gleiche findet 
auch dann Statt, wenn der Strafrichter zum Vorgange nicht 
mehr berechtiget iſt; z. B. wenn das Vergehen bereits verjäh— 
ret iſt. Übrigens iſt die Friſt zum Schadenerſatze nach dem 
$. 300 der allg. G. O. zu bemeſſen ). 

Da die Entſchädigung eigentlich civilrechtlicher Natur 
iſt, ſomit der Regel nach, wie jedes andere Privatrecht, bei 
dem ordentlichen Richter angebracht werden kann und nur 
ausnahmsweiſe, wenn zugleich ein Strafgeſetz übertreten 
wurde, unter gewiſſen Vorausſetzungen den Strafbehörden 
zugewieſen iſt; ſo geht daraus hervor, daß der im Kundma— 
chungspatente des Strafgeſetzes ausgeſprochene Grundſatz, 


*) Siehe die Abhandlung des Hrn. Dr. und Profeſſors G. N. 
Schnabel. „Über die Concurrenz der Civil- mit der politiz 
ſchen Gerichtsbarkeit bei ſchweren Polizei = Übertretungen“ in 
der Zeitſchrift für öſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit ꝛc. Jahrg— 
1826 S. 20. 


17 


196 


„daß die Strafe nur den Übertreter des Geſetzes treffen foll«, 
rückſichtlich der Entſchädigungsleiſtung keine Anwendung findet, 
und daß ſomit in dieſer Hinſicht allerdings auch ein Dritter die 
Erfüllung der civilrechtlichen Verpflichtung zum Schadenerſatze 
auf ſich nehmen kann. Aus demſelben Grundſatze fließt auch 
die weitere Folge, daß jener Theil des Erkenntniſſes, wodurch 
auf Erſatz oder Entſchädigung erkannt worden iſt, durch den 
Tod des Verletzers nach der Analogie des §. 271 II. Thls. 
des St. G. B. ſeine Wirkung nicht verliere, da dieſe Ver— 
bindlichkeit nach Vorſchrift der SS. 548 und 1337 des allg. 
bürgl. Geſetzbuches als auf dem Vermögen haftend auf die 
Erben übergeht. 

Was die Friſt anbelangt, binnen welcher die Entſchä— 
digungsforderung auf dem Civil-Wege angebracht werden 
kann, jo gelten dießfalls die Civil-Geſetze. Insbeſondere iſt 
nach dem $. 1490 des allg. bürgl. Geſetzbuches zwiſchen Inju— 
rien, bei welchen Thätlichkeiten vorfielen und jenen, die 
lediglich in Beſchimpfungen durch Worte, Schrif— 
ten oder Geberden beſtanden, zu unterſcheiden. Bei erſte— 
ren dauert das Klagrecht auf Genugthuung durch drei Jahre, 
bei letztern bloß durch ein Jahr. Hat hingegen rückſichtlich 
der Entſchädigungsfrage das Strafgericht bereits erkannt, jo 
kann dieſelbe nur binnen vierzehn Tagen von der Zeit an 
gerechnet, als das Erkenntniß zur Rechtskraft gelangte, vor 
dem ordentlichen Civil-Richter angebracht werden. 

Sämmtliche bisher rückſichtlich des Schadenerſatzes und 
der Genugthuung angeführte Beſtimmungen haben ohne Zwei— 
fel auch bei Polizei-Vergehen ihre analoge Anwendung zu 
finden, da dießfalls nichts Beſonderes vorgeſchrieben iſt und 
im Allgemeinen die Regel beſteht, bei Polizei-Vergehen nach 
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der Analogie der bei ſchweren Polizei- Übertretungen gültigen 
Normen vorzugehen. 


§. 74. 
Ausfertigung des Erkenntniſſes. 


Rückſichtlich der Abfaſſung des Erkenntniſſes 

bei Polizei-Vergehen iſt zu bemerken, daß die Anordnung des 
$. 399 II. Thls. des St. G. B. fo wie das Hofkanzlei-De⸗ 

cret vom 27. December 1819 ) rückſichtlich der Unterfertigung 

des Verhörs-Protocolls und des Urtheils durch zwei Beiſitzer 

und den Actuar durch das n. ö. Regierungs-Decret vom 

11. Juni 1812 auf Polizei Vergehen nicht ausgedehnt wurde. 


§. 75. 
Reviſion des Erkenntniſſes. 


Jede von den Polizei-Bezirks-Directionen abgeführte 
Unterſuchung, fie mag auf Schuldloſigkeit lauten, aus Mans 
gel des Thatbeſtandes oder der Beweiſe aufgehoben, oder darin 
auf Strafe erkannt worden ſeyn, iſt nach Vorſchrift des Re— 
gierungs-Decretes vom 11. Juni 1812 und des Polizei-Ober⸗ 
Directions-Circulare vom 30. September 1823 der Poli— 
zei⸗Ober-Direction zur Beſtätigung des Straf— 
erkenntniſſes vorzulegen; da die Polizei- Bezirks- 
Directionen keine ſelbſtſtändigen Behörden ſind, und ſelbſt die 
Polizei-Ober-Direction dieſes ihr zugewieſene politiſche Rich— 
teramt nur potestate delegata im Namen der Landesſtelle aus— 
übt. Jedoch iſt nach dem Polizei-Ober- Directions -Cir⸗ 
culare vom 30. September 1823 den Bezirks -Directionen 


1) N. ö. Regierungs-Deeret vom 12. Juli 1822, 3. 32,619. 
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geftattet, in dringlichen Fällen, wo mit fremden hier 
nicht anſäßigen Individuen wegen minderer ſchwerer Polizei— 
Übertretungen oder Vergehen das Amt gehandelt werden muß, 
und wo durch die verzögerte Unterſuchung, z. B. durch Vereit— 
lung dringender landwirthſchaftlicher Verrichtungen, dem 
Sträflinge nach feinen individuellen Verhältniſſen ein drücken— 
deres Strafübel zugefügt würde, als das Geſetz im Allgemei— 
nen verhängt wiſſen will, das mit ſtrenger Beobachtung der 
geſetzlichen Vorſchrift gefällte Urtheil salvo recursuſogleich 
zu vollziehen; jedoch iſt das Unterſuchungs-Protocoll unverzüg— 
lich der Polizei-Ober-Direction zur nachträglichen Reviſion 
vorzulegen. 

f Eben ſo können nach der Dienſtbothen-Ordnung 
vom Jahre 1810 Erkenntniſſe der Bezirks-Directionen, die 
auf Arreſtſtrafe von 24 Stunden oder Schadenerſatz bis ein— 
ſchließig 5 Gulden lauten, bei der Bezirks-Direction unmit— 
telbar in Vollzug geſetzt werden. Lautet jedoch das Erkenntniß 
auf eine höhere Strafe oder körperliche Züchtigung, ſo iſt das 
Protocoll der Polizei = Dber- Direction vor dem Vollzuge ein— 
zuſenden. 


§. 76. 
Obliegenheit der Polizei-Ober-Direction rückſicht⸗ 
lich der eingeſendeten Erkenntniſſe der Bezirks— 
Directionen. 


Die Polizei-Ober-Direction hat in Erwägung zu zie— 
hen, ob hinſichtlich der Abführung der Unterſuchung alle dieß— 
falls beſtehenden, theils ſpeciell erlaſſenen, theils aus der 
Analogie des II. Thl. des St. G. B. ſich ergebenden Vorſchrif— 
ten beobachtet wurden. Iſt dieſes nicht der Fall, iſt z. B. der 
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Shatbefland nicht vorfhriftsmäßig conſtatirt, Die erkannte 

Staafe den Geſetzen nicht angemeſſen, oder die Unterſuchung 
ſonſt mangelhaft, jo hat die Polizei⸗ Ober ⸗ Direction die Un⸗ 
terſuchung erneuern oder das Abgängige ergänzen zu laſſen, 
oder aber das Straferkenntniß abzuändern. Dieſe Abänderung 
kann allerdings in einer Verſchärfung des Erkennt⸗ 
niſſes der Bezirks⸗ Direction beſtehen, und die dieß⸗ 
fuͤlligen anderweitigen Verſchärfungsverbothe finden hier keine 
Anwendung, indem die Polizei ⸗Bezirks⸗ Directionen keines⸗ 
wegs als erſte Inſtanzen, ſondern nur als die abgeordneten 
Commiſſãre der Polizei⸗Ober⸗ Direction zu betrachten find, 
ſonach die von ihnen geſchõpften Erkenntniſſe vor ihrer Beſtã⸗ 
tigung nicht als ſolche angeſehen werden können. 

Iſt hingegen die Unterſuchung geſetzmäßig abgeführt, fo 
wird die Verhandlung bloß mit dem Worte: ⸗Eingeſehen, 
oder: Beftätiget« der Polizei⸗Bezirks⸗ Direction zur Kund⸗ 
machung zurückgeſtellt. Nur iſt noch vorläufig zu ſehen, ob 
das Erkenntniß vor der Bekanntmachung keiner höheren Stelle 
vorzulegen iſt. In dieſer Beziehung enthält das mehr erwähnte 
Regierungs ⸗Decret vom 11. Juni 1812 die Weifung:⸗Ubri⸗ 
gens wird die Polizei⸗Ober⸗ Direction auch die 
Vorſchrift der 38. 400 und 402 zu beobachten und 
Straferkenntniſſe dieſer Art vorläufig der Lan⸗ 
desſtelle vorzulegen haben. Da der 8. 400 des II. Thl., 
nach welchem gewiſſe Urtheile vor der Bekanntmachung ſammt 
allen Beilagen dem Kreisamte zur Einſicht zugeſendet werden 
müſſen, nach dem Hoſtecrete vom 8. Februar 1804 
Z. 1916) bloß für 3 auf dem Lande gilt, und 


) N. c. Regierung: = Weben 15. 8 und 
21. November 1806, 3. 23.259. 
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auf die Urtheile der Magiſtrate der Hauptſtädte und Polizei⸗ 
Directionen keine Anwendung hat: fo kann dieſes um fo weni- 
ger bei Vergehen eintreten; demnach iſt bloß in Fällen des 
§. 402 das Erkenntniß vor der Bekanntmachung der Regie— 
rung einzuſenden, da ohnehin jedes Erkenntniß der Bezirks— 
Directionen vor ſeiner Bekanntmachung der Polizei-Ober— 
Direction vorgelegt werden muß. Übrigens iſt nach dem Hof- 
kanzlei-Decrete vom 16. Februar 1826) der Richter in jenen 
Fällen, für welche die in dem II. Thl. des St. G. B. bemeſ⸗ 
ſene Größe der Strafe jenen Grad erreicht, bei welchem nach 
dem §. 402 des II. Thl. des St. G. B. das Urtheil vor der 
Kundmachung der Landesſtelle unterlegt werden muß, durch 
die in den Fällen der SS. 23, 24 und 25 des II. Thl. des St. 
G. B. vorgenommene Surrogirung einer andern Strafart, 
oder Verſchärfung von der Vorlegung des Strafurtheiles an 
die Landesſtelle vor der Kundmachung desſelben nicht entho— 
ben; und nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 12. October 1826 
iſt die eben erwähnte Anordnung auch bei jenen Urtheilen an— 
wendbar, welche nach dem §. 400 dem Kreisamte zur Einſicht 
vorgelegt werden müſſen; indem nur die in dem Geſetze ber 
ſtimmte, nicht aber die vom Richter ſurrogirte Strafe die 
Cynoſur gibt, wann ein Urtheil in ſchweren Poltzei-UÜbertre— 
tungen vor feiner Kundmachung nach den §§. 400 und 402 der 
Einſicht des Kreisamts oder des Guberniums unterzogen wer— 
den muß. Dieſe Erläuterungen haben ohne Zweifel auch in 
Strafumänderungsfällen bei Polizei-Vergehen ihre Anwen— 
dung zu finden. 


) Krop. Geſ. Franz 52. B. S. 52. 
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§. 77. 


Befugniß der Landesſtelle hinſichtlich der ihr vorge⸗ 
legten Erkenntniſſe über Polizei⸗Vergehen. 


Die Landesſtelle hat rückſichtlich der ihr zur Einſicht zuge— 
ſendeten Erkenntniſſe die dießfälligen Vorſchriften des II. Thls. 
des St. G. B. zu beobachten, darf jedoch die wegen eines 
Polizei-Vergehens verhängte Strafe nie verſchärfen, da 
dieſes nur bei den wichtigern ſchweren Polizei-Ubertretungen 
nach Vorſchrift des §. 407 der Fall iſt, wohl aber beſtäti— 
gen oder mildern. Eben ſo ſind aus demſelben Grunde Er— 
kenntniſſe über Polizei-Vergehen nie von Amtswegen der 
oberſten politiſchen Behörde einzuſenden ). 


§. 78. 
Bekanntmachung des Erkenntniſſes an den 
Beſchuldigten. 


Das von der Polizei-Ober-Direction oder nach Verſchie— 
denheit der Fälle, von der Landesſtelle beſtätigte Erkenntniß iſt der 
betreffenden Bezirks-Direction zur ſogleichen Bekanntmachung 
an den Beſchuldigten zurückzuſtellen. Die Bezirks-Direction hat 
das mit den aus der Analogie der SS. 396, 397 und 398 des 
Strafgeſetzes II. Thl. ſich ergebenden weſentlichen Beſtand— 
theilen verſehene Erkenntniß nach dem 2. Abſatze des n. ö. Re— 
gierungs-Decretes vom 11. Juni 1812 der Partei mit dem 


) Wiewohl die in dem n. ö. Regierungs-Cireulare vom 11. Juni 
1812 enthaltenen Vorſchriften eigentlich nur für die Polizei— 
Ober-Direction erlaſſen wurden, dürften fie doch den politi— 
ſchen Behörden überhaupt in Ermanglung anderer Normen zur 
Richtſchnur dienen. 
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Beiſatze bekannt zu machen, daß, wenn ſte ſtch hierdurch be- 
ſchwert glaubt, der Recurs binnen 24 Stunden mündlich oder 
ſchriftlich angemeldet, und binnen drei Tagen an die Landes- 
ſtelle eingereicht ſeyÿn müſſe. Nach dieſem ſcheint die Partei 
bloß mündlich von der Friſt, binnen welcher der Recurs anzu— 
melden und einzubringen iſt, verſtändiget werden zu müſſen; 
es ſteht jedoch nichts im Wege, nach der Analogie des Hofkanz— 
lei-Decretes vom 18. Mai 1804 '), vermöge welchen die 
Recursfriſt ſtets im Urtheile auszudrücken, und die Partei 
dießfalls umſtändlich zu belehren iſt, vorzugehen, und dieſe 
Beſtimmung ins Erkenntniß ſelbſt aufzunehmen. Der Partei 
ſteht ſodann nach Maßgabe des folgenden Hauptſtückes frei, 
die zuläßigen Rechtsmittel binnen der beſtimmten Zeit zu er— 
greifen, zu deren Controllirung nach der Analogie der galizi— 
ſchen Gubernial-Verordnung vom 17. Juli 1831, 3. 37,023 
die Bekanntmachung des Erkenntniſſes auf den Verhandlungs— 
acten kurz anzumerken und von der Partei zu unterferti— 
gen iſt ). 


) Krop. Gef. Franz 18. B. S. 489, n. ö. Regierungs-Verordnung 
vom 17. Februar 1804, Z. 62. 

») Rückſichtlich der von Sträfling en in Strafhäuſern be 
gangenen Polizei-Vergehen ſoll nach der Analogie des Hof— 
Fanzlei= Decretes vom 17. Mai 1833, 3. 10,315 von der die un- 
mittelbare Aufficht über das Strafhaus führenden Behörde 
die Unterſuchung ſogleich vorgenommen und nach hergeſtelltem 
Beweiſe der Schnld auf eine den Umſtänden und Verhältniſſen 
angemeſſene correctionelle Strafe erkannt werden, welche mög— 
lichſt ſchnell auf das Vergehen zu folgen hat. 


Fünftes Hauptſtück. 


Von dem Recurſe, Nachſuchen um Begnadi— 
gung und andern Rechtsmitteln. 


A. Von dem Recurſe. 


Sr; 


Wann ein Recurs Statt findet und wohin er 
zu geben bat. 


Gegen Erkenntniſſe über die in Frage ſtehenden Polizei— 
Vergehen kann, wie gegen Urtheile in ſchweren Polizei-Über— 
tretungen, entweder der Recurs ergriffen oder um Begna— 
digung nachgeſucht werden, je nachdem wahre oder ver— 
meintliche Fehler in dem Verfahren oder in der Abfaſſung des 
Erkenntniſſes unterliefen, oder bloß Gründe für die Milde⸗ 
rung oder Nachſicht der Strafe vorhanden ſind. Oberbehörden 
in Angelegenheiten von Polizei-Vergehen ſind die Landes— 
ſtelle und die politiſche Hofſtelle. Es gilt auch rück— 
ſichtlich der Polizei-Vergehen die Regel des §. 412 des St. 
G. B. II. Thl., daß der Recurs gegen derlei Erkenntniſſe der 
politiſchen Behörden, welche von ihnen, ohne ſie der Landes— 
ſtelle vorzulegen, in Vollzug geſetzt werden dürfen, an die 
Landesſtelle zu gehen habe ). Daraus folgt, daß der Recurs 


1) Circulare der Pol. Ob. Dir. vom 4. November 1806, und Hof: 
Eanzlei= Decret vom 14. März 1812. 
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gegen Erkenntniſſe, welche die politifche Obrigkeit vor der 
Vorlegung an die Landesſtelle nicht vollziehen darf, nicht mehr 
an die Landesſtelle zu gehen habe. Dieſem gemäß beſtimmte 
auch das hieher gehörige Hofkanzlei-Decret vom 18. Mai 1805, 
Z. 9,481), daß gegen Urtheile der erſten Inſtanzen, welche 
entweder über einen ergriffenen Recurs oder aus geſetzlicher 
Veranlaſſung von der Landesſtelle beſtätiget wurden, kein wei— 
terer Recurs mehr Statt findet. Das Hofkanzlei-Decret vom 
13. Mai 1819, Z. 5687) machte jedoch dießfalls eine Ab⸗ 
änderung und beſtimmte, daß in ſchweren Polizei-Übertre— 
tungsfällen, wo der Verurtheilte gegen ein Urtheil, welches 
vor der Kundmachung von Amtswegen einer höheren Beſtäti— 
gung unterzogen werden mußte, wenn es dieſelbe auch wirk— 
lich erhalten, oder ſelbſt wenn die Landesſtelle die Strafe ge— 
mildert hat ), den Recurs anmeldet, derſelbe ohne weiters 
innerhalb der im §. 418 enthaltenen Friſt anzunehmen, dem 
Verurtheilten die Beweggründe hinauszugeben und die in der 
gehörigen Zeit eingebrachte Recursſchrift der Landesſtelle . 
überreichen ſey, welche dann über den ergriffenen Recurs die 
Angelegenheit neuerdings zu reaſſumiren und zu entſcheiden 
habe. Dieſem zufolge kann alſo per analogiam gegen Er- 
kenntniſſe der politiſchen Behörden über Polizei-Vergehen, 
welche in Gemäßheit des 5. Punctes des n. ö. Regierungs— 
Decretes vom 11. Juni 1812 nach dem $. 402 des II. Thls. 
des St. G. B. der Landesſtelle vor der Bekanntmachung vor— 


1) Krop. Gef, Franz 20. B. S. 390. Pr 

) Ebendaſ. 41. B. S. 302. n. ö. Regierungs-Circulare vom 6. 
Juli 1819. 

) Hofdecret an die ob der ennſ. Regierung vom 27. Juni 1828, 
Z. 13,704. 
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zulegen find und von derſelben beſtätiget oder gemildert wur— 
den, allerdings der weitere Recurs und zwar an die Landes— 
ſtelle ergriffen werden. 

Die Beſtimmung des Hofkanzlei-Decretes vom 18. Mai 
1805, daß gegen Urtheile erſter Inſtanzen, die im Re— 
curswege von der Landesſtelle beſtätiget wur— 
den, kein weiterer Recurs mehr Statt findet, wurde jedoch 
durch das Hofkanzlei-Decret vom 13. Mai 1819 nicht aufge— 
hoben und das n. ö. Regierungs-Circulare vom 3. September 
1832 verordnet rückſichtlich der Polizei- Vergehen ausdrück— 
lich, daß gegen zwei gleichlautende Erkenntniſſe kein Recurs 
Statt findet, was rückſichtlich der ſchweren Polizei-Übertre— 
tungen aus dem $. 414 des II. Thls. des St. G. B. und dem 
Regierungs-Decrete vom 28. Mai 1825, 3. 27,384 herz 
vorgeht. 

Da gegen Erkenntniſſe der Landesſtelle, wodurch die 
Straferkenntniſſe der Polizei-Ober-Direction gemildert 
oder beſtätigt worden ſind, nach der Analogie des §. 414 des 
St. G. B. II. Thls. kein weiterer Recurs ergriffen werden 
kann, die Landesſtelle jedoch bei Polizei-Vergehen das erſt— 
richterliche Erkenntniß nach dem früher Geſagten zu verſchär— 
fen nicht berechtigt iſt, jo kann der Fall des §. 413 des II. 
Thls., worin beſtimmt iſt, daß der Recurs gegen Urtheile, 
welche die Landesſtelle verſchärfet hat, an die politiſche Hof— 
ſtelle zu nehmen iſt, bei Polizei-Vergehen nicht eintreten. 
Übrigens iſt auch in dem Regierungs-Decrete vom 29. März 
1812 die Landesſtelle als die einzige Oberbehörde angegeben, 
an welche die weiteren Berufungen über die Ausſprüche der 
Polizei-Ober-Direction Statt zu finden haben ). 


) Vergleiche jedoch den nächſtfolgenden Paragraph. 
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$. 8. 


Perſonen, welche zur Ergreifung des Necurſes 
berechtigt ſind. 


Hinſichtlich der Berechtigung zur Ergreifung des 
Recurſes iſt zu merken, daß dem Beſchädigten kein Recurs ge— 
gen das Erkenntniß der polizeilichen oder politiſchen Behörde 
zuſtehe, um ſo weniger in dem Falle, wenn letztere durch das 
Reſultat ihrer Unterſuchung dazu beſtimmt wird, den Beſchul— 
digten ſchuldlos zu erklären oder die Unterſuchung aus Man— 
gel am Beweiſe aufzuheben. Die ſtrafenden Behörden haben 
nemlich ihrer Natur nach in Hinſicht der Entſchädigung nicht 
weiter an die Hand zu gehen, als ſie ſich durch ihre ämtliche 
Unterſuchung dazu im Stande geſetzt finden. Nach der Analogie 
der Allerh. Entſchließung vom 19. Juni 1835) iſt in dem 
Falle, als das Straferkenntniß zugleich die Beſtimmung des 
Schadenerſatzes enthält, auch wegen dieſes Schadenerſatzes 
der Recurs den in dem $. 463 des erften und 415 des zweiten 
Theiles des St. G. B. genannten Parteien binnen der im 
Strafgeſetze beſtimmten Friſt und zwar auch dann vorbehalten, 
wenn wegen der verhängten Strafe keine Beſchwerde ergriffen 
wird, oder ſolche zu führen nach dem Geſetze nicht zuſteht. 
Ungeachtet der $. 425 des II. Thl. des St. G. B. vorſchreibt, 
daß die Abänderung des erſtrichterlichen Erkenntniſſes im Wege 
des Recurſes nie auf eine Verſchärfung desſelben abgehen 
kann, und der $. 413 gegen ſolchermaßen im Recurswege be— 
ſtätigte oder gemilderte erſtrichterliche Erkenntniſſe keinen wei— 


) Hofkanzlei-Decret vom 16. Auguſt 3. 21,508 und n. 6. Regie: 
rungs-Circulare vom 2. September 1835. 
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teren Recurs mehr geftattet, fo enthält doch die obenerwaͤhnte 
Allh. Entſchließung bei dem Umftande, daß die im §. 425 aufs 
geſtellte Regel ſich nur auf die eigentliche Strafe, nicht aber 
auf die civilrechtliche Entſchädigung bezieht, die weitere Be— 
ſtimmung, daß gegen Urtheile zweiter Inſtanzen, wodurch 
das Erkenntniß der erſten Inſtanz in Bezug auf den Schaden— 
erſatz zum Nachtheile des Verurtheilten abgeändert wurde, 
dem Letzteren allerdings der Recursweg offen ſtehe, was jedoch 
im entgegengeſetzten Falle rückſichtlich des Beſchädigten nicht 
Statt findet. 

Außer den im S. 415 des II. Thl. des St. G. B. enthal⸗ 
tenen zur Ergreifung des Recurſes berechtigten Perſonen wur— 
den durch das Hofkanzlei-Decret vom 30. September 1819, 
Z. 30,901) auch Stiefältern rückſichtlich ihrer Stief— 
kin der noch für dazu berechtigt erklärt, welche Beſtimmung 
wohl auch rückſichtlich der Wahlältern und Wahlkinder 
wegen der Gleichheit des Grundes zu gelten hat. Wenn der— 
jenige, welcher nach dem Geſetze berechtiget iſt, wegen einer 
ihm zugefügten Ehrenkränkung die Beſtrafung des Beſchuldig— 
ten zu verlangen, mit dem über ſeine Anzeige erfolgten erſt— 
richterlichen Erkenntniſſe nicht zufrieden iſt und dagegen einen 
Recurs anbringt '); jo wird dieſer bei dem Umſtande, daß 
nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 21. November 1820, 
Z. 34, 248 bloß den im §. 415 genannten Perſonen das Recht 
des Recurſes ausſchließend vorbehalten bleibt, nicht als Re⸗ 


1) Krop. Gef. Franz 42. B. S. 420. 

) Das preußiſche Landrecht geſtattet in ſolchen Fällen dem 
Beleidigten ausdrücklich, ein ſogenanntes Aggravations— 
oder Verſchärfungs-Geſuch gegen das erſtrichterliche Er— 
kenntniß anzubringen. 
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curs, ſondern als eine Nullitäts-Beſchwerde oder als eine 
Anzeige in dem Falle angeſehen, wenn darin ſolche Umſtände 
vorkommen, welche weſentliche Gebrechen in der Unterſuchung 
oder Aburtheilung vermuthen laſſen, und die Landesſtelle iſt 
verbunden, die Unterfuchungsacten von Amtswegen abzufor— 
dern, die Verhandlung ſo wie das Erkenntniß zu prüfen, und 
in Gemäßheit des oben erwähnten Hofkanzlei-Decretes das 
Geeignete zu verfügen. 


Zeitraum, binnen welchem der Necurs angebracht 
werden muß. 


§. 81. 


Hinſichtlich der Friſten, binnen welchen der Recurs 
gegen Erkenntniſſe der Polizei-Ober-Direction wegen min— 
derer Vergehen anzumelden und einzubringen iſt, enthält das 
n. ö. Regierungs-Decret vom 11. Juni 1812 im 2. Puncte 
die Weiſung: »Die Bezirks-Direction hat das ihr 
von der Polizei-Ober-Direction zurückgeſtellte 
Erkenntniß der Partei mit dem Beiſatze be 
kannt zu machen, daß, wenn ſie ſich hierdurch 
beſchwert glaubt, der Recurs binnen 24 Stun⸗ 
den mündlich oder ſchriftlich angemeldet und 
binnen drei Tagen an die Landesſtelle einge— 
reicht ſeyn müſſe.« Bei dieſer Beſtimmung ſcheint jedoch 
auf die bei Ehrenkränkungen gewöhnlich verhängte Arreſtſtrafe 
beſonders Rückſicht genommen und dadurch die Anordnung des 
§. 416 des II. Thls., nach welcher gegen ein Urtheil, wel— 
ches auf eine Züchtigung mit Streichen ausfällt, der Recurs 
ſogleich nach Ankündigung desſelben angemeldet werden 
muß, nicht abgeändert worden zu ſeyn, da ſich nicht anneh— 
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men läßt, daß, wenn bei einem Polizei-Vergehen Züchti— 
gung mit Streichen verhängt wird, wie dieſes nach der Ana— 
logie des §. 242 mit Rückſicht auf den $. 15 des II. Thls. des 
St. G. B. doch der Fall ſeyn kann, eine längere Recursan⸗ 
meldungsfriſt geſetzlich beſtimmt ſey, als im gleichen Falle bei 
einer ſchweren Polizei-Übertretung vorgeſchrieben ift. Diefe 
Auslegung wird auch durch das Hofkanzlei⸗Decret vom 22. 
Maͤrz 1827, 3. 7304 ') beſtätiget, welches überhaupt vor— 
ſchreibt, daß ſich rückſichtlich der Recursfriſten bei Strafer— 
kenntniſſen gegen mindere politiſche und polizeiliche Vergehen 
nach den im II. Theile des St. G. B. über die Recursfriſten 
gegen Urtheile in ſchweren Polizei-Übertretungen vorgezeich— 
neten Beſtimmungen benommen werde. Die n. ö. Regierungs⸗ 
Verordnung vom 10. April 1827, welche in Folge dieſes Hof- 
kanzlei⸗Decretes erfloffen iſt, weiſet die Polizei-Ober-Di⸗ 
rection an, in Anſehung der Recursfriſt für Straferkenntniſſe 
über mindere politiſche und Polizei-Vergehen, wo nicht ſchon 
durch beſondere Geſetze und Verordnungen beſtimmte Friſten 
feftgefegt find, die Recursfriſt nach der Analogie des 
II. Thl. des St. G. B. und zwar der $$. 416 und 419 der⸗ 
geſtalt zu beobachten, daß jeder Recurs gegen ein 
ſolches Straferkenntniß längſtens binnen 
24 Stunden nach der Ankündigung des Erkennt⸗ 
niſſes angemeldet und binnen drei Tagen ein⸗ 
gebracht werden muß, widrigens nach Verlauf 
dieſer Friſt ein Recurs nicht weiter mehr Statt 
finden darf. Nach der Beſtimmung dieſer Regierungs— 
Verordnung hat der §. 417 des II. Thl. des St. G. B., wel⸗ 


) Krop. Geſ. Franz 53. B. Nr. 72. 
N 14 
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cher geftattet, daß nach Umſtänden und Wichtigkeit des Ge⸗ 
genftandes von der Behörde zur Einbringung des Recurſes 
auch eine Verlängerung der Friſt bis auf ſechs Tage bewilliget 
werden könne, bei Recurſen wegen Polizei-Vergehen keine 
Anwendung, ungeachtet Umſtände vorhanden ſeyn können, 
welche es der Partei ſehr ſchwer machen, ihren Recurs bin⸗ 
nen drei Tagen einzubringen und das Regierungs-Decret vom 
11. Juni 1812 dieſer analogen Anwendung des §. 417 nicht 
entgegen iſt. 
f $. 82. 
Fortſetzung. 


Hier entſteht noch die weitere Frage, ob die Anordnung 
des §. 418 II. Thls. des St. G. B., vermöge welcher der Re⸗ 
curs gegen Urtheile, die der Einſicht des Kreisamtes oder 
einer höheren Beſtätigung zu unterziehen find, binnen drei 
Tagen anzumelden und binnen der folgenden acht Tage einzu⸗ 
bringen iſt, auch rückſichtlich der Polizei-Vergehen ihre An— 
wendung zu finden hat. Ungeachtet der zweite Abſatz des Re— 
gierungs-Decrets vom 11. Juni 1812 ohne weitere Unter⸗ 
ſcheidung die Friſt zur Recursanmeldung gegen Erkenntniſſe in 
Polizei-Vergehen auf 24 Stunden und die zur Einbringung 
auf drei Tage feſtgeſetzt, und nach der obenerwähnten Regie— 
rungs- V Verordnung von 10. April 1827 Recurſe, die nicht 
innerhalb dieſer Friſten angemeldet oder eingebracht werden, 
nicht weiter mehr Statt haben, dürfte obige Frage doch be— 
jahend zu beantworten ſeyn. In dem Regierungs-Decrete 
vom 11. Juni 1812 ſcheint nemlich bloß der Fall berückſichti— 
get worden zu ſeyn, wenn die Polizei-Ober-Direction das 
Erkenntniß, ohne es der Landesſtelle vorzulegen, in Vollzug 

} 
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fegen darf. Der hieher gehörige II. Abſatz lautet: W enn die 
Polizei-Ober-Direction nichts abzuändern be— 
findet, ſo iſt die Verhandlung bloß mit dem Wor— 
te: »Eingeſehen oder Beftätiget« der Polizei— 
Bezirks-Direction zurückzuſtellen, welche der 
Partei das Erkenntniß mit dem Beſſatze bekannt 
zu machen hat, daß, wenn ſie ſich hierdurch be— 
ſchwert glaubt, der Recurs binnen 24 Stunden 
mündlich oderſchriftlich angemeldet, und binnen 
drei Tagen an die Landesſtelle eingereicht ſeyn 
müſſe.« Und am Ende des V. Abſatzes, welcher den Grund— 
ſatz rückſichtlich der Strafbemeſſung aufſtellt, heißt es: Übri— 
gens wird die Polizei-Ober-Direction auch die 
Vorſchrift der Ss. 400 und 402 zu beobachten und 
Straferkenntniſſe dieſer Art vorläufig der Lan- 
desſtelle vorzulegen haben,“ ohne daß jedoch hier 
in Betreff der Recursfriſten etwas Beſonderes beſtimmt wor— 
den wäre. Findet das Geſetz gewiſſe Fälle von Polizei-Ver— 
gehen für wichtig genug, daß rückſichtlich derſelben die Beobach— 
tung der Vorſchrift des §. 402 für nothwendig erkannt wurde, 
fo iſt nicht abzuſehen, warum die für Fälle des §. 402 erlaf- 
ſene weitere Vorſchrift des §. 418 in Betreff der erweiterten 
Recursfriſten nicht auch bei Polizei-Vergehen zu gelten hat, 
um ſo mehr, da das Hofkanzlei-Decret vom 22. März 1827 
rückſichtlich der Recursfriſten bei Straferkenntniſſen gegen min- 
dere politiſche und polizeiliche Vergehen beſtimmt, »daß ſich 
vor der Hand nach dem im II. Thl. des Strafge— 
ſetzes über die Recursfriſten gegen Urtheile in 
ſchweren Polizei- Übertretungen verzeichneten 
145 
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Beſtimmungen benommen und hierwegen das 
Nöthige veranlaßt werde.“ 

Dieſe Auslegung geht auch aus dem Grunde der Anord— 
nung des §. 418 hervor. Dieſer ſcheint nemlich darin zu lie— 
gen, dem Beſchuldigten durch Erweiterung der Recursfriſten 
mehr Zeit und Gelegenheit zu verſchaffen, durch Aufbringung 
und gehörige Darſtellung der nöthigen Behelfe die im $. 402 
angegebenen größeren Strafen für den Fall von ſich abzuwen⸗ 
den, oder wenigſtens zu verringern, wenn er ganz ſchuldlos 
oder doch nur im minderen Grade ſtrafbar ſeyn ſollte, als die 
erſte Inſtanz gegen ihn erkannte ). Dieſer Grund tritt jedoch 
auch bei Polizei-Vergehen ein, wenn gegen den Schuldigen auf 
eine der im §. 402 angeführten Strafen erkannt worden iſt; 
da es rückſichtlich des zu Beſtrafenden oft einerlei iſt, aus wel— 
chem Titel dieſe oder jene Strafe gegen ihn verhängt wird. 
Der Einwurf, »daß es unzukömmlich iſt, wenn bei Polizei— 
Vergehen, obgleich nur in wenigen Fällen, die Recursfriſt 
acht Tage beträgt, während es ſchwere Polizei- Übertretungen 
gibt, wo der Recurs binnen drei Tagen eingebracht ſeyn 
muß,“ behebt ſich, wenn man bedenkt, daß jene ſchweren f 
Polizei-Übertretungen, wo dieſes beſtimmt iſt, hinſtchtlich 
der Beſtrafung die Wichtigkeit nicht erreichen, als die Polizei— 
Vergehen, von denen hier die Rede iſt, daß es demnach hier 
auf den Namen nicht ankommen könne, wo die Größe der 
Strafe den Grund einer geſetzlichen Verfügung bildet ). 


) Kann doch aus demſelben Grunde nach dem $. 465 des I. Thls. 
des St. G. B. die Friſt zur Recurs-Einbringung in Criminal— 
Fällen auf 16 Tage erweitert werden. 

) Daß die Anſicht, es dürfe die größte Strafe eines Polizei-Ver— 
gehens nicht größer ſeyn, als die kleinſte einer ſchweren Polizei— 
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Nach dem Geſagten hat alfo der S. 418 des II. Thls. des 
St. G. B. rückſichtlich der erweiterten Recursfriſt auch bei 
Polizei-Vergehen feine analoge Anwendung zu finden, wor— 
nach ſomit im Falle, als das über ein Polizei-Vergehen ge— 
ſchöpfte Erkenntniß nach dem §. 402 der Landesſtelle, oder 
auf dem Lande nach dem §. 400 dem Kreisamte zur Beſtäti— 
gung vorgelegt werden muß, der Recurs binnen drei Tagen 
anzumelden und binnen der folgenden acht Tage einzubrin— 
gen iſt. 

$. 83. 
Unſtatthafte Necurſe. 


Iſt ein Recurs nicht mit den aus den SS. 415, 416 
und 418 des II. Thls. des St. G. B. ſich ergebenden Eigen— 
ſchaften verſehen, ſomit nach §. 419 unſtatthaft, fo ſoll er 
nach der Analogie der dießfalls rückſichtlich der ſchweren Po— 
lizei-Übertretungen erlaſſenen n. ö. Regierungs-Verordnung 
vom 19. Mai 1804 nicht mehr angenommen, ſondern lediglich 
verworfen, und ohne den betreffenden Parteien darüber einen 
Beſcheid zu ertheilen, bloß den Acten beigelegt werden. 


$. 84. 


Mittheilung der Beweggründe und des 
Erkenntniſſes. 


Nach der Analogie des in Betreff der Recurſe bei ſchwe— 
ren Polizei- Übertretungen erlaſſenen Hofkanzlei-Decretes 


Übertretung, ganz falſch iſt, daß vielmehr manche Polizei-Ver— 
gehen ſchärfer verpönt ſind, als andere mit ihnen nicht 
analoge ſchwere Polizei-ÜUbertretungen, iſt ſchon früher er— 
wähnt worden. 
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vom 7. October 1819, 3. 31,530 ') ift den zur Ergreifung 
des Recurſes berechtigten Parteien auf ihr Anſuchen nebſt 
den Beweggründen auch eine Abſchrift des Er— 
kenntniſſes hinauszugeben. 


— 


$, 85. 
Einbringung des Necurſes. 


Gegen Erkenntniſſe über Polizei-Vergehen kann der Re— 
curs ebenfalls mündlich oder ſchriftlich auch mit Zu— 
ziehung eines Beiſtandes, auf den die Partei ihr Ver— 
trauen ſetzet, auf die im II. Thl. des St. G. B. beſtimmte 
Art ergriffen werden; nur iſt es zur Beſchleunigung der Re— 
cursangelegenheiten zweckdienlich, wenn die politiſchen Behör— 
den, nach der Verordnung des böhmiſchen Landes-Guber— 
niums vom 6. Jänner 1827, 3. 276 *), den Verurtheilten 
bei der Kundmachung der Straferkenntniſſe jedesmal bedeuten: 
daß, wenn fie von der ihnen zuſtehenden in dem Erkenntniſſe 
nach der Anordnung des Hofdecretes vom 18. Mai 1804 ohne⸗ 
dieß auszudrückenden Recurs-Wohlthat Gebrauch machen wol- 
len, ſie die dießfälligen Recursſchriften nicht bei der Landes— 
ſtelle, ſondern bei der Unterbehörde, welche das 
dießfällige Erkenntniß geſchöpft hat, einzubrin— 
gen haben, welche ſie ſodann mit erſchöpfendem Berichte und 
allen betreffenden Verhandlungsacten einzubegleiten habe. 


) Krop. Gef. Franz 42. B. S. 430. 
) Ebendaſ. 53. B. Nr. 12. 
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$. 86. 
Vorgang der erften Inſtanzen rückſichtlich der 
NRecurſe. 


Daß der bei einer erſten Inſtanz eingebrachte Recurs der 
Landesſtelle in der Regel durchs Kreisamt vorzulegen ſey, 
wurde ſchon durch das Hofkanzlei-Decret vom 19. Juni 1788 
beſtimmt, und mit Hofdecrete vom 3. Mai 1827, Z. 12,089 
neuerlich in Erinnerung gebracht. Kürze, Ordnung und Deut— 
lichkeit ſind die Haupteigenſchaften des Berichtes der unteren 
Behoͤrde. Es ſind demnach nur jene Erkenntnißpuncte, woge— 
gen die Partei recurrirt, darin anzuführen und ſowohl das 
Factum ſelbſt, als der Inhalt des Erkenntniſſes und die Re— 
curseinwendungen mit der umſichtigen Begutachtung der letzte— 
ren bei jedem Puncte unmittelbar zur gehörigen Überſicht zu— 
ſammen zu ſtellen. 


§. 87. 
Entſcheidung der höheren Behörde über den 
Receurs. 


Die obere politiſche Behörde hat ſich hinſichtlich der ein— 
gelangten Recurſe nach dem im §. 425 des II. Thls. des St. 
G. B. und in den nachträglich dazu erſchienenen Hofdecreten 
vom 23. September 1805 und 10. Juni 1825, Z. 17,214 ent⸗ 
haltenen Vorſchriften zu benehmen, Außerdem hat die Recurs— 
inſtanz nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 21. Juli 1825, 
3. 21,659 die Recurserledigung fo abzufaſſen, daß die eigent— 
liche Entſcheidung mit ihren Beweggründen von dem, was 
bloß für die erſte Inſtanz zur Wiſſenſchaft, Belehrung oder Zu— 
rechtweiſung beigeſetzt wird, leicht unterſchieden werden könne. 

Rückſichtlich jener Puncte, die zur endlichen Entſcheidung 
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noch nicht reif befunden worden find, genügt es nach dem 
Hofkanzlei-Decrete vom 24. Jänner 1828, 3. 1711, wenn der 
Partei bekannt gemacht wird, daß in Anſehung derſelben 
noch eine vollſtändigere Unterſuchung angeordnet worden iſt. 
Übrigens kommt hier noch zu bemerken, daß, wenn in Fällen 
nach der Analogie des §. 241 II. Thls. des St. G. B. der 
Widerruf von Seite des Berechtigten erſt nach der Kund— 
machung des wenn auch noch nicht rechtskräftigen Erkennt⸗ 
niſſes geſchehen iſt, derſelbe nach der Analogie der Allerhöchſten 
Entſchließung vom 15. Juni 1835) im Falle eines Recurſes 
nur als Milderungsgrund der Strafe bei der höhe— 
ren Behörde angeſehen werden kann ). 


8. 88. 
Wirkungen des Necurſes. 


Was die Wirkungen der gegen Erkenntniſſe in Poli⸗ 
zei-Vergehen angebrachten Recurſe anbelangt, fo find fie mit 
denen bei ſchweren Polizei-UÜbertretungen analog. Übrigens 
iſt der Unterſuchte, wenn er ſich während der Unterſuchung 
auf freiem Fuße befand, was bei Polizei-Vergehen faſt im⸗ 
mer der Fall ſeyn wird, wenn er von der erſten Behörde 
ſchuldig erkannt wurde, deßhalb allein auch während des Re— 
curſes nicht anzuhalten, fo lange die Bedingungen des $. 306 
noch immer fortdauern, und er der Flucht nicht dringender 
verdächtig wird ). 


) N. 6. Regierungs-Verordnung vom 14. Juli 1835. 

) Dasſelbe wurde auch durch das n. 6. Regierungs-Cireulare 
vom 28. Auguſt 1836 hinſichtlich der Fälle der $$. 213 und 269 
rückſichtlich des Widerrufes und ſeiner Wirkung angeordnet. 

) Juſtiz-Hofdeeret vom 5. Mai 1813 Krop. Gef. Franz 33. B. 
S. 166, 
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Wird der Recurs bloß angemeldet, jedoch nicht einge: 
bracht, ſo darf das Erkenntniß vor Verlauf der zur Einbrin— 
gung des Recurſes beſtimmten Zeit nicht vollzogen werden. 
Rückſichtlich der auf Geldſtrafen lautenden Erkenntniſſe 
kommt nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 30. Jänner 1808 ') 
noch zu bemerken, daß die dagegen angebrachten Recurſe kei— 
nen Suſpenſiv⸗Effect haben, da dieſes nach der höch— 
ſten Circular-Verordnung vom 2. März 1799 nur dann der 
Fall ſeyn ſoll, wenn ſonſt durch den Vollzug des gefchöpften 
Erkenntniſſes der günſtige Erfolg des Recurſes für den Re— 
currenten ohne Frucht und Wirkung ſeyn würde, welcher Fall 
jedoch bei Geldſtrafen nicht eintritt, indem bei erfolgter Nach— 
ſicht der bereits erlegte Geldbetrag wieder zurückgeſtellt wer— 
den kann. 
ü Was die Executirung der erſtrichterlichen auf 
Entſchädigung lautenden Erkenntniſſe während 
des Laufes des Recurſes anbelangt, ſo ſcheint der 
$. 426 des II. Thls. des Strafgeſetzes, nach welchem während 
des Recurſes bis zur Entſcheidung der höheren Behörde mit 
der Beſtrafung ſtets, ſonſt mit dem weiteren Vollzuge des 
Urtheiles in ſo ferne innegehalten werden muß, als durch den 
Vollzug nicht irgend ein Nachtheil verurſachet oder vergrö— 
ßert wird, hier keine Anwendung zu finden, da dieſe Frage 
civilrechtlicher Natur iſt, und ohnedieß der Rechtsweg offen 
ſteht; vielmehr haben die in der Gerichts-Ordnung rückſicht 
lich der proviſoriſchen Sicherſtellungsmittel erlaſſenen Vor— 
ſchriften ihre Anwendung zu finden. 


) N. ö. Regierungs-Verordnung vom 21. Februar 1808. 
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$. 89. 


Necurſe in Dienſtbothenangelegenheiten. 


In Dienſtbothen angelegenheiten find nach der 
Geſindeordnung für Wien ꝛc. vom Jahre 1810 Recurſe nur 
gegen jene Erkenntniſſe der Bezirks-Directionen zuläſſig, die 
vor ihrem Vollzuge der Polizei-Ober-Direction zur Einſicht 
vorzulegen ſind, und müſſen derlei Recurſe ebenfalls binnen 
drei Tagen entweder unmittelbar bei der Landesſtelle oder bei 
der das Erkenntniß ſchöpfenden Behörde eingebracht werden. 
Iſt jedoch der Recurs muthwilliger Weiſe oder zur bloßen Ver— 
zögerung der Vollziehung des Erkenntniſſes ergriffen worden, 
fo ift gegen die Geſindehälter mit einer Geldſtrafe von 5 bis 
25 Gulden, gegen die Dienſtbothen mit der zweifach ihnen 
von der Behörde zuerkannten Strafe vorzugehen. 


B. Vom Nachſuchen um Begnadigung. 


00, 


Zur Gnadenwerbung berechtigte Perſonen und 
\ dazu bewilligte Friſten. 


Was den Weg der Gnade anbelangt, ſo ſind zur 
Ergreifung desſelben alle jene Perſonen berechtiget, denen 
es nach dem früher Geſagten frei fteht zu recur⸗ 
riren. Eben ſo ſind hier die Friſten dieſelben, welche für 
den Recurs vorgeſchrieben wurden. Der Gnadenweg ſteht über— 
haupt in jenen Fällen offen, wenn der Recurs ergriffen wer— 
den kann; iſt alſo kein Recurs mehr zuläſſig, indem z. B. das 
Straferkenntniß der unteren Behörde von der höheren beſtäti— 
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get oder gemildert wurde, fo findet nach dem Hofdecrete vom 
8. Auguſt 1819, Z. 25,312) und 26. Mai 1825, 3. 16,115 
auch kein Gnadenweg mehr Statt. 

Ordnungswidrig eingebrachte Gnadengeſuche ſind nach 
der n. ö. Regierungs-Verordnung vom 19. Mai 1804 nicht 
anzunehmen, oder bloß den Acten beizulegen, ohne darüber 
einen Beſcheid zu erlaſſen. Wurde das Erkenntniß der erſten 
Behörde von Amtswegen der Regierung vorgelegt, ſo findet, 
ungeachtet letztere die Strafe beſtätigte oder ſogar milderte, 
nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 27. Juni 1828, Z. 13,704 
dennoch der Gnadenweg Statt, da in dieſem Falle nach dem 
Hofkanzlei-Decrete vom 13. Mai 1819, Z. 5687 auch der 
Recursweg offen ſteht. Übrigens kann nach der Analogie der 
ſchweren Polizei-Übertretungen ) eine Gnadenwerbung mit 
dem Recurſe zugleich oder auch abgeſondert ange— 
bracht werden. s 

Daß der Gnadenweg auch in jenen Fällen, wo der Rich— 
ter nicht von Amtswegen, ſondern nur auf Verlangen des 
Beleidigten einſchreiten konnte, ergriffen werden kann, uns 
terliegt wohl keinem Zweifel, da das Geſetz den auf Privat— 
verlangen in Unterſuchung gezogenen die in den Strafgeſetzen 
beſtehenden Wohlthaten nirgends entzieht, und auch nicht ab— 
zuſehen iſt, warum jener, der bloß eine Privat-Perſon kränkte, 
ſchlechter daran ſeyn ſollte, als jener, welcher ein Recht des 
Staates verletzte. 


) Krop. Gef. Franz 42. B. S. 103. 
) Hof-Deeret vom 8. Auguſt 1819, 3. 25,312. 
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§. 91. 


Berechtigung der Behörden in Anſehung der Gua⸗ 
dengeſuche. 


Was die Berechtigung der Behörden in Hinſicht der Mil— 
derung und Erlaſſung der Strafe, ſo wie das dabei zu beob— 
achtende Verfahren anbelangt, ſo biethen die Polizei-Ver— 
gehen dießfalls nichts Beſonderes, und haben die betreffenden 
Vorſchriften des II. Thls. des St. G. B. in Anwendung zu 
kommen. Nur iſt hier noch zu bemerken, daß, wenn bei jenen 
Erkenntniſſen über Polizei-Vergehen, welche auf dem Lande 
nach der Vorſchrift des $. 400 dem Kreisamte zur Einſicht 
zuzuſenden ſind, letzteres nach der Analogie des §. 430 das 
Recht hat, die Strafe zu mildern, dieſes bloß eine Folge der 
dem Kreisamte in dieſen Fällen vorbehaltenen ämtlichen Ein— 
ſicht in die Verhandlung und das Erkenntniß ſey, ohne daß 
dasſelbe als Recursbehörde anzuſehen wäre. 


C. Von andern Rechtsmitteln. 


$. 92. 
a) Wiederaufnahme der Unterfuchung. 


Nach der Analogie des Hofkanzlei-Decretes vom 28, Ju— 
lius 1808 ') kann die Unterſuchung eines als ſchuldlos Be— 
fundenen in dem Falle wieder aufgenommen werden, wenn 
neue Beweismittel vorgefunden werden, woraus ſich mit 
Grund die Verurtheilung erwarten läßt, ſo wie die politiſche 
Behörde überhaupt eine vor ihr bereits entſchiedene Sache 
neuerdings in Erörterung ziehen und ihre Entſcheidung abän— 


) N. 6. Regierungs-Decret vom N. Auguſt 1808. 
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dern kann, wenn neue Umſtände vorkommen, welche die Bes 
urtheilung weſentlich ändern können. Anderſeits läßt ſich aber 
auch nach der Analogie des Criminal- Verfahrens nicht in 
Abrede ſtellen, daß es dem Abgeurtheilten freiſtehe, um die 
Wiederaufnahme der Unterſuchung anzulangen, wenn er in 
der Folge Beweiſe ſeiner Schuldloſigkeit vorlegen kann, und 
weder ein Recurs noch ein Begnadigungsgeſuch mehr Statt 
findet. Die Geringfügigkeit der Sache kann nicht vorgeſchützt 
werden, da nach unſern Strafrechtsprincipien den Schuldlo— 
fen auch nicht das mindeſte Übel treffen ſoll “). 


b. 93. 


5) Rechtsmittel gegen das Verſchulden des 
Richters. 


Rückſichtlich des Verſchuldens eines Richters 
hat man ſich nach der Vorſchrift des §. 1341 des allg. bürgl. 
„Geſetzbuches bei der höheren Behörde zu beſchweren. Dasſelbe 
beſtimmte ſchon die Reſolution vom 11. September 1784 ), 
vermöge welcher die Syndicats-Klage, ſo gegen Richter ein— 
gereicht wird, gänzlich aufgehoben und angeordnet wurde, 
daß jene Verhandlungen, die im Zuge ordentlichen Verfah— 
rens zwiſchen einer Partei und einem Richter eingeleitet wer— 
den, künftig nicht mehr Statt haben. Dieſes verſteht ſich je- 
doch nur von jenen Verſchulden eines Richters, die in Amts— 
ſachen unterlaufen. Beſteht die geſetzwidrige Handlung im 


) Siehe den Aufſatz in der Zeitſchrift für öſterr. Rechtsgelehrſam— 
keit ꝛe. Jahrg. 1835 IV. Heft S. 264: „Von der Wiederauf— 
nahme einer wegen ſchwerer Polizei- Übertretung abgeführten 
Unterſuchung.“ 9 

) Zuftiz  Gefeß: Sammlung Nr. 335. 
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Mißbrauche der Amtsgewalt nach dem §. 85 des I. Theils oder 
in einer thätigen Beleidigung nach §. 86 des II. Thls. des 
Strafgeſetzes, jo gehört die Unterſuchung vor das competente 
Criminal⸗Gericht oder die zur Unterſuchung der ſchweren Po— 
lizei-Übertretungen beſtimmte politiſche Behörde. Macht ſich 
hingegen der Richter bei ſeiner Amtsverrichtung eines minde— 
ren Verſehens ſchuldig, worauf eigentlich der $. 1341 des 
allg. bürgl. Geſetzbuches hindeutet, ſo ſind die ordentlichen 
Rechtsmittel als: Appellation, Reviſion, Recurs, Nullitäts⸗ 
Beſchwerde oder ämtliche Vorlegung der Acten zu verſuchen, 
wodurch die vorgeſetzte Behörde in die Kenntniß der Kränkung 
gelangt, und nach Umſtänden das Geeignete verfügt, ohne 
daß es nothwendig iſt, eine unmittelbare Klage gegen den 
Richter anzubringen. Bloß in dem Falle, wenn keines der 
oben erwähnten Rechtsmittel zu Gebothe ſteht, iſt es der Par⸗ 
tei unbenommen, ſich gegen das Verſchulden eines Richters 
bei der höheren Behörde zu beſchweren. 

Da über die Art und Weiſe, wie die obere Behörde der— 
lei Verſehen des unteren Richters zu unterſuchen hat, keine 
beſtimmten Vorſchriften beſtehen, bleibt fie lediglich dem ver— 
nünftigen Ermeſſen des oberen Richters anheimgeſtellt. Ge- 
wöhnlich wird mit Berückſichtigung der von dem unteren Rich— 
ter abzugebenden Amtserinnerungen der Gegenſtand entſchie— 
den. Das Geſagte gilt auch von den Amtshandlungen der 
politiſchen Beamten, was ſich theils aus dem Concer— 
tations-Protocolle vom 10. Auguſt 1793, worin die Gränz— 
linien der Befugniſſe zwiſchen den politiſchen und Juſtizbehör— 
den feſtgeſetzt wurden, theils aus dem Hofdecrete vom 14. März 
1806 Fi worin es heißt: daß Staatsbeamte ihrer 


„) Juſtiz- Geſet⸗ Sahin Nr. 758. 
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Amtshandlungen wegen bei den Civil-Gerich— 
ten niemals belangt werden können, wornach 
der Civil-Richter ſolche Klagen lediglich zurück— 
zuweiſen hat. Obſchon dieſe Verordnung ausdrücklich nur 
von Staatsbeamten ſpricht, ſo ſcheint ſie doch auch aus glei— 
chen Gründen auf Privat-Beamte ihre Anwendung zu 
haben, in ſo ferue ſie ſich bei der Ausübung jener Amtshand⸗ 
lungen eines Verſehens ſchuldig machen, die ihnen aus öf— 
fentlichen Rückſichten von der Staatsverwaltung über⸗ 
tragen worden ſind. 


Sechſtes Hauptſtück 


Von Kundmachung und Vollſtreckung des 
Erkenntniſſes. 


§. 94. 
Kundmachung des Erkenntniſſes. 


Die Erkenntniſſe bei Ehrenkränkungen ſind ſtets in dem Orte 
der gepflogenen Unterſuchung kund zu machen, und es dürfte 
bei denſelben wohl ſchwerlich der Fall eintreten, daß das Er— 
kenntniß nach der Analogie des §. 434 des St. G. B. II. Thls. 
auch noch an dem Orte, wo das Vergehen begangen worden, kund 
zu machen wäre; wornach denn auch der $. 440 rückſichtlich 
der Vollſtreckung ſolcher Erkenntniſſe am Orte des Vergehens 
ſeine Anwendung verliert. 

Übrigens muß bei Gelegenheit der ordentlichen Kund— 
machung auch in einigen Fällen eine Mittheilung des 
Erkenntniſſes an andere Behörden geſchehen. So 
verlangt das Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 1. Juli 
1834, 3. 6477, daß, um den Eifer der Militär- Polis 
zei-Wachmannſchaft für den Dienſt deſto mehr rege zu 
erhalten, dem Militär-Polizei-Wachcommando die 
gegen Individuen, welche ſich eines widerſpenſtigen oder be— 
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leidigenden Benehmens gegen die Militär = Polizei = Wache 
ſchuldig machen, verhängte Strafe und rüdfichtlich der Mann⸗ 
ſchaft zu Theil gewordene Genugthuung von Fall zu Fall be— 
kannt gegeben werde. Auf eine analoge Weiſe wurden durch 
das Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 25. December 
1835, 3. 15,175, welches in Folge hohen n. ö. Regierungs— 
Präſidial⸗Erlaſſes vom 7. desſelben Monats 3. 2802 er⸗ 
floſſen iſt, ſämmtliche Bezirks-Directionen angewieſen, jene 
Fälle, wo ein Ercedent gegen die Militär-Wache polizei— 
lich abgeſtraft wird, dem k. k. Militär-Platz-Comman⸗ 
do bekannt zu geben ). 

Daß über ein Geſuch eines Soldaten im eigenen Nas 
men zwar nach dem Geſetze vorzugehen, demſelben jedoch die 
Erledigung durch das Ober-Kriegs-Commiſſariat bekannt zu 
geben ſey, wurde bereits durch die n. ö. Regierungs-Verord⸗ 
nung vom 31. Auguſt 1804) beſtimmt. 

Welche Anzeigen in jenen Fällen gemacht werden müſſen, 
wenn Hofdiener oder Mitglieder der Gefällenwache in polizei— 
liche Unterſuchung gezogen werden, iſt ſchon früher (S. oben 
§§. 59 und 60) angegeben worden. 


) Wenn ein Individuum wegen Beleidigung der Wache oder aus 
einem ſonſtigen Anlaſſe mit species facti vom Platz-Commando 
der Polizei-Ober- Direction und dann einer Bezirks-Direc— 
tion zur Amtshandlung übergeben und ſodann einem Gerichte 
eingeliefert wird, iſt das Gericht in der Note anzuſuchen, das 
Nefultat der Unterſuchung dem Platz-Commando bekannt zu 
geben. Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 4. October 
1835, 3. 37. 

) Krop. Gef. Franz 19. B. S. 304. 


— 
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Vollſtreckung des Erkenntniſſes. 
9. 95. 


Was die Vollſtreckung eines Erkenntniſſes über Po— 
lizei-Vergehen für den Fall betrifft, als dagegen zwar ein Res 
curs zuläffig iſt, derſelbe jedoch nicht angemeldet wurde, fo 
findet von der im $. 438 des II. Thls. enthaltenen Vorſchrift, 
daß in dieſen Fällen die Vollſtreckung ſogleich nach Verlauf 
der zur Anmeldung des Recurſes beſtimmten Friſt zu geſche— 
hen habe, bisweilen nach dem Willen der Partei eine 
Ausnahme Statt, wenn nemlich derjenige, gegen den das 
Erkenntniß geſchöpft wurde, auf den Recurs verzichtet und 
ſich der Strafe ſogleich, alſo vor Verlauf der zur Anmeldung 
des Recurſes beſtimmten Friſt unterzieht. Dieſer Fall tritt be— 
ſonders dann ein, wenn die Partei wegen der Geringfügig— 
keit der Strafe, oder in der Überzeugung, daß der Recurs 
nichts fruchten werde, oder weil ihr durch die längere Verzö— 
gerung an demſelben Orte ein noch größerer Nachtheil erwach- 
ſen würde, es vorzieht, ſich der Strafe ſogleich zu unterziehen. 
Dazu iſt ſie aber auch berechtiget, ſobald nur das Erkenntniß von 
der Art iſt, daß es ohne höhere Beſtätigung als ſolches von 
dem Geſetze anerkannt wird; denn im widrigen Falle iſt die 
Unterſuchung noch nicht als ganz geſchloſſen anzuſehen, da 
noch kein mit den geſetzlichen Erforderniſſen verſehenes Er— 
kenntniß geſchöpft worden iſt. Der Unterſuchungs-Beamte 
wird ſich jedoch zu ſeiner Deckung die Verzichtleiſtung auf den 
Acten jedesmal beſtätigen laſſen. 

Übrigens haben die Polizei-Behörden nach der Analogie 
des Hofkanzlei-Decretes vom 30. September 1806 auch das 
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Recht, die von ihnen gefällten rechtskräftigen Erkenntniſſe 
ſelbſt in Vollzug zu ſetzen. 

Daß in den Fällen, wo auf körperliche Züchti— 
gung erkannt wird, auf den augenblicklichen Geſund— 
heitszuſtand des Sträflings, worüber der ärztliche Kräf— 
tenbefund als Beweis dient, zu ſehen iſt und daß auch die im 
§. 439 rückſichtlich der ſchwangeren und ſäugenden 
Weibsperſonen fo wie die in den Hofdecreten vom 4. Februar 
1803 und 24. April 1812 hinſichtlich der Zeit der mon atli— 
chen Reinigung derſelben erlaſſenen Vorſchriften bei der 
Execution der Erkenntniſſe über Polizei-Vergehen ihre volle 
Anwendung zu finden haben, ſteht mit dem humanen Geiſte 
der öfterreichifchen Geſetzgebung, fo wie mit der analogen 
Anordnung des §. 23 II. Thls. des St. G. B. in vollkom⸗ 
mener Harmonie; 

S. 96. 
Fortſetzung. 

Ein wegen eines Polizeiꝙ-Vergehens verurtheilter 
Flüchtiger darf nach der Analogie des §. 441 nie durch eine 
Perſonsbeſchreibung verfolgt werden; doch ſteht in Überein— 
ſtimmung mit dem §. 288 des II. Thls. nichts im Wege, ſeinen 
Aufenthaltsort auf eine andere Weiſe auszuforſchen und ſeine 
Beſtrafung durch die betreffende politiſche Obrigkeit ſeines 
Aufenthaltsortes einzuleiten. 

Daß die Execution jenes Theiles des Erkenntniſſes, wel— 
cher den Schadenerſatz betrifft, in dem Falle, als der Be— 
ſchädiger ſeiner Verpflichtung nicht freiwillig nachkommt, vom 
competenten Civil-⸗Gerichte vorzunehmen iſt, und daß ſich dem— 
nach der Beſchädigte mit der Abſchrift des Erkenntniſſes dahin 

ar 
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zu wenden habe, geht aus der Analogie des Hofdecretes vom 
26. Februar 1789 und dem $. 523 des I. Thls. des Strafge⸗ 
ſetzes hervor. 

Über die gemachte Anfrage, ob eine Militär-Behörde 
befugt ſey, das gegen einen Landwehrmann zur Zeit ſeines 
Civil-Jurisdictions-Verhältniſſes nach den Civil-Geſetzen 
geſchöpfte, an ihm aber vor der Veränderung feiner Gerichts: 
barkeit nur wegen ſeiner Einberufung noch nicht vollſtreckte 
Strafurtheil abzuändern, wurde von der Hofkanzlei mit Dez 
cret vom 3. März 1832, 3. 3492) bedeutet, daß im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit dem k. k. Hofkriegsrathe die Entſcheidung dahin 
erfloſſen iſt, daß es einer Militär-Behörde keineswegs 
zuftehe, ein von einer Civil-Behörde gefälltes Urtheil für ſich 
abzuändern, ſondern daß die Militär- Behörde von dem ihrem 
Erachten nach gegen den Vollzug des politiſchen Erkenntniſſes 
obwaltenden Hinderniſſe die betreffende Civil-Behörde in 
Kenntniß zu ſetzen und nur nach mit der letzteren gepflogener 
Rückſprache weiter vorzugehen hat. Überhaupt wurde daſelbſt 
die Regel aufgeſtellt, daß derlei Individuen erſt dann ein- 
rücken gemacht werden, wenn die gegen ſie verhängte Strafe 
vollzogen iſt, da man der Militär- Behörde nicht zumuthen 
kann, das von einer Civil-Behörde gefällte Strafurtheil an 
einem unter der Militär-Jurisdiction ſtehenden Individuum 
zu vollziehen. Dieſe Anordnung hat ohne Zweifel auch bei 
Polizei-Vergehen ihre Anwendung zu finden. 

Was die wirkliche Vollziehung der Arreſtſtrafe 
anbelangt, fo find nach der Weiſung der Polizei-Hofſtelle an 


) Böhm. Gubern.-Verordnung vom 24. März 1832, 3. 10,208. 
trop. Gef. Franz 58. V. S. 80. 
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die Polizei» Ober- Direction in Erledigung des Commiſſions⸗ 
Protocolls vom 15. April 1825 die mit Arreſt zu beſtrafenden 
Individuen künftig nicht mehr auf der Wachſtube an- 
zuhalten, ſondern zur Ausſtehung der Strafe jederzeit in das 
Polizei-Haus abzugeben. 

Da die wegen bloßer Polizei-Vergehen zu einer Arreſt⸗ 
ſtrafe Verurtheilten in der Regel minder verdorbene Individuen 
ſind, ſo iſt bei ihrer Beſtrafung beſonders darauf Rückſicht 
zu nehmen, daß jede Gemeinſchaft mit Sträflingen 
verworfenet Art beſeitiget werde. 


§. 97. 
Vorſorge für den Nahrungsſtand der Sträflinge. 


Wenn gleich vermöge der geringfügigeren Natur der po— 
lizeilichen Corrections-Strafen die Anordnung des S. 443 
II. Thls. des Strafgeſetzes, nach welcher zur Hintanhaltung 
der aus der längeren Verhaftung des Sträflings für deſſen 
Wirthſchaft oder Gewerbe, oder den Nahrungsſtand feiner Fa— 
milie zu beſorgenden beträchtlicheren Nachtheile, mittelſt des Ge— 
richtsſtandes des Verhafteten die angemeſſene Vorkehrung zu 
treffen iſt, bei Polizei-Vergehen wohl ſchwerlich in Anwen— 
dung kommt: ſo hat doch die politiſche Behörde ſchon bei der 
Ausmeſſung der Strafe insbeſondere auf die Vorſchriften des 
§. 23 II. Thls. des St. G. B. und den Grundſatz, daß 
Niemand ein unverſchuldetes Übel erleide, gehörigen Bedacht 
zu nehmen, und dem gemäß die Strafe zu verhängen. In die— 
fer Beziehung geſtattete die Central-Organiſtrungs-Hof-Com⸗ 
miſſion ), ungeachtet fie als Regel aufſtellte, daß die Voll— 


) Verordnung des Tyrol. Guberniums vom 10. Juli 1817, 
Z. 17022. 0 
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ſtreckung der Arreftfirafe ohne Unterbrechung zu geſche— 
hen habe ), daß ein kurzer Corrections-Arreſt von 24 bis 
48 Stunden ausnahmsweiſe auf arbeitsfreie Tage über— 

tragen werden könne. | 


§. 98. 
Verwendung der Strafgelder. 


Die bei der Ausübung der Gerichtsbarkeit über Poltizei⸗ 
Vergehen auflaufenden Strafgelder verfallen nach der Ana— 
logie des §. 9 II. Thls. des St. G. B. jedesmal dem Ar⸗ 
menfonde des Ortes, wo das Vergehen begangen wurde. Deß— 
halb verordnete auch das Polizei-Ober-Directions-Circulare 
vom 30. September 1823, daß die über Erkenntniſſe in Fällen 
von Polizei⸗Vergehen erlegten Strafgelder der Polizei-Ober⸗ 
Direction einzuſenden ſind, um ſie ihrer geſetzlichen Beſtim— 
mung zuführen zu können, daß ſie demnach nicht wie früher dem 
unteren Dienſtperſonale, nemlich der Bezirks-Wachmannſchaft, 
den Amtsdienern oder Polizei⸗Soldaten zuzuwenden kommen. 


8,99. 
Verfahren mit den Abgeſtraften. 


Da es einer der wichtigſten Zwecke der Polizei- Behörde 
iſt, Geſetzesübertretungen zu hindern und ſonach insbeſondere 
bei den ihr zur Beſtrafung zugewieſenen geſetzwidrigen Hand— 
lungen Beſſerung ihre Endabſicht ſeyn muß: ſo iſt bei der 
Beſtrafung beſonders auf die Individualität einzuwirken, die 


) Dasſelbe erklärte auch das Steyermärkiſche Gubernium mittelſt 
Verordnung vom 1. April 1822 und zwar aus dem Grunde, 
da das Geſetz nirgends von einer Unterbrechung der Arreſtſtrafe 
ſpricht und dieſe dadurch offenbar an Intenſität ſehr verliert. 
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veranlaſſende Urſache des Vergehens genau zu erforſchen und 
auf die beſt möglichſte Art zu beheben; es muß dabei ſtets von 
dem Grundſatze ausgegangen werden, daß eine minder 
gefährliche Triebfeder durch zweckmäßige Ent 
gegenwirkung leichter behoben und ſo der Über— 
gang von leichtſinnigen Handlungen zu bos— 
haften Übertretungen gefährlicherer Art ver— 
hindert werden kann. Es ſind demnach in Betreff der 
Aufſicht auf derlei abgeſtrafte Individuen, rückſichtlich ihres 
Aufenthaltsortes, ihrer Beſchäftigung u. dgl. beſondere Vor— 
ſichten zu beobachten. Liegt der Grund des Vergehens im 
Mangel an Beſchäftigung, ſo iſt es angezeigt, mit 
Rückſicht auf die Zuſtändigkeit ſolcher Perſonen entweder die 
Notionirung in das Arbeits haus oder nach Umſtän⸗ 
den das Verfahren in Gemäßheit der Schubvor— 
ſchriften einzuleiten. Beſonders nothwendig iſt dieſer Vor— 
gang bei jenen Individuen, die durch Indolenz, Hang zur 
Verſchwendung, Exceſſe, Trunkenheit u. dgl. bei Mangel an 
gehöriger Unterkunft und Arbeit wenig Hoffnung zur Beſſerung 
an einem Orte geben, wo ſie als dahin nicht zuſtändig, und 
in der Regel weniger bekannt, ihr ſtrafbares Vorhaben leich— 
ter ausführen können. Durch zeitgemäße Hinwegweiſung ſol— 
cher Individuen in ihren Zuſtändigkeitsort iſt nicht nur ähn⸗ 
lichen Rückfällen vorgebeugt, ſondern auch für die Zukunft 
die Verſorgungslaſt jener Gemeinde aufgebürdet, als deren 
Mitglied der Abgeſchaffte anzuſehen iſt. Was die Art der Hin— 
wegbeforderung ſolcher Individuen anbelangt, fo iſt dabei be— 
ſonders auf den Grad der Verdorbenheit derſelben, ihre per— 
ſönlichen Verhältniſſe u. dgl. Rückſicht zu nehmen; demnach 
wird nach Verſchiedenheit der Umſtände entweder bloße Paß⸗ 
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ausfolgung, Inſtradirung auf gebundener Marſchroute, Stel⸗ 
lung an die Linie, oder, wenn das Geſetz die Abſchiebung ver— 
langt, Hinwegbeförderung mittelſt Particular- oder Hauptſchu⸗ 
bes angezeigt erſcheinen. Übrigens ſind rückſichtlich ſolcher In⸗ 
dividuen die Vorſchriften wegen Viſitirung durch Arzte, 
und vorläufiger Heilung, beſonders wenn fie ſyp hi— 
litiſch ſind, genau zu beobachten. Die von hier mittelſt Haupt⸗ 
ſchubes zu Entfernenden ſind von der Polizei-Behörde dem hie⸗ 
ſigen Magiſtrate in ſchweren Polizei » Übertretungen zur Ab- 
ſchiebung zu übergeben; den Particular-Schub veranlaßt die 
Polizei-Behörde unmittelbar durch Beförderung des Schüb— 
lings mittelſt einer Polizei-Wache an die nächſte Herrſchaft ). 

Die obenerwähnten Maßregeln ſind beſonders in der Re— 
ſidenz von größter Wichtigkeit, da einerſeits die große Bevöl— 
kerung die Schwierigkeit der Überwachung ſolcher Individuen 
erhöht, anderſeits gerade dort wegen des Zuſammenfluſſes von 
Perſonen der verſchiedenſten Claſſen häufig Gelegenheit zu 
Rückfällen ſich darbiethen. 


) N. 6. Regierungs-Verordnung vom 12. November 1812 und 
21. Mai 1818. 


Siebentes Hauptſtück. 


Von den Koſten der Gerichtsbarkeit über 
Polizei-Vergehen. 


$. 100. 
Allgemeine Regel über die Gerichtskoſten. 


Was die Koſten der Gerichtsbarkeit über Polizei— 
Vergehen anbelangt, ſo beſtehen dießfalls keine beſonderen 
Verordnungen; es iſt ſich demnach auch in dieſer Bezie— 
hung nach der wiederholt anbefohlenen Analogie des II. Thls. 
des St. G. B. und zwar der Ss. 444 bis 451 zu richten. Es 
gilt daher hier wie bei ſchweren Polizei- Übertretungen die 
Regel: daß alle gerichtlichen Koſten, welche ſich auf die Hand— 
lungen der Unterſuchungsbehörde ſelbſt beziehen, ſo wie die 
bleibenden Koſten der Gerichtsbarkeit als: Sold der Beamten, 
Diener, Erhaltung der Arreſte u. dgl. von der die Gerichts— 
barkeit ausübenden Obrigkeit getragen und alle dießfälligen 
Schritte von Amtswegen und ohne Anſpruch auf eine Vergü— 
tung vorgenommen werden müſſen. Jene beſonderen Koſten 
hingegen, welche das in Unterſuchung ſtehende Individuum 
oder andere nicht gerichtliche Perſonen betreffen, deren Mit— 
wirkung jedoch beim Verfahren nothwendig war, müſſen von 
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dem Unterſuchten, in foferne er nicht unfchuldig befunden oder 
die Unterſuchung aus Mangel am Beweiſe aufgehoben wurde, 
er jedoch im letzten Falle außer dem Vergehen noch insbeſon— 
dere z. B. durch Entweichung die Veranlaſſung zur Unterſuchung 
gegeben hat, in ſo weit vergütet werden, als dadurch nicht 
etwa die Leiſtung der dem Klagenden zuerkannten Entſchä— 
digung erſchweret oder die Erwerbung des dazu Verpflichteten, 
und der Unterhalt der Seinigen darunter leiden würde ), 
obgleich derlei Koſten die Unterſuchungsbehörde ohne Rückſicht, 
ob ſie eingehen werden, jedesmal vorzuſchießen verpflichtet iſt ). 

Mit hohen Hofkammer-Decreten vom 26. December 1819, 
Z. 54,375 und 17. October 1822, Z. 41,608 wurden alle beim 
Verfahren in ſchweren Polizei-Übertretungen vorkommenden 
Schriften, ämtlichen Ausfertigungen an Parteien und auch 
die Recurſe vom Stempel, ſo wie alle Verhandlungen vom 
Poſtporto befreit, welche jedoch jedesmal mit: »In ſchwe— 
ren Polizei-Übertretungs-Angelegenheiten— 
überſchrieben werden müſſen. Nach dieſem Deerete dürfen auch 


) Hofkanzlei-Deeret vom 6. Februar 1812, F 

») Die Praxis der hieſigen Gerichte iſt auch ſowohl in 
Hinſicht der Rechte auf Vergütungen, Gebühren, des Betra— 
ges derſelben, ſo wie in Hinſicht der Verpflichtung zur Leiſtung 
derſelben mit den Anordnungen des II. Thls. des St. G. B. volls 
kommen harmonirend. Als Ausnahme von der Regel, daß 
alle Handlungen in Anſehung ſchwerer Polizei- Übertretungen 
von Amtswegen zu verrichten ſind, kommt für Wien zu bemer— 
ken, daß das bei Vorforderungen der Parteien von den nächſt 
gelegenen Ortſchaften, wenn deren Vernehmung dringend noth— 
wendig iſt, auf der kleinen Poſt zu entrichtende Poſt— 
porto vorgemerkt und im Falle der Einbringlichkeit mit den 
übrigen Gerichtskoſten abgenommen wird. 
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keine Berichtstaren und fir Amtliche Erledigungen 
feine Gebühren gefordert werden ). 

Durch eine ſpätere Verordnung ') wurde ſowohl das 
Stempelpatent als auch das oben angeführte Hofdeeret vom 
26. December 1819 beſtätiget, jedoch beſtimmt, „daß die den 
Verhandlungen in ſchweren Polizei-Übertretungen, dann den 
dießfälligen Recurſen und Einbegleitungs-Berichten zugeſtan— 
dene Befreiung von dem Gebrauche des Stempels auf die 
Verhandlungen inbloßen Polizei-Vergehungen 
nicht auszudehnen ſey ). 

Übrigens haben die Vorſchriften 5), nach welchen den 


) Dasſelbe verordnet auch das Hofkanzlei-Deeret vom 2. Des 
cember 1819 (Krop. Geſ. Franz 42. B. S. 767). 

) Hofkammer-Deeret vom 26. April 1826 an das k. Böhmiſche 
Landes-Gubernium und die Tabak- und Stempelgefälls - Di: 
rection. Siehe dasſelbe in Krop. Geſ. Franz 52. B. S. 139. 

2) In der hieſigen Praxis werden jedoch die Verhandlungen 
über Polizei-Vergehen keinem Stempel unterzogen; wahr— 
ſcheinlich aus dem nemlichen Grunde, aus welchem die bei Un— 
terſuchungen über Verbrechen und ſchwere Polizei-Übertretun— 
gen vorkommenden Schriften keinem Stempel unterliegen: weil 
es ſich nemlich auch bei der Gerichtsbarkeit über Polizei-Ver⸗ 
gehen um die Ausübung der oberſten Strafgewalt handelt, 
und bei dieſen ſo wie bei Verbrechen und ſchweren Polizei— 
Übertretungen von Amtswegen einzuſchreiten iſt. Es müßte 
ſonſt in dem Falle, als ein in Unterſuchung geſtandenes Indi— 
viduum für ſchuldlos erklärt wird, häufig der öffentliche Fond 
ſelbſt die aufgelaufenen Stempelgebühren tragen; anderſeits 
iſt auch kein Grund abzuſehen, warum einer Partei, welche 
gegen ein ungeſetzmäßig gefälltes Erkenntniß den Recurs er— 
greift, wegen des Verſchuldens der Behörde die Stempelge— 
bühren zur Laſt fallen ſollen. 


) Hofkanzlei⸗Deerete vom 20. Auguſt 1816, 4. December 1818, 
Z. 26,460, 22. März 1821, Z. 5885 und 22. Juni 1826, 
Z. 17,260. 5 
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Kreiscommiſſären und Actuaren, die zur Unterſuchung ſchwe— 
rer Polizei-Übertretungen abgeſendet werden, keine Unter— 
ſuchungskoſten aus dem Camerale gebühren, da dieſe Commiſ— 
ſionen ex officio vorgenommen werden müſſen, wenn bei 
Polizei = Vergehen ein ſolcher Fall eintreten ſollte, ihre ana⸗ 
loge Anwendung zu finden. ; 


$. 101. 


Vergütung der Dienftleiftungen und Auslagen 
außergerichtlicher Perſonen. 


Arzte, Wundärzte und Wehmütter ſind ver— 
bunden, mit Ausnahme der Dienſtleiſtungen in Krankheits- 
und Entbindungsfällen, ihre Anzeigen, Zeugniſſe und Gut⸗ 
achten unentgeldlich zu geben. 

Sollte der Fall vorkommen, daß ein Kreisphyſiker 
oder ein Kreis-Wundarzt aus Anlaß eines Polizei-Ver— 
gehens eine ämtliche Reiſe zu unternehmen hat, ſo findet dieß— 
falls das rückſichtlich der offiziellen Reiſen dieſer Perſonen 
bei ſchweren Polizei-Übertretungen erlaſſene Hofdecret vom 
24. December 1818, 3. 29,062 feine Anwendung, nach wel- 
chem fie nebſt der Vergütung der Fuhrkoſten auch die claſſen— 
mäßigen Diäten als ein Aquivalent der Auslagen für eine an— 
ſtändige Koſt anzuſprechen berechtigt ſind. 

Was die Vergütung der Fuhr- und Zehrungskoſten bei 
ſolchen Zeugen anbelangt, welche außer dem Gerichts— 
bezirke wohnen, ſo iſt hiebei in Folge Hofkanzlei-Decre— 
tes vom 15. Juni 1827, Z. 16,203 nach der Analogie des 
§. 446 vorzugehen, wornach ihnen ein Recht auf die Verguͤ— 
tung derſelben gebührt. Sie find jedoch nur im Falle der Con— 
frontation zu der Gerichtsbehörde ſelbſt perſönlich vor— 
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zufordern, im entgegengefegten Falle find ihre Ausſagen von 
der Behörde ihres Gerichtsbezirkes zu Protocoll zu nehmen 
und dem unterſuchenden Gerichte einzuſenden. 
Die Beſchädigten oder die Kläger ſelbſt haben je— 

doch nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 22. Auguſt 1827 
Z. 51,403 keine Vergütung der ihnen durch ihr Erſcheinen bei 
der Gerichts-Behörde veranlaßten Unkoſten anzuſprechen. 

Bothengänge von Leuten, die nicht im Dienſte 
der politiſchen Obrigkeit ſtehen, ſind mit zehn Kreuzern 
für jede Meile des Hin- und Rückweges zu bezahlen. Übri- 
gens iſt für die Vollziehung eines auf Züchtigung lauten— 
den Erkenntniſſes gegen weibliche Inquiſiten nach dem Hof— 
kammer ⸗Decrete vom 22. October 1812 und 4. Auguſt 1813, 
für die dazu aufgenommene Weibsperſon oder das Gefangen— 
wärtersweib eine Belohnung von dreißig Kreuzern 
bewilligt. 


§. 102. 
Verpflichtung zur Leiſtung dieſer Gebühren. 


Nach der Analogie des $. 449 II. Thls. und des Hofdecre— 
tes vom 6. Februar 1812 iſt der Unterſuchte, wenn er un⸗ 
ſchuldig geſprochen oder die Unterſuchung aus Mangel recht— 
licher Beweiſe in dem Falle gegen ihn aufgehoben wurde, daß 
er durch keine eigene Handlung zu der Unterſuchung Veran— 
lafjung gegeben hat, ſondern nur durch Zuſammentreffen 
mehrerer von ihm nicht abhängiger Umſtände in Unterſuchung 
gezogen wurde, zu der Vergütung der Koſten nicht ver— 
pflichtet. 

Eben ſo geht aus der Analogie des §. 449 II. Thls. des 
St. G. B. und dem Hofdecrete vom 5. October 1815, 3. 17,478 
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hervor, daß der Anzeiger, wenn er die Unterſuchung durch 
eine nachher falſch befundene Anzeige aus böſer Abſicht 
veranlaßt hat, zum Erſatz der Gerichtskoſten zu verhalten ſey. 

Die Heilungskoſten der veneriſchen Schüb— 
linge fremder Dominien zahlt nach dem Hofdecrete vom 
17. März 1808 der Staat ſelbſt ). f 

Rückſichtlich der Verpflichtung zur Entrichtung der Ge— 
richtskoſten in Delegationsfällen beſtimmte das Hofde— 
cret vom 5. October 1815, 3. 17,478 ), daß, weil nach dem 
§. 449 des St. G. B. II. Thls. die unterſuchende politiſche 
Obrigkeit, d. i. die zur Unterſuchung geſetzlich berufene, die Ges 
richtskoſten zu tragen hat, ſich in Anſehung dieſer Koſten im— 
mer an jene Obrigkeit gehalten werden müſſe, in deren Be- 
zirke die Übertretung verübt worden iſt, und welche daher in 
der Ordnung die Unterſuchung vorzunehmen gehabt hätte, 
wenn nicht aus anderen Rückſichten die Delegation für noth⸗ 
wendig erkannt worden wäre ). 

Auf eine mit dieſer h. Anordnung analoge Weiſe hat 
demnach auch bei Polizei-Vergehen in jenen Fällen, welche 
durch das Hofdecret vom 14. März 1812 den Kreisämtern - 
zugewieſen ſind, der Staatsſchatz die Koſten dann zu tragen, 
wenn das Kreisamt ſelbſt nicht unterſucht, ſondern eine an⸗ 
dere Obrigkeit delegirt; führt jedoch das Kreisamt ſelbſt die 
Unterſuchung, fo darf der Kreisbeamte, wie ſchon erwähnt, 


*) Galiziſche Gubernial-Verordnung vom 16. April 1808, Z. 15,828 
und 20. Juli 1808, Z. 33,437. 

) Krop. Gef. Franz 35. B. S. 223. 

) Dasſelbe enthalten auch nebſt einigen Erläuterungen die Hof— 
Deerete vom 22. März 1821, 3. 5885 und 3. November 1825, 
Z. 32,787. 
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eine Diäten, ſondern bloß feine Reiſekoſten in Anrechnung 
bringen. 

Die bei bloßen Erhebungen, um welche andere 
in⸗ oder ausländiſche Behörden angeſucht haben, auflaufenden 
Koſten hat nach dem Hofkanzlei-Decrete vom 30. April 1829, 
Z. 9476 ſtets die requirirende Behörde zu tragen. 


$. 103. 
Verpflegung der Arreſtanten. 


Ruckſichtlich der Verpflegung der wegen Polizei— 
Vergehen verhafteten Inquifiten iſt ſich nach der Analogie des 
Hofdecretes vom 6. Juli 1815 zu benehmen, vermöge welchem 
Arreſtanten, die ſich nicht aus eigenen Mitteln oder durch Un— 
terſtützung ihrer Anverwandten verpflegen können, täglich 
Waſſer, Brod (ein Pfund) und eine warme Speiſe zu verab— 
reichen iſt. Der verpflegte Sträfling iſt jedoch verpflichtet, den 
für ſeine Verpflegung wirklich ausgelegten Betrag, worüber 
die Conſignation den Unterſuchungs-Acten beigelegt werden 
muß, der Unterſuchungsbehörde in den früher erwähnten Fäl- 
len zu erſetzen ). 

Rückſichtlich der während der Unterſuchung erkrankten 
Arreſtanten iſt zu bemerken, daß der Wiener-Magiſtrat für 
ſeine Sträflinge ein eigenes Inquiſiten-Spital hat, während 


) In Gemäßheit der den politiſchen Obrigkeiten geſtatteten Er— 
laubniß, ſtatt der geſetzlichen Vergütung von täglich fünf 
Kreuzern, den auf die vorgeſchriebene Verpflegung wirklich 
ausgelegten Betrag in Aufrechnung zu bringen, beſteht bei 
mehreren hieſigen politiſchen Obrigkeiten die Übung, daß der Be— 
trag der täglichen Atzungsgebühr wegen des häufigen Schwankens 
der Preiſe von den Lebensmitteln nach einem dreißigtägigen Durch— 
ſchnitte des monatlichen Verköſtigungs-Tariffes ausgemittelt wird. 
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die andern Dominien Wiens, welche das politiſche Richter— 
amt ausüben, ihre erkrankten verhafteten Inquiſiten in das 
allgemeine Krankenhaus abgeben, für welche ſie jedoch nach 
der n. ö. Regierungs-Verordnung vom 15. Auguſt 1821, 
3. 31,091 die Verpflegsgebühren zu entrichten verbunden 
ſind ). Für verhaftete Inquiſiten, die ſich in bloß polizei— 
licher Unterſuchung befinden und erkranken, zahlt die 
Polizei» Behörde die Verpflegsgebühren. Solche Kranke wa- 
ren, jedoch nur in wichtigen Fällen, in das magiſtratiſche In— 
quiſiten-Spital abzugeben und mußte hiervon der Polizei— 
Ober⸗Direction von der betreffenden Bezirks-Direction ſogleich 


) Nach der bei dem hieſigen Magiſtrate beobachteten 
Prapis erhält der verhaftete Inquiſit, wenn er ſich nicht aus 
Eigenem verpfleget, die gewöhnliche Verpflegung, eben ſo in 
den dringendſten Fällen die nothdürftige entſprechende Kleidung; 
Kranke werden ins Inquiſiten-Spital überbracht, und falls 
einer ſtirbt, wird er beerdigt. Die verabreichte Verpflegung, die 
Heilungskoſten der erſt nach ihrer Anhaltung Erkrankten und 
falls ſolche ſterben, die Leichenkoſten werden als Gerichtskoſten 
angeſehen und bei Bemittelten ſogleich abgenommen, bei Un— 
bemittelten als derzeit uneinbringlich vorgemerkt. Wiewohl der 
Koſtenbetrag für verabreichte Kleider eigentlich zu den Gerichts— 
koſten gehört, wird er doch jedesmal als uneinbringlich angeſe— 
hen und behandelt, da dieſes ohnehin nur bei der dürftigſten 
Menſchenclaſſe der Fall iſt. Cur- und Beerdigungskoſten ſolcher 
Inquiſiten hingegen, die im kränklichen Zuſtande eingeliefert 
wurden, werden nach der n. ö. Regierungs-Verordnung vom 
4. October 1823, 3. 46,712 nicht als Gerichts- fondern als 
bloße Curkoſten behandelt, und wird ſich dießfalls nach den für 
hierorts erkrankte und ins allgemeine Krankenhaus zur Heilung 
überbrachte Individuen beſtehenden Directiven benommen. 
Eben ſo wird bei Vernehmung eines des Leſens und Schrei— 
bens unkundigen taubſtummen Ingquiſiten der Profeſſor des 
Taubſtummen-Inſtituts beigezogen, die Fuhr vergütet und der 
Betrag als zu den Gerichtskoſten gehörig in Rechnung gebracht. 
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Bericht erftattet werden, um zur Einbringung der Verpflegsge— 
bühren aus dem Vermögen des Arreſtanten oder ſeiner zah— 
lungspflichtigen Anverwandten nach den beſtehenden Norma— 
lien das Nöthige veranlaſſen zu können ). Nach dem n. ö. 
Regierungs-Decrete vom 20. Auguſt 1837, Z. 47,318 °) je 
doch ſind wegen politiſcher Vergehen in Unterſuchung befind— 
liche Polizei-Arreſtanten, Vagabunden und Schwärzer auf 
keinen Fall zur Abgabe in das Inquiſitenſpital geeignet ), da 
ſolche Individuen mit Criminal-Inquiſiten oder ſchweren Po— 
lizei-UÜbertretern und Sträflingen niemals verwechſelt wer— 
den dürfen; ſie ſind vielmehr in das allgemeine Krankenhaus 
zu bringen und hat ſich die betreffende Behörde bei der Über⸗ 
gabe derſelben den Zeitpunct ihrer Eignung zur Entlaſſung aus 
der Krankenanſtalt von der dortigen Direction mittheilen zu 
laſſen und ſodann die weitere Beſtimmung über dieſelben zu 
treffen. Für Arreſtanten, die ſich in polizeilicher Vorunter— 
ſuchung befinden und krank werden, haben die betreffenden 
Unterſuchungsbehörden die Heilungskoſten zu tragen ). 


) Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 12. Auguſt 1836, 
Z. 9624. 

2) Polizei-Ober-Directions-Circulare vom 11. November 1837, 
3: 15,032. 

3) Auch durch die Hofkanzlei-Deerete vom 31. Auguſt 1827 und 10. 
Sept. 1835 (n. ö. Regierungs-Verordnung vom 17. März 1836, 

Polizei-Ober-Directions-Cireulare vom 6. Juni 1836, 3: 6360), 
wurde ſchon verordnet, daß bloß Verbrecher und ſchwere 
Polizei⸗ Übertreter in das Ingquiſitenſpital abzugeben; 
Schwärzer, in politiſcher oder polizeilicher Unter: 

ſuchung befindliche Individuen ꝛc. hingegen ins allgemeine 

Krankenhaus zu überbringen ſind. 

) N. ö. Regierungs- Cireulare vom 3. Jänner 1835. 
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Geräth ein der Civil-Jurisdiction unterſtehender Baten- 
tal⸗Invalid in Unterſuchung, fo iſt ihm nach Hofkriegs⸗ 
räthlichem Reſcripte vom 12. Jänner 1830 und der n. ö. Re⸗ 
gierungs-Verordnung vom 1. März 1830, Z. 11,078 der Pa⸗ 
tental-Gehalt bis zur Beendigung der Unterſuchung zurückzu⸗ 
behalten und ſind hievon die Gerichtskoſten zu beſtreiten. Wird 
während der Unterſuchung eines Deponenten erhoben, daß 
derſelbe der Militär-Jurisdiction unterſtehe, ſo iſt nach h. 
Hofdecrete vom 9. November 1815, 3. 19,881 das Militär- 
Ararium verpflichtet, die Gerichtskoſten nach dem für Civil— 
Perſonen beſtehenden Ausmaße jedoch nur den gutsherrlichen 
Gerichten zu vergüten; da es durch das Hofkanzlei-Decret 
vom 17. September 1826, Z. 26,367 von der früher zwiſchen 
dem Militär-Arar und den landesfürſtlichen Unterſuchungs— 
behörden beſtandenen wechſelſeitigen Vergütung der Koſten 
fein Abkommen erhalten hatte. 


§. 104. 
Beſchränkungen des Rechts auf Koſtenerſatz. 


Sämmtliche Unterſuchungskoſten hat die Unterſuchungs- 
behörde für den Fall der; Uneinbringlichkeit, die nach dem 
§. 451 des II. Thl. des Strafgeſetzes zu beurtheilen iſt, nach 
dem Hofdecrete vom 6. Februar 1812 ſelbſt zu tragen; jedoch 
ſteht es derſelben frei, ſich ihr Recht, den Koſtenerſatz zu 
fordern, für den Fall vorzubehalten, als der zur Entſchädi— 
gung Verpflichtete zu Vermögen gelangt. Eben ſo unterliegt 
es keinem Zweifel, daß ſich die politiſche Behörde in den Fäl— 
len des $. 1302, (wenn nemlich Mitſchuldige vorhanden find, 
welche vorſätzlich Schaden zugefügt haben, oder auch nur aus 
Verſehen, in welch letzterem Falle jedoch die Antheile der Ein— 
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zelnen an der Beſchädigung ſich nicht beſtimmen laſſen), in 
Betreff der gehabten Vorauslagen an Einen der Mitſchuldi⸗ 
gen halten dürfe; wo dann Einer für Alle und Alle für Einen 
zu haften haben. 

Alle dieſe Normalien haben ruͤckſichtlich der Unterſuchun— 
gen über Polizei-Vergehen ihre Gültigkeit, kommen jedoch 
ſelten in Anwendung, da die Unterſuchungsfälle gewöhnlich 
ſehr einfach ſind, und ſelten Complicität Statt findet. Die der 
hieſigen Polizei-Behörde zur Laſt fallenden Verpflegsgebüh— 
ren werden ſo wie alle Auslagen, die das Polizeihaus veran— 
laßt, aus dem Local-Polizei-Fonde beſtritten, deſſen Conſti— 
tuirung, Directiven und Bedeckungsquellen mit Allerhöchſter 
Entſchließung vom 3. September 1817 feftgefegt wurden ). 


) Hofkanzlei⸗Deerete vom 21. September und 6. November 1817. 
S. Siſtem der öſterr. adminiftrativen Polizei vom Grafen v. 
Barth-Barthenheim 4. Band Ss. 633 bis 640. 


HEN 


Achtes Hauptſtück. 


Von der Leitung der Gerichtsbarkeit über 
Polizei-Vergehen und der allgemeinen 
Aufſicht darüber. 


§. 105. 
Aufſicht der oberen Behörden. 


Was die Behörden anbelangt, welche die Oberaufſicht 
über die erſten Inſtanzen in Polizei-Vergehen zu führen ha— 
ben, ſo fallen ſie ganz mit den Oberbehörden über ſchwere 
Polizei-Übertretungen zuſammen und haben dießfalls die im 
letzten Hauptſtücke des Strafgeſetzes II. Thls. enthaltenen Be— 
ſtimmungen ihre volle Anwendung zu finden. 


§. 106. 
Negiſtratur und Nachſuchungs⸗Protocoll. 


Was die Aufbewahrung der bei Ausübung der Ge— 
richtsbarkeit über Polizei-Vergehen auflaufenden Acten anbe— 
langt, ſo iſt ſich vermöge der mehrmals wiederholten Vor— 
ſchrift, daß bei Polizei-Vergehen nach der Analogie des 
zweiten Theiles des Strafgeſetzes vorzugehen ſey, nach der 
Analogie der dießfalls für ſchwere Polizei-Übertretungen im 
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neunten Hauptſtücke enthaltenen Anordnungen, fo wie des 
rückſichtlich derſelben erlaſſenen Hofdecretes vom 30. Septem⸗ 
ber 1806 zu benehmen, und ſind demnach die bei derlei polizei— 
lichen Straffällen ſich anhäufenden Acten abgeſondert von 
den übrigen polizeilichen Amtsacten und zwar gemeinſchaftlich 
mit den Acten in ſchweren Polizei— Übertretungsfällen aufzube— 
wahren und auf die im II. Thl. des St. G. B. vorgeſchriebene 
Weiſe in Evidenz zu halten. 
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Ah, en heine jan! 
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ln . 
0 . 5 
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e ut nern are. es 
— wann und wem zur Beſtimmung derfelben der Rechtsweg 
r N TE TE N u Sana 
— wie ſie im Erkenntniſſe zu beſtimmen & 10. 
Entweichung nach der Erkenntnißſchöpfung $. 998. .. 
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ies Polizei dnnn s. euere 
Erforderniſſe eines Polizei-Vergehens S. G 
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— für ausländiſche Behörden, Verbindlichkeit zur he 
% ( . 922 U 
Erkenntniß, wann ein ſolches zu ſchöpfen ſey $. 69 FT 
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„ 1 ie i 
— Ausfertigung desfelben §. 74 8 2 an 
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iſt nicht nothwendig S. 74. . 4 
— Beſtätigung des, durch die Polizei-Ober— 0 & 75 
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— welche der Landesſtelle vor dem Vollzuge vorzulegen find 
F . 3 
— Befugniß der Landesſtelle eier her 111 e 
d e 8 . . 
— Bekanntmachung desſelben an Eon Beſchuldigten $. 78 4 
Dann „ 94 „ de e en 
— bei welchen der Recurs zuläſſig is D 
— eine Abſchrift des, darf der Recurrent fordern $. 84 .. 
— Mittheilung mancher, an andere Behörden §. 94. 
— - Vollſtreckung der, S. 99999999 i 


256 


Seite 
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Erwerbung des Sträflings, Rückſicht darauf iſt Grund zur 


Strafänderung $ 22 . 915778 
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„ en . 38 
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Flüchtige nach der Erkenntnißſchöpfung §. 99 + » 
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Fremde, f. Ausländer. 
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Gerichtsbarkeit, wem dieſe bei Ehrenkränkungen gebührt 
ff dee ’ 
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Landesſtelle, welche Erkenntniſſe derſelben vor der Voll— 


ziehung zur Beſtätigung vorzulegen find S. 7. 
— HBefugniß derſelben rückſichtlich der ihr vorgelegten Er— 
kenntniſſe 5. 7 5 1 
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n vs 


— Obliegenheit der, rückſichtlich 155 Nen $. 87 
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ſigen Grundgerichte hinſichtlich der, S. 5838383. 154 
— Zuſammentreffen der, mit andern ſtrafbaren Handlungen 
4 > . . 156 
Einfluß der Eigenſchaft dere auf die ERROR 9 535 19 
— GBeſetzung der Behörde über, §S. bp̃⁸ dd 4 1 
— der Militär⸗Polizei-Wachgemeinen §. 606. 171 
— der Gränz⸗ und Gefällenwache S. 60. 172 
— Beweiſe bei, $$. 67 und 8. 3 184 
- Ertſchädigungsrecht der durch, Beſchädigten F. 7 172 22 
—— bei Verhandlungen wegen, iſt kein Actuar oder 8 
nöthig S. 1ꝝũ4dad en, Nee 
— Erkenntniſſe über, dürfen vor der Vollziehung der Poli⸗ 
zei⸗Ober⸗Direetion vorgelegt werden $. 75. 197 
— wann der Landesſtelle $. c 199 


— HBefugniß der letzteren S. 77 el 
— Stämpelpflichtigkeit der Verhandlungen Wer §. 100 . 235 
— Gerichtskoſten bei, $$. 100 — 104 233 


— Leitung der Gerichtsbarkeit u. Aufſicht bei, gs. 103 u. 106 244 
— Wache, Mittel zur Aufrechthaltung ihres Anſehens S. 3 23 
—— hat ſich bei Dienſtverrichtungen human zu er $.39 115 
— Competenz bei Vergehen der, g. .. 15 
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Polizei: Wache, Beweiskraft der Ausſagen eines Militär: 
Polizei-Wachgemeinen $. 67. 

Poſtillione, ungeſchliffenes Betragen rſelben gegen Rei⸗ 
ſende $. 34. 5 

Poſtporto bei eg über og: Vergehen g 100 

Practikanten beeidete, Polizei- 1 der, wo zu be⸗ 
handeln §. 22 \.ame ee e e 

Präturen, ſ. Send S 

Preſſe, Vorkehrung, daß ſie nicht zu Ehrenkränkungen Kr 
braucht werde $. 30 

Proceß verhandlungen, Ehrenkränzungen RR 57 

Protocoll, Nachſuchungs- . 1oÜ.ꝛ » 2 2: 2 dene. 


R. 


Recepte, Mißbrauch derſelben zur Entdeckung der Krank— 
heitsgeheimniſſe $. 37 “ES k 
Rechtsmittel gegen das Verſchulden des Richters 1 93 
Rechtsweg, wann der, zur Beſtimmung der Entſchädigung 
dem Beſchädiger und Beſchädigten offen ſteht §. 71. 
Sau F. , 
— die Ergreifung ie if Baar u, ene des 
Beſchuldigten von der polit. Behörde nicht bedingt . 72 
Recurrent, dem, iſt eine Abſchrift der Beweggründe und 
des Erkenntniſſes zu verabfolgen §. voc 
Necurs, wann er Statt findet, und wohin er zu gehen hat 
S D. nee ens Nn 
— wer zur Ergreifung des, berechtigt iſt 8. 80 ehe 
—— binnen weldher Friſt er einzubringen iſt S. 9e. . 
n , Gar ae 
— vo er einzubringen iſt §. p. a 
—— Obliegenheit der erſten Inſtanzen rückſichtlich der, 2 80 
— HBefugniß der Landesſtelle rückſichtlich der, d. 87 .. 
— Erledigung, wie fie zu geſchehen hat §. 87. 
— Wirkungen des, $. 88 
— bei auf Geldſtrafe lautenden Erkenutniſſen haben 1 
Suſpenſiv-Effect §. l. « N 
— in Dienſtbothenangelegenheiten $. 80 978 
— iſt die Partei ſtets über die Friſten zu belehren 5. 78 
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Recurs, Stämpelpflichtigkeit bei, $.100. . . sur 
Recurs-Friſt ift im Erkenntniſſe ftets ur rät $. 78 
dann $. ü a * 8 eln 
Regiſtratur bei Polizei- Vergehen g. 106 „ 
Reinigung, monatliche, der Weibsperſonen, ſchließt die 
Vollziehung der Züchtigung aus. 9ooeo 9. 
dann $. 101! 
Neiſende, ungeſchliffenes betrat x Poſtillione 8. 34 
Reviſion der Erkenntniſſe über Polizei-Vergehen §. 75 
Richter, Rechtsmittel gegen Verſchulden der, S. 99 .. 
Ruf, als Urſache gerichtlichen Einſchreitens S. 57 .. 


S. 


Säugende Weibsperſonen ſind mit Vollziehung der Strafe 
sven ir, LTE, Krk 0 
CT 

Satzſchriften, Injurien in, S. a5. 


Schade, ob er zur Begründung eines Polizei = Baabe 


nothwendig iſt §S. 18 . 
— Art und Größe desſelben iſt ER 7 dre ue 8. 70 972 
Schadenerſatz, wie er dem Beſchädigten zu ere ſey 

$. 58 * * * . — * . * * . * * . * * 

dann $$. 70 — 73 “ * . . „ . * 0 * * 
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— gegen die im Erkenntniſſe der politischen Behörden ent⸗ 


haltene Beſtimmung des, ſteht dem Beſchädiger und Bes 

ſchädigten der Rechtsweg offen $. ⁊222 2.2 0. 
— Grecution des Erkenntniſſes auf, iſt beim Civil-Richter 

anzuſuchen 8, 9 a a HR ee 
—— f. auch Entſchädigung. 

Schilderungen, bildliche, wann fie als ee 
zu behandeln find $. 3J30 88 2 
Schimpfliche Benennungen ſind in Amtögefhäften zu ver⸗ 

, . A 
dann §. 88. 2 See 
Schimpfnamen an öffentlichen Orten $. 34 en A 

Schläge, Behandlung oder Bedrohung mit S. 34. 

Schluß, wann das Verfahren durch, zu endigen §S. 69 .. 
Schmähſchriften, und ſchmähliche Schilderungen §. 30. 
Schmähung, wegen ausgeſtandener Strafe §. 3. 


192 
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Schriften der Advocaten, Injurien dafelb L. 3. 
und S. BET ENT 
Schüblinge, veneriſche, Verbindlichkeit zur Beſtreitung der 
Heilkoſten 8,102 05 
Schubverfahren, wann ſolches 5 . Samut 
einzuleiten iſt S. 9 ne es 
Schüler, Mißhandlung der, durch ine Ps. 2 „ 
dann S. 3A 0 M rt ee 22715 
und S. 38 una ine 
Schuldloſigkeit, ein Erkenntniß auf, ſchließt die Wieder- 
aufnahme der Unterſuchung nicht aus §. 92 .. R 
Schwärzer, erkrankte, wo fie zu heilen find S. 1. . 
Schwangerſchaft, Aufſchub der n der a 


Wen, ds 8 1 

dann F. 101 . % , . 31 
Schwere Polizei - Rtertertaagen . Polggei 

tungen. 


Soldaten, beurlaubte, Competenz bei . der⸗ 
ſelben S A ite. als sr 

— Erledigungen über Geſuche Nr ſind ee das ‚Denn 
Kriegs-Commiſſariat zuzuftellen §. 94 . rar 

— ſ. auch Militär-Perfonen. 

Speiſen, ſ. Koſt. 

Staatsbeamte, ſ. Beamte. 

Stadtpräturen, Competenz derſelben bei e en 
S 3% Wan 9 

Stellung, wann De Beſchuldigte Daran vor die Behörde 
zu bringen iſt $ cons2s METER" 

Stempel, welche Protocolle dem, unterliegen $. 65 A 

—— Befreiung der Schriften bei ſchweren Polizei-Übertretungen 
vom, S. 100 2) Id. 8 5 „ 

dießfällige Verordnung bel Polizei: Vergehen $. 100 

Stiefältern, Berechtigung der, zur Ergreifung des Recurſes 
i 5 . BRETT 

Stoffe, Genfurvorſchriften rückſichtlic bs 30 Men 

ee Polizei: Vergehen an 52 „6 4 
dann §. 7814 Wan ; „ed, 


— wegen en Vergehen ſind von andern geßihvlich d 


Art zu trennen $. 96. 2.» eich 
— Vorſorge für ihren Nahrungsſtand 5 97 4 
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Sträflinge, entlaſſene, Verfahren mit, S. 99 
Strafen bei Polizei-Vergehen im Allgemeinen §. 18 — 22 
— der Ehrenkränkungen ESS nen 
— umänderung des Arreſtes in Geldſtrafe F. 22 
— Wirkung der wegen eines Polizei-Vergehens ausgeſtan⸗ 
Z ̃ —— ²— 
— Vorwürfe über eine ausgeſtandene oder erlaſſene $. 36 
— die wegen eines Polizei-Vergehens verhängte, iſt nicht 
in das Wanderbuch einzutragen S. 35. er 
— Grlöfhungsarten der, $.4l. » e RD SE 0 
— in den Erkenntnißabſchriften, die dem Beſchädigten ver⸗ 
abfolgt werden, iſt ſie ſtets wegzulaſſen $. 1ꝝ2777 » 
— Milderung oder Nachſicht der, ſ. Begnadigung. 
Strafgelder haben die Erben des Beleidigers nicht zu ent⸗ 
P T „„ 
— wegen Polizei-Vergehen, Beſtimmung der, §. 98 
Strafrecht, inwiefern es der Polizei-Ober-Direction zus 
komme S. As 
Straße, ſ. öffentlicher Ort. 
Sufpenfiv- Effect, Wirkung des Recurſes §. 888 


T. 


Tage, wie viele zum Recurſe zugeſtanden find S. 8 1 
Taglöhner unterliegen der körperlichen Züchtigung ine 
Tapferkeits-Medaille, ob ſie durch ein begangenes Poli— 
zei⸗Vergehen verwirket wird §. 444/46 
Taubſtumme, Vernehmung derſelben §. 1ooo 922? 
Taxen, von gerichtlichen, S. 1oor s 
Thatbeſtandserhebung bei Ehrenkränkungen §. 58 
Tod des Beſchuldigten als Erlöſchungsart S. 41 9 
— des zur Klage Berechtigten als Erlöſchungsart der Ehren⸗ 
Wänkungen 22 nd 


* 


übertretungen, Abſonderung der ſchweren Polizei-, von 
den Vergehen §. 111i. 
— der Cenſur-Vorſchriften in Betreff der Stoffe und Fabri⸗ 
za 8.30 Mr ET N 


— f. auch Polizei-UÜUbertretungen. 


* * . * * * 0 * — 
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Umänderung des Arreſtes in Geldſtrafe 2 .... 

Unbeſonnenheit, wann ſie zur Exiſtenz eines Polizei-Ver⸗ 
gehens genügt . „e NE 

Unbilden, wörtliche, Verfahren dabei es 3 „ i 

Unmündige, ſ. Kinder. 

Unterfertigung des Verhörs— 1 und des Erkennt- 


Nies 8 „ e 
dann S Sk 

Untergebenen, fälſchliche Beſchuldigung 9625 Bas Bor- 
gesetzte S 3 er R 


Unterhalt, auf den, der Familie des Sträflings iſt bei 55 
Strafbemeſſung Rückſicht zu nehmen §. 14. 
daun §. 10% œ h c; Ku ae 
ſ. auch Koſt. 

Unterordnung der politiſchen Behörden §. 19 . 

Unterſuchung, wann die, vom Verlangen der Partei ab— 
Haut e e a 

— wie ſie bei Ehrenkränkungen einzuleiten und abzuführen 
ESS 52 6 % % ⁰ . RER 

— wann und wie fie brevi manu beizulegen iſt S. 66 . 

— wann und wie fie von N abzuführen iſt §. 63 . 
dann d. AN 3 . 

— wann ein Erkenntniß über die, 0 geh if $. 69 3 

— mann fie wieder aufgenommen werden kann $. 92 .. 

Unterſuchungs-Acten, wann dem Beſchädigten die Ein— 
ſicht der, zu geſtatten ſeh L. S Dr 

Unterthansſöhne, ob ſie der körperlichen Züchtigung un— 
kerligen g t 0 e 

Unvorſichtigkeit, ſ. Fahrläffigkeit. 

Un wiſſenheit des Geſetzes entſchuldiget nicht O. 12 .. 

Urlauber, welcher Gerichtsbarkeit fie unterliegen $. 47. . 

— können unmittelbar von den Civilbehörden als Zeugen 
vernommen werden §. 6G a. 


V. 


Veneriſche Krankheit, ſ. Lu ſtſeuche. 

Verbrechen, ob die Beſchuldigung eines, ſich auch als blo— 
ßes Polizei-Vergehen darſtellen kann S. 25 2.» 

— von Kindern begangen, ſ. Kinder. 

Verbreitung von Ehrenkränkungen . 31 
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Verdacht, beim, der Flucht iſt mit n hene 
an „ 5 8 * v- 
Verfahren, bei wörtlichen Unbilden $. 3 ER IR 
bei Ehrenkränkungen überhaupt. » » 0 2 0. 137 
— ſummariſches, bei Ehrenkränkungen §. 66. „ 181 


— gegen Flüchtige §S. 99. % Kor 
Vergehen der Kinder in Schulen s 2 en 
i A a 


— ſ. auch Polizei⸗ erden 
Vergleiche, wann Ehrenkränkungen durch, beizulegen ſind 
T K »A 
— dann S. 63 N RER 1 Wan 
— Erforderniſſe und Wirkungen der, So. 64 u. 65 n 
— Stempelpflichtigkeit derſelben, S. 66 .. 179 
Vergütung der Dienſtleiſtungen und Auslagen Aare 
er 26 
—— f. auch Entſchädigung. 
Verhaft, wann mit, he Eee ee re 
dann $. 1 te an LI 
— Erſatz der Verpflegung! im 4 103 . 
Verhandlungen bei Polizei-Vergehen $. 100 235 
Verjährung, Erlöſchung der Ehrenkränkungen durch, 


S. 43 u. 44 127 
— wodurch die, bei Polizei⸗ reach e ie 

pP ae wu 129 
Verlangen des Miß handelten, wann die Webs des 

Schuldigen vom, e 5 „ 100 
— dann S. 57 e 164 
Verletzungen der Ehre, vom . e ‘pe 

achtes „ 10 
— Rechtsbeſtändigkeit be Strafen über, 9 5 13 
Vermögensumſtände des n zu asıden s 22 59 

dann §. 66 Sn 184 


Verpflegung der Arreſtanten g. 103 „ an, = 
— ſ. auch Koſt. 
Verſchärfung findet bei einem Recurſe nicht Statt §. 87. 215 


Verſehen des Richters, Rechtsmittel dagegen $. 98. 221 
— wann ein, zur Exiſtenz eines 5 5 1 a 
r N R A | 


Verſuch, wann er ſtrafbar an 8 e RT 
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Seite 
Verurtheilung, ſ. Erkennt niß. 
Verwandte, welche ſich ihrer Ausſagen aul kane können 
Sh! an „ ea 
Verwandtſchaft, FR ift bi Ehrenkränkungen ein erſchwe⸗ 
render Umſtand 32 22 3 19098 
Verweis, wann Ehrenkränkungen dame ai find 23-6 
dann e 6 einer SuiOHe HR gen %s PER; 
Vollziehung der Erkenntniſſe über Polizei— Bae en $. 95 226 
— wann ſie wegen eines Recurſes aufzuſchieben $. 88 . . 216 
— wann ſie wegen des körperlichen Zuſtandes des Verurtheil— 
ten aufzuſchieben S., 6 ⁵ ⁰² Bu⸗KrU ! 


dann §. 99 ʒ - 5 8 . 227 
Vorforderung, auf, ine Erſcheinende F ſind zu ſtellen ’ 
$. 61 * „ * * * * * * * * . * * . 173 


Vorgeſetzten, Einfluß des Verhältniſſes ns: zum belei- 
digten Untergebenen auf die Beſtrafung §. 333. 94 
Vorladung, wie fie bei gewiſſen Perſonen einzuleiten $. 59 169 
dann S. 66 . . a 
Vormund, Züchkigungsveche desſelben $. 34 „5 
daun 333 also) ee „„ „„ EEE 
Vorſaz, böſer, bei Polizei-Vergehen $. 6 MU 
Vorunter ſuchung, in der, Erkrankte, Verbindlichkeit zum 


Koſtenerſatze S. 1bo » » ... 1 „ 
Vorwürfe über die ausgeſtandene ze. Strafe g. 36 3 4108 
W. 
Wache, Beleidigung einer, §. 5. „* * 
— dabei hat die Arretirung in der Regel foalekh 5 see 
hen 8:59 % ,, Y e 170 


— Stellung zum Verhöre durch die, N 61 e 423 
Wachmannſchaft, ſ. Poly Wa chwann cha 
Wachſtube, wirkliche Arreſtſtrafe iſt we dort zu vollziehen 


§. 98 0% 9 228 
Währung, in er, Geldſtrafen 1 85 Pati dae 

zu entrichten ſind S. 20 . 54 
e Mißhandlung ihrer Wapitinder 5 34. 50 

bum c 38 nmel Fi A t e 
— ihre Berechtigung zum Recurſe N 80 „„ 


und zur Gnadenwerbung $. hchom st „ 28 
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Wahrheitserinnerung beim Zeugenverhöre §. 58. . 168 
Wanderbücher, dahin iſt die wegen eines Polizei-Vergehens 
eingeleitete Beſtrafung nicht anzumerken $. 35... 103 
Warnung, wann und wie Ehrenkränkungen damit abzuthun 
ſind §. 6 8 NE eee 
Wechſelgerichte, ſ. Merkantilgepichte⸗ 
Wehmutter, Bekanntgebung der anvertrauten Geheimniſſe 
. e 
— Vergütnng der Dienſtlelſtungen 175 6. 101 0 k 236 
Weibsperſonen, ſchwangere und ſäugende, Vorſicht bei 


Vollziehung des Erkenntniſſes §. 9759 6. 227 
Widerruf, wann der, bei Ehrenkränkungen cheat 0 

D 61 
— eines Borgefehten. bel l efsutdigung 99 

einen Untergebenen $. 3 1 94 
— iſt zur Verjährung der ende dungen nicht noihtwen⸗ 

dig §. 3 128 
Wirkung des, nach di Kuben zung des erben 

ne 0. 2 dm DIR 
Wi a der Untersuchung ge 92 e 
Winkelbuchdruckereien, Verboth der, $. 30 89 
Winkelſchreiber, wie gegen fie vorzugehen iſt S. 28. 75 
Wirkung der ausgeſtandenen Strafe §. 4. 62 
— des Recurſes §S. 88. ee eee 
— des bloß angemeldeten Recurſes 8. 88 PAR 217 
—— der Recurſe bei Erkenntniſſen, die auf Geldſtrafen 1 

0 217 
Wirthſchaftsämter, herdſchaſtüchen Wirksamkeit Bi bei 

Polizei-⸗Vergehen §. 53885. 154 


Wundärzte, Vergütung der Dienſtleiſtungen de & 101 236 


3. 


Zeit der Verjährung bei Injurien §. 1dj;d.dwW&ʒ; 124 


dann S. 42e 129 
Zeugen find bei Polizei: eig ehen nicht ii Kedskten 4. 58 167 
—— Wahrheitserinnerungen an die, $. 58. 168 
— vom Gerichtsorte entfernte, Anſpruch dafl, Auf Sup 

und Zehrungskoſten $. LOL - » .» - EN .. 236 
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Zeugenbeweis durch Mitſchuldige, ob er bei 7 Ver⸗ 
gehen zuläßig iſt F. 88. 200 201 
Zeugniß eines beeidigten Beamten $. 67 aa RE" 
— eines Polizei-Dieners oder einer Polizei: Wade $. 67. 
— die nächſten Verwandten des Beſchuldigten können ſich des, 
gegen ihn enkſchlagen S. . 
— der Kunſtverſtändigen $. 101 1 / 
Zöglinge, Mißhandlung der, durch ihre Erzieher $. 34 0 
Dann „ d e 
Züchtigung, körperliche, Beſchränkungen in der enden 
„ M/ ( TT 
—— Umänderung der, S. 111 eee 
— Umfang des Rechts zur häuslichen, s 34 ee e 
daun S. 8 3 5 WERE 
—— Vorſchriften bei der körperlichen, $ . 66 
dann §. 955 „ 8 . 
— Lohn für die Vollziehung der körperlichen, a 101 } 
Zufall, wenn die Vollbringung eines e durch, un⸗ 
terblied F. ß Ru a 
Zurechnung bei Kindern $. 15 SEHE IE 8 
Zuſammentreffen eines Polizei-Vergehens mit anden 
ſtrafbaren Handlungen §. doe qqJn nr. 
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In der Buchhandlung von J. G. Ritter von Mösle 
und Braumüller ſind erſchienen: 


Barth ⸗Barthenheim, J. B. E. Graf von, Syſtem 
der öſterreichiſchen adminiſtrativen Polizei, mit 
vorzüglicher Rückſicht auf das Erzherzogthum Hſterreich 
unter der Enns. 4 Thle. gr. 8. 10 fl. C. M. 


Erſter Theil enthält: Einleitung Polizeirecht; 1. Haupt— 
ſtück; Staatsſicherheits-Polizei. 2. Hauptſtück; Landesſicherheits— 
Polizei. — Zweiter Theil enthält: 3. Hauptſtück; Orts- 
Polizei. — Dritter Theil enthält: 4. Hauptſtück; Haus⸗ 
Polizei. 5. Hauptſtück; Privatſicherheits-Polizei. — Vier ter 
Theil enthält: Von dem Verfahren in Polizeiſachen. 


— Sfterreihifhe Gewerbs- und Handelsgeſetz⸗ 
kunde. 9 Bände. gr. 8. 10 fl. C. M. 

Das Ganze iſt nach folgenden, von dem hohen Com— 
merz⸗Hofcommiſſions-Präſidium beſonders gutgeheiße— 
nen ſyſtematiſchen Leitfaden mit der größtmöglichſten Voll— 
ſtändigkeit bearbeitet. 


Erſter Band, oder der allgemeinen öſterreichiſchen Gewerbs— 

und Handelskunde L Theiles I. Band. 

Einleitung. 

Allgemeine Gewerbs- und Handelsrechte. 

I. Hauptſt. Von der Natur und Beſchaffenheit der Ge- 
werbs- und Handelsrechte, den geſetzlichen Bed ingun⸗ 
gen zu deren Erlangung, dann von deren Ausübung 
und Erlöſchen. 


Zweiter Band, oder der allgemeinen öſterr. Gewerbs- und 
Handelsgeſetzkunde I. Theiles II. Band. 


II. Hauptſt. Von der Gewerbs- und Handels-Polizei. 


Dritter Band, oder der Allgemeinen öſterr. Gewerbs- und 
Handelsgeſetzkunde II. Theil. 
Von dem politiſchen Verfahren in Gewerbs und Handelsſachen. 
I. Hauptſt. Allgemeine Beſtimmungen über das Verfahren 
in Gewerbs- und Handelsſachen. 
II. Hauptſt. Von den in Gewerbs- und Handelsſachen wirken⸗ 
kenden Behörden. 
III. Hauptſt. Von den einzelnen vorzüglichern Beſtandthei— 
len des politiſchen Verfahrens in Gewerbs- u. Handelsſachen. 


Vierter Band, oder der beſondern Gewerbs- und Handels— 
geſetzkunde I. Theiles I. Band. 
1. Hauptſt. Von den einzelnen freien Beſchäftigungen. 
1. Abtheil. Von den freien Erzeugungsbeſchäfti— 
gungen. 
II. Hauptſt. Von den einzelnen beſchränkten Beſchäftigungen. 


A. Von den Profeſſionen, welche der Bau- und Feu er. p o⸗ 
liz ei unterliegen. 

B. Von den Beſchäftigungen die der Nahrungs- und Markt⸗ x 
Polizei unterliegen. 

C. Von den Beſchäftigungen, die fih mit Bereitung der 
Nahrungsmittel abgeben. 


Fünfter Band, oder der beſondern Gewerbs— und Handels: 
geſetzkunde I. Theiles II. Band. 


D. Von den Beſchäftigungen, die zur Bewahrung des 
menſchlichen Lebens u. der Geſundheit Diem 
E. Von den Beſchäftigungen, welche in Hinſicht auf die Si- 
cherheit des Eigenthums einer beſonderen Polizei- 

Aufſicht bedürfen. 

F. Von den Beſchäftigungen, die in Beziehung auf die Si⸗ 
cherheit des gemeinſchaftlichen Staatsverban⸗ 
des, des öffentlichen Ruheſtandes fo wie zur Er⸗ 
haltung der guten Sitten einer beſondern Polizei- Aufſicht 
bedürfen. 

G. Von den Beſchäftigungen, die ſich mit Trans p ortirung 
der Menſchen befaſſen, u. ihren Hülfsgewerben. 
Sechſter Band, oder der beſondern Gewerbs- und Han⸗ 

delsgeſetzkunde II. Theiles I. Band. 

2. Abtheil. Von den Commercial-Beſchäftigungs— 
rechten. 

A. Von den einzelnen Gommercial-Profeifion & 
Rechten. 

Siebenter Band, oder der beſondern Gewerbs- und Han— 

delsgeſetzkunde I. Theiles II. Band. 

B. Von den einzelnen Handlungsrechten. f 

1. Abſchn. Von den einzelnen Handlungsrechten auf eige— 
ne Rechnung. 

A. Von den Großhandlungsrechten. 

8 Von den Kleinhandlungsrechten. 

2. Abſchn. Von den Handlungsrechten auf fremde Rech— 
on del nähmlich Commiſſions- und Speditions⸗ 
an del. 


Achter Band. Umſtändliches alphabetiſches Regiſter. Fa 
Ergänzungsband zur öſterr. Gewerbs- und N en 
gr. 8. 1829. 
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